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V O R W O R T 

Dieser dritte Band der Sozialethik hat, obwohl schon längst angekündigt, 
lange auf sich warten lassen. Das ursprüngliche Manuskript war bereits vor 
längerer Zeit fertiggestellt. Ich habe es aber nochmals ganz überarbeitet, indem 
ich die Behandlung von vielen Einzelfragen herausnahm, um die eigentliche 
sozialethische Gedankenführung besser kenntlich zu machen. Es war nämlich 
nicht meine Absicht, all das handbuchartig zusammenzutragen, was man 
anderswo ausgiebiger und kompetenter dargestellt finden kann. Es kann nicht 
die Aufgabe des Sozialethikers sein, praktische Detailfragen zu lösen, sondern 
vielmehr schrittweise die Normen herauszuarbeiten, die mit einem dem jeweili­
gen Objekt entsprechenden Sachwissen ihre Konkretisierung erfahren müssen. 
Das Gewicht meiner Darlegungen liegt darum auf der Normenlogik. Ich wollte 
mich streng an die sozialethische Argumentation halten im Bemühen, die 
verschiedenen Wissenschaftsbereiche nicht zu verwischen. Der Schwerpunkt 
liegt also auf dem erkenntnistheoretischen Aspekt. Der Leser soll lernen, wie 
man sozialethisch vorgeht, wie sich die Normen aufbauen und innerhalb 
welcher Grenzen diese für die Wirklichkeit Gültigkeit haben. Die sozial­
ethischen Normen sind Orientierungssignale, sie sind kein Rezept zur Lösung 
sozialer Probleme. Dazu braucht es mehr als nur Sozialethik. Dazu sind auch 
andere Wissenschaften und nicht zuletzt die Klugheit aufgerufen. 

Bei der Überarbeitung meines alten Manuskriptes habe ich einen Großteil der 
Zitationen und literarischen Hinweise ausgemerzt, vor allem im Hinblick auf die 
anderen Sprachen, in welche auch dieser Band übersetzt werden soll. 

Die Bibliographie enthält nur die hauptsächlichen Veröffentlichungen vor 
1956 und nach 1979. Die Zeit von 1956-1979 wurde in der von mir und meinen 
Mitarbeitern herausgebrachten, elf Bände umfassenden „Bibliographie der 
Sozialethik"1 registriert. Die zu diesem hier vorliegenden Band gehörenden 
Veröffentlichungen sind unter Nummer III (Die soziale Ordnung) in jedem 
Band der „Bibliographie der Sozialethik" zu finden. 

Nun noch ein Wort zu meinem persönlichen erkenntnistheoretischen Stand­
punkt. In der nun über 55 Jahre umfassenden Studien- und Lehrtätigkeit habe 

1 Freiburg i.Br. 1960-1980. 



6 Vorwort 

ich mich eingehend in die Opera omnia des Thomas von Aquin vertieft. Was ich 

aber aus diesem Studium hier verwerte, sind nicht Positionen zu einzelnen 

Fragen. Man kann diesbezüglich vieles vergessen, was Thomas von Aquin im 

einzelnen vorgetragen hat. Ich halte es darum für ganz verfehlt, wenn sich 

Autoren auf diese oder jene Stellungnahme des Aquinaten berufen, indem sie 

einzelne Texte herausnehmen, um für ihre Ansicht eine gewichtige Autorität 

anzuführen. Was man aus Thomas lernen sollte, ist die Art und Weise, wie er die 

Probleme anfaßt, nicht welche Lösung er vorträgt. Man darf sich nicht damit 

begnügen, anhand eines Registers Texte zusammenzusuchen. Man muß buch­

stäblich alle Werke durchlesen und durchstudieren, um sich dann eigenständig 

von der Grundlage des gewonnenen erkenntnistheoretischen Standpunktes aus, 

getrennt von einzelnen Texten, mit modernen Fragen zu befassen. Damit 

vermeidet man - das Wort sei mir gestattet - , „paläothomistische" Naturrechts­

positionen zu verteidigen. 

Im Mittelpunkt der thomistischen Erkenntnistheorie steht die Abstraktion, 

die nicht mit dem üblichen Essentialismus verwechselt werden darf. Ohne 

Erfahrung gibt es keine Abstraktion. Unter Erfahrung darf aber nicht nur die 

Konstatierung von gesetzmäßigen Prozessen verstanden werden, wie sie z. B. 

die Soziologie zum Objekt nimmt. Es gibt auch - und dies gilt für die Wert­

ordnung - eine innere Erfahrung, von der übrigens auch Kant ausging, wenn er 

das Sittliche im Unterschied von „ist" im „Soll" begründete. Näheres hierüber 

ist in meinem Aufsatz „Erkenntnistheoretische Anmerkungen zur Frage der 

Trennung von empirischer und philosophischer Gesellschaftswissenschaft" 

nachzulesen2. 

Meiner Mitarbeiterin Dr. Brigitta Gräfin von Galen habe ich zu danken für die 

Erstellung der Bibliographie, für die gründliche Mitlesung der umfangreichen 

Literatur, sowie für die Lesung der Druckbogen. Dem Schweizerischen 

NationalfonckfürwissemchaftlicheForschungseiauhichuggedanktrürfmanzieüe 

Unterstützung. 

Fribourg, den 31. Dezember 1984 A.F. Utz 

2 In: Gesellschaftspolitik mit oder ohne Weltanschauung ? Hrsg. vonder Internationalen Stiftung 
Humanuni, Bonn 1980, S. 227-250. 
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ZUR EINFUHRUNG 

Rekapitulation: 

Der logische Prozeß in den sozialethischen Überlegungen 

Bevor wir uns von der allgemeinen Sozialethik (Bd. I) in die einzelnen 
Zweige der Sozialethik hineinbewegen, wird es gut sein, uns sowohl den 
Ansatzpunkt wie auch den logischen Prozeß in der Gewinnung der Normen vor 
Augen zu führen, um nicht in die Methode einer anderen Wissenschaft hinein-
zugeraten. 

Vom Wesen der Ethik überhaupt' 

Unter der Voraussetzung, daß die Ethik sich mit dem Soll zu befassen hat, das 

sich dem Menschen fordernd aufdrängt, kann es eine Ethik nur geben, wenn das 

Soll absolut ist, d. h. apriorischen Charakter besitzt. Damit ist viel gesagt, beson­

ders im Hinblick auf die Sozialethik (wenn es eine solche geben sollte), also im 

Hinblick auf die normative Ordnung der Gesellschaft. Das Soll ist demnach 

nicht gleich Freiheit der Menschen, sondern es wendet sich an die Freiheit in 

Form einer Forderung. Die Freiheit des Menschen erscheint somit nicht als ein 

Wert, sondern als Realisierungsfaktor der Werte. Wenn wir gezwungen sind, 

die Freiheit im Sinne eines gesellschaftlichen Wertes in das Fundament der 

Gesellschaft einzuzementieren, dann können wir hierfür nicht die Wertordnung 

als solche anrufen, sondern müssen den Grund in der Realisierungspotenz, 

näherhin in einer unabänderlichen Verfassung menschlichen Strebens suchen. 

Aus der allgemeinen Ethik verdient zum besseren Verständnis der Gesell­

schaftsethik noch memoriert zu werden, daß das Soll nicht irgendeine Folge von 

Zwecküberlegungen sein kann, es sei denn, man greife auf einen „Endzweck" 

des gesamten menschlichen Lebens überhaupt zurück, der sich als Absolutum 

manifestiert. Dieser aber wäre dann nicht als Zweck, sondern als absolutes Sein 

fordernd. Das absolute Sein, das sich zugleich als Endzweck anbietet, ist nur in 

zweifacher Weise denkbar, entweder im Sinn der christlichen Ethik als außer­

weltliches göttliches Wesen oder im Sinn des metaphysischen Idealismus Hegels 

als der Welt immanentes göttliches Bewußtsein. 

1 Vgl. A. F. UTZ, Ethik, unter Mitwirkung von Brigitta Gräfin von Galen, Sammlung Politeia 
Bd. XXIII, Heidelberg/ Löwen 1970. 
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Übernimmt man die christliche Sicht der Finalität, dann ist man in der Lage, 
die Überlegungen über die Mittel-Zweck-Ordnung logisch in die Ethik einzu­
bauen. Das Normative ist demnach nichts Unreales. Es erhält seine materielle 
Bestimmtheit durch die Zwecke des menschlichen Lebens. Allerdings muß man 
diese, um überhaupt von etwas Normativem sprechen zu können, als dem 
menschlichen Willen aufgetragene Zwecke verstehen, was wiederum nur 
möglich ist, wenn sie universal sind; das heißt, man muß sie abstrakt fassen 
können. Auf diesem Wege können wir das Normative in die Realität hinein­
tragen, wie andererseits das Normative aus der Realität stammt. Die Normen 
stammen aus der Realität, insofern sie aus dieser abstrahiert sind, sie ragen in die 
Realität hinein, insofern sie das konkrete Zweckhandeln normieren. 

Die hier kurz zusammengefaßten Gedanken sind für die Sozialethik von 
entscheidender Bedeutung. Wenn die Zweck-Mittel-Ordnung keine unmittel­
bare ethische Bewandtnis hätte, könnte man sämtliche gesellschaftlichen Fragen 
rein rational lösen. Man brauchte dann nur empirisch festzustellen, was die 
durchschnittliche Wertentscheidung der Gesellschaftsglieder als Ziel der Gesell­
schaftspolitik anweist. Gesellschaftspolitik ließe sich dann völlig rationalisieren. 
Eine eigentliche Sinngebung des gesellschaftlichen Lebens erübrigte sich, ja wäre 
überhaupt gefährlich, weil ideologiegeladen. Das ist in wenigen Worten die 
von den Neukantianern entwickelte Vorstellung der Gesellschaftslenkung 
(Th. Geiger, K. R. Popper, E. Topitsch). 

Die Unterscheidung zwischen Individual- und Sozialethik 

Da der Mensch zugleich individuelles wie auch soziales Wesen ist, sind die 

Werte, d.h. die menschlichen Zwecke unter einem doppelten Aspekt zu 

betrachten: sofern sie typische Werte des Individuellen im Menschen sind und 

sofern sie den Einzelmenschen als in der Gesellschaft integriert erfassen. Daraus 

ergibt sich die Unterscheidung der Ethik in eine Individual- und eine Sozialethik. 

Welche der beiden Ethiken hat den Vorrang? Die Frage beantwortet sich 

durch Wertabwägung von Gemeinwohl und Einzelwohl. Hierzu gibt es grund­

sätzlich zwei Stellungnahmen2: Die erste nimmt den Einzelmenschen nur als 

Teil des Ganzen, die andere erklärt den Einzelmenschen zum Ausgangspunkt 

und betrachtet das Ganze, nämlich die Gemeinschaft, nur als logische Brücke, 

um überhaupt von zwischenmenschlichen Beziehungen sprechen zu können, 

die in irgendeiner Weise ganzheitsbezogen sind. Diese zweite Theorie trifft sich 

mit dem von katholischen Autoren verteidigten Personalismus3. Eigentlich 

2 Vgl. A. F. UTZ, Grundsätze der Sozialpolitik, Stuttgart 1969, S. 25 ff. 
3 Vgl. A. F. UTZ, Sozialethik, I: Die Prinzipien der Gesellschaftslehre. Sammlung Politeia X/l, 

Heidelberg/Löwen 1958, 2. Aufl. 1964, Kap. 11. 
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reicht sie nicht weiter als die goldene Regel, wonach keiner dem andern das 

zumuten oder antun sollte, was er selbst vom andern nicht erfahren möchte. Die 

Personalisten sind sich zwar bewußt, daß man mit diesem ethischen Prinzip 

nicht weiter kommt, als eine Individualethik reicht, die auf das Zusammenleben 

angewandt wird. Sie rufen daher zur Stützung von Forderungen, die sich nicht 

mit diesem Prinzip erfüllen lassen (z.B. die Forderungen der Sozialethik), das 

Gemeinwohl an. Doch ist dieser Rekurs, wie bereits angedeutet, nichts anderes 

als eine logische Hilfe. Von dieser Theorie aus wurde das Subsidiaritätsprinzip 

formuliert. Auf ihr beruht auch die Lehre vom „Naturrecht" auf Privateigentum 

und in der Folge vom Arbeitsvertrag als der naturrechtlichen Regelung 

zwischen Kapital und Arbeit, vom Wettbewerb auf der ganzen Linie als dem 

naturrechtlichen Ordnungsprinzip der Güterwelt. Damit ist von selbst die wirt­

schaftliche Ordnung aus dem übrigen gesellschaftlichen und erst recht 

politischen Leben ausgegliedert. Der Staat als die oberste Zwangsbehörde hat in 

Reservestellung nicht nur gegenüber der Wirtschaft, sondern auch gegenüber 

sonstigen gesellschaftlichen Beziehungen zu treten. So ergibt sich - entgegen der 

hier im 1. Kapitel verteidigten Auffassung - aus der Vorstellung, daß die Sozial­

ethik nichts anderes als die Konsequenz der Individualethik sei, die geradezu 

naturrechtliche Dreiteilung der zwischenmenschlichen Beziehungen in wirt­

schaftliche, gesellschaftliche und politische, der Aufbau des staatlich geeinten 

Lebens in Form von drei Gesellschaften mit eigenen Ordnungsprinzipien, der 

wirtschaftlichen, der eigentlich sozialen und der politischen. 

Für den Liberalismus ist die Dreiteilung ebenso eine Selbstverständlichkeit im 

philosophischen Sinne, d. h. eine aus der menschlichen Würde unmittelbar sich 

ergebende Ausgangsposition sozialethischen Denkens. Das Typische für diese 

Schauweise ist die Konzeption des Staates als eines reinen Kompetenzapparates, 

dem weitestmöglich die inhaltliche Zweckbestimmung des gesellschaftlichen 

Lebens genommen ist. Das Gegenteil davon ist die Auffassung vom Staat als 

einem Lebensprozeß, der als solcher „Selbstzweck" ist4. Man braucht dabei gar 

nicht an den totalitären Staat zu denken. Es genügt durchaus der Gedanke, daß 

das Leben der Menschen irgendwo integriert ist, ohne daß der Personenwürde 

Abbruch getan würde. Diese Überlegungen führen uns in die Theorie vom 

Wertvorrang des Gemeinwohls gegenüber dem Einzelwohl. 

4 Vgl. RUDOLF SMEND, Das Problem der Institutionen und der Staat. In: Recht und Institution, 
Zweite Folge, Arbeitsbericht und Referate aus der Institutionenkommission der Evangelischen 
Studiengemeinschaft, hrsg. von HANS DOMBOIS, Forschungen und Berichte der Evangelischen 
Studiengemeinschaft 24, Stuttgart 1969, S. 72 f. 



16 Zur Einführung 

Die Priorität der Sozialethik vor der Individualethik 

Die Auffassung von der Priorität der Sozialethik vor der Individualethik 
hängt wesentlich zusammen mit dem universalistischen Denken. Dieses ist, 
geschichtlich gesehen, teilweise mit dem Idealismus verknüpft. Es wäre aber 
falsch, von vornherein Universalismus und Idealismus zu identifizieren. Leider 
hat Othmar Spann dieser Identifizierung Vorschub geleistet, da er zu wenig Idee 
und Verwirklichung der Idee unterschied. Ihm war Führer der Hegeische 

Gedanke: „Was vernünftig ist, ist wirklich, und was wirklich ist, ist 
vernünftig"5. So übertrieben sich dieser Satz anhört, wir können nicht davon 
loskommen, uns unser Denken irgendwie als realbezogen vorzustellen. Vor 
allem vonseiten der praktischen Vernunft würden wir es als katastrophal 
empfinden, wenn wir mit unseren Wertimperativen nicht die Wirklichkeit 
meistern könnten. Die moderne analytische und kritische Philosophie, die die 
Praxis rein als technologischen Prozeß, nicht mehr als Konsequenz kognitiver 
Leistung auffaßt (K.R.Popper), vermag das Anliegen unserer praktischen 
Vernunft nicht zu erfüllen. So sehr sie ein Modell der Praxis ohne Ideologie zu 
erstellen vermag und damit eine Formel für das freie Zusammenleben anbietet, 
so unbefriedigt läßt sie die tiefsten menschlichen Erwartungen, nämlich die 
Vernunft in die Wirklichkeit hineintragen zu können. Gegenüber dem marxi­
stischen Praxis-Begriff erweist sich der der kritischen Philosophie als blutleer 
und ohnmächtig. Jedenfalls ist gerade diese Philosophie geeignet, die Gegen­
position, die im marxistischen Denken ihre Formulierung gefunden hat, auf den 
Plan zu rufen. 

Unser Denken ist ganzheitsbezogen, d. h. es strebt danach, die Dinge nicht in 
ihrer Vereinzelung, sondern in ihrer Gemeinsamkeit zu sehen. Diese Heraus­
hebung des einzelnen aus seiner Vereinzelung geschieht nun auf doppelte Weise, 
indem man erstens das einzelne aus seiner ihm selbst anhaftenden Singularität 
herausnimmt, also das Individuelle an ihm abstrahiert, und zweitens, indem man 
es in seinem konkreten Zustand beläßt und es in ein umfassendes Sinnganzes 
hineinstellt. Die beiden Formen des universalen Denkens gehören nicht 
notwendigerweise zusammen. Wenn man überzeugt ist, daß die Geschichte, die 
ja ein empirischer Prozeß der vielen existierenden Einzeldinge ist, als Ganzes 
ihren eigenen Sinn hat, dann vermag man dem Einzelnen einen sinnvollen Platz 
einzuräumen, ohne daß man sich in abstrahierender Erkenntnis von der Empirie 
entfernt. Norm für die Praxis des Einzelnen ist dann nicht etwa eine universale 
Natur, sondern der in der Geschichte sich offenbarende objektive Geist. Aller­
dings kann man auch hier von einer Universalität sprechen. Es ist aber die 

5 Einleitung in die Rechtsphilosophie, 1821. 
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Universalität des Weltsinnes. Anders sieht es aus, wenn man den Weltsinn nicht 
einfach mit der Geschichte identifiziert, sondern sich vorstellt, daß ein überwelt­
licher Geist einen Weltsinn gedacht und entsprechend die Welt auch angelegt 
hat, ohne sie notwendigerweise als Automaten einzurichten. In diesem Falle ist 
der Weltsinn nicht identisch mit der geschichtlichen Entwicklung. Wie der 
Mensch nun diesen Weltsinn ermittelt, ist eine erkenntniskritische Frage, es sei 
denn, es behaupte einer, er wisse um die ewigen Absichten des überweltlichen 
Geistes. Vielleicht hat der überweltliche Geist mit der Geschichte, wie sie 
empirisch und tatsächlich abläuft, auch seine geheimen Absichten. Augustinus 

hat versucht, diese Absichten in seiner Konzeption von den beiden Reichen zu 
erfassen. Philosophisch läßt sich aber darüber nichts aussagen. Bleibt also nur, 
daß wir versuchen, Maßstäbe zu finden, um der Geschichte einen Sinn zu geben, 

d. h. Geschichte zu machen entsprechend einem Konzept, das als vor-gedachte 
Ordnung irgendwie in die auch noch so konkrete Wirklichkeit eingebaut ist. Mit 
anderen Worten, wir müssen aus dem Sein zunächst ungeschichtliche Uni­
versalinhalte gewinnen, um aus ihnen heraus in jedem gegebenen Augenblick 
unsere Welt mit Sinn zu füllen. Wir brauchen also aus der Wirklichkeit ge­
holte, aus ihr abstrahierte Universalien. Diese reichen allerdings noch nicht aus, 
um eine Idee zu erstellen, gemäß welcher die von uns zu gestaltende Wirklich­
keit erst einen Sinn als Ganzes erhält. Der Entwurf eines Gesamtsinnes, auf die 
menschliche Gesellschaft angewandt, des Gemeinwohls, gelingt auf jeden Fall 
nicht auf dem Wege des reinen Ablesens (auch des noch so abstraktiven) von der 
Wirklichkeit. Man kann das Gemeinwohl nicht definieren, wie man die 
menschliche Natur definiert. Es bleibt immer ein Postulat, dem wir erst Inhalt­
lichkeit geben müssen. Aber es ist ein apriorisches Postulat, weil unsere theore­
tische Vernunft ohne Sinndeutung der Einzeldinge von einem Ganzen aus nicht 
zur Ruhe kommt und weil unsere praktische Vernunft von uns die Sinngebung 
in der Handlungsordnung apriorisch postuliert. 

Die Forderung unserer praktischen Vernunft, daß unser Handeln irgendwie 
zur Sinngebung der Geschichte beitragen muß, ist so tief verankert, daß selbst 
jene, welche die Ganzheitsphilosophie als eine Erfindung des Geistes ansehen, 
ihr atomistisches Gesellschaftsbild mit dem Hinweis rechtfertigen, daß es eine 
prästabUierte Harmonie erfülle. Der russische Philosoph I. S. Kon6 hat die 
Zusammenhänge klar gesehen. Nach ihm gibt es zwei Ganzheitsdeutungen des 
geschichtlichen Geschehens, die eine ist die des kapitalistischen Liberalismus, 
gemäß welchem die Menschen die gesellschaftliche Ordnung nicht suchen 

6 Soziologie der Persönlichkeit, Köln 1971. 
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sollten, weil sie sich von selbst und naturhaft aus dem Funktionssystem des voll­
kommenen Marktes ergebe. Die andere Deutung ist die rationale, mittels derer 
die Menschen bewußt die Ganzheit anstreben, indem sie den spontanen Prozeß 
der Natur überwinden und die Entfremdung des Menschen umgehen. Die 
rationale Deutung setzt die Überzeugung voraus, daß die Menschen um die 
gemeinsame Aufgabe wissen und sie auch effektiv anstreben, ohne sich irgend­
welchen vemeintlich naturhaften Mechanismen zu überlassen. Für den 
russischen Philosophen ist der wissende Mensch der Wissenschaftler und 
Technologe, und für ihn ist der wirksam leitende Mensch nur in der politischen 
Einheitspartei denkbar. Diese Annahme ist allerdings nur möglich, wenn man 
mit dem dialektischen Materialismus die gesamte menschliche Wertordnung, 
also auch das Gemeinwohl, vom wirtschaftlichen Prozeß abhängig macht. Aber 
diese Abirrung in die Diktatur ist nicht eine Folge der Auffassung, daß die 
Sozialethik die Priorität vor der Individualethik hat, sondern des materiali­
stischen Menschenbildes. Wenn man die an sich attraktive hegelsche Idee von 
der weltimmanenten Sinnhaftigkeit der Geschichte mit K. Marx materialisiert, 
ist man zur Annahme der materialistischen Gesellschaftsleitung durch den 
technologischen Diktator gezwungen. Sonst läßt sich die hegelsche Idee nicht 
für die Praxis verwerten. Ein Zurück in den Pluralismus der Freiheiten gibt es 
nicht mehr. Man ist für immer verhangen. „Wer einmal an der Hegelei 
erkrankte, wird nie wieder ganz kuriert" (Friedrich Nietzsche). 

Gegenüber der hegelschen Denkweise von der Ganzheit steht jene andere 
(aristotelisch-thomistische) Vorstellung von der Priorität des Ganzen vor dem 
Einzelnen, wonach die Idee des Gemeinsamen nicht aus irgendwelchen vor­
gegebenen Daten (der Geschichte) abgelesen werden kann, sondern jeweils neu 
erarbeitet werden muß entsprechend allgemein gültigen Normen, die als solche 
aber noch nicht identisch mit dem Gemeinwohl sind. 

Drei wichtige logische Etappen sind in dieser zweiten Konzeption zu 
beachten: 1. die Erkenntnis der universalen menschlichen Natur, d.h. des 
Menschseins als solchen und seiner Zwecke als Norm jeglicher menschlichen 
Praxis, 2. die Erkenntnis oder, besser gesagt, das Postulat der praktischen 
Vernunft, daß alle Aufgaben, die sich aus der Natur des Menschen ergeben, 
innerhalb eines umfassenden Sinnes der Menschheit als Ganzem stehen 
(Postulat des Gemeinwohls), 3. die sittliche Pflicht, das Gemeinwohl in der 
jeweiligen geschichtlichen Wirklichkeit inhaltlich zu definieren, nicht um 
vorgegebener Geschichtsmächtigkeit zu folgen, sondern um menschliche Ge­
schichte zu gestalten. 

Der einzelne findet in diesem Aufbau der Normen vollgültige Berücksich­
tigung, da im Grunde für ihn auch keine anderen Normen gelten. Daß wir 



Zur Einführung 19 

zu der Vorstellung einer von der Sozialethik unterschiedenen Individualethik 
kommen, hat seinen Grund nicht in der Wertordnung, sondern in der Kausal­
ordnung. Da der einzelne und nicht die Gesellschaft handelt und da die 
konkrete Bestimmung des alle Existenzen umfassenden Gemeinwohls nicht 
durch die reine Erkenntnis objektiver Sachzwänge möglich ist, sondern der 
Bewältigung der Gesellschaftsglieder aufgetragen ist, sind wir in der Verwirk­
lichung der sozialethischen Forderung zunächst auf das Vollkommenheits-
streben der Individuen angewiesen. Diese erhalten zwar nicht die wertmäßige, 
aber doch die operative Priorität. Das Individuum kann keine vom Ganzen 
getrennten Zwecke verfolgen, sonst würde es sinnwidrig handeln. Auf diesen 
Gedanken müssen wir später nochmals zurückgreifen. Es sei nur zur Verdeut­
lichung ein Beispiel angeführt. Das Gewinnstreben des einzelnen Unternehmers 
ist nur sinnvoll und kann darum sittlich nur verantwortet werden, wenn es in die 
Zweckordnung der Gesamtwirtschaft integriert ist. Darin besteht doch gerade 
die Gefahr im modernen Kapitalismus, daß die einzelnen Unternehmer nur 
ihren Gewinn anstreben, während die allgemeinen Anliegen (Umweltschutz, 
Entwicklung anderer Wirtschaftszweige im Sinne der allgemeinen Bedarfs­
deckung, Raumplanung usw.) immer erst faßbar werden, wenn die privaten 
Taschen gefüllt sind und die daraus für die Allgemeinheit entstandenen Übel in 
Protesten hörbar werden. Die individualethische Motivierung ist, wie sich aus 
diesem Zusammenhang ergibt, im Grunde immer nur eine vorläufige, gültig bis 
zur Integrierung in das zu bestimmende Gemeinwohl. Blenden wie nochmals 
zurück auf die soeben erwähnten drei logischen Etappen. 

Drei MißVerständnisse müssen vermieden werden: 1. die unvermittelte Über­
tragung der menschlichen Natur als Norm für das Handeln des einzelnen, 2. die 
Identifizierung des Menschseins mit dem Gemeinwohl, 3. der Optimismus, das 
Gemeinwohl ungeschichtlich, etwa im Sinne einer gesellschaftlichen Ideal­
vorstellung zu konzipieren. 

Der erste Fehlschluß wurde von der rationalistischen Naturrechtslehre voll­
zogen, die nicht nur den Liberalismus, sondern auch den Sozialismus vorbe­
reitet hat. / . L, Talmon7 hat eindrucksvoll nachgewiesen, wie die Transfor­
mierung der universalen, in sich gleichen menschlichen Natur zur Norm des 
gesellschaftlichen und politischen Lebens eine Ideologie der Gleichheit be­
gründete, die nie erreicht werden kann, die darum zum Chaos und von da über 
die Revolution zur totalitären Demokratie führt8. Das Miß Verständnis der ratio­
nalistischen Naturrechtslehre, das bereits auf die Stoa zurückgeht, steckt mehr 

7 Die Ursprünge der totalitären Demokratie. Köln/Opladen 1961. 
8 Vgl. hierzu auch R. ARON, Fortschritt ohne Ende ? Gütersloh 1970. 
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oder weniger in allen Grundrechtskatalogen, wenngleich darin betont wird, daß 

die öffentliche Ordnung durch die einzelnen subjektiven Rechte nicht gestört 

werden dürfe9. 

Der zweite logische Mißgriff ist noch verhängnisvoller. Er führt direkt in die 

kommunistische Gesellschaftsordnung. Die Identifizierung der Natur des 

Menschen mit dem Gemeinwohl bedeutet unmittelbare Hinordnung des 

einzelnen auf das Ganze. Die Menschenwürde, die eigentlich nur Grundlage für 

die Findung eines in sich sehr differenzierten Gemeinwohls sein sollte, wird als 

kompakte Einheit erfaßt, die das einzelne aufsaugt. Im Begriff des Gemeinwohls 

spricht sich kein Ordnungsgedanke von vielfältigen miteinander zu einem 

Ganzen geformten Einzelzielen mehr aus. Im Rahmen dieser Philosophie 

entstand das verhängnisvolle aristotelisch-thomistische Prinzip: Das Indivi­

duum existiert um der Art willen (individuum est propter speciem). Die 

Verwechslung der Artwesenheit Mensch mit der Ganzheit „Menschheit" ist eine 

Erbschaft des platonischen Idealismus. 

Der dritte Irrtum steht dem zweiten sehr nahe. Das Planen ist ein natürlicher 

Ausdruck des Bedürfnisses, die Zukunft in den Griff zu bekommen. Planen läßt 

sich aber nur im Hinblick auf ein Ziel. Nichts liegt daher näher, als das Gesell-

schaftsbild zu entwerfen, zu dem man die bestehende Gesellschaft hinführen 

will. Damit ist die Versuchung gegeben, utopische Gesellschaftsentwürfe zum 

Maßstab der Gesellschaftskritik zu machen. Gegen diese Gefahr wendet sich der 

moderne Kritizismus (K. R. Popper), für den alles rationale Bemühen um die 

Gesellschaft nur in eine Methode hineinführen darf, die aktiven Kräfte frei zu 

machen. 

9 Wie wenig wirkungsvoll diese Philosophie ist, zeigt deutlich die Tatsache, daß die Erklärung der 
Menschenrechte eine so vieldeutige Auslegung erfahren hat. 



ERSTES KAPITEL 

DIE UNTERSCHEIDUNG VON GESELLSCHAFTLICHER, 

WIRTSCHAFTLICHER U N D POLITISCHER ORDNUNG 

1. Die aristotelische Konzeption von der Einheit 

aller gesellschaftlichen Handlungen 

Ohne Zweifel hat Aristoteles den Staat nicht mit der Gesellschaft identifiziert. 
Sonst hätte er z. B. keinen so markanten Unterschied zwischen Familie, Haus­
gemeinschaft, Dorfgemeinschaft und Staat machen können. Und dennoch hat 
diese Unterscheidung nichts mit dem zu tun, was wir heute meinen, wenn wir 
Gesellschaft und Staat unterscheiden. Die Unterscheidung zwischen Wirt­
schaftsgesellschaft, Gesellschaft als solcher und politischer Gesellschaft, wie wir 
sie heute machen, ist im Denken des Aristoteles nicht nachvollziehbar. Der 
Stagirite geht grundsätzlich von dem Gedanken aus, daß die Gesellschaft ihren 
Entstehungsgrund in einem gemeinsam zu erstellenden Gut hat, um damit das 
Leben zu erhalten und zu vervollkommnen. Dieses gemeinsame Ziel schafft in 
gleicher Weise soziale Beziehungen gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und 
politischer Natur. Hier drei Ordnungen zu unterscheiden, hieße die Einheit der 
Gesellschaft zerstören. Das gesellschaftliche Leben beginnt bei der Vereinigung 
von Mann und Frau im Dienst der Fortpflanzung. Es entwickelt sich weiter zur 
Familie und Hausgemeinschaft zum Zwecke der Deckung des allernötigsten 
Bedarfs. Es schreitet fort zur Dorfgemeinschaft, um einen weiteren Bedarf zu 
befriedigen. Es landet schließlich bei dem Gebilde der „vollkommenen Gesell­
schaft", d.h. beim Staat. Dieser ist „eine Gemeinschaft, die gleichsam das Ziel 
vollendeter Selbstgenügsamkeit erreicht hat, die um des Lebens willen ent­
standen ist und um des vollkommenen Lebens willen besteht"'. Der Staat ist 
also eine einheitlich durchgeformte Gesellschaft, die sich von den anderen 
Gesellschaften nur dadurch unterscheidet, daß ihr Objekt umfassender ist und 
daß sie zu seiner Verwirklichung auch umfassendere Mittel besitzt. Aristoteles 

verwahrt sich ausdrücklich gegen den Gedanken, der Staat sei von der Familie 
etwa nur dadurch unterschieden, daß er mehr Personen in sich begreife. Den 

1 Politik I, c. 2. 



22 Die Unterscheidung von gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Ordnung 

Unterschied sieht er nicht in der Menge der Glieder, sondern vielmehr in der 

größeren Aufgabe und Leistungsfähigkeit des Staates. Diese Aufgabe ist eine. 

Man mag in ihr vielleicht die Anliegen des materiellen von jenen des kulturellen 

Lebens unterscheiden. Doch stehen beide im gleichen Gesichtswinkel, Existenz­

erhaltung und Existenzentfaltung. Das gesellschaftliche Leben ist aufgefaßt als 

ein Lebensprozeß, der hinführen soll zum vollendeten guten Leben. Dieses 

kann nun einmal nicht in der Aufteilung konzipiert werden. 

Auch das Problem der Macht ist für Aristoteles ein echt soziales Problem, das 

seine Lösung vom allgemeinen Ziel der Gesellschaft erhält. Die Kompetenzen 

sind so zu verteilen und übrigens auch von Natur aus so verteilt, erklärt Aristote­

les, daß das Ziel der Gesellschaft verwirklicht werde. Wer von Natur dank seiner 

Erkenntnisfähigkeit zur Vorschau begabt sei, sei ein von Natur Herrschender 

und von Natur Gebietender. Wer aber mit seinen Kräften das Vorausgeschaute 

nur auszuführen imstande sei, sei ein Beherrschter und Sklave von Natur. Ari­

stoteles sieht in diesem Verhältnis von Herrschendem und Beherrschtem nicht 

etwa eine Rivalität, sondern vielmehr die Übereinstimmung von Interessen. So 

kann er sagen, „die Interessen des Herrn und des Sklaven begegnen sich" . Das 

Problem der Verteilung der Macht fällt zusammen mit der Frage nach der Reali­

sierung des präkonzipierten Gemeinwohls. Hier an eine von der sozialen 

getrennte politische Ordnung zu denken, liegt völlig außerhalb des Rahmens. 

Grundlage der Gesellschaftswissenschaft ist bei Aristoteles das ganzheitliche 

und finale Denken. Ganzheitlich ist sein Denken insofern, als er in der Totalität 

der Gesellschaft eine Realität sieht, die den einzelnen Menschen voll integriert, 

final, insofern er das Dasein der Gesellschaft aus dem sittlichen Grundstreben 

des Menschen erklärt. Das Strebevermögen nach dem Guten als solchem wird in 

jedem Menschen als wirklich vorausgesetzt. Von vornherein steht darum jeder 

einzelne Mensch im Rahmen dieses Zieles der Gesellschaft, denn deren Ziel ist 

das gute Leben aller. Welchen Platz in dieser Gesellschaft nun der einzelne ein­

nimmt, wird nicht nach seinen seelischen Reaktionen und seinem persönlichen 

Wollen bestimmt, sondern nach seinem Können, nach seinen geistigen Fähig­

keiten, am Gemeinwohl mitarbeiten zu können. Ein Blick in die Wirklichkeit 

seiner Zeit genügte Aristoteles (wenigstens subjektiv), festzustellen, daß es 

Menschen gibt, die nur ausführende Organe ohne Übernahme persönlicher Ver­

antwortung sein können (sogenannte Sklaven), während andere von Natur aus 

die Fähigkeit mitbringen, die ausführende Tätigkeit zu dirigieren. Bezeichnend 

ist hierbei, daß der Beweis dafür, ob einer dirigierende oder nur ausführende 

Fähigkeiten besitzt, nicht der Empirie überlassen, sondern aus der traditionellen 

2 Politik I, c. 2. 
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Gliederung der damaligen Gesellschaft übernommen wurde. Die traditionelle 

Gesellschaftsstruktur hatte für Aristoteles die Eigenschaft, der Natur des 

Menschen zu entsprechen. 

Natürlich kennt Aristoteles auch die Bedeutung der Freiheit in der Verwirk­

lichung des Gemeinwohls. Die beste, d.h. wirtschaftlichste Verteilung der 

materiellen Güter sieht er in der privaten Eigentumsordnung, wo jeder für 

seinen Teil verantwortlich ist. Das Staatswohl sieht er am besten in der 

Demokratie garantiert, die allerdings nach unseren Begriffen eine Oligarchie 

war. Immerhin zeigen diese Beispiele, daß Aristoteles zwischen der Frage nach 

dem Zielwert der Gemeinschaft (= Gemeinwohl) und der Frage nach der im 

Hinblick auf die Verhaltensweise der Menschen zu wählenden Institution oder 

Organisation zu unterscheiden wußte. Dennoch war ihm der Weg zur Erkennt­

nis einer Wirtschafts-, Gesellschafts- und politischen Ordnung im Sinne von 

Sektoren ganz eigener gesellschaftlicher Prozesse versperrt. Der Grund hierfür 

liegt in seinem Essentialismus beschlossen. Für ihn ist das Gemeinwohl, wie 

gesagt, ein vorgegebener Begriff mit inhaltlicher Fülle wie etwa der Begriff 

Mensch. Die Frage nach der Bestimmung des Gemeinwohls war für ihn eine 

Frage nach jenem weisen Menschen, der um das Wesen des Menschen wissen 

mußte. Das Gemeinwohl ist etwas Vorgegebenes, es braucht nur gefunden zu 

werden. Und wenn es gefunden ist, braucht es nur die Klugheit und Festigkeit 

der Regierenden, auf gesetzlichem Weg die Durchführung zu erwirken. Der 

Gedanke an irgendeinen sozialen Mechanismus, an ein soziales Funktions­

system, von dem man erwarten durfte, daß es ein Resultat erstelle, das dem 

Postulat eines echten Gemeinwohls entsprechen könnte, lag Aristoteles fern. Wie 

noch dargestellt werden wird, ist die wirtschaftliche Ordnung im Sinn einer 

Wirtschaftsgesellschaft dadurch gekennzeichnet, daß bestimmte institutionali­

sierte Handlungsprinzipien das Zusammenspiel der wirtschaftenden Akteure so 

ausrichten, daß daraus ein gemeinsamer Wert, nämlich die für die allgemeine 

Wohlfahrt notwendige Güterwelt entsteht. Das Vertrauen in die Wirksamkeit 

der Handlungs- und Funktionsprinzipien ist dabei durch das Mißtrauen gegen 

jegliche essentielle Definition des Gemeinwohls motiviert. Nichts lag Aristoteles 

ferner als dieses Mißtrauen. 

Das Gleiche gilt bezüglich der politischen Ordnung. Die Demokratie ist für 

Aristoteles nicht eine die Macht kontrollierende und ausbalancierende Hand­

lungseinheit verschiedener, in gewissem Sinn sogar sich bekämpfender 

Konstrukteure des je verschieden konzipierten Gemeinwohls, sondern die dem 

„rechten" Verständnis des Gemeinwohls am nächsten kommende staatliche 

Institution. Was das „rechte" Verständnis des Gemeinwohls ist, ist durch die 

Natur der Sache bestimmbar und untersteht der Weisheit. Es bedarf also zu 
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seiner Ermittlung nicht eines Systems gesellschaftlicher oder politischer Spiel­

regeln. Jeder Essentialismus, der nicht nur vom Realwert der Universalien 

überzeugt ist, sondern zugleich auch dem erkenntnistheoretischen Optimismus 

huldigt, daß die Weisheit des Menschen, auch eines einzigen, genüge, um zum 

Wissen um das echte Gemeinwohl zu führen, muß solche Spielregeln als einen 

Verrat an der Vernunft betrachten. 

Die zentrale Bedeutung, die der essentialistisch gefaßte Gemeinwohlbegriff in 

der griechischen Gesellschafts- und Staatsphilosophie einnimmt, wurde von 

Kurt L. ShelP präzis umschrieben. Shell spricht von der „objektiven Existenz" 

des Gemeinwohls im Denken Piatons. Er sieht darin drei Annahmen ver­

körpert: 1. die Annahme einer essentiellen_menschlichen Natur, die zu ihrer 

„wahren" Entfaltung bestimmte gesellschaftlich-politische Bedingungen 

brauche, 2. die Annahme, daß die menschliche Vernunft imstande sei, sowohl 

die Essenz wahrhaft menschlicher Bedürfnisse als auch die Bedingungen ihrer 

gesellschaftlichen Befriedigung zu erkennen, 3. die Annahme, daß in einer 

konkreten Situation philosophisches oder technisches Wissen jederzeit die 

„richtige" Anwendung allgemeiner Prinzipien auf den zur Entscheidung stehen­

den Konfliktfall ermögliche. Der diesen Prämissen zugrunde liegende Vernunft­

begriff impliziere, sagt Shell, eine göttlich gestiftete Ordnung, die vorgegeben, 

harmonisch und erkennbar sei. Die Frage, wessen Vernunft im Konfliktfall als 

die richtige das Recht auf Entscheidung haben müsse, habe notwendigerweise 

zur elitären Forderung nach der Herrschaft durch „Philosophen-Könige" 

geführt. 

2. Die Dreigliederung Wirtschaft, Gesellschaft, Staat 

auf dem Boden der empirischen Wissenschaft 

Der Nominalismus hat gründlich mit der Universalien- und in der Folge auch 
mit der Ganzheitslehre des Aristoteles aufgeräumt. In seinem Gefolge hat der 
Sensualismus das Bemühen, dort von einer menschlichen Anlage und einem 
menschlichen Streben zu sprechen, wo das einzelne Individuum mit seinem 
Empfinden unmittelbar nichts davon verspürt, für sinnlos erklärt. Was gesell­
schaftlich relevant sei, müsse sich im Empfinden und in der eigenen Erfahrung 
der Gesellschaftsglieder nachweisen lassen. Dementsprechend sei alles Reden 
von einem Ziel der Gesellschaft als solcher sinnlos, weil nur dasjenige Ziel sein 
könne, was die einzelnen Individuen für sich erwählten. Gemeinsames Ziel sei 
darum allein jenes, das von vielen erstrebt werde. 

3 Handlexikon zur Politikwissenschaft, hrsg. von ALEX GÖRLITZ, München 1970, Art. „Gemein­
wohl", S. 113. 
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Mit der erkenntnistheoretischen Grundauffassung, wie sie Hobbes formu­

lierte, daß es „keine Vorstellung im menschlichen Verstand gibt, die nicht zuerst 

ganz oder teilweise in den Sinnesorganen erzeugt worden war"4, ist zugleich 

auch der ethische Standpunkt bestimmt: Nur der Naturtrieb des Individuums 

kann das Objekt der sittlichen Handlung präsentieren. Die Gesellschaft setzt 

sich aus vielen Individuen zusammen, von denen jedes seine eigene Existenz zu 

erhalten strebt. Im gleichen Sinn hat Bemard de Mandeville ausdrücklich 

erklärt: „Die Befriedigung der Affekte, vor allem die Betätigung der Eigenliebe, 

verschafft Lust: deshalb handelt der Mensch grundsätzlich in keiner anderen 

Absicht, ,als sich selbst Lust zu verschaffen'. Insofern besteht zwischen ,Wille' 

und Lust im gewissen Sinne kein Unterschied"5. 

In dieser philosophischen Atmosphäre befand sich nun die aufkommende 

Wirtschaftswissenschaft. Aus der Erfahrung konnte diese Wissenschaft die 

gesicherte Hypothese entnehmen, daß der einzelne Mensch aus der wirtschaft­

lichen Kooperation soviel wie möglich zu profitieren sucht. Aus der Tatsache, 

daß der hauptsächliche Beweggrund der Arbeit darin bestehe, das Erarbeitete zu 

besitzen und zu genießen, hatte Locke gefolgert, daß die Arbeit der einzige 

Erwerbstitel sei. Wenn also Arbeit und Erwerb so eng miteinander gekoppelt 

sind, muß die Intention nach mehr Besitz auch den Willen zu mehr Arbeit 

stimulieren. Der nach Gewinn und Besitz strebende Mensch ist darum erfah­

rungsgemäß der am wirtschaftlichsten denkende Mensch. Wir wollen bei dieser 

Lockeschen Gedankenfolge nicht übersehen, daß der Wunsch nach mehr 

Gewinn unter Umständen nicht nur den Leistungswillen fördert, sondern auch 

die Neigung, aus der gesellschaftlichen Wirtschaft Gewinne zu ziehen, die 

eigentlich nicht der eigenen Leistung zuzuschreiben sind. Aber darüber machte 

sich der Individualismus keine Gedanken, zumal in der Marktwirtschaft nicht 

der Aufwand, sondern der gesellschaftlich prämierte Erfolg die Gewinnhöhe 

bestimmt. Normative Überlegungen spielen für den Sensualismus keine Rolle, 

auch nicht jene, die auf eine tief unterhalb der täglichen Erfahrung liegende 

Naturanlage zurückgreifen. Der Gedanke, daß das reine Gewinnstreben eigent­

lich eine Verzerrung menschlicher Anlagen sein kann, gewissermaßen eine 

Denaturierung, läßt sich auf rein empirischem Boden nicht fassen. Wenn es eine 

Naturveranlagung als solche gäbe, dann, so erklärt der Sensualismus, müßte sie 

von selbst an die empirisch greifbare Oberfläche dringen. 

In dem Augenblick, da man das einzelne empirisch faßbare Motiv nicht mehr 

im Zusammenhang - sei es in dem der Harmonie oder der Disharmonie - mit 

4 HOBBES, Leviathan, hrsg. von I. FETSCHER, Neuwied 1966, S. 11. 
5 BERNARD DE MANDEVILLE, Die Bienenfabel oder Private Laster, öffentliche Vorteile. Ein­

leitung von Walter Euchner, Frankfurt a. M. 1968, S. 15 f. 
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einer hinter der greifbaren Erfahrung liegenden (darum im Sinn der aristoteli­
schen Philosophie „metaphysischen") naturhaften Entelechie sieht, hindert 
nichts mehr daran, das Gewinnstreben isolierend herauszuheben, es sogar in 
einem Menschenbild inkarnieren zu lassen, so daß sich daraus das Idealbild oder 
der Idealtypus des gewinnstrebenden Menschen als solchen ergibt. Selbstver­
ständlich ist der tatsächlich existierende Mensch von einem Gewirr von Stre­
bungen erfüllt. Das hindert aber den Empiriker nicht, das Motiv des Gewinn­
strebens einmal aus dem Gesamtverband loszulösen, es in sich zu betrachten, 
und zwar nicht nur rein psychologisch, sondern auch im gesellschaftlichen Pro-
zeß aller gewinnstrebenden Individuen. Es handelt sich hierbei nicht mehr um 
eine Abstraktion im aristotelischen Sinn, die eine Abstraktion des direkt nicht 
Erfahrbaren, aber dennoch Wirklichen, weil aus dem Hinterfragen des Erfahr­
baren gewonnen, darstellt, sondern um eine betrachtende Heraushebung einer 
konkreten und darum erfahrbaren Wirklichkeit, um ein Anblenden einer 
bestimmten Handlungsweise und Handlungsmotivierung im gesellschaftlichen 
Zusammensein, um ein Verfahren, das man pointierende Abstraktion nennt6. 
Die Phänomenologie hat dieses Verfahren verfeinert. Walter Eucken beruft sich 
in seinem Buch „Die Grundlagen der Nationalökonomie" ausdrücklich auf die 
phänomenologische Abstraktionslehre. Die Typologisierung besteht, wie 
ersichtlich, in der Isolierung und damit gewissermaßen Hypostasierung eines 
konkreten Verhaltens. An sich hatte bereits die Scholastik dieses Verfahren 
gekannt, wenn sie z. B. der Frage nachging, wie wohl eine Gesellschaft aussähe, 
wenn alle Menschen nach dem Ideal der Vollkommenheit handeln würden. 
Diese Denkweise hat die Lehre der Kirchenväter bezüglich des Eigentumsrechts 
beherrscht7. Sie wurde aber nicht dazu benutzt, um ein ganzes Funktionssystem 
aufzubauen. Im Unterschied zu der modernen Typologisierung stellten die 
Kirchenväter nicht ein konkretes, empirisch erfaßtes Verhalten, sondern viel­
mehr das Verhalten nach einer ethischen Norm in den Mittelpunkt. 

Wenn das Charakteristische des wirtschaftlichen Handels darin besteht, das 
Gewinnstreben zu aktivieren, dann muß dort, wo viele Menschen sich gegen­
seitig in ihrem individuellen Gewinnstreben konkurrenzieren, ein geeigneter 
gesellschaftlicher Handlungsbereich entstehen, den man mit Wirtschaftsgesell­
schaft bezeichnen kann. Die Wirtschaftsgesellschaft definiert sich in dieser Sicht 
als jene Handlungseinheit, die sich aus dem konkurrenzierenden Gewinnstreben 

6 Vgl. hierzu die Ausführungen von H. STREITHOFEN, Weltmaßstäbe der Gewerkschaftspolitik, 
Sammlung Politeia XXI, Heidelberg - Löwen 1967, S. 115-127; E. E. NAWROTH, Die Sozial- und 
Wirtschaftsphilosophie des Neoliberalismus, Sammlung Politeia XIV, Heidelberg - Löwen 1961, 
passim. 
Vgl. meinen Kommentar zu Bd. 18 der Deutschen Thomasausgabe, Recht und Gerechtigkeit, 
Heidelberg - Salzburg 1953, S. 500-515. 
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der vielen Gesellschaftsglieder ergibt. Daß die einzelnen Gesellschaftsglieder 

etwas produzieren, ist Voraussetzung, macht aber nicht das Gesellschaftliche im 

Wirtschaften aus. Auch das gemeinsame Produzieren erstellt nicht die Wirt­

schaftsgesellschaft, denn die Tatsache, daß zwei Menschen miteinander im 

Hinblick auf das gleiche Objekt kooperieren, schafft noch keine typisch wirt­

schaftlichen Beziehungen zwischen ihnen. Die Beziehung zwischen ihnen 

kann genau dieselbe sein wie die zwischen Mensch und Produktionsmittel. 

Die auf dem Sensualismus und Individualismus aufbauende Abstraktions­

lehre bietet, so scheint es wenigstens, ein vortreffliches Denkinstrument, um 

einen geschlossenen gesellschaftlichen Bereich abzugrenzen, den man als Wirt­

schaftsgesellschaft bezeichnet. 

Dieselbe erkenntnistheoretische Grundlage hat nun auch zur Modellierung 

der politischen Gesellschaft gedient. Politik ist immer, auch bei Aristoteles, als 

Bemühen um das Ganze der Gesellschaft verstanden worden. Die Einfluß-

nahme auf das Ganze der Gesellschaft aber, wenn man sie streng von diesem 

Gesichtswinkel aus sieht, bedeutet Machtausübung über alle oder wenigstens 

das Streben nach dieser Macht. Solange man nur von Mensch zu Mensch auf 

dem Weg über die zwischenmenschlichen Beziehungen das gesellschaftliche 

Leben erfaßt, greift man noch nicht an das Ganze. Man beeinflußt vielleicht das 

Verhalten der einzelnen Gesellschaftsglieder und durch sie die ganze Gesell­

schaft. Wer aber das Ganze als solches intendiert, muß entweder die Macht über 

das Ganze in der Hand haben oder doch diese in irgendeiner Weise anstreben. 

Dieser Kampf um die Macht wurde nun von der politischen Wissenschaft, 

ähnlich dem Kampf um den Gewinn in der wirtschaftwissenschaftlichen 

Betrachtung, erkenntnismäßig isoliert und zum Gegenstand einer eigenen 

Wissenschaft gemacht, eben der politischen. Ganz deutlich wird dies in dem alle 

Ufer überbordenden Literaturstrom des „decision making". Auch hier sind 

dieselben erkenntnistheoretischen Grundlagen maßgebend wie bei der 

Wirtschaftswissenschaft. Die Motivlehre ist die des Sensualismus, es gibt hier 

kein Naturstreben des Menschen nach einem allgemeinen letzten Ziel wie bei 

Aristoteles. So konnte man ähnlich dem homo oeconomicus einen homo politi-

cus konstruieren. Ahnlich dem Wirtschaftenden wird der Politiker modelliert 

und typisiert. Es steht dabei zur Frage: wie handelt und reagiert jener Mensch, 

der sich einzig vom Streben nach Macht über das Ganze leiten läßt ? In diesem 

Sinn hat Max Weber'die Politik als Beruf analysiert. Nicht dasjenige, was sein soll, 

sondern das, was in der Machtauseinandersetzung realisierbar ist, ist unmittelbar 

das dem Politiker aufgetragene Objekt. Was sein soll, gehört in die Wert­

ordnung, die aus sich noch nicht dem Sein zugeschrieben werden kann. 

Demnach ist der Politiker mit einer zweifachen Verantwortung belastet, 1. als 
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Politiker mit der Verantwortung für das Gelingen und den Erfolg seiner Hand­

lung, 2. als sittlicher Mensch mit der Verantwortung gegenüber den absoluten 

Werten. Daraus ergab sich für Max Weber die Unterscheidung zwischen Ver­

antwortungsethik des Politikers und Gesinnungsethik des sittlichen Menschen. 

Die Unterscheidung, ja sogar Trennung ist eine logische Notwendigkeit für 

denjenigen, der die ethischen Normen nicht wie Aristoteles in der finalen 

Naturanlage des menschlichen Strebevermögens verankert. Für den Politiker 

ergibt sich demnach als Grundgesetz des Handelns: ein nicht durchführbares 

Ziel darf in der Politik nicht angestrebt werden. Gegen diese Verantwortungs­

ethik steht das Grundgesetz der Gesinnungsethik: jeder Wert verpflichtet, auch 

wenn er in der Welt der Erfahrung keinen Erfolg einbringt. Die Einheit der 

beiden Ethiken ist Max Weber nicht gelungen und konnte ihm von seinem 

erkenntnistheoretischen Standpunkt aus auch nicht gelingen. Man könnte ihn 

vom Vorwurf eines schweren ethischen MißVerständnisses zu retten versuchen, 

indem man bei ihm, wie man es versucht hat, eine äußere Verbindung der beiden 

Ethiken nachzuweisen sich müht. Aber solches Bemühen sieht am Wesen der 

Ethik vorbei. 

So führen diese Überlegungen notwendigerweise zu einer klaren Unter­

scheidung und sogar Trennung des politischen Handelns und somit auch der 

politischen Ordnung von jedem anderen gesellschaftlichen Geschehen. 

Es ist allerdings zu beachten, daß man von einer politischen Ordnung nur 

sprechen kann, sofern man das Auslangen nach der ganzheitlichen Macht als 

gesellschaftliche Veranstaltung versteht ähnlich dem Gewinnstreben in der 

Wirtschaftsgesellschaft. Weder das Gewinnstreben als solches noch das Streben 

nach ganzheitlicher Macht sind gesellschaftsbegründend. Sie werden es erst, 

wenn man sie als Operationsregel, als Funktionssystem einrichtet, im stillen 

Glauben oder Hoffen, daß sich daraus irgendein gemeinsames Resultat ergibt, 

dem man die Qualifizierung des Gleichgewichtsparameters, des gerechten 

Ausgleichs oder was immer geben kann. Wir kommen wiederum auf den bereits 

ausgedrückten Gedanken zurück, daß hinter diesen typischen Gesellschaften 

ein Ganzheitsbegriff steht, den man durch die Ingangsetzung bestimmter Hand­

lungsmotive gerne erfüllt sehen möchte. Nur dadurch, daß das Streben nach 

ganzheitlicher Macht zur Spielregel gegenseitiger Beziehungen gemacht wird, 

wird die politische Ordnung im Sinn einer politischen Gesellschaft erstellt. Nur 

auf diesem Wege gelingt es auch, die politische Gesellschaft vom Staat zu unter­

scheiden. 

Mit der Erkenntnis des wirtschaftlichen und politischen Handelns im Zusam­

menleben der Menschen sind allerdings noch nicht alle gesellschaftlichen 

Prozesse ermittelt. Darüber hinaus gibt es unzählige zwischenmenschliche 
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Beziehungen, die das gegenseitige, echt menschliche Zueinander betreffen. Hier 

ist das Feld der Soziologen und der Sozialpsychologen. Die Theorien, die sich 

mit diesen vielfältigen sozialen Beziehungen beschäftigen und sie zu definieren 

versuchen, sind bald nicht mehr zu zählen. Es ist schwer, jenen homo sociologi-

cus zu definieren, der sich vom homo oeconomicus und vom homo politicus so 

unterscheidet, daß er als Repräsentant einer gesellschaftlichen Ordnung 

bezeichnet werden könnte. Der Objekte der Kooperation oder der gegenseiti­

gen Konkurrenz, die übrig bleiben, sind es noch zu viele, als daß man von ihnen 

aus zu einem Bild einer umfassenden Gruppe gelangen könnte. Gewiß ist auch 

hier das Soziale gekennzeichnet durch das Sich-gegenseitig-Überbieten, das 

Konkurrenzieren im Hinblick auf Prestige, Einfluß und Macht im begrenzten 

Bereich. Das reicht aber nicht aus, um von einer gesellschaftlichen Ordnung 

sprechen zu können, die sich ebenso kompakt darstellt wie die wirtschaftliche 

und die politische. Die Motivationen Prestige, Einfluß, Macht müßten sich auf 

ein gleiches Objekt hinbewegen, daß daraus eine Handlungseinheit entstände. In 

der Wirtschaft ist es die gleiche Güterwelt, um die sich die Konkurrenten gegen­

seitig den Rang ablaufen. In der Politik ist es ein und dieselbe Macht, die von 

allen nach festen Spielregeln umworben wird. Was nun noch übrig bleibt, ist eine 

unabsehbare Welt von Werten und Gütern, die aus sich nur eine Vielfalt von 

Gruppenbildungen begünstigen. Will man von sozialer „Ordnung" sprechen, 

dann kann man damit nur den Rest bezeichnen, der jenseits von Wirtschaft und 

Politik liegt. Die Soziologie wird sich umsonst bemühen, den homo sociologicus 

darzustellen, der ebenbürtig neben dem homo oeconomicus und dem homo 

politicus stehen könnte. Was immer sie zu leisten imstande sein wird, ist die 

Umschreibung der sozialen Beziehung im allgemeinen, die aber dann nicht 

abgegrenzt ist gegen die wirtschaftlich-soziale und politisch-soziale Beziehung. 

So mag z. B. die Konflikttheorie eine an sich plausible Darstellung der sozialen 

Beziehung sein. Wenn sie gilt, dann paßt sie überall, umschließt aber auch die 

Wirtschafts- und politische Gesellschaft. Der sozialen Ordnung fehlt das spezi­

fische Objekt, oder, besser gesagt, sie hat der Objekte zu viele. Darum kann sie 

nicht definiert werden. Sie ist, wie gesagt, der von der Wirtschafts- und politi­

schen Gesellschaft übrig gelassene Rest, aber zugleich und sogar zuvor die 

umfassende Fülle, von der die Wirtschafts- und die politische Gesellschaft etwas 

empfangen haben. Sie ist der Untergrund, ohne den es überhaupt keine Wirt­

schafts- und politische Gesellschaft gäbe. 
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3. Die drei Ordnungen in der ganzheitlichen Sicht 

menschlicher Handlungsmotive 

a) Die Verwurzelung von Eigeninteresse, Gewinn- und Machtstreben 

in einem einzigen Motiv 

Ein hellsichtiger Ethiker wird wohl leicht einsehen, daß der Einwand gegen 
die individualistische und sensualistische Motivlehre, das vollkommene Handeln 
des Menschen „dürfe" aus sittlichen Gründen nicht im Gewinnsuchen und 
Machtstreben bestehen, in den leeren Raum hineingesprochen ist. Das wirtschaft­
liche Leben ist nun einmal, wie die Erfahrung beweist, durch Gewinnstreben ge­
kennzeichnet. Und ebenso ist die Tatsache, daß das politische Handeln eine 
Reaktion auf eine bestimmte Machtkonstellation darstellt, nicht wegzudeuten. 
Jeder Wirtschaftswissenschaftler und Politikwissenschaftler weiß, daß das Mo­
dellieren und Typisieren der Motive in etwa aus der Wirklichkeit hinausführt, 
eine Denkoperation bedeutet, deren unmittelbarer Wirklichkeitswert laufend zu 
kontrollieren ist. Da aber sowohl das Gewinnstreben wie auch das Machtstreben 
so allgemeine Erscheinungen im menschlichen Zusammenleben sind, kann man 
die Typisierung und Modellierung nicht als völlig unberechtigt hinstellen. 
Wichtig ist dabei nur, daß man sich den erkenntnistheoretischen Standpunkt klar 
macht, von dem aus man die Motive zu sehen und beurteilen hat. 

Gibt es nicht ein umfassenderes Motiv im menschlichen Handeln, in dem alle 
sozialen Verhaltensweisen, also etwa das Machtstreben, das Gewinnstreben wie 
auch das Streben nach eigenem Glück und Wohlgefühl im gesellschaftlichen 
Zusammensein eine letzte Begründung finden? 

Mit dieser Frage bewegen wir uns keineswegs in die Ethik hinein, wo man sich 
darum sorgt, was der Mensch für sich und seine Gesellschaft tun soll. Wir 
suchen vielmehr jenes letzte reale Motiv, aus welchem heraus das Gewinn- und 
Machtstreben wie alle anderen im gesellschaftlichen Zusammensein sich ent­
wickelnden Handlungsstimuli ihre einheitliche Erklärung finden. 

Der Optimismus, mit welchem Rousseau die menschliche Natur betrachtete, 
hat seine, wenn auch sehr begrenzte, Berechtigung. In irgendeiner Weise ist er 
Gedankengut von Philosophen aller Epochen. Der Mensch ist von Natur, so 
sagte Aristoteles mit Plato, auf das Gute angelegt. Er strebt von Natur nach jenem 
Ziel, das die Gesamtheit seiner Potentialität auffüllt. Man muß allerdings 
darunter das vollmenschliche Glück verstehen, nicht also nur wie bei Bentham 

das Glück des einzelnen Aktes. Dieses Streben nach Vollendung unseres ganzen 
Seins ist im Grunde der Motor jeglichen menschlichen Handelns8. Ohne diesen 

8 A. F. UTZ, Ethik, Sammlung Politeia XXIII, Heidelberg 1970, S. 92ff. 
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Motor ist selbst eine die Zielstrebigkeit unserer Natur pervertierende Handlung 
nicht ausführbar. Eine solche Handlung ist allerdings normenlogisch wider­
sprüchlich, denn sie ist nur auf Grund eines logischen Fehlers möglich. Dieses 
widersprüchliche Handeln mag in unserem Leben einen breiten Raum ein­
nehmen, so daß man den Eindruck gewinnt, es sei das „natürliche" Handeln. 
Aber es ist im geistigen Leben nicht anders als im körperlichen. Obwohl es 
keinen anatomisch einwandfrei gebauten Menschen gibt, suchen wir nach jener 
Anatomie, die als natürlich und normal zu bezeichnen ist. Nur von ihr aus lassen 
sich die wirklich bestehenden anatomischen Verhältnisse beschreiben. In ähn­
licher Weise läßt sich das menschliche Handeln nur vom natürlichen geraden 
menschlichen Akt aus (actus rectus, recta ratio) beurteilen, so häufig und viel­
fältig der pervertierte Akt auch sein mag. 

Gemäß der pointierenden Abstraktion, wie sie Max Weber und W. Eucken 

und mit ihnen der Großteil der Wirtschafts- und Politikwissenschaftler verwen­
den, ist rationales Handeln in der Mittelordnung ohne Beurteilung des Zieles, 
also ohne Werturteil bestimmbar. Wer etwas kaufen will, wird, wenn er rational 
handelt - und welcher Mensch würde dies nicht tun? -, versuchen, möglichst 
wenig von seinem Vermögen für die bestmögliche Ware auszugeben. Die 
Wertfrage bezüglich dieser Rationalität wird erst erhoben, wenn es um die 
Beurteilung des Zieles geht. Danach ist also der billige Kauf einer dem Ziel 
entsprechenden Ware als wirtschaftlicher, weil rationaler Kauf zu bezeichnen, 
auch wenn das Ziel das unsinnigste der Welt wäre. In gleicher Weise wird bei der 
Produktion der rationale oder wirtschaftliche Aspekt vom Ziel losgelöst, 
insofern ein Produzent, wenn er rational produzieren will, sich überlegt, wie er 
mit dem geringsten Mtteleinsatz das dem Ziel entsprechende Produkt erstellen 
kann. Auch hier wird das Werturteil einzig auf die Beurteilung des Zieles ein­
gegrenzt. Angebot und Nachfrage sind somit rein wirtschaftliche Vorgänge, die 
in der Mittelordnung liegen. Worin ein wertvolles Angebot und worin eine 
wertvolle Nachfrage besteht, soll von jenen Instanzen entschieden werden, die 
sich mit den Zielen zu befassen haben. In der Ordnung der Ziele werden nicht 
mehr wirtschaftliche, sondern humane Urteile wirksam. Im wirtschaftlichen 
Bereich ist das wertfreie Gewinnstreben als Motiv eingesetzt: möglichst viel 
unter Einsatz von möglichst wenig Mitteln zu erreichen, negativ ausgedrückt: 
möglichst wenig an Vermögen zu verlieren, um möglichst viel zu erwerben. 

Dies alles klingt so ungeheuer plausibel. Andererseits kann es den mensch­
lichen Geist nicht befriedigen, zu vernehmen, daß ein zweckmäßiges Handeln 
im Hnblick auf ein Verbrechen rational sein soll, wenngleich alle Mittel so präzis 
auf den mörderischen Zweck zugeschnitten sind. Die Moralität, mit der das Ziel 
bestimmt wird, wie übrigens allgemein zugegeben wird, geht notwendigerweise 



32 Die Unterscheidung von gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Ordnung 

in die Wahl der Mittel ein. Um die Mittel zu einem verbrecherischen Ziel zu 

wählen, braucht es einen verbrecherischen Geist, und um die Mittel zu einem 

moralisch guten Ziel zu bestimmen, bedarf es eines guten Geistes. Wer dies nicht 

einsieht, verwechselt die sittlich-praktische Zweck-Mttel-Ordnung mit der 

theoretischen und rein technischen. Es ist darum nicht möglich, nur das Wirt­

schaftliche als solches zum Gegenstand der Entscheidung zu machen, wie es auf 

dem Boden der pointierenden Abstraktion irrigerweise geschieht9. 

Dies will besagen: man kann nicht einfach von Gewinnstreben sprechen, das 

in der Wirtschaftsgesellschaft organisiert wird. Es handelt sich vielmehr um jenes 

Gewinnstreben, das als Motor zur Erstellung von sozialen Werten dienen soll, 

also um ein Gewinnstreben, das den tiefer liegenden menschlichen Anlagen, 

genau gesagt, der Sozialnatur des Menschen entspricht. So realistisch es auch ist, 

das Gewinnstreben wirtschaftspolitisch auszunützen, so unabdingbar ist seine 

dauernde moralische Abwägung mit den in Frage kommenden Zielen. Es ist eine 

einzige sittliche Kulturentscheidung, die sich auf Mittel und Ziel richtet. Die 

Tiefe der menschlichen Naturanlage darf in der Bestätigung des Gewinnstrebens 

nicht außer acht gelassen werden. 

Wie eng der Raum ist, den das Motiv des Gewinns im Gesamt wirtschaft­

lichen Handelns einnimmt, zeigt besonders die geschichtliche Entwicklung, 

welche die Bewertung der Arbeit durchgemacht hat. Rein wirtschaftlich 

gesehen, ist die Arbeit eine Leistung, die eine Gegenleistung in Form des Lohns 

verlangt. Entsprechend der Gewinntheorie ist die bestbezahlte Arbeit die meist­

begehrte. Doch beweist uns die Erfahrung, daß der Mensch in der Arbeit mehr 

sucht als nur Lohn. Der Ruf nach Entfaltung der Persönlichkeit in der Arbeit 

wird um so eindringlicher, je mehr der arbeitende Mensch die unterste Existenz­

stufe überschritten hat. Vom künstlerischen oder allgemein kulturellen Arbei­

ten, das oft mit Not und Hunger gepaart ist, nicht zu reden. 

Allerdings wird in der sozialen Verknüpfung der haushälterische und 

sparsame Umgang des Menschen mit den materiellen Gütern stark durch das 

Gewinnmotiv gekennzeichnet, Gewinn hier verstanden im Sinn von Sorge um 

die Ernte des eigenen Leistungserfolges unter Ausschluß eines andern M t -

menschen. Sobald der wirtschaftende Mensch, sei er Produzent oder Konsu­

ment, im Zusammenhang mit anderen handelt, betrachtet er sich und seinen 

Mtmenschen in der Situation der Konkurrenz. Er will seiner Leistung zum Sieg 

verhelfen. Er preist sein eigenes Angebot. Und als Käufer will er für die von ihm 

gewählte Ware nicht mehr ausgeben, als die Ware im sozialen Vergleich wert ist. 

9 In der Abwehr dieses Rationalismus erklärt die „kritische Theorie" der Neomarxisten (Frank­
furter Schule), daß jegliche Wahrheitserkenntnis interessenbetont sei. Diese These ist genau das 
andere Extrem in der Stellungnahme zum Theorie-Praxis-Problem. 
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Er hat in der Regel die Absicht, für einen Gegenstand nicht einen sozialen, 

sondern nur einen „wirtschaftlichen" Preis zu bezahlen, jenen Preis, von dem er 

weiß, daß er nicht durch das individuelle Gewinnstreben des Anbietenden fixiert 

worden ist. Darum macht er Preisvergleiche. Insofern ist etwas Wahres an der 

Konflikttheorie, da der Mensch, sobald er bewußt innerhalb der Gesellschaft 

handelt, sich gegen Ausbeutung durch den andern rüstet. Zwar erklärt 

/ . A. Schumpeter, daß das Gewinnstreben bei zunehmendem Wohlstand 

abnehme. Man könnte also annehmen, daß es einmal zur Bedeutungslosigkeit 

absinken würde. Doch bleibt auch dann wohl noch der hier gebrauchte Begriff 

des Gewinnstrebens bestehen als Interesse an der Selbstbestimmung über das 

persönlich Geleistete, ganz allgemein als Eigeninteresse, das im Bereich der 

materiellen Güter am deutlichsten mit Interesse am Gewinn bezeichnet wird, 

negativ: Interesse an der Vermeidung von Ausbeutung. 

Selbstverständlich gilt das alles nur im Sinn einer allgemeinen Regel der Erfah­

rung. Immerhin ist diese Erfahrung so universal, daß man fast von einer „natür­

lichen Anlage" des Menschen sprechen könnte. 

Doch steht das „Konkurrenz-" oder „Konfliktverhalten" immer im Dienst 

des Strebens nach Bedarfsdeckung und dieses im Zusammenhang mit der 

Persönlichkeitsentfaltung überhaupt. Das will besagen, daß jede pointierende 

Abstraktion des Konkurrenzverhaltens neben die „Substanz" der Handlung 

greift, d. h. nur einen sehr begrenzten äußeren Aspekt des Handelns zu erfassen 

vermag. 

Ich bin mir bewußt, daß der Ausdruck „Gewinnstreben" zu schweren Miß-

verständnissen Anlaß geben kann. Unter dem Einfluß der liberalen Wirtschafts­

auffassung und der Kritik von Karl Marx, aber auch des eingebürgerten Sprach­

gebrauchs hat der Ausdruck Gewinnstreben etwas von gierigem Haschen und 

Umsichgreifen an sich, von Einheimsen, wo immer etwas zu holen ist, ob 

erarbeitet oder nicht. Es wäre einfacher von Eigeninteresse zu sprechen. Aber 

dieser Ausdruck gilt allgemein für das soziale Verhalten auf jeglicher Ebene, 

nicht ausgesprochen auf der Ebene der Güterwelt. Das Eigeninteresse hat im 

Sektor der materiellen Güter das Gepräge des sich Aneignens, wenngleich nicht 

notwendigerweise zu eigenem Konsum, des Vergrößerns des Besitzes aus 

eigener Leistung. In der materiellen Güterwelt zeigt sich der persönliche Fort­

schritt unvermeidlicherweise in der Vermehrung der Besitzgüter. Der Mensch, 

der etwas leistet, will auf dieses Sichaneignen nicht verzichten, es sei denn, er 

wäre gewiß, daß derjenige, dem er die Früchte seiner Bemühungen überläßt, in 

seinem Sinn disponiert. Gewinnemachen auf welche Weise auch immer braucht 

nicht im Sinn des Wortes „Gewinnstreben" zu liegen. Man spricht z. B. im Ehe­

recht von „Zugewinngemeinschaft" und meint damit alle materiellen Werte, 
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welche innerhalb der Ehe zu den eingebrachten Gütern hinzuerworben worden 

sind. Bei dem Wort „Gewinn" sollte niemandem etwas Anstößiges einfallen. 

Es ist richtig, was namentlich auch von sozialistischer Seite betont wird, daß es 

wirtschaftliche Leistungsstimuli gibt (z.B. das soziale Prestige), die zunächst 

nichts mit Gewinnstreben zu tun haben. Es kommt aber darauf an, Leistungs­

stimuli zu finden, die aus sich ohne Intervention einer autoritären Anerken­

nungsinstanz den gewünschten sozialen Status bewirken. Die Sanktion sollte 

direkt aus der Leistung selbst erfolgen10. Im Bereich der materiellen Güter, d. h. 

also in den wirtschaftlichen Handlungen ist die unmittelbare Sanktion der 

Erwerb höheren Einkommens, sofern allerdings die Bewertung der Leistung 

wirtschaftlich erfolgt, und das ist eben nur im Wettbewerb möglich, d.h. im 

Zusammenspiel und im Ausgleich aller an der Gesamtwirtschaft beteiligten 

Kräfte. Wir kommen also immer auf das Gewinnstreben zurück, wenngleich 

man vom Gewinn im strengen Sinn nur beim Unternehmen spricht. 

Allerdings ist das Gewinnstreben als allgemeines Motiv wirtschaftlichen 

Handelns und als Antriebskraft zu höherer wirtschaftlicher Leistung nur einsich­

tig, wenn man die Freiheit des Menschen mitdenkt. Man könnte nun ein­

wenden, es sei ebenso denkbar, daß der Mensch auf wirtschaftlichem Gebiet aus 

Kulturinteresse, also etwa aus Freude am Wertschaffen überhaupt handelte und 

darum innerhalb der Gesellschaft den gleichen Status erhalte wie etwa der 

Künstler,' dem am Einkommen zunächst nichts liege. Der Einwand ist 

beachtenswert. Doch müßte im Bereich der materiellen Güter diese Status-

zuerkennung mit der gleichen Unfehlbarkeit durch die Gesellschaft oder die 

Autorität erfolgen wie in dem Fall, da der auf wirtschaftliche Leistung bezogene 

soziale Status direkt durch den Markt in Form von höherem Einkommen 

erworben wird. Wie ersichtlich, steht die Befürwortung des Gewinnstrebens als 

der Triebkraft wirtschaftlicher Leistung in engem Zusammenhang mit einer frei­

heitlichen Ordnung, innerhalb welcher die Leistung erbracht wird. Warum dies 

so sein muß, hängt mit der Grundkonzeption der Gesellschaft oder des Gesell­

schaftssystems zusammen11. Die Frage des wirtschaftlichen Leistungsstimulus 

kann nicht abstrakt diskutiert werden etwa im Sinn einer allgemeinen anthropo­

logischen Überlegung, sondern nur im Zusammenhang mit einer Gesellschaft, 

der sowohl an Freiheit wie auch an optimaler Versorgung mit materiellen 

Gütern gelegen ist. Die Betrachtungsweise des besagten Einwandes ist die eines 

reinen Humanismus, eines normativen Denkens, wobei der Mensch noch nicht 

Vgl. hierzu die weiteren Ausführungen in: A. UTZ, Zwischen Neoliberalismus und Neomarxis-
mus, Die Philosophie des Dritten Weges, Köln 1975, S. 125ff. 
Zum Begriff des Gesellschaftssystems vgl. A. UTZ, Zwischen Neoliberalismus und Neomarxis-
mus, S. I15ff. 
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in seinem tatsächlichen Arbeitsverhalten im Zusammenhang mit den anderen 

wirtschaftenden Menschen und in seinem Verhältnis zur Autorität studiert wird. 

Der Hang zur Trägheit ist, wie wir wissen, dort um so stärker, wo der Mensch 

seine Wünsche auf Kosten anderer zu erfüllen vermag. Die Frage nach dem wirt­

schaftlichen Leistungsstimulus ist unabtrennbar mit dem Wettbewerb ver­

bunden. Dies hat selbst der Neomarxismus berücksichtigt12. Wie groß dieser 

Wettbewerb ist oder sein muß, ist damit allerdings noch nicht entschieden. Es 

muß eine Ordnung gesucht werden, in welcher der Mensch wirtschaftliche 

Leistung im dauernden Wettbewerb mit seinen Mitmenschen hervorbringt, 

unabhängig davon, ob außerwirtschaftliche Gesichtspunkte die Leistung anders 

bewerten würden. Unter dieser Bedingung bleibt nur das Gewinnstreben als 

erste Antriebskraft, das Gewinnstreben im besprochenen allgemeinen Sinn, 

nicht eingeengt auf den Gewinn im Betrieb oder Unternehmen. 

Nach dem Gesagten scheinen wir nun doch bei der Feststellung der Empiri­

sten gelandet zu sein, daß der Mensch im Raum der materiellen Güter aus einem 

Motiv heraus handelt, das nicht nur pointiert betrachtet, sondern auch im 

tatsächlichen Leben isoliert werden kann. Um diesem verhängnisvollen MißVer­

ständnis zu begegnen, muß darauf hingewiesen werden, daß nur von einer 

empirisch universal gültigen Verhaltensweise des Menschen gesprochen wurde, 

die den Eindruck einer „zweiten" Natur macht. Diese Verhaltensweise darf aber 

nicht mit der Veranlagung verwechselt werden, die in der Natur des Menschen 

als sozialen Wesens beschlossen ist. Wenngleich Eigeninteresse und Gemein­

interesse, empirisch betrachtet, im einzelnen Handeln des Menschen nicht 

zusammenfallen und übrigens auch nicht zusammenfallen müssen, so besteht, 

final gesehen, doch Identität. Rationales Handeln des Menschen ist, wenn es 

logisch durchdacht ist, zugleich individuales und soziales Handeln, das heißt, es 

ist ausgerichtet auf die Integrierung des individuellen Zieles in das Gemeinziel. 

Dies dürfte wohl noch nie so deutlich geworden sein wie heute, wo wir feststel­

len, daß Lohnforderungen und Gewinnerwartungen nur in einer gesamtheitlich 

geordneten Wirtschaft rational verfochten werden können. Irgendwann und 

irgendwo muß es ein Motiv geben, das die Identität von Eigen- und Gemein­

interesse realisiert. Daß der Neomarxismus von dieser Grundsupposition eines 

echten Humanismus ausgeht, ist seine Stärke. Es kann nicht Naturanlage des 

Menschen sein, nur Individualinteressen zu vertreten. Der Mensch hat ein Ziel, 

das umfassender ist als die Summe der Eigeninteressen. Er muß daher auch ein 

naturhaftes Motiv besitzen, das über sein Eigeninteresse hinausreicht. Wie dieses 

in der Natur (noch nicht in der konkreten Verhaltensweise) des Menschen ange-

12 A. UTZ, Zwischen Neoliberalismus und Neomarxismus, S. 75 ff., 87 ff. 



36 Die Unterscheidung von gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Ordnung 

legte Motiv in der Wirtschaft aktuiert werden kann, ist eine Frage des Zusam­

menspiels von Wirtschaftspolitik und Unternehmenspolitik. Auf dieser Ebene 

manifestieren sich die grundlegenden philosophischen Unterschiede zwischen 

den verschiedenen ganzheitlichen Gesellschaftsauffassungen, einerseits der 

sozialistischen, andererseits der personalistischen. 

Untersuchen wir das politische Handeln und fragen wir uns, ob das Streben 

nach Macht in der Weise, wie es die politischen Wissenschaften isoliert betrach­

ten, der Anatomie des menschlichen Handelns entspricht. Ohne Zweifel geht es 

im politischen Kampf ähnlich her wie im Boxkampf, wo alle Handlungen im 

Hinblick auf die Niederringung des Gegners auf Aktion und Gegenaktion, auf 

Angriff und Abwehr abgestellt sind. Der Politiker mag vielleicht noch andere 

Intentionen haben wie z. B. den späteren Aufbau des Staates, die Neuordnung 

der Gesellschaft usw. Im Augenblick der politischen Auseinandersetzung 

aber scheint sein Handeln unmittelbar nur ein Ziel zu haben, eben die Über­

windung des Gegners, die Gewinnung der Macht. Alles andere, was sonst als 

Fernziel ins Auge gefaßt werden könnte, wird propagandistisch als Mittel ein­

gesetzt, um die Wahlkampagne zu gewinnen. 

Entspricht diese Umkehrung der Zweck-Mittel-Ordnung der Anatomie des 

menschlichen Handelns ? Der Mensch sucht seiner inneren Anlage nach stets das 

Absolute. Er kann allerdings dieses Absolute in einem einzelnen Ereignis oder 

einem einzelnen Erfolg suchen, etwa in der Machtergreifung. In diesem Fall setzt 

er alles, was er an innerer Kraft und an Finalisierungsmöglichkeiten besitzt, auf 

eine einzige Karte, auf die des Nahziels. Wenn er nun weiterhin das Absolute in 

der Macht sieht, wird er ein neues ähnliches Nahziel erstreben müssen. Der 

„reine" Politiker wird also, wenn er wirklich reiner Politiker bleibt, zum 

Imperialisten. Jeder vernünftige Mensch wird wohl eingestehen, daß ein solches 

Handeln zumindest als krankhaft zu bezeichnen ist. Das Nahziel kommt nie ans 

Endziel. Das Rennen nach den Nahzielen bedeutet ein ewiges Rennen nach dem 

Nichts. Selbstverständlich hindert nichts daran, in der Theorie sich eine Welt 

auszumalen und zu modellieren, in der solch ein irrsinniges Machtstreben das 

natürliche Streben nach dem Absoluten ersetzt. Wenn es tatsächlich Perioden in 

der Weltgeschichte gab, in denen dieser Irrsinn zu triumphieren schien, dann 

beweist dieselbe Geschichte andererseits, daß die Menschen dieses Treiben nicht 

lange zu ertragen vermochten. Das Machtstreben ist wie das Gewinnstreben in 

die ontische Struktur unseres Willens eingebettet. Dauerhaftes politisches 

Handeln kann darum nicht in der Umkehrung der Zweck-Mittel-Ordnung 

bestehen. Es mag Streben nach Macht bleiben, aber eben nach aufbauender 

Macht, d.h. nach wirksamer Verwirklichung eines der menschlichen Person 

entsprechenden Zieles. Dieses Ziel aber ist, wie Aristoteles richtig gesehen hat, 
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das gute Leben im vollmenschlichen Sinn, auch in der Gemeinschaft. Marx hatte 
nicht die Absicht, den Klassenkampf zum Ziel des politischen Handelns des 
Sozialisten zu erklären. Vielmehr sollte der Klassenkampf in der zu erstellenden 
sozialistischen Gemeinschaft sein Ende finden. 

Man könnte nun auch hier wie ähnlich beim Gewinnstreben sein Augenmerk 
auf die zwischenmenschliche Beziehung richten, die im politischen Handeln 
beschlossen liegt, das heißt auf jenen Aspekt, der typisch das Gegenseitige im 
politischen Handeln betrifft. Unter diesem Betracht ist es tatsächlich das 
Konkurrenz- und Konfliktverhalten, das angeblendet wird. Das zugrunde 
liegende konstruktive, nämlich staatsaufbauende Wollen tritt zurück. Und man 
könnte vesucht sein, eben nur diese Note im politischen Handeln als politisch zu 
bezeichnen. Das Politische wäre also das Geschick oder die Taktik, sich im 
Kampf um die Macht durchzusetzen. Der Soziologe mag sich damit begnügen, 
soziale Beziehungen aus diesem Gesichtswinkel zu definieren und sogar in Form 
eines Systems zusammenzufassen. Er kann hypothetisch sich ausmalen, wie die 
gesellschaftlichen Prozesse verlaufen würden, wenn sich alle im Machtkampf 
taktisch geschickt verhalten würden. Er darf dann aber nicht von einer „gesell­
schaftlichen Ordnung" im Sinn eines sich in Gegenseitigkeit vollziehenden 
Lebensprozesses der Menschen sprechen. Denn dieser läßt sich allein vom 
Taktischen her nicht bestimmen. Vielmehr wirken tiefere Motive und Ziel­
setzungen mit. An diese reicht nun einmal die pointierende Abstraktion, wie sie 
der Soziologe verwendet, nicht heran. 

Das Gesagte gilt analog auch bezüglich jener Ordnung, die durch die wirt­
schaftliche und politische noch offen gelassen ist, d. h. von der sozialen. Auch 
hier kann auf weite Sicht das gesellschaftliche Zusammensein nicht einzig durch 
die Reaktion des Gegeneinanders und Miteinanders etwa im Sinn des Konfliktes 
erklärt werden. Auch hier werden in letzter Analyse menschliche Werte 
sichtbar, die nur durch die von der menschlichen Naturanlage produzierten 
Aspirationen erklärbar sind. 

Durch eine tiefer dringende Analyse des menschlichen Wollens wird die unser 
theoretisches Denken an sich erleichternde Unterscheidung der drei Ordnungen 
aufgeweicht, insofern wir zu einem einheitlichen Grund vordringen, von dem 
aus jedes gesellschaftliche Handeln, sei es im wirtschaftlichen, im politischen 
oder im sozialen Bereich, ausgeht. Hier liegt auch die Erklärung dafür, warum 
weitsichtige Politiker sagen, daß die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
gewissermaßen spontan auf eine politische Gemeinschaft hinsteuere. Gemein­
schaftliches Wirtschaften ist potentiell bereits politisches Handeln. 

Das menschliche Verhalten in der Gesellschaft ist demnach doch nicht so gespal­
ten, wie es von einer kurzsichtigen empirischen Schau aus den Anschein erweckt. 
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Die Begrenztheit der rein empirisch-soziologischen Untersuchung des sozia­

len Verhaltens der Menschen wird vor allem im sozialen Sektor offenbar. 

Während die Wirtschaftswissenschaft in der Erforschung der wirtschaftlichen 

Verhaltensweise immerhin einen gewissen Grad von Universalität erreicht und 

während auch die Politologen das Politische im sozialen Verhalten des 

Menschen zu definieren wissen, herrscht für den sozialen Bereich völlige 

Uneinigkeit, woran man den homo sociologicus zu erkennen vermöge. Die 

Einstellung auf den Konflikt kann nicht typisches Verhalten im Sinn der Natur 

des Menschen sein, der Mensch sucht ebenso gut auch die Kooperation. Das 

Abhängigkeitsgefühl des einen gegenüber dem anderen und auch das Pflicht-

bewußtsein, miteinander etwas scharfen zu müssen, sind zu stark, als daß man 

die Gegenseitigkeit auf die Konfliktsituation reduzieren könnte. Von der Natur 

des Menschen aus gesehen treten Eigeninteresse, Gewinnstreben, Machtstreben, 

und wie die auf das Ich bezogenen Verhaltensweisen immer heißen mögen, 

zurück. Wer die menschlichen Beziehungen nicht durch die Brille der pointie­

renden Abstraktion betrachtet, kommt zur Überzeugung, daß der Mensch im 

Grunde sozial angelegt ist, d.h. im Hinblick auf die kooperative Verwirk­

lichung der Persönlichkeitswerte die Gemeinsamkeit sucht, wobei er allerdings 

in seiner Kooperation gewisse Sicherungen vorsieht, d. h. das empirisch feststell­

bare Verhalten mitberücksichtigt, um nicht ins Leere zu kooperieren. 

Halten wir fest, daß die empirische Sicht die Natur des Menschen nicht zu 

entdecken vermag, solange sie nicht die hinter dem punktuellen Verhalten ver­

borgenen menschlichen Erwartungen miteinbezieht. Die Empirie muß durch 

eine mataphysische Betrachtung der menschlichen Anlagen ergänzt werden, um 

im vollen Sinn realistisch zu sein. 

b) Von der Einheit der sozialen Anlage im Menschen 

zur Vielfalt der Motive im sozialen Handeln 

Sozialer Wert und soziale Wertverwirklichung 

Von seinem Standpunkt des Essentialismus aus drang Aristoteles zu einer all­
gemeinen Finalisierung des menschlichen Strebens vor, das zugleich als einheits­
schaffend, d. h. die Menschen verbindend, erkannt wurde: das vollkommene 
Leben in und durch Kooperation. Man mag bezüglich der Wirkkraft dieser 
Anlage manche Bedenken hegen, weil die Erfahrung uns oft gegensätzliche 
Verhaltensweisen vor Augen führt. Dennoch wird niemand leugnen, daß das 
kooperative ein menschlicheres Verhalten im Vergleich zum Konflikt bedeutet. 
In Situationen, in denen die Menschen vor Schicksalsentscheidungen stehen, 
entweder in Frieden eine Lösung für das Zusammenleben zu suchen oder 
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gesamtheitlich unterzugehen, dringt die Naturanlage im Sinn der Kooperation 
durch. Jedenfalls würde jeder „vernünftige" Mensch das gegenteilige Verhalten 
als uneinsichtig, sinnlos und abnorm bezeichnen. Der Krieg kann keine Lösung 
von Konflikten sein, so erklärt die menschliche Vernunft heute allgemein. Und 
zwar ist es nicht etwa nur ein normatives Denken, das so spricht, sondern ganz 
einfach das Zweckdenken im Sinne des Überlebens. Für eine finalistische Ethik 
ist dieses Zweckdenken zugleich auch normativ, allerdings immer nur im Sinne 
des letzten Zweckes, gedacht als höchstes Gut. Die Übereinkunft von Zweck 
und sittlicher Norm ist allerdings, leider, nur in seltenen, fast nur in Grenzfällen 
einsichtig feststellbar, wenn nämlich nicht So- oder Sosein, sondern die Existenz 
in ihrer Ganzheit in Frage gestellt ist, wie dies im modernen Krieg-Frieden-
Problem der Fall ist. Ein hellsichtiger Mensch aber müßte doch wissen, daß jede 
einzelne Zweckentscheidung irgendwo an eine letzte Zweckordnung rührt, 
darum also von dorther normativ beurteilt werden kann. Wir haben einen 
Maßstab, um zu wissen, ob und inwieweit eine konkrete Entscheidung dem 
Endzweck dient. Es ist die menschliche Natur. Einige dieser Erkenntnisse 
wurden in den Katalogen der Menschen- und Grundrechte formuliert. Dies 
geschah nicht nur aufgrund rein normativen Instinktes, sondern im Bewußtsein, 
daß die Nichteinhaltung solcher Normen keinen erträglichen Zustand in der 
Gesellschaft schafft. Das Menschenunwürdige ist, namendich in Grenzfällen, 
identisch mit dem menschlich nicht mehr Tragbaren. Menschlich tragbar oder 
untragbar ist hierbei bezogen auf die Gesellschaft, nicht auf den einzelnen. Der 
Sklavenhandel mag für den Sklavenhändler tragbar sein. Er ist gesellschaftlich 
untragbar. Wir kommen immer wieder auf die Erkenntnis zurück, daß 
menschliches Glück und Wohlergehen, überhaupt das Menschliche, nur 
bestimmt werden kann im riinblick auf die gesamte Menschheit. 

In dieser Perspektive kann das Eigeninteresse des Individuums, das Streben 
nach Gewinn und Macht, ganz allgemein das Konfliktverhalten noch keine 
Bedeutung für die Gesellschaftsordnung gewinnen. Es ist die Perspektive des 
Allerletzten, des Absoluten, doch nicht des Unrealen, wenngleich dem Augen­
blick weit Entrückten. Ein kluger und verantwortungsbewußter Politiker wird 
diese Endsicht nie vergessen können. 

Nun ist unser Handeln immer zeitlich begrenzt. Und es ist nichts natürlicher, 
als daß wir den Erfolg für unser Handeln auch innerhalb eines befristeten 
Zeitraums sehen möchten. Das Ewige im Menschen schließt somit einen 
Kompromiß mit dem Zeitlichen in ihm und um ihn. Der Kompromiß ist offen­
bar unausweichlich, weil wir sonst riskieren würden, überhaupt nichts zu ver­
wirklichen. Es kommt nur darauf an, zu wissen, bis zu welcher Grenze das 
Gewissen, das nicht nur sittliche Norm, sondern zugleich auch Parameter des 
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menschlich Erträglichen ist, den Kompromiß wagen darf. Unvermeidbar und 
darum geradezu gefordert ist der Kompromiß dort, wo wir im Zusammenleben 
auf Verhaltensweisen stoßen, an denen wir auch mit der besten Pädagogik und 
den schärfsten gesetzlichen Maßnahmen auf die Dauer nichts ändern würden. 
Und außerdem haben wir zu bedenken, daß keiner, und wäre er auch noch so 
gescheit, das Gemeinwohl im Sinn seiner letztgültigen Inhaltlichkeit zu bestim­
men imstande ist. Wir sind also auf die Relativität der pluralistischen Meinungs­
bildung verwiesen. Selbstverständlich gibt es auch hier Grenzen. Es sind die 
Fälle, in denen jeder reife Mensch in klarer Einsicht gewisse bestehende gesell­
schaftliche Verhaltensnormen als mit der menschlichen Natur unvereinbar 
erkennen muß, so daß man ohne Angriff auf die Gewissensfreiheit voraussetzen 
kann, daß derjenige, der gemäß diesen Normen handelt, verbrecherisch handelt. 
Man denke an den Nürnberger Prozeß, wo unterstellt wurde, daß jeder wissen 
konnte und mußte, daß die Ausrottung einer Rasse als „Rassenmord", d. h. als 
gegen die menschliche Natur verstoßend bezeichnet werden muß. 

Der Entwurf einer Gesellschaftsordnung aufgrund einer einzigen Methode, 
sei es im Sinn der reinen Ethik, sei es im Sinn des reinen Pragmatismus oder 
Funktionalismus, ist, weil unrealistisch, von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Die reine Ethik, d. h. der Entwurf einzig vom Absoluten her, führt 
über die Diktatur zum Chaos. Der reine Pragmatismus, d. h. der nur mit der 
geschichtlichen Gegebenheit rechnende Entwurf, führt über das Chaos zur 
Diktatur. Der Pragmatismus kann für sich den beachtlichen Vorteil verbuchen, 
daß er im Hinblick auf die Kurzfristigkeit seiner Ziele den Gesellschaftsgliedern 
keine oder nur geringe Opfer auferlegt, weil er ihre Verhaltensweisen zur ein­
zigen Norm erklärt. Wenn die Entwicklung zu Abträglichkeiten führen sollte, 
dann sei dies, so sagt man, nicht der vom Pragmatismus ersonnenen Technolo­
gie anzulasten, sondern den Menschen, die diese technologischen Institutionen 
nicht zum eigenen Heil zu benutzen verstanden. In ähnlicher Weise vernimmt 
man aus dem Mund liberaler Wirtschaftspolitiker, die Krisen kämen nicht aus 
dem Liberalismus, sondern seien durch die Menschen verursacht, die mit den 
Prinzipien des Liberalismus nicht umzugehen verständen. Gewiß ist jeder 
freiheitliche Gesellschaftsentwurf, das heißt also jede Bestimmung des Gemein­
wohls einer Gesellschaft freier Menschen auf ein bestimmtes sittliches Verhalten 
der Gesellschaftsglieder angewiesen, das sich juristisch nicht institutionalisieren 
läßt. Im Liberalismus ist aber die Funktion des konkurrierenden Konfliktes ganz 
vom individuellen Glücksstreben normiert. Die sozialethische Bestimmung des 
Gemeinwohls, die das individuelle Glücksstreben transzendieren muß, wird als 
utopisch und freiheitswidrig betrachtet. Im Kollektivismus ist der Gesellschafts­
entwurf auf der optimistischen Supposition aufgebaut, daß der Mensch durch 
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Erziehung und Zwang wirksam zu sozialem Verhalten angehalten werden kann. 

Dadurch soll die das Individuum übergreifende, detaillierte Planung des 

Gemeinwohls möglich werden, so daß die gesellschaftlichen Institutionen 

bedingungslos funktionieren. 

Die einzige Denkweise, die zugleich wirklichkeitsnah ist, ist doch die, daß 

man bei der sittlichen Uranlage des Menschen beginnt und von da aus das 

tatsächliche Verhalten der Menschen studiert, um Handlungsprinzipien zu 

ersinnen, die einen haltbaren Kompromiß zwischen Absolutem und Zeitlichem 

darstellen. 

Dieser Kompromiß ist selbst von sozialistischer Seite als notwendig 

anerkannt. Ota Sik sieht klar den unvermeidlichen Widerspruch zwischen All­

gemeininteresse und Eigeninteresse13. Die politische Kunst besteht darin, die 

beiden zur Deckung zu bringen. Rein theoretisch ist diese leicht zu ermitteln, 

indem man einfach das Gemeinwohl im Sinn eines imperativen Planes vorzeich­

net, dem sich der einzelne unterzuordnen hat. So im marxistisch-leninistischen 

System. In der praktischen Wirklichkeit aber ist das System nicht nur, wenig­

stens teilweise, unwirksam, sondern sogar unmenschlich. Lehnt man diese 

Lösung, wie es nicht anders sein dürfte, ab, dann muß man notwendigerweise 

den Gemeinwohlbegriff auflockern, d. h. man wird das Allgemeininteresse nur 

im Sinn eines Rahmenplanes fassen, indem man dem einzelnen Alternativen in 

der Bestimmung des Eigeninteresses anbietet. Im System Siks, auf das hier nicht 

näher eingegangen werden soll14, ist allerdings das Allgemeininteresse schon so 

prononciert, daß für individuelle Alternativen kein Raum mehr bleibt. Wirt­

schaftspolitisch hängt dies mit der im Denken Siks beschlossenen Immobilität 

des Kapitals, im letzten Grund mit seiner Ablehnung des Privateigentums 

zusammen. 

Wenn der Ethiker die vielleicht sogar in etwa abnormen Verhaltensweisen der 

Gesellschaftsglieder in sein Normendenken einbaut, dann handelt es sich nicht 

darum, sittlich in sich schlechtes Verhalten zu organisieren, etwa eine Räuber­

moral für die Gesellschaft zu konstituieren15. Ausgangspunkt der ethischen 

Überlegungen ist der Gedanke, daß nur eine der Natur des Menschen ent­

sprechende Ordnung dauerhaftes Glück für die Gesamtheit und in der Folge 

" OTA SIK, Plan und Markt im Sozialismus, Wien 1967, S. 293. 
14 A. UTZ, Zwischen Neoliberalismus und Neomarxismus, S. 70-99. 
15 Die konkreten gesellschaftlichen Bedingungen haben eine doppelte Funktion für die Normen­

bildung: 1. als echte Normen, sofern sie mit der Natur des Menschen übereinstimmen, 2. als 
Restriktion der Anwendung von sittlichen Normen (vgl. A. F. UTZ, Sozialethik, II: Rechts­
philosophie, Heidelberg - Löwen 1963, 3. Kap., 3. Art., III, 1 a, S. 87ff). In diesem Fall darf das 
Resultat, d. h. die konkrete Norm, allerdings nicht im Widerspruch zur obersten Norm (die 
menschliche Natur) stehen (wie dies z. B. bei der Fristenlösung in der Abtreibungsdiskussion der 
Fall ist). Sonst könnte ein ethisch eingestellter Politiker nicht mehr mitmachen. 
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auch für den einzelnen schaffen kann. Da aber die kausale Kraft des gemein­

samen Wohls immer nur die Individuen sind, wird man die Handlungsmotive 

der Individuen studieren müssen, um das effektive Potential, das für die Reali­

sierung der allgemeinen Wohlfahrt vorhanden ist, zu erkennen. Zwang, d. h. 

Planung ohne Alternativen, führt zum totalitären Staat. Totalitär ist der Staat, 

der alle Lebensbereiche erfaßt und einheitlich nach einer einzigen Lebensvor-

stellung gestaltet. Zu Ende gedacht, kann es in einem solchen Staat keine Unter­

scheidung zwischen wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und politischer Ordnung 

geben. 

Da der einzelne Mensch derart stark von individuellen Neigungen beherrscht 

ist, daß er nur über diese jene Leistungen erbringt, auf die die Gemeinschaft um 

der allgemeinen Wohlfahrt willen angewiesen ist, gilt es, diese individualisierten 

Neigungen mobil zu machen, d.h. Funktionsprinzipien zu erfinden, die das 

Leistungspotential möglichst vieler, wenn nicht sogar aller Individuen, in Gang 

bringen. Ob damit das Postulat des Gemeinwohls schon erfüllt ist, braucht aller­

dings noch nicht ausgemacht zu sein. Immerhin ist die Grundbedingung ver­

wirklicht für die Erstellung von Werten, die vorhanden sein müssen, bevor man 

überhaupt an eine Bestimmung der allgemeinen Wohlfahrt denken kann16. Vor 

der Verteilung steht die Schöpfung. Die Mobilisierung von individuellen 

Leistungskräften bedeutet allerdings noch kein soziales Ereignis. Der soziale 

Charakter der Aktualisierung von Leistungskräften ergibt sich erst, wenn die 

verschiedenen individuellen Bemühungen sich auf das gleiche Objekt beziehen. 

Gleiche Objekte für alle Gesellschaftsglieder gibt es aber von Natur nur zwei: die 

materielle Welt, die zur Bedarfsdeckung aller vorhanden ist, und die gesamt­

gesellschaftliche Gewalt, ohne welche Gesellschaft nicht denkbar ist. Die gesell­

schaftliche Gewalt ist in ihrem Kern eine, wenngleich sie funktional in ver­

schiedene Träger aufgeteilt werden kann. 

Damit sind wir bei zwei gesellschaftlichen Ordnungen angelangt, der wirt­

schaftlichen und der politischen. Den Rest bezeichnen wir allgemein mit „soziale 

Ordnung". 

Die soziale Ordnung ist kein so kompakter gesellschaftlicher Wirkungs­

bereich wie die wirtschaftliche und die politische Ordnung. Der Objekte sind es 

hier zu viele. Das Eigeninteresse, das auch hier wirksam werden muß, um die 

Erfüllung sozialer Wertforderungen zu garantieren, ist zu vielgestaltig, als daß 

man ein einheitliches Motiv wie das des Gewinn- und Machtstrebens ausfindig 

machen könnte. Wenn irgendwo, dann ist hier das Moment der Freiheit von 

16 Vgl. zu diesem Thema: Leistungsgesellschaft und Mitmenschlichkeit, mit Beiträgen von 
GERARD GÄFGEN, JOACHIM KLAUS, KLAUS HEINEMANN, ELISABETH LIEFMANN-KEIL, 
JOSEF HITPASS, THEODOR MULDER, GERD BÖSKEN, Limburg 1972. 
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Bedeutung. Von der sittlichen Gestaltung dieses umfassenden Bereiches hängt es 

ab, inwieweit der Funktionalismus der Konkurrenz in der Wirtschaft und der 

Politik den echt menschlichen Werten dient. 

Beachtenswert ist, daß die soziale Ordnung nicht auf der gleichen Ebene steht 

wie die beiden anderen. Im Grunde ist sie die allgemeine Gesellschaftsordnung, 

aus der zwei Objekte durch ein Regelsystem ausgeklammert wurden, nämlich 

die materiellen Güter und die Macht. Der Begriff des Eigeninteresses, der als 

Motor der Wertverwirklichung bereits auf der höchsten Stufe gesellschaftlicher 

Kooperation eingesetzt wird, wird im wirtschaftlichen Bereich zum Gewinn­

streben, im politischen zum Machtstreben. Wie ersichtlich, hängt eine normen­

logisch sauber durchkonstruierte Auffassung der drei Ordnungen entscheidend 

von der Definition des Eigeninteresses und dessen ethischer Bewertung ab. Es ist 

ein besonderes Verdienst des Sozialethikers Johannes Messner, dem Eigen­

interesse eine zentrale Stellung im Aufbau der Gesellschaft eingeräumt zu haben, 

ohne dabei, wie es in den empirischen Gesellschaftswissenschaften geschieht, die 

der Gesellschaft vorgeordneten Werte zu verlieren. 

Da der Begriff des Interesses eine so zentrale Stellung im Gesamt der gesell­

schaftlichen Ordnung einnimmt, verdient er eine eingehendere Besprechung, 

besonders auch im Zusammenhang mit dem Begriff der Eigenverantwortung. 

Das Eigeninteresse 

Zur Orientierung bezüglich unseres Standortes erinnern wir daran, daß wir 

uns in der Frage nach der effizienten Ursache des Gemeinwohls auf dem Boden 

der Empirie befinden. Man könnte versucht sein, als vornehmlich Zuständigen 

den Soziologen oder Sozialpsychologen zu bezeichnen. Doch haben wir gese­

hen, daß deren empirische Untersuchungen zu formal auf die rein gesellschaft­

liche Note im Verhalten des Menschen abzielen (die Feststellung der Rolle oder 

des Status), während es dem Sozialethiker darauf ankommt, die ganze Breite 

und Tiefe menschlichen Wollens, sowohl in seiner naturhaften Anlage wie auch 

in seiner tatsächlichen individuellen und sozial bezogenen Aktualisierung zu 

erfassen. Ohne Rückgriff auf langwierige Einzeluntersuchungen, einfach aus der 

alltäglichen Erfahrung und nicht zuletzt auch aus eigenem Erleben, das jeder von 

uns dem andern als normal bestätigt, wissen wir, daß dem Eigeninteresse eine 

eigene, von keinem anderen Motiv zu übertreffende Macht innewohnt. Gewiß 

ordnet sich in entscheidenden Fällen unser Individualinteresse dem Gemein­

interesse unter, aber auch da eigentlich nur, weil aus der konkreten Situation ein­

leuchtend hervorgeht, daß die Erfüllung des Eigeninteresses durch die des 

Gemeininteresses bedingt ist. An der erfahrbaren Oberfläche unseres Lebens ist 
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das Eigeninteresse das sichtbarste und fühlbarste Motiv, mit dem man im all­
gemeinen („ut in pluribus", wie die Alten sagten) rechnen kann und muß. 

Das Motiv des Eigeninteresses muß aber mit dem Eigenrisisko für die vom 
Individuum zu treffende oder getroffene Entscheidung verbunden sein. Der 
einzelne muß für alle Konsequenzen, die sich aus seiner Entscheidung ergeben, 
einstehen. Nur so erhält man den vollen Begriff der Verantwortung. Ohne daß 
man sich bereits im sozialen Raum, d.h. dem Raum zwischenmenschlicher 
Beziehungen befindet, gilt bereits in der allgemeinen Ethik diese Koppelung von 
Eigeninteresse und Eigenrisiko. Allerdings muß man dabei auf dem Boden einer 
finalistischen Ethik stehen. Unter der Voraussetzung, daß jede einzelne Ent­
scheidung naturnotwendig auf ein letztes Ziel ausgerichtet ist17, ist jede Ent­
scheidung dadurch sanktioniert oder „riskiert", daß mit ihrer Hilfe das letzte 
Ziel entweder erreicht oder verfehlt wird. Hier liegt auch der Grund, warum der 
sittliche Mensch nicht nur nach seinem Gewissen, sondern nach seinem „rech­
ten" Gewissen handeln muß, daß es für ihn eine Pflicht ist, das irrige Gewissen 
zu vermeiden oder zu korrigieren. 

Man braucht kein Liberalist zu sein, um mit J. St. Mill zu behaupten, daß der 
einzelne Mensch „schließlich die am meisten am eigenen Wohl interessierte Per­
son" ist . Mill fundierte allerdings seine These auf der philosophischen, d.h. 
ethischen Anschauung, daß „das Individuum der Gesellschaft für seine Hand­
lungen nicht verantwortlich ist, soweit diese lediglich seine Person berühren"19. 
Dies stimmt nur aus praktischem Grund, nachdem das Eigeninteresse als soziale 
Regel seine Effizienz empirisch bewiesen hat. Grundsätzlich muß sich jeder 
einzelne Mensch auch in seinem Privatleben als der Gesellschaft gegenüber sitt­
lich verantwortlich betrachten. Dies erhellt schon daraus, daß die sozialen 
Handlungen ein sittliches Motiv brauchen, das in sich nicht gespalten sein kann. 
In der praktischen Ordnung stimmt der Gedanke Mills: „Besitzt ein Mensch ein 
erträgliches Maß von gesundem Menschenverstand und Erfahrung, so ist seine 
eigene Art, sich sein Leben zu zimmern, die beste, nicht weil sie absolut die beste 
ist, sondern weil es seine eigene Art ist"20. 

17 Vgl. A. F. UTZ, Ethik, S. 92ff. 
Grundsätze der politischen Ökonomie mit einigen ihrer Anwendungen auf die Sozialphiloso­
phie, Band I, 2. Aufl., Jena 1924, S. 214. 

19 A.a.O., S. 237. 
20 A.a.O., S. 202. 
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Selbstverantwortung und Fremdbestimmung 

Von einem Großteil modener Staats- und Gesellschaftstheoretiker wird die 

Selbstverantwortung im Sinn der Unabhängigkeit von Fremdbestimmung als 

Grundlage der gesellschaftlichen Ordnung verstanden. Mit dem Begriff der 

Selbst- und Eigenverantwortung wird die Idee der privaten Eigentumsordnung, 

der Marktwirtschaft, der Mitbestimmung des Arbeitnehmers im Unternehmen, 

der Demokratie sowohl als sozialer wie als politischer Lebensform untermauert. 

Das Argument schließt aber nicht ganz. Die Eigenverantwortung, verstanden 

im ethischen Sinn als Grundbedingung jeder sittlichen Handlung, bedingt nicht 

notwendig Selbstbestimmung. Sonst könnte man z.B. den Gehorsam nicht 

mehr als sittliche Handlung vertreten. Wenn man die Eigenverantwortung im 

Sinne der transzendentalen Methode Kants als Eigenverantwortung „an sich" 

faßt, muß man jede Fremdbestimmung ausschalten21. Dagegen hat Hegel mit 

Recht betont, daß die gewollte Resignation in das Notwendige eine gute sittliche 

Qualifikation verdient. Eine andere Frage ist, ob nun gerade die Resignation das 

Verständnis des sittlichen Aktes in seiner Gesamtheit erschließe. Dies kann nur 

annehmen, wer in der Geschichte das Schicksal, auch das moralische eines jeden, 

vorgezeichnet findet. Immerhin spricht Hegel den beachtenswerten Gedanken 

aus, daß die Einordnung in ein vorgegebenes Gefüge keine Entwürdigung der 

Selbstverantwortung bedeutet. Selbstverantwortung kann nur heißen, in 

eigenem Imperativ sich das auferlegen, was die Vernunft als sachgerecht erkennt, 

wobei „sachgerecht" das ist, was den am Sein orientierten sittlichen Normen 

entspricht. Unter diesen Normen befindet sich auch die Anerkennung von 

Umwelt und Autorität. 

Eine verwandelte Form des kantschen kategorischen Imperativs wird von der „New Morality" 
vorgetragen (FLETCHER, COX, ROBINSON). Auch hier erscheint das Absolute, das zur Ethik 
gehört, als Verantwortung ohne direkte Abhängigkeit von irgendwelchen allgemeinen materialen 
Normen. Das Absolute wird aber nicht mehr rein kategorial, sondern ontologisch gefaßt als Aus­
druck der ganzen Persönlichkeit, die sich in der sittlichen Entscheidung aussprechen soll. Die 
Persönlichkeit steht stets in einer jeweils verschiedenen Situation und entscheidet entsprechend 
dieser Sachlage. Man könnte hier an eine An Situationsethik denken. Doch unterscheidet sich die 
New Morality von dieser grundsätzlich, da sie ein echtes'Absolutes in die sittliche Entscheidung 
einflicht. Die Situationsethik dagegen kann davon absehen, indem sie sich z. B. nach Art eines 
Pragmatismus anbietet, dem jedes Absolute fehlt und der immer nur den konkreten Erfolg sucht. 
Denkt man die New Morality auf sozialer Ebene durch, dann kommt man zur reinen Technologie 
im Sinne von K. R. Popper, der mit seiner Lehre von der irrationalen individuellen Entscheidung, 
die am Anfang aller Wertbestimmung liege, nicht weit von der Konzeption der New Morality 
steht. Die technologische Ordnung von irrationalen, auf jeden Fall sozial nicht überprüfbaren 
individuellen Entscheidungen führt aber unvermeidlicherweise in die Alleingültigkeit des Majori­
tätsprinzips, d.h. im Grunde in die Diktatur der Mehrheit. Die Theorie eines minimalen 
materialen Konsensus ist damit aufgegeben. Ein Konsensus, so gering er auch sein mag, setzt 
immer die Anerkennung allgemeiner materialer Prinzipien voraus. Ohne diese gibt es keine über 
eine Zeitspanne hinaus reichende Gesellschaft, sondern nur punktuelle Entscheidungen einer 
Agglomeration von Menschen. 
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Selbstverantwortung wird erst dann zur Selbstbestimmung im gesellschaft­

lichen Raum, wenn wir etwas von dem in sie hineinlegen, was im Begriff des 

Eigeninteresses beschlossen ist, nämlich eine gewisse Reserve zum Nicht-

Eigenen, Fremden, zur Gewalt von außen. Diese Koppelung von Selbstverant­

wortung und Selbstbestimmung oder Autonomie ist in der Situation begründet, 

in welcher sich der Mensch sozusagen „fast immer" befindet, nämlich entgegen 

der sachgerechten Ordnung fremdbestimmt zu werden. Sie ist insofern im 

Menschen selbst begründet, als dieser in der Unterordnung eine Gefahr der 

Entwürdigung befürchtet. 

Mit diesen Ausführungen sollte vor der Idealisierung der Selbstverantwor­

tung gewarnt werden, wie dies von Seiten der Verteidiger der Demokratie gerne 

getan wird, als ob nämlich der seiner Selbstverantwortung überlassene Mensch 

spontan konstruktive Leistungen für das Gemeinwohl erbringen würde. Die 

Realität sieht anders aus. 

Das Eigeninteresse als Quasi-Natur -

Das Eigeninteresse im sozialethischen Normenprozeß 

Wertmäßig steht, wie gesagt, das Gemeinwohl über dem Einzelwohl. Wer 

also sein Einzelwohl leichter anstrebt als das Gemeinwohl, scheint ethisch 

schlecht oder zumindest nicht perfekt orientiert zu sein. Augustinus hatte in 

seiner „Regel" erklärt, daß der Mensch seinen sittlichen Fortschritt nach dem 

Maße feststellen könne, in welchem er das Gemeinsame dem Eigeninteresse vor­

ziehe22. Wenn wir uns noch Rechenschaft darüber geben, daß die Wertpriorität 

des Gemeinwohls eigentlich durch die natürliche Anlage der sozialgebundenen 

Strebekräfte begründet ist, dann müssen wir uns fragen, ob es klug sei, eine 

soziale Ordnung auf Handlungsprinzipien aufzubauen, die am naturgeforder­

ten Zweck menschlichen Zusammenlebens vorbeizielen. Die Frage ist nicht nur 

von theoretischem, sondern von höchst praktischem Belang. Gemäß marxisti­

scher Auffassung muß der Mensch zu seiner naturgemäßen Gemeinwohlbezo-

genheit zurückerzogen werden. Dazu werden alle nur erdenklichen pädagogi­

schen und juristischen Mittel, einschließlich der Gewalt, eingesetzt. Sei die 

Umschulung einmal vollzogen, dann sei die Gesellschaft vom Zwang der staatli­

chen Gewalt befreit. Alle Reformpläne, die auf dem Prinzip des Privatinteresses 

aufbauen (im wirtschaftlichen Bereich kapitalistisch genannt), seien zum Schei­

tern verurteilt, weil sie am eigentlichen Übel vorbeioperierten. 

1 „Caritas enim, de qua scriptum est, quod non quaerit quae sua sunt, sie intelligitur, quia 
communia propriis, non propria communibus anteponit. Et ideo, quanto amplius rem 
communem quam propria vestra curaveritis, tanto vos amplius proficere noveritis." 
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In der Tat müßte eine Gesellschaftspolitik, die ein dem Gemeinwohl konträ­

res Handlungsprinzip zum Ausgangspunkt wählte, als sinnwidrig bezeichnet 

werden. Ist aber das Eigen- oder Privatinteresse dem Gemeinwohl konträr? In 

der Erklärung des Gemeinwohls liegt das erste Mißverständnis der Marxisten 

und Neomarxisten. Das Gemeinwohl ist eben nicht die geschichtlich vor­

geschriebene Route der menschlichen Gesellschaft, sondern die von freien Men­

schen in jedem geschichtlichen Augenblick gemäß den in der menschlichen 

Natur beschlossenen Normen zu schaffende allgemeine Wohlfahrt, Wohlfahrt 

verstanden als bestmögliche materielle, kulturelle und sittliche Vollendung der 

kooperierenden Gesellschaftsglieder. Das Gemeinwohl kann nicht definiert 

werden, wie man in der Wirtschaftspolitik die zu erreichende Zuwachsrate 

bestimmt und mit staatlichem Druck zu verwirklichen sucht. Das Gemeinwohl 

ist in allen Menschen und kann nur verwirklicht werden, wenn alle kooperieren 

in dem Sinne, daß sie ihre eigene angestrebte und verwirklichte Leistung oder 

Vollendung integrieren. Der Weg zur Verwirklichung des Gemeinwohls führt 

demnach über das gute Streben und Wollen des einzelnen, allerdings immer im 

Sinne der Kooperation und der Integration. Im Marxismus wird das Gemein­

wohl als äußeres Gut oder Geschehen institutionalisiert, an dem alle teilhaben 

(etwa im Sinne einer Sozialversicherung). Ein solches Gemeingut kann und muß 

natürlich vom einzelnen über seine Person hinweg angestrebt werden. Im 

Grunde dreht sich die Diskussion um ein viel tieferes Problem als das des 

Gemeinwohls, nämlich um das Verständnis der Sittlichkeit. Im Gemeinwohl 

manifestiert sich nicht eine objektive Sittlichkeit, zu der sich die subjektive des 

einzelnen nur wie eine Bewegung ohne eigene Objektbezogenheit verhält. Das 

Sittliche ist nur erklärbar von der Person her. Allerdings sucht die Person die 

Integration im Sozialen, weil sie sonst ihre eigene Wertwelt verlöre. Diese Wert­

welt muß aber in Kooperation verwirklicht werden. 

Nun geht allerdings der Hang der Menschen, wie wir sie aus umfassender 

Erfahrung kennen, nicht im Sinne dieser Integration. De facto verstehen die 

Menschen „personal" im Sinne von „privat". Das Eigeninteresse, das wir als 

Triebkraft des nicht idealisierten Menschen erkannt haben, ist das Interesse am 

Privaten. Immerhin aber ist die private Leistung eine Wertverwirklichung. Wir 

brauchen dieser nur noch die Orientierung auf die Integration hin zu geben, d. h. 

wir müssen sie sozial belasten. Das ist der logische Weg, auf dem wir zur Unter­

scheidung zwischen Privatem und sozialer Belastung kommen. Beachtenswert 

ist aber hierbei, daß das Private aus sich nicht unsozial ist, denn das Handeln um 

des Eigeninteresses willen übt eine soziale Funktion aus. Es schafft Werte, die 

wir sonst nicht hätten, um sie sozial zu belasten. Das Prinzip „jeder zunächst für 

sich" hat keine asoziale Note, da es kein Prinzip der Ausbeutung ist. Das Privat-



48 Die Unterscheidung von gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Ordnung 

interesse wird nicht als Instinkt freigelassen zur Züchtung von Einzelgängern. 

Vielmehr wird es im Sinne eines Kooperationsprinzips institutionalisiert zum 

Zwecke der allgemeinen Leistungssteigerung auf jeglichem Gebiet. Nehmen wir 

den imaginären Fall an, daß alle Menschen zu ihrem eigenen Wohl die letztmög­

liche Anstrengung machten in der Weise, daß keiner den andern an der Lei­

stungserbringung hindern würde, dann wäre immerhin folgendes erreicht: 

1. das Höchstmaß an Leistung wäre garantiert, 2. es würde, wenn man das Pro­

dukt der Anstrengungen oder einen Teil davon aus irgendwelchen sozialen 

Gründen umverteilen müßte, jedenfalls keiner für die Faulheit des andern 

gearbeitet haben. 

c) Der philosophische Aufweis der drei Ordnungen 

im Vergleich zum systemtheoretischen Ansatz 

In neuerer Zeit hat sich die Systemtheorie um den Aufweis der drei Ordnun­
gen - Wirtschaft, Gesellschaft und Staat - bemüht23. In mancher Flinsicht macht 
sie den Eindruck einer philosophischen Ableitung, sie will sich aber als rein 
empirischen Aufweis verstehen. 

Die Systemtheorie beginnt als empirische Wissenschaft unmittelbar mit der 
sozialen Handlung ohne ethischen Bezug, einfach im Sinn einer Kausalwissen­
schaft. Im Flinblick auf die stets wachsende Komplexität des gesellschaftlichen 
Lebens schafft der Mensch Interaktionssysteme verschiedener Art. Diese Inter­
aktionssysteme haben ihre eigene Struktur, ihre eigenen Mechanismen. Die 
strukturell bedingten Funktionen geben dem System Stabilität, erhalten es in sei­
nem Gleichgewicht und in seinem Bestand. Diese Konzeption Talcott Parsons' 

wurde von N. Luhmann mit dem Begriff des Sinnes erweitert. Soziale Systeme 
sind hiernach zu verstehen als eine Gesamtheit von Handlungen, die in einem 
Sinnzusammenhang stehen, die aufeinander verweisen und sich von einer 
Umwelt nicht dazugehörender Handlungen abgrenzen lassen 4. Damit kommt 
bereits ein philosophischer Gedanke zum Tragen. Der Sinn ist im Grunde nichts 
anderes als Begründung durch Finalität. Wie wir gesehen haben, ist in den ein­
zelnen Ordnungen (gemäß der Ausdrucksweise der Systemtheorie: in den ein­
zelnen Systemen) der Sinn nicht aus den Ordnungen selbst bestimmbar, son­
dern liegt tiefer begründet, nämlich in der Finalität des Ganzen. Die einzelne 
Ordnung oder das einzelne System ist ein begrenzter Funktionszusammenhang 

TALCOTT PARSONS, N. LUHMANN, K. O. HONDRICH, J. HABERMAS, F. V. MACIEJEWSKI, 
R. HEGSELMANN, K. TJADEN, H. LEIPOLD, E. NEUBERGER, W. DUFFY u. a. 
N. LUHMANN, Soziologie als Theorie sozialer Systeme, in: Kölner Zeitschrift f. Soziologie und 
Sozialphychologie 19 (1967)615-644. Neuabdruck in: N. Luhmann, Soziologische Aufklärung, 
Aufsätze zur Theorie sozialer Systeme, Köln - Opladen 1970, 4. Aufl. 1974. 
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zur wirksamen Erfüllung einer im Ganzen begriffenen Teilaufgabe. Die wirt­
schaftliche Ordnung hat z. B. in sich keinen Sinn, sie erhält ihn vielmehr vom 
Gemeinwohl. Wenn man mit Luhmann in der Kausalordnung einen Sinn finden 
will, der über die einzelnen Entscheidungen hinausreicht und einen ganzen 
Bereich, in unserem Fall ein System, innerlich begründen soll, dann ist dies nur 
aufgrund der marxistischen Vorstellung des historischen Materialismus mög­
lich. Dann aber wäre es konsequent, nicht mehr von Systemen zu reden, son­
dern von der Ganzheit der Gesellschaft. 

Deutlich wird die rein kausale Erklärung der Systeme in der Theorie Hon-

dricbs25. Er verzichtet auf die Sinnfrage. Er geht vom Motiv der Bedürfnisbefrie­
digung aus. Dies entspricht dem, was wir mit „Interesse" bezeichnet haben. 
Gemäß den Mitteln der Bedürfnisbefriedigung, nämlich dem Einsatz physischer 
Kraft, psychischer Fähigkeiten und materieller Güter (zuzüglich der Dienstlei­
stungen) erhält er drei Systeme: das politische, das kulturelle und das ökono­
mische: „Zum politischen System würden . . . alle Handlungsteile (Rollen) 
gehören, die letztlich durch den Rückbezug auf physische Gewalt zur Bedürf­
nisbefriedigung bzw. -versagung beitragen (oder: Rollen, die zu Entscheidun­
gen über Bedürfnisbefriedigung letzten Endes durch den Rückgriff auf phy­
sische Gewalt beitragen)." „Das kulturelle oder normative System wäre durch 
Rollen gekennzeichnet, die zur Bedürfnisbefriedigung letzten Endes durch psy­
chische Fälligkeiten beitragen." „Das ökonomische System umfaßte Rollen, die 
durch Bereitstellung materieller Güter auf Bedürfnisbefriedigung einwirken26." 
Der soziale Fortschritt geht, wie Hondrich ausführt, Hand in Hand mit einer 
Erhöhung der Weltkomplexität. Es wird darum zur Reduktion notwendig, 
immer neue Systeme auszugliedern. 

Als reine Konstatierung von sozialen Erscheinungen mag diese System­
erklärung gelten. Es ist aber dabei nicht definiert, an welcher Gesellschaft diese 
Konstatierung vorgenommen wurde. Bei näherer Betrachtung stellt man fest, 
daß Hondrich die kapitalistische Gesellschaft im Auge hat, das heißt die Gesell­
schaft, in der es als selbstverständlich gilt, daß die ökonomischen Beziehungen 
von denen der Kultur verschieden sind. Man könnte aber die ökonomischen 
Beziehungen zugleich auch als kulturelle auffassen, wie dies z. B. in der Familie 
der Fall ist, wo sämtliche wirtschaftlichen Entscheidungen zusammen mit den 
kulturellen getroffen werden. Der Philosoph interessiert sich für die Frage, 
warum diese Dreiteilung sein muß. Und zwar ist das Subjekt der Dreiteilung die 

K. O. HONDRICH, Systemtheorie als Instrument der Gesellschaftsanalyse, Forschungsbezogene 
Kritik eines Theorieansatzes, in: F. MACIEJEWSKI (Hrsg.), Theorie der Gesellschaft oder Sozial­
technologie, Theorie-Diskussion, Supplement I, Frankfurt 1973, S. 104f. 
S. 105. 
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umfassende menschliche Gesellschaft, d. h. der Staat. Er fragt nach den für die 
Verwirklichung des Gemeinwohlimperativs notwendigen Ursachen. Er erkennt 
diese in dem je und je spezifizierten Interesse: bezüglich der materiellen Güter 
im Interesse der Aneignung, hinsichtlich der Gewalt im Interesse der Mitsprache 
und Mitentscheidung, hinsichtlich der nicht-ökonomischen Werte im Interesse 
an der personal verantworteten Entfaltung der Gesellschaft im allgemeinen. 
Diese drei Interessenäußerungen sind empirisch feststellbar. Ihre Erkenntnis ist 
also zunächst keine philosophische. Die Erfahrung, die der Philosoph als 
Grundlage seiner Überlegungen benützt, ist aber nicht etwa nur wie in der 
soziologischen Untersuchung eine äußere, sondern vielmehr die innere unseres 
Bewußtseins, die durch phänomenologische Analyse erfaßt wird. Unser 
Bewußtsein sagt uns, daß es uns leichter fällt, am materiellen Aufbau unserer 
Umwelt zu arbeiten, wenn wir zunächst für uns selbst und nicht für einen ande­
ren arbeiten, daß wir an der geistigen Entwicklung der Gesellschaft mit größe­
rem Engagement beschäftigt sind, wenn wir unsere Ideen und unsere Lebens­
normen verwirklichen können, daß wir uns der autoritären Kompetenz leichter 
fügen, wenn wir an den gesamtheitlichen Entscheidungen mitbeteiligt sind. Phi­
losophisch erfolgt darum die Aufteilung in die drei Systeme (wirtschaftliche, 
soziale, politische) im Hinblick auf gewissermaßen unabänderliche Verhaltens­
weisen in Bezug auf drei verschiedene im Gemeinwohl enthaltene Objekte. 
Damit ist nicht nur die Tatsache von drei Systemen nachgewiesen, sondern zu­
gleich deren innere Begründung, daß sie nämlich sein müssen oder mindestens 
angebracht erscheinen im Hinblick auf die sozialethische Forderung, möglichst 
effizient für die universale friedvolle Wertverwirklichung in der Gesellschaft zu 
sorgen. In jeder, besonders in der sozialen Ordnung kann man weitere Sub­
systeme feststellen. Es ist aber nicht möglich, mit R. Miinch17 die Wissenschaft 
als ein eigenes viertes System zu fassen. Sie gehört als Subsystem in die soziale 
Ordnung. 

Dem philosophischen Systembegriff kommt wohl H. Leipold am nächsten28. 
Er untersucht die Träger der Entscheidungen, ihre Kompetenzen, soziales Han­
deln zu bestimmen. In der Wirtschaftsordnung z. B. sieht er diese Kompetenz 
im Eigentumsrecht über Produktionsmittel verwirklicht. Philosophisch beginnt 
man allerdings bezüglich der Wirtschaftsordnung nicht beim Eigentumsrecht 
über Produktionsmittel, sondern bei der naturgegebenen Verhaltensweise des 
Menschen im Hinblick auf die Nutzung der materiellen Ressourcen. Hier-

R. MÜNCH, Theorie sozialer Systeme, Eine Einführung in Grundbegriffe, Grundannahmen und 
logische Struktur, Studienbücher zur Sozialwissenschaft 30, Opladen 1976. 
Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme im Vergleich, Grundzüge einer Theorie der Wirtschafts­
systeme, Uni-Taschenbücher 481, Stuttgart 1976. 
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aus wird die Notwendigkeit des Eigentumsrechts nachgewiesen, durch das dann 
allerdings die Wirtschaftsordnung als eigener sozialer Handlungsbereich ent­
steht. 

Zusammenfassung 

1. Die ethische Handlung ist nicht durch die bloße Freiheit, sondern durch die 

an einen Wen, und zwar an einen Zielwert (letztes Ziel) gebundene Freiheit 

charakterisiert. Dieses Ziel ist durch die Natur des Menschen als seiner Norm 

vorbestimmt. Vom Gesichtspunkt der allgemeinen Ethik aus kann man also 

nicht von Autonomie der sittlichen Entscheidung sprechen. Da das Ziel des 

Menschen entsprechend der menschlichen Natur nicht nur individual, sondern 

auch sozial ist, kann die gesellschaftliche Autorität nicht als heteronome Ver­

formung der sittlichen Entscheidung bezeichnet werden29. Aufgrund allgemein 

gültiger Erfahrung aber stellt man fest, daß der einzelne Mensch die wert­

gerechte Abwägung von Allgemeininteresse und Eigeninteresse stets oder doch 

in den meisten Fällen unter dem Druck des Eigeninteresses vornimmt, jeder 

darum dem Nächsten und dem Autoritätsträger gegenüber mit einer gewissen 

Reserve, eventuell sogar mit einem gewissen Mißtrauen begegnet. Darum liegt 

beim Motiv des Eigeninteresses die größere Chance einer Wertverwirklichung. 

Der Begriff der Selbstverantwortung erhält damit den akzentuierten Charakter 

der autonomen Selbstbestimmung, dies noch zusätzlich aus dem Grunde, weil 

der Autoritätsträger keine Garantie gerechter Integration des Individuums ins 

Gemeinwohl bietet3 . Es wäre ein Widerspruch, wenn der auf seine Autonomie 

pochende Mensch das Risiko seiner Entscheidungen auf die Gesellschaft abladen 

würde. Bei aller Rechtfertigung des Eigeninteresses bleibt die Autonomie des 

Individuums sozial verpflichtet. Das Postulat der Integration der individuellen 

Selbstbestimmung in das, wenngleich nur negativ bestimmte Gemeinwohl 

behält seine Geltung. Sonst wäre die Umkehrung der Zweck-Mittel-Ordnung 

unvermeidlich. 

2. Bei der Frage nach der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen 

Ordnung stellen wir uns eine staatlich geeinte Gesellschaft vor. Die drei 

Ordnungen sind nur von der Idee einer „societas perfecta" aus faßbar31. Das 

Soziale als solches, das die gesamte soziale Anlage und alle sozialen Äußerungen 

und Beziehungen der Menschen umgreift und dem nur die Vorstellung einer 

„societas perfecta" im aristotelischen Sinn entspricht, wird theoretisch aufgeteilt 

Vgl. Bd. I, Kap. 8 über die Autorität. 
Vgl. Bd. I, Kap. 6, Art. 2, §2, S. 182f. 
Bd. I, Kap. 13, S. 337. 
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in diese drei Sektoren, die als eigene gesellschaftliche Ordnungseinheiten, aller­

dings verschiedener Intensität, begriffen werden. 

3. Die empirischen Sozialwissenschaften sind in der Lage, dort, wo die 

zwischenmenschlichen Handlungen um ein determiniertes Objekt kreisen, 

mehr oder weniger einheitliche (wenn auch unter Umständen einander 

ausschließende und bekämpfende) Verhaltensweisen der Gesellschaftsglieder 

und daraus entstehende Gesetzmäßigkeiten oder Regelmäßigkeiten der sozialen 

Beziehungen zu entdecken. Empirisch kann festgestellt werden, daß die 

Menschen sich im Sektor der Produktion und Konsumtion materieller Güter 

vom Gewinnstreben leiten lassen und sich von da aus in Angebot und Nachfrage 

kontrollieren. Analog läßt sich in der staatlich geeinten Gesellschaft ein Kon­

kurrenz- oder Konfliktsystem feststellen, das die gesamtgesellschaftliche Macht 

zum Objekt hat. In dieser Weise gelangt man zum wirtschaftlichen und 

politischen Gesellschaftssystem. Von einer wirtschaftlichen und politischen 

„Ordnung" zu sprechen, würde den Kompetenzbereich der empirischen Unter­

suchungen sprengen. Es handelt sich lediglich um Einheiten von sozialen 

Prozessen. Die empirischen Sozialwissenschaften lehnen es in Konsequenz zu 

ihrer Erkenntnisweise ab, die sozialen Prozesse von einer Ganzheit aus zu 

beurteilen. Die Anerkennung von sozialen Ganzheiten wie Gesellschaft und 

Staat übersteigt die rein empirische Erkenntnis. Bezüglich jenes sozialen Teil­

bereiches, den man mit „sozialer Ordnung" bezeichnet, vermag die empirische 

Sozialwissenschaft kein einheitliches System aufzuweisen. Der Objekte und 

auch der Verhaltensweisen zu diesen sind es zu viele. Die allgemeinen soziolo­

gischen Theorien, wie z. B. die Konflikttheorie, suchen das soziale Verhalten 

und das daraus sich ergebende Interaktionssystem universal zu bestimmen, 

nicht also speziell für jenen Bereich, der nach Ausklammerung von Wirtschaft 

und Politik noch übrig bleibt. Die sogenannte soziale Ordnung ist soziologisch 

nicht definierbar. 

4. Von den empirischen Wissenschaften übernimmt die Sozialethik die Resul­

tate, die den Beweiswert einer echten Theorie der sozialen Verhaltensweisen und 

der sozialen Beziehungen haben. Sie braucht diese Daten in der Frage nach den 

Leistungsfaktoren der Verwirklichung des Gemeinwohlpostulats. Allerdings 

möchte die Sozialethik noch etwas tiefer vorstoßen, indem sie die empirischen 

Daten mit den tiefer liegenden natürlichen Veranlagungen des menschlichen 

Strebens vergleicht. Denn nur auf diese Weise ist sie in der Lage, konkrete gesell­

schaftliche Handlungsprinzipien aufzustellen, die unter Berücksichtigung des 

tatsächlichen Verhaltens zugleich dem naturhaften Ziel der sozialen Anlage des 

Menschen entsprechen. In diesem Denkprozeß gelangt auch die Sozialethik zu 

einer wirtschaftlichen und einer politischen gesellschaftlichen Handlungseinheit. 
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Es handelt sich nun um echte Ordnungen, weil die Verhaltensweise des 

Gewinnstrebens und jene des Strebens nach ganzheitlicher Macht (oder des 

Widerstrebens gegen diese) als Elemente von sozialen Handlungsprinzipien zu 

einem bestimmten sozialen Zweck eingesetzt werden. Die Freigabe des 

Gewinnstrebens für alle soll ein Funktionssystem ergeben, in welchem die für 

die allgemeine Wohlfahrt notwendigen Güter sowohl quantitativ wie qualitativ 

optimal erstellt werden (Wirtschaftsgesellschaft), und entsprechend soll die Frei­

gabe des Machtstrebens für alle, in welcher Form sich dieses nun auch 

ausdrücken mag (ob unmittelbar zur Ergreifung oder mittelbar durch Einfluß-

nahme), in Form eines Funktionssystems erfolgen, in welchem die gesamt­

heitliche Macht kontrollien wird im Hinblick auf die konkrete, geschichtlich 

orientierte Bestimmung des Gemeinwohls. 

Damit sind zwei Ordnungen errichtet, die wirtschaftliche und die politische. 

Sozialethisch sind diese Funktionssysteme dadurch gerechtfertigt, daß das 

Gemeinwohl vorwiegend durch Berücksichtigung der Priorität des Indivi­

duums vor der Kollektivität gesichert wird. Das Individuum wird mit seinen 

Interessen als erster Motor der Verwirklichung des Gemeinwohls und darum in 

der Handlungsordnung als erstes Rechtssubjekt und zugleich als effizientes 

Element in der Normbildung betrachtet. In der Ordnung der materiellen Güter 

heißt dies: Marktwirtschaft, in der Frage nach der gesellschaftlichen Autorität: 

permanent freie Einflußnahme der Individuen auf die staatliche Macht, am voll­

kommensten rechtlich formuliert in der Demokratie. Wo immer sonst von wirt­

schaftlicher oder politischer Ordnung gesprochen wird, kann dies nur in 

Analogie zu diesen Grundvorstellungen geschehen. Eine Diktatur hat keine 

politische Ordnung im Sinne eines sozialen Teilbereichs des staatlich geeinten 

Volkes. Wohl aber kann man soziologisch von politischen Prozessen sprechen, 

insofern de facto auch die stärkste Diktatur geheimen sozialen Widerständen 

ausgesetzt ist. Eine Handlungseinheit auf der Grundlage des freien Macht­

austausches oder der freien Beeinflussung der zentralen Macht im Hinblick auf 

die freiheitliche Verwirklichung des Gemeinwohls liegt aber nicht vor, darum 

auch keine politische Ordnung. 

Aus dem Gesagten geht hervor, daß die wirtschaftliche und die politische 

Ordnung nur Teilbereiche gesamtheitlichen sozialen Geschehens sein können. 

Man kann sie darum nicht idealtypisch isolieren. Ob und wo wir diese 

Ordnungen etablieren können, indem wir die ihnen zugehörigen Funktions­

systeme in Gang setzen, hängt davon ab, ob und inwieweit die Gesellschafts­

glieder die sozialen Regeln oder Handlungsprinzipien zu respektieren gewillt 

sind, denn nicht das individuelle Gewinnstreben als solches macht die wirt­

schaftliche Ordnung aus, sondern die Respektierung des Gewinnstrebens aller 
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im Hinblick auf die Leistungssteigerung. Dabei ist noch eine weitere Bedingung 

impliziert, daß nämlich in der veranstalteten Handlungseinheit von konkurren­

zierenden Interessenten wirklich alle menschlichen Leistungspotentiale mit­

machen, also keines ausgeschlossen sei, noch aus irgendeinem Mißbehagen 

(„dolce far niente", Risikoscheu, Arbeitsmüdigkeit) das Feld räume oder sich 

nicht zielgerecht integriere. Das Eigeninteresse wird verstanden als Motor zu 

eigener Leistung. Wo es diese Funktionen nicht erfüllt, fällt die Grundbedingung 

dahin, von der aus man an eine Wirtschaftsgesellschaft denken kann. Analoges 

gilt für die politische Ordnung. Diese ist als echte gesellschaftliche Handlungs­

einheit nur zu verwirklichen, wenn alle denkenden Gesellschaftsglieder sich 

beteiligen und jede Art psychische Überwältigung ausgeschaltet bleibt. 

Der von der wirtschaftlichen und politischen Ordnung nicht unmittelbar 

beanspruchte Raum wird als soziale Ordnung bezeichnet. Wie schon vom 

Boden der empirischen Sozialwissenschaften, so ist ebenso von dem der Sozial­

ethik aus kein einheitliches Objekt dieses sozialen Teilbereiches zu benennen. 

Die soziale Ordnung hat die Eigenart, einerseits als dritter Teilbereich von der 

wirtschaftlichen und politischen Ordnung unterschieden zu sein, andererseits 

aber über die Funktion eines Teilbereiches hinaus jene Wertwelt zu erstellen, die 

der Gesellschaft als Ganzem einschließlich der wirtschaftlichen und politischen 

Ordnung zugehört. Sie steht darum in einer eigenartigen Dialektik als Ganzheit 

und als sozialer Teilbereich. Wer diese Dialektik, die zu stets wandelndem 

Kompromiß (besonders im Verhältnis von Gesellschaftspolitik und Wirt­

schaftspolitik) Anlaß gibt, aufheben will, hat folgende Alternativen: 1. die 

völlige Demokratisierung, also Politisierung von Wirtschaft und Gesellschaft 

(Neomarxismus), 2. die Unterordnung von Wirtschaft und Politik unter die 

einmal konstituierte Staatsmacht (Parteidiktatur im Sinn des leninistischen 

Marxismus), 3. die horizontale Gleichstellung aller drei Ordnungen als Ideal­

typen im Sinn der pointierenden Abstraktion und damit in der Praxis die Ver­

ewigung der Konflikte mit dem Risiko, daß es de facto in den einzelnen Sektoren 

zu Machtzusammenballungen kommt und in der Folge die drei Handlungs­

einheiten als soziale Teilbereiche verschwinden. 



ZWEITES KAPITEL 

OBJEKT U N D AUFBAU DER SOZIALEN ORDNUNG 

/. Das Objekt der sozialen Ordnung 

Während in der wirtschaftlichen Ordnung die materiellen Werte erbracht und 

in der politischen Ordnung die Bedingungen einer gemeinwohlorientierten 

Staatsmacht verwirklicht werden sollen, verbleibt der sozialen Ordnung der 

unabsehbare Raum der eigentlich menschlichen Werte, ohne die die Wirtschaft 

keine menschenwürdige Institution wäre und die Politik einem chaotischen 

Machtkampf gliche. In der gesellschaftlichen Ordnung werden die Werte 

erarbeitet, aufgrund deren die wirtschaftliche Güterwelt erst das Prädikat „wert­

voll" erhält und die Politik erst weiß, wofür die Macht da ist. Das Objekt der 

sozialen Ordnung ist, wie man sieht, umgreifend, wenngleich die Ent­

scheidungskompetenzen der Glieder dieses gesellschaftlichen Raumes begrenzt 

sind durch die beiden anderen Sektoren. 

Das Objekt der sozialen Ordnung besteht also in der gesamten sozialen Wert­

welt, einschließlich der materiellen Güterwelt, ausgenommen der Ausschnitte 

von Produktion und Konsumtion, in welchen aufgrund des Prinzips der 

konkurrenzierenden Eigeninteressen oder Gewinnstreben das Optimum all­

gemeiner materieller Wohlfahrt erzielt werden soll. 

Das Objekt der politischen Ordnung braucht in dieser Definition nicht eigens 

ausgeklammert zu werden, weil die politische Ordnung, im Gegensatz zum 

Staat, der alle drei Ordnungen in sich schließt, nicht eigentlich einen Wert, 

sondern die Macht zum Objekt hat. Die Macht ist in sich kein Wert, sondern ein 

Mittel der Wertverwirklichung. Sie erhält Wertqualität durch das ihr vor­

gegebene Ziel, das Gemeinwohl. 

2. Der Aujbau der sozialen Ordnung 

Das Subsidiaritätsprinzip 

Entsprechend der Erkenntnis, daß das Gemeinwohl konkret a priori nicht 

bestimmt werden kann, fällt den individuellen Antriebskräften in der Hand­

lungsordnung die Priorität zu. Dieses Prinzip erhält noch eine besondere indivi-
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dualistische Note durch die Bedeutung, die dem Eigeninteresse zukommt. Hier 

liegt der eigentliche sozialethische Grund des sogenannten Subsidiaritäts-

prinzips, gemäß welchem die Gesellschaft die Aufgaben dem Individuum (oder 

die größere Gemeinschaft der kleineren) nicht nehmen soll, die das Individuum 

(oder die kleinere Gemeinschaft) selbst zu erfüllen vermag1. 

In der Literatur wird dieses Prinzip durchweg als a priori gültig, d. h. als 

Prinzip primären Naturrechts, erklärt. Im Sinn eines pädagogischen Prinzips 

mag dies stimmen, nicht jedoch im Sinn eines rechtlichen Ordnungsprinzips. Im 

Sektor der Erziehung nimmt man an, daß der Erzieher (z.B. der Familienvater) 

einer bestimmten Wertordnung verpflichtet ist, die er auch für seinen Zögling als 

gültig erkennt. Dem Zögling gegenüber übernimmt der Pädagoge subsidiäre 

Funktion, um dessen Selbstentscheidung im Sinn „echter" Werterkenntnis zu 

leiten. In der Gesellschaft bezweifeln wir, durch Erfahrung belehn, daß eine 

Autoritätsperson in der Lage wäre, das „echte" Gemeinwohl zu definieren. 

Darum verlangen die Glieder der Gesellschaft das Vorrecht der Selbstbestim­

mung. Das Subsidiaritätsprinzip, das diese Priorität der individuellen Wert­

bestimmung zum Ausdruck bringt, ist darum ein Prinzip der Rechtsordnung, 

nicht nur der pädagogischen Klugheit. 

So ergibt sich für die soziale Ordnung als Aufbauprinzip das Subsidiaritäts­

prinzip im dargestellten Sinn: Freiheit der Gruppenbildung von unten nach 

oben, Zurückhaltung der gesellschaftlichen Autorität zugunsten der freien 

Initiative von unten her. Damit ist auch ein Wort gesprochen über das Verhältnis 

von Recht und Moral. Die öffentliche Moral, soweit sie rechtlich als verbindlich 

für die Gesellschaft erklärt wird, nimmt ihre Normen aus der pluralistischen 

Gesellschaft, womit nicht gesagt ist, daß der Träger der Staatsgewalt ohne eigene 

Verantwortung dem Trend der Grenzmoral folgen dürfte . 

Die Frage nach den gesellschaftlichen Institutionen 

Mit dem soeben ausgesprochenen Gedanken scheint für den Sozialethiker zur 

Mtarbeit am Aufbau der sozialen Ordnung kein breiter Raum mehr übrig zu 

sein. Wenn alle gesellschaftliche Wertbildung der vielfältigen Dynamik des 

Lebens der Individuen und ihrer gegenseitigen frei bestimmten Beziehungen 

überlassen ist, dann kann der Sozialethiker nur post factum gewisse seiner 

Ansicht nach der menschlichen Natur widersprechende gesellschaftliche 

Zustände kritisieren. Seine Arbeit erscheint so einzig die des Gesellschaftskriti-

kers, nicht des Projektors und Konstruktors zu sein. Konstruktiv für die 

1 Vgl. Bd. I, Kap. 9, V, S. 277ff. 
2 Siehe Bd. II, Kap. 3, Art. 5, S. HOff. und Bd. I, Kap. 3, II, S. 58ff. 
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Zukunft im strengen Sinn wird er nur wirken, wenn es ihm gelingt, gewisse 

Institutionen aufzuweisen, innerhalb deren sich der Mensch bewegen muß, um 

sein Ziel, das glückliche Leben, zu erreichen. Gibt es solche irgendwie in der 

sozialen Natur des Menschen vorgezeichnete Institutionen? 

In der Beantwortung dieser Frage muß man behutsam vorgehen. Zu rasch 

werden Institutionen als naturrechtlich qualifiziert. 

Zum Begriff der Institution 

Der Sachverhalt, den man unter dem Begriff der Institution zu erfassen 
glaubt, war Gegenstand der gesamten europäischen Philosophie. Die alten 
Griechen und Römer erkannten in der Familie und im Staat natürliche Institu­
tionen, d. h. rechtliche Gebilde, die der Mensch nicht in rationaler Überlegung 
schafft, sondern in die er hineingeboren ist und die das Leben des einzelnen 
bestimmen. Der Gedanke an Ordnungsgebilde, an denen der einzelne teilhat, in 
denen er sich bewegt und erst seine individuelle Vollkommenheit erreicht, war 
den Alten so selbstverständlich wie die Notwendigkeit zu essen und zu trinken. 
Der Begriff solcher „institutiones naturales" wurde dann ausgedehnt auf jene 
Ordnungsgebilde, die nicht von Natur gegeben, sondern durch Gewohnheit 
entstanden sind. In diesem Sinn sah man auch in den gewachsenen Nationen 
natürliche Institutionen. Hierzu gehört zum Beispiel das „just gentium" 
(Völkerrecht im alten, klassischen Sinn), wie es im Anschluß an Thomas von 

Aquin Franziskus von Vitoria verstanden hat und wie es später von Hugo Grotius 

näher formuliert wurde. In den Institutionen sah man also bewährte Ordnungs­
gebilde, in die der einzelne Mensch gewissermaßen eingetaucht ist und an denen 
zu rütteln Unordnung bedeutet. 

Die Soziologie hat sich intensiv mit dem Begriff der Institution befaßt3. 
Institution ist in allen Theorien mit dem Gedanken verbunden, daß es in der 
Gesellschaft irgendwie gelebte oder geschriebene „Erwartungen" oder „Anfor­
derungen" gibt, die sich dem einzelnen als gesellschaftliches Gebot aufdrängen. 
In der Institution liegt etwas Stabiles, Kontinuierliches, jedenfalls zur Kontinuie-
rung Angelegtes. Entsprechend sagt Jacques Ellul: „Die Institution ist immer 
und notwendigerweise ein Stehenbleiben in der Entwicklung einer Gesellschaft, 

3 Zu dem Thema nur einige Hinweise: F. H. ALLPORT: Institutional Behavior, Chapel Hill (N.C.) 
1933; R. M. MACIVER: Society, A Textbook of Sociology, New York 1937; J. K. FEIBLEMAN: 
The Institutions of Society, London 1956; R. K. MERTON: Social Theory and Social Structure, 
3. Aufl., Chicago 1959; T. PARSONS: The Social System, London 1952; R. DAHRENDORF: 
Gesellschaft und Freiheit, Zur soziologischen Analyse der Gegenwart, Veröffendichungen der 
Akademie für Wirtschaft und Politik, Hamburg, 4. Aufl., München 1964. 
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ein stabilisierendes Moment"4. R. Dahrendorf hat, um den Begriff der Institu­
tion vor der Gefahr des Konservatismus, die ihm in der strukturfunktionellen 
Theorie von T. Parsons oder R. K. Merton droht, zu bewahren, den Konflikt und 
den Wandel in den Begriff eingebaut. Jedoch ist im Begriff der Institution die 
Dynamik reichlich berücksichtigt, wenn man die verschiedenen Ursachen der 
Institution ins Auge faßt. Wie die Institutionen entstanden sind, können sie auch 
vergehen. Solange die Institution besteht, wirkt sie auf die Rollenerwartungen 
als ein in der Gesellschaft wirkendes oder lebendes Rollensystem, welches das 
zwischenmenschliche Handeln bestimmt. 

Die Institutionen sind nicht die Erwartungen der Gesellschaftsglieder als 
einzeln existierender Wesen, sondern die in diesen und durch sie manifestierten 
Normen. Die Soziologen haben nicht unerhebliche Schwierigkeiten, den 
genauen Sinn der Institution zu definieren, weil sie alles Normative nur durch 
den sozialen Prozeß erreichen, sonst würden sie, um mit Durkbeim zu sprechen, 
das „fait social" verfehlen. Die Institution muß etwas gesellschaftlich Objektives 
sein, wenn sie nicht mit den subjektiven Erwartungen der einzelnen Gesell­
schaftsglieder identisch sein soll. Sie erwächst nicht aus der Addition vieler 
subjektiver Erwartungen. 

Es ist nicht so leicht, diesem objektiven gesellschaftlichen Phänomen näher­
zukommen. Einen beachtenswerten Versuch hat die von M. Hauriou und 
L. Rigaud geführte französische Schule der Institutionen gemacht. Es ging ihr 
um die Erklärung des Normativen im Recht. Sie fand dieses im Ordnungs­
ganzen der Gesellschaft verankert. Auf diese Weise gewann sie eine eindrucks­
volle Gegenposition gegen den Kontraktualismus wie auch gegen den 
Positivismus. Das Recht erscheint als eine im Gesellschaftsganzen, d. h. in den 
Gesellschaftsgliedern lebendig wirkende Ordnungsvorstellung und hat somit 
institutionellen Charakter. 

Allerdings ist auch diese Konzeption der Institution noch sehr stark mit den 
historisch-soziologischen Prozessen verbunden. Damit eine in der Gesellschaft 
existierende Ordnungsnorm nicht nur vorübergehend, sondern dauernd 
institutionellen Charakter hat, muß sie irgendwie im natürlichen Rechts- und 
Ordnungsbewußtsein verankert sein. Sonst kann sie das Gewissen des einzelnen 
Gesellschaftsgliedes nicht fordern. Darauf kommt es entscheidend an. Die 
Vertreter des Naturrechts haben darum nach den im allgemeinen menschlichen 
Bewußtsein vorfindlichen Ordnungsnormen gesucht. Sie gingen von der 
Annahme aus, daß die Vernunft in allen Menschen die gleiche ist, daß somit die 

4 Initiales pour l'etude de la relation entre les erneutes de Mai-Juin 1968 et le droit, in: Archives de 
Philosophie du droit, n.s. 14 (1969) 5-19. 

t 
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Ordnungsnormen, die sich mit Hilfe der Vernunft ermitteln lassen, institutio­

nellen Charakter haben. In diesem Sinn sprachen sie von den „institutiones juris 

naturalis", den naturrechtlichen Institutionen, weil diese, dem Willen oder der 

Willkür des einzelnen entzogen, sich als soziale Normen dem Bewußtsein 

aufdrängen. In diesem Sinn entwickelte sich das Naturrecht als Vernunftrecht, 

d.h. als soziale Norm, die aus der menschlichen Natur mit Hilfe rationaler 

Analyse der gesellschaftlichen Situation bis zur konkreten Natur der Sache 

gewonnen wird. Dieses umfassende Vernunftrecht hat deswegen institutio­

nellen Charakter, weil, wie gesagt, die Vernunft als die in allen in gleicher Weise 

gültige Handlungsnorm existiert, somit von keinem zurückgewiesen werden 

kann, der vernünftig zu argumentieren und zu leben vorgibt. In diesem Sinn 

nennt Pius XII. in einem Zug Ehe, Familie, Gemeinde, berufliche Gemeinschaft 

und persönliches Privateigentum „soziale Gebilde", „welche die Freiheit des 

Menschen und damit seine Rolle in der Geschichte sichern. Sie sind daher 

unantastbar, und ihr wesentlicher Kern kann keiner willkürlichen Revision 

unterworfen werden"5. 

Mit der Annäherung des Begriffs der Institution an die ethische Normen­

ordnung verschiebt sich die Sicht von dem weg, was die soziologische Definition 

auszeichnet und was wohl in keiner anderen Definitionsweise fehlen dürfte, 

nämlich die Effizienz. Der Soziologe hat vor allem die soziale Wirkkraft der 

Institution im Auge. Darum steht die Kontrolle, die durch die Gesellschaft 

vorgenommen wird, im Vordergrund. Die französische Institutionenschule 

sieht die Effizienz in der Gesamtordnung, im wirksamen „Geist" eines 

bestimmten Rechtssystems verankert, die Naturrechtslehre in der ontolo-

gischen Ausrichtung der Vernunft. Die beiden Erstgenannten sind in der Lage, 

die Wirksamkeit der Institution konkret zu erfassen und zu bestimmen. Die 

Naturrechtslehre dagegen muß von Erkenntnissen ausgehen, die zunächst 

abstrakt sind, deren reale Wirkungskraft erst in weiter Zukunft zu erwarten ist. 

Darum macht sie den Eindruck einer rein normativen Sicht. Die natürliche 

Institution kann aber nicht in den Raum des rein Normativen verlegt werden, 

wenn sie wirklich eine echte, mit der Natur des Menschen verbundene Institu­

tion sein soll. Hier liegt die Problematik der naturrechtlichen Institutionenlehre. 

Der oben zitierte Text Pius'XII. setzt verschiedene Institutionen (Staat, Familie, 

Berufsverbände, persönliches Privateigentum) in eine Reihe. Daß der Mensch 

„zwangsweise" immer in einer irgendwie staatlich organisierten Gemeinschaft 

leben wird, wenn er sich seiner Natur entsprechend entwickelt, ist wohl nicht zu 

5 Weihnachtsbotschaft vom 23. 12. 1956; vgl. A. F. UTZ undj. F. GRONER, Aufbau und Entfaltung 
des gesellschaftlichen Lebens, Soziale Summe Pius' XII., Freiburg/Schweiz 1961, Nr. 4399; 
ebenfalls A. F. UTZ, Ethik und Politik, Stuttgart 1970, S. 325f. 
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bestreiten. Das persönliche Privateigentum ist aber bestimmt keine so zwin­
gende Institution. Der wirtschaftlichen und soziologischen Bedingungen sind 
es zu viele, als daß man den unmittelbaren Kontakt zwischen persönlichem Pri­
vateigentum und der natura humana herstellen könnte. 

Will man der empirisch abgestützten Definition der Institution gerecht wer­
den, dann muß man die naturrechtlichen Institutionen als ontische Gegeben­
heiten auffassen, die vom Menschen irgendwann und irgendwie die ent­
sprechende Einordnung erzwingen, beziehungsweise die Nicht-Einordnung 
sanktionieren. Unter dem strengen Betracht der Institution ist, wie erwähnt, der 
normative Charakter nicht so vordringlich wie die soziale Effizienz. Gewiß 
kann die Normativität nicht ausgeschlossen werden. Aber sie gehört in die 
Logik der Normenbegründung, nicht eigentlich in die Betrachtung der Effi­
zienz. Die Normenbegründung ist Aufweis der Ordnung der Stufen des Solls, 
die Effizienz dagegen ist ein Element der Kausalordnung. Die Familie z. B. hat 
ihre eigene Effizienz in den Folgen der Beachtung oder Nichtbeachtung ihrer 
Struktur. Daß die Institution Familie normativ ist, d.h. die Gesellschaft im 
Hinblick auf die soziale Ordnung verpflichtet, rührt in letzter Analyse von der 
Natur des Menschen her. In der normativen Analyse stößt man zutiefst an die 
Natur, die der Mensch nicht geschaffen hat. Es wäre ein grobes MißVerständnis, 
würde man die naturrechtliche Institutionenlehre als theologisch begründet an­
sehen. Die Natur des Menschen und die in ihr gelegenen Institutionen können 
ohne den Aufstieg in die Theologie betrachtet werden. Da aber zur Norm nicht 
nur der Zwang (z. B. die soziale Kontrolle oder die physisch-sozialen Schäden) 
gehört, sondern zugleich auch ihr das Gewissen ansprechendes Soll, kann eine 
integrale Betrachtung die Schöpfungsordnung nicht außer acht lassen. Sonst 
müßte man mit der Soziologie auf der rein empirischen Ebene verbleiben, mit 
der Konsequenz, daß man die Normativität der Institution nicht erklären 
könnte, also von einem reinen Zwangssystem sprechen müßte. 

Im Unterschied zur metaphysisch-ontologischen Auffassung der katho­
lischen Naturrechtslehre lehnt sich die protestantische Theologie mehr an die 
soziologische Sicht der Institution an. Die göttliche Ordnung wird verstanden 
als eine Anordnung Gottes an die Verantwortung des Menschen, jene institutio­
nellen Formen zu finden, die dem Zusammenleben der Menschen eine gewisse 
Festigkeit verleihen, ohne ihm die Dynamik zu beschränken. Rudolf Smend6 

erklärt, man dürfe sich die Institution nicht als etwas Fertiges vorstellen, als eine 
Art Omnibus, in den man einsteigt zu einer Fahrt ins Blaue unbegrenzter 
objektiver oder subjektiver Möglichkeiten. Die Institutionen müssen gemäß der 

6 Das Problem der Institutionen und der Staat, in: Zeitschrift für Evangelische Ethik 6 (1962) 
65-77. 
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sozusagen einheitlichen Doktrin der protestantischen Theologen in christlicher 

Verantwortung und in Auseinandersetzung mit der geschichtlich gegebenen 

Wirklichkeit erst geschaffen werden. Die Institution sei etwas Vorgegebenes, 

erklärt Rolf-Peter Collies'', zugleich aber auch jene rechtliche Bestimmungsform, 

die in ihrem ersten Ansatz zwar aus der Schöpfungsordnung stammt, aber vom 

Menschen in Antwort und Verantwortung gegenüber dieser Ordnung mit­

gestaltet worden ist. In ähnlicher Weise versteht auch Helmut Begemann die 

Institution als die aus dem Mandat Gottes vom Menschen gestaltete natürliche 

Ordnung. „Dieser Institutionenbegriff überwindet sowohl den Individualismus 

als auch den Konservatismus, insofern als ersterer die überindividuellen Lebens­

ordnungen nicht ernst nimmt und letzterer bestehende Ordnungen und soziale 

Einrichtungen allzu schnell bejaht und rechtfertigt"9. Ahnliche Gedanken fin­

den wir bei Arthur Rieh, H.-D. Wendland und vor allem bei Hans Dombois1 . 

In neuerer Zeit ist sowohl von katholischer wie protestantischer Seite der 

Begriff von irgendwie vorgegebenen oder aufgegebenen Strukturen in Frage 

gestellt worden, so daß der Christ überhaupt keine Vorstellung einer Struktur 

oder Institution in die Welt hineinträgt, sondern die geschichtlich gegebenen 

Institutionen durchlebt und in einem nicht bestimmbaren Lebensprozeß 

umformt. In etwa finden sich Äußerungen, die in diese Richtung weisen, bereits 

in früheren protestantischen Veröffentlichungen. Jedoch ist das strukturlose 

Sozialdenken erst neuerdings formuliert worden von den Vertretern der 

(sowohl protestantischen wie katholischen) Theologie der Revolution, z. B. von 

Richard Shaull und/. B. Metz. Die Theologie der Revolution ist außerstande, die 

in der sozialen Natur des Menschen verwurzelte Tendenz zu begreifen, 

bestimmte, wenngleich zeitlich begrenzte, aber doch kontinuierlich sich ent­

wickelnde gesellschaftliche „Zwangssysteme", d.h. Institutionen zu schaffen. 

Ohne diese stabilen und zugleich dem Lebensprozeß sich anpassenden Organi­

sationsformen und gesellschaftlichen Handlungsnormen fällt die menschliche 

Gesellschaft auseinander, gibt es für sie keine Geschichte, die doch eigentlich zu 

ihrem Wesen gehört. 

Dieser letzte Gedanke führt uns erneut vor die Frage, ob es nicht hinter der 

äußeren Erfahrung, die der Soziologe untersucht, eine in der menschlichen 

7 Eigentum als Institution, Eine Untersuchung zur theologisch-anthropologischen Begründung des 
Rechts, Forschungen zur Geschichte und Lehre des Protestantismus, Reihe X, 24, München 
1962. 

8 Strukturwandel der Familie, 2. Aufl., Hamburg 1966. 
9 A.a.O., S. 101. 

10 Sehr instruktiv sind die beiden von HANS DOMBOIS herausgegebenen Veröffentlichungen: Recht 
und Institution, Wirten/Ruhr 1956; Recht und Institution, Zweite Folge, Stuttgart 1969. Vgl. 
auch den Artikel von ARTHUR RICH: Paulus - Seine ethischen Anweisungen im Blicke auf Ehe, 
Gesellschaft und Staat, in dem Sammelband: ARTHUR RICH, Aufrisse, Zürich 1970, S. 213-230. 
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Natur selbst gelegene Finalisierung nach bestimmten Institutionen gebe. Diese 

zu ergründen, sofern es sie gibt, ist Aufgabe des Sozialethikers. Es sei zugegeben, 

daß der Begriff der Institution, wie er aus der Erfahrung gewonnen worden ist, 

auf die aus dem Gebot und dem sanften Zwang der Natur erst zu gestaltenden 

Institutionen nicht mehr ganz paßt. Jedoch erfüllen solche in der Entelechie der 

Natur gelegenen Institutionen, wenn sie einmal kreiert sind, am ausgeprägtesten 

die Definition der Institution, weil sie das gesellschaftliche Leben als ein, wie Ari­

stoteles sich ausdrückte, gutes Leben in Gemeinschaft zu stabilisieren vermögen. 

Allerdings bleiben diese Institutionen, selbst wenn sie geschaffen worden sind, 

immer noch Aufgabe. Sie haben trotz allem mehr die Bewandtnis eines morali­

schen Imperativs und werden zum sozialen Zwangssystem, also zur eigentli­

chen Institution, erst durch die Erfüllung des moralischen Imperativs. Der 

Begriff der Institution ist allerdings am sichtbarsten dort realisiert, wo der äußere 

gesellschaftliche Zwang greifbar ist. Dies macht den Eindruck, daß es einzig am 

gesellschaftlichen Druck liegt, um dessentwillen die Institution überhaupt das 

ist, als was man sie sieht. Andererseits ist unbestreitbar, daß eine tiefere Sicht in 

das Wesen der menschlichen Handlung und ihre Motive auf naturhafte Anlagen 

zu bestimmten Institutionen stößt, die sich dem menschlichen Gewissen im all­

gemeinen aufdrängen und auch auf die Dauer trotz allem geschichtlichen Auf 

und Ab als Gesellschaftsformen erweisen, die ein Grundbedürfnis im Menschen 

erfüllen, nämlich jenes, ein dauerhaftes glückliches Leben in der Gemeinschaft 

zu finden. In diesem Sinn spricht man von „naturgegebenen" Institutionen. Es 

sind jene Organisationsformen und gesellschaftlichen Handlungsnormen, die 

sich dem menschlichen Gewissen aufdrängen im Hinblick auf die Schaffung 

eines befriedeten Zusammenlebens. Die Ausweitung des zunächst rein soziolo­

gisch gefaßten Begriffs der Institution auf die naturgegebenen oder naturgeform­

ten Institutionen ist nur möglich, wenn man den hinter der unmittelbar greif­

baren Erfahrung liegenden Begriff des sozialen Zwanges findet, der sich aus der 

sittlichen Bewandtnis der menschlichen Gesellschaft ergibt. Rechtlich geltend, 

sofern man unter rechtlich judizierbar versteht, werden diese Institutionen selbst­

redend nur, wenn sie im staatlichen Recht ihre Formulierung erfahren haben. 

Der naturrechtliche Begriff der Institution hat nichts mit den juristischen 

Begriffen Körperschaft, Anstalt, Unternehmen oder Verein zu tun, in denen das 

Gesellschaftliche von den konkreten Trägern abgelöst werden kann. Dieses Ver­

ständnis ist eine juristische Fiktion11. Sie läßt sich für ein gesellschaftliches 

Gebilde real nicht verwenden. 

11 Vgl. Bd. I, Kap. 2, IE, S. 45-51. 
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Da die naturrechtliche Institution eine in der naturhaften Anlage des 

Menschen begründete und von dieser erst geforderte, noch nicht realisierte 

Gesellschaftsform ist, fragt man sich, worin nun eigentlich ihre Existenz bestehe, 

wenn sie doch erst aufgrund der Gestaltungskräfte und des Gestaltungswillens 

der Gesellschaftsglieder ihre Existenz erhalte. Die Antwort wurde schon 

gegeben: ihre ontologische Begründung erhält sie von der Finalität, auf welche 

die Naturanlage des Menschen hinweist. 

Systematischer Überblick über die verschiedenen Definitionen der Institution 

Im folgenden seien die verschiedenen Versuche der Definition der Institution 
systematisch skizziert. 

1. Die Institution im normativen Sinn. Die Institution ist in dieser Sicht eine 
positiv-rechtliche Vorschrift, gemäß welcher bestimmte soziale Beziehungen zu 
regeln sind. So gilt in der freiheitlich organisierten Wirtschaftsgesellschaft das 
Recht auf Privateigentum als eine grundlegende Institution. Im gleichen Sinne 
die Vertragsfreiheit im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereich. In der 
Politik ist es das Recht auf Beteiligung an der politischen Willensbildung, wobei 
die demokratische Ordnung zugrundegelegt wird. Kurz: das gesamte Recht als 
Regulativ sozialen Handelns ist als Institution im normativen Sinn zu 
bezeichnen. 

In der UNO-Menschenrechtserklärung wurde ein umfassender Katalog von 
solchen normativen Institutionen zusammengestellt. Die Erklärung hat einen 
ganz eigenen naturrechtlichen Charakter, der weit über das hinausgeht, was 
man etwa im Sinn des Thomas von Aquin unter naturrechtlich zu verstehen hat 
und wie es philosophish, d. h. metaphysisch zu verstehen ist. Die UNO-Erklä-
rung setzt bereits das moderne demokratische Wertdenken voraus, ist darum als 
zeitbedingt zu erklären. 

Wenngleich die soziologischen Bedingungen für eine wirksame Durchfüh­
rung der juristischen Normen da und dort berücksichtigt wurden, so handelte es 
sich doch immer um Normen, die als solche betrachtet wurden, das heißt als 
reines Soll. 

2. Die Institution als soziale Wirklichkeit. Hierher gehören in der Hauptsache 
die universalistisch eingestellten Autoren (L. Duguit, M. Hauriou, L. Rigaud, 

O. Spann). Das Normative wird im Anschluß an die Soziologie (M. Hauriou in 
Abhängigkeit von Durkheim) in die Gesellschaft als Lebensprinzip verlegt. Der 
Staat ist so als Integrationszentrum eine Institution (Anklänge bei Hermann 

Heller und Rudolf Smend). Das Institutionelle besteht darin, daß der einzelne 
durch ein umfassendes Gebilde umgriffen und kontrolliert wird. 
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3. Die Institution als soziale Kontrolle im soziologischen oder sozialpsycholo­
gischen Sinn. Soziale Gebräuche und Gewohnheiten bilden sich durch Inter­
aktion der Individuen und zwingen diese wiederum in Form von Verhaltens­
mustern zu bestimmtem Handeln. 

4. Die institutionalisierte Revolution: das revolutionär kreative Handeln zur 
Dynamisierung der Gesellschaft aufgrund eines eigenen Verständnisses von 
Gott und göttlicher Offenbarung. Eigentlich handelt es sich hier mehr um die 
Negation von Institutionen. Aus dem Leben mit Gott sucht der Mensch das 
Risiko und die Veränderung (Theologie der Revolution). 

5. Die idealtypische Konzeption der Institution. Die Institution ist ein sittlicher 
Auftrag zu einem bestimmten sozialen Gruppenverhalten, das je nach 
Umständen und sittlicher Verantwortung in verschiedenen Graden verwirk­
lichbar ist. So wird z. B. die Ehe als unverbrüchliche Lebensgemeinschaft von 
Mann und Frau aufgefaßt, jedoch in der Weise, daß eine zerbrochene Ehe­
gemeinschaft, in der das Ideal nicht mehr lebensfähig ist, aufgelöst werden kann, 
da sie selbst auch von Gott nicht mehr als existent betrachtet wird (Hans 

Domhois, Helmut Thielicke). 

6. Die Institution als Norm des sozialen Handelns aufgrund der meta­

physischen, d. h. im strikten Sinn naturhaften Anlage des Menschen. Die Norm ist 
identisch mit dem die Handlungen naturhaft kontrollierenden Gewissen, das 
grundsätzlich als gleichgestaltet in allen Menschen angenommen wird. Es 
handelt sich zwar um eine normative Auffassung der Institution wie ähnlich im 
erstgenannten Fall, doch mit der Nuance, daß diese Norm aus der Finalität von 
natürlichen, dem zeitlichen Wechsel enthobenen Anlagen des Menschen 
abgelesen wird. Wenngleich diese Institutionen der freien Verfügung des 
Menschen entzogen sind, kann die individuelle Ausgestaltung durchaus 
verschieden sein (Institutionenlehre der abstraktiven Erkenntnistheorie). Dies 
ist die eigentlich naturrechtliche Auffassung der Institution, wie sie etwa noch 
von Thomas von Aquin gehalten wurde, dies im deutlichen Unterschied zu der 
unter 1 genannten Naturrechtslehre. Beachtenswert ist, daß es sich nicht ledig­
lich um eine ontologische Betrachtung des Wesens Mensch im allgemeinen 
handelt, sondern speziell um das naturhafte, die kulturelle Entwicklung 
transzendierende Wertempfinden des Gewissens, das die Funktion hat, die 
Handlungsentscheidungen im Sinn der Natur des Menschen zu dirigieren. 
Während die spätere Naturrechtslehre eine reine Ontologie war, ist diese 
ursprünglichere Denkart ethisch orientiert. Es wird z. B. bezüglich der Wahr­
haftigkeit als natürlicher Institution gegenseitigen Verhaltens nicht einfach die 
Sprache nach ihrem Wesen untersucht, sondern vielmehr das die Zeit transzen­
dierende menschliche Gewissen befragt, ob es entsprechend der Pflicht der 
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Kommunikation mit anderen es noch als wertvoll empfinden könne, in einer 
Gesellschaft zu leben, in der die Wahrhaftigkeit kein Regulativ der Kommuni­
kation mehr wäre. 

Die naturgegebenen und die naturgemäßen Institutionen 

die situationsbedingten und die freien Organisationen 

Der Sozialethiker betrachtet den Aufbau der sozialen Ordnung unter dem 

Gesichtspunkt der verschiedenen Kooperationsweisen. An erster Stelle stehen 

die sozialen Beziehungen, die durch Institutionen entstehen, über die der 

einzelne keine Verfügungsmacht hat, weil sie ihm von Natur vorgegeben sind. 

Diese sind, wie wir sehen werden, Ehe, Familie und Staat. An zweiter Stelle 

stehen alle jene sozialen Handlungseinheiten, die sozusagen aus dauernden und 

unabänderlichen anthropologisch-historischen Gegebenheiten erwachsen und 

ohne die der einzelne seine in Kooperation mit andern anzustrebende Voll­

kommenheit und Entfaltung nicht oder doch nur mit Überwindung erheblicher 

Schwierigkeiten finden würde. Zu denken ist hier an die durch Abstammung 

und räumliche Begrenzung sich aufdrängenden Gruppenbildungen der Haus­

gemeinschaft, der Gemeinde, des Dorfes, der Stadt, an Einheiten wie Stamm 

und Nation. An dritter Stelle stehen die situationsbedingten und freien 

Gruppenbildungen wie die kulturellen Organisationen, die Berufsverbände, die 

Interessenverbände, zu denen heute vor allem die Arbeitnehmer- und Arbeit­

geberverbände gehören, ebenso die Organisationen von Minderheiten, die 

Hilfsorganisationen, die Freizeitbünde und viele andere. 

Die Einteilung nach der sozialethischen Bewandtnis läßt sich nicht konse­

quent durchführen, weil sehr viele soziale Handlungseinheiten gemischten 

Pflichtcharakter haben. Eine Werttafel der sozialen Organisationen läßt sich 

darum a priori nicht aufstellen. Einzig die naturgegebenen Institutionen sind 

philosophisch-ethisch erfaßbar. Die anderen sind im historischen Kontext zu 

beurteilen. 
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DRITTES KAPITEL 

D I E E H E 

ERSTER ARTIKEL 

DAS WESEN DER EHE 

Vorbemerkung 

Die Urteile, die hier über die Ehe gefällt werden, sind, dies sei gleich zu Be­

ginn gesagt, keine empirisch-wissenschaftlich verifizierbaren Aussagen. In die 

Urteilsbildung bezüglich der Ehe mischen sich so viele Momente des Wert­

empfindens, daß jeder Gedanke an eine rein theoretische Diskussion eliminiert 

werden muß. Im übrigen verhält es sich so mit allen ethischen Traktaten. Sie alle 

sind, so theoretisch sie aussehen mögen, vom Imperativ der praktischen 

Vernunft geprägt . 

Schon die Nominaldefinition der Ehe trägt die Spuren der Kulturentwicklung 

und besonders des moralischen Wertempfindens unserer Zeit und unserer 

Gesellschaft im Westen. Unter Ehe verstehen wir die durch Sitte oder Gesetz 

anerkannte Vereinigung zweier Personen verschiedenen Geschlechts zur 

dauernden Gemeinschaft aller Lebensverhältnisse. In dieser Begriffsbestim­

mung ist das Resultat einer Jahrtausende umfassenden Kulturgeschichte aus­

gesprochen. Für eine ethische Betrachtung können wir diese Definition nicht 

zum Ausgangspunkt nehmen. Denn wir müssen einen ethischen Maßstab 

finden, gemäß welchem wir die heute gültige Definition beurteilen können. Aus 

dem gleichen Grunde nützt es uns nichts, die Entwicklungsgeschichte des 

geschlechtlichen Verhaltens des Menschen zu verfolgen. Wenn der Evolutionist 

L. H. Morgan1 recht haben sollte, daß die Ehe das bloße Produkt einer geschicht-

1 Vgl. A. F. UTZ, Ethik, Heidelberg 1970, 23 ff. 
2 LEWIS H. MORGAN, Systems of Consanguinity and Affinity of the Human Family, Washington 

1871; ders.: Ancient Society or Researches in the Lines of Human Progress from Savagery, 
through Barbarism to Civilization, New York 1877, 3. Aufl. 1907, deutsch: Die Urgesellschaft, 
Untersuchungen über den Fonschritt der Menschheit aus der Wildheit durch die Barbarei zur 
Zivilisation, Stuttgart, Berlin 1891, 4. Aufl. 1921. 
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liehen Entwicklung wäre, die aus tierischen Ansätzen heraus von der Promis­
kuität über die Blutsverwandtschaftsfamilie, Gruppenehe, mutterrechtliche, 
vaterrechtliche Ehe zur heutigen Form der Einehe führte, dann gewännen wir 
für die Definition der Ehe nichts, weil wir nicht wissen, ob der angenommene 
Urzustand dem unverfälschten Wertempfinden des Menschen entspricht. Auch 
die Entwertung der Morganschen These durch den als Autorität anerkannten 
Ethnologen R.H.Lowiei ist keine direkte Stützung der ethischen Befürwor­
tung der Einehe. Wir müssen eine erkenntnistheoretische Methode anwenden, 
gemäß welcher wir zum Wesen der Ehe, besser gesagt, zur Sinnerfassung der 
geschlechtlichen Beziehung von Mann und Frau vordringen. Zur Sinndeutung 
der Zweigeschlechtlichkeit gelangen wir nur, indem wir die wesentliche Finalität 
der Zweigeschlechtlichkeit untersuchen. Flierzu bieten sich grundsätzlich zwei 
Methoden an: die phänomenologisch orientierte biologisch-psychologische 
Erklärung und die das spezifische Wesen von Mann und Frau erfassende 
Abstraktion. Es ist also nicht zunächst die Ehe, die im Blickfeld steht, sondern 
das Wesen der Zweigeschlechtlichkeit und die daraus sich ergebende Wesens­
beziehung von Mann und Frau. 

Die sittlichen Handlungen werden wesentlich nach ihrem Objekt bestimmt. 
Dabei muß das Objekt verstanden werden, insofern es vom Willen intendiert 
wird. Dies heißt, man kann das Objekt nicht gleichsam als in sich stehenden 
Sachverhalt, losgelöst vom Willensakt, betrachten. Wer z.B. gutgläubig, um 
einen Mitmenschen zu retten, die Unwahrheit sagt, kann nicht als Lügner hin­
gestellt werden. Da nun die Ehe eine Handlungsgemeinschaft ist, muß man den 
ihr immanenten Zweck untersuchen, um ihr Wesen zu bestimmen. Wir 
kommen darum im folgenden auf den Ehezweck zu sprechen. In der gesamten 
ethischen Literatur über die Ehe wird diskutiert, ob der erste Zweck der Ehe die 
Zeugung von Nachkommenschaft oder die gegenseitige Liebe sei. Die ver­
schiedenen Antworten auf diese verwickelte und wohl nie eindeutig abzuklä­
rende Frage sind durch den je verschiedenen erkenntnistheoretischen Stand­
punkt bedingt. Ich bemühe mich darum im folgenden um eine Aufhellung der 
verschiedenen erkenntnistheoretischen Positionen. Meine eigenen kritischen 
Überlegungen (III.) trage ich nicht ohne Selbstkritik vor, wohl wissend, daß ich 
mir nicht anmaßen darf, dieses säkulare Problem gelöst zu haben. 

3 R. H. LOWIE, Primitive Society, New York 1920, 5. Aufl. 1924. Vgl. W. SCHMIDT, Art. „Fami­
lie", in: Handwörterbuch der Staatswissenschaften, III. Bd., 4. Aufl. Jena 1926, 921-940. 
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1. Die phänomenologisch orientierte Erklärung der Zweigeschlechdichkeit 

Die anatomisch-physiologische Darstellung von Mann und Frau bietet nur 

die entfernten Materialien für die Erkenntnis der Beziehung von Mann und 

Frau. Sie vermag aufzuzeigen, daß vom Körperlichen aus die beiderseitigen 

Anlagen auf die Fortpflanzung ausgerichtet sind. Aber das genügt nicht zur Sinn­

deutung der Geschlechterbeziehung. Das gesamte Wertbewußtsein des 

Menschen ist geprägt von seiner Geschlechtlichkeit. Der Mensch reagiert als 

Mann und als Frau. Die äußeren Faktoren (die anatomisch-physiologischen 

Daten) wie auch das gesamte Empfindungsleben bis hinein in die geistigen Wert­

schätzungen sind geschlechtlich gekennzeichnet. Bei der Beurteilung dieses 

Sachverhaltes sind wir selbst vom Bewußtsein unserer Geschlechtlichkeit 

geleitet. Was Mann und Frau in ihrer gegenseitigen Beziehung für sich bedeuten, 

läßt sich darum in letzter Analyse nur aus dem Bewußtsein heraus bestimmen, 

das wir Menschen von der Zweigeschlechdichkeit haben. Darin liegt der Wert 

der phänomenologischen Methode. Deutlich kommt diese Methode bei 

F.J.J. Buytendijk4 zum Ausdruck. Sie ist gewissermaßen, ob bewußt oder 

unbewußt, die allgemein befolgte Deutungsweise des Verhältnisses von Mann 

und Frau in der aktuellen Literatur über die Ehe. Die Methode hat den Vorteil, 

daß sie nicht als abstraktes Gegenüber einen äußeren Vorgang oder eine 

Gegebenheit theoretisch untersucht, wie dies in der anatomisch-physiolo­

gischen Darstellung geschieht, sondern aus dem Wertempfinden des Mensch­

seins heraus, das als männliches oder weibliches erfahren wird, die Ganzheit der 

Zweigeschlechdichkeit erfaßt. 

In dieser Sicht kann als erste Sinnerhebung der Zweigeschlechtlichkeit nicht 

die Zeugung von Nachkommenschaft bezeichnet werden. Vielmehr erscheint 

im Blickfeld des Betrachtenden zuerst die gegenseitige Ergänzung, das völlige 

Einswerden von zwei auf sich Angewiesenen und Liebenden. Erster Sinn der 

beiderseitigen Beziehungen von Mann und Frau ist die totale Personalgemein­

schaft, von der aus als Frucht des biologischen Prozesses sich die Nachkommen­

schaft ergibt. Für den actus humanus, der die beiden geschlechtlich differen­

zierten Personen verbindet, ist nicht die Zeugung von Nachkommenschaft das 

Motiv oder Ziel, sondern das Einswerden in der totalpersonalen Liebe. 

Denkt man sich die geschlechtliche Differenzierung des Menschen in Mann 

und Frau idealtypisch aus, dann wird man wohl zu dem Werturteil stehen 

müssen, daß der Mensch nur in der personalen, alle Lebensbereiche 

umfassenden Gemeinschaft von Mann und Frau findet, was seiner als Person 

würdig ist. Mit anderen Worten: die idealtypische Vorstellung vom sozialen 

4 F.J.J. BUYTENDIJK, Die Frau - Natur, Erscheinung, Dasein, Köln 1953. 
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Verhalten von Mann und Frau weist unbeirrbar in die Richtung der Einehe von 

dauerhafter Konsistenz. In dieser Sicht muß man dem großen Griechen Aristo­

teles recht geben, daß der nicht verheiratete Mensch nur ein halber Mensch sei. 

Wie alles Personale in sich unteilbar ist, so wird auch die Verbindung von 

Mann und Frau in der Ehe, obwohl im Zeitlichen sich vollziehend, den 

Charakter des Unteilbaren haben müssen. 

Die Unteilbarkeit im zeitlichen Ablauf ist aber nicht anders denkbar als kraft 

eines gegenseitig gemachten Versprechens der Treue. Die Bewandtnis des 

Vertrages ist darum aus der idealtypischen Vorstellung der geschlechtlichen 

Gemeinschaft von Mann und Frau nicht wegzudenken. Daß dieser Vertrag 

nicht nur eine Gewissenssache sein kann, ergibt sich aus der Umwelt, in der die 

Lebensgemeinschaft auf Treu und Glauben sich vollzieht. „Der Gedanke der 

Gewissensehe ist von keiner wesentlichen sozialen Bedeutung; dieser Begriff 

besteht höchstens in romantischer Sublimität. Er zeigt selbst an, daß nur die 

Rechtsehe als Ehe verstanden wird. Weder historisch noch typologisch hat die 

Gegenüberstellung von Rechtsehe und außerrechtlicher Ehe einen Sinn ." So 

sehr die Auffassung von der Ehe als einem Vertrag eine gewisse Veräußer-

lichung und Mechanisierung bedeutet im Flinblick auf den tieferen Kern, 

nämlich die in sich konsistente und umfassende Lebensgemeinschaft von Mann 

un au, so ist doch zu bedenken, daß die Kommunikation zwischen den 

Menschen nur auf dem Wege der Symbole möglich ist. Dieses Symbol ist nun 

einmal in der Ehe der rechtlich geschlossene Vertrag. In der idealtypischen Welt 

denkt man auch gar nicht daran, daß unter Umständen in der Wirklichkeit von 

der an sich reichen Ehewirklichkeit nur noch der unter Zeugen geschlossene 

Vertrag übrigbleiben könnte. Dem idealtypischen Denken ist es eigen, nicht an 

unvollkommene Verwirklichungsweisen zu denken, sonst wäre es kein ideal­

typisches Denken mehr. Auf diesem Boden stellt sich darum auch nicht das 

Problem der unerfüllten Sensualität. Es existiert noch nicht die Frage, ob die 

Aktualisierung des Sexualtriebes auch außerhalb der Ehe gestattet sein oder 

empfohlen werden sollte. Denn in dieser Welt des Denkens ist nur die dauer­

hafte Ehe fähig, die personale Note des Geschlechtlichen zum Ausdruck zu 

bringen. Von unauflöslicher Ehe zu sprechen, würde allerdings schon zu weit 

führen, weil gar nicht daran gedacht werden kann, daß ein Ehepartner die Ehe 

auflösen möchte. Das Problem der Scheidung stellt sich auf dieser Ebene der 

Abstraktion nicht. 

Allerdings drängt sich auf einer tiefer liegenden Ebene, nämlich auf der des 

konkreten Lebens mit den wechselvollen Entscheidungen der Menschen die 

3 HANS DOMBOIS, Die Ehe: Institution oder personale Gemeinschaft Pin: Recht und Institution, 
Zweite Folge, llOf. 
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peinliche Frage auf, ob der Geschlechtstrieb dort, wo er in der Ehe nicht den der 

Person entsprechenden Ausdruck finden kann, sich in anderer, nämlich außer­

ehelicher Weise betätigen kann, ob also in der Gesamtwirklichkeit des Lebens 

der Geschlechtstrieb in jedem Fall an die Ehe, und zwar an die Einehe gebunden 

ist. Verbleibt man innerhalb der phänomenologischen Denkweise, aus der das 

idealtypische Denken erwächst, dann kann man zur Auffassung stehen, daß die 

Ehe, obwohl idealtypisch einzig der Ort geschlechdichen Handelns, nicht als 

Norm geschlechtlicher Verhaltensweisen genommen zu werden braucht, wenn 

die Wirklichkeit die idealtypische Realisierung nicht erlaubt. Ein Ehever­

sprechen, das nicht dauernd in anhaltender Lebensgemeinschaft bestätigt wird, 

verliert jenen Symbolcharakter, den es ursprünglich hatte. Es ist wertlos, sogar 

sinnlos geworden. Der Weg zu neuer Entscheidung erscheint somit frei. 

Im Grunde kennzeichnet diese hier kurz skizzierte phänomenologische 

Auffassung der Ehe generell die Sicht sowohl der heutigen Philosophen wie auch 

des Großteils der Gesellschaft, welche unsere Rechtspolitik bestimmt. Sie wird 

durchweg auch von den protestantischen Theologen vertreten und nimmt ihren 

Weg auch in das Denken katholischer Autoren. 

2. Das Wesen der Ehe vom erkenntnistheoretischen Standpunkt 

der Abstraktion aus gesehen 

Allgemeine Kennzeichnung 

Zur echten Abstraktion im aristotelischen Sinne gehört es, aus der gesamten 
Wirklichkeit eines Seienden die individuellen Eigenschaften zurückzulassen und 
nach Art einer Intuition das herauszunehmen, was der Vielzahl von Individuen 
gemeinsam ist, und zwar in einer Weise, daß dieses herausgehobene Wesen nicht 
mehr als Träger der Existenz gedacht werden kann. Das abstrahierte Wesen ist 
zwar nicht unwirklich, es ist aber auch nicht existent, noch auch unmittelbar 
„präpariert" zu existieren, weil es keine Subsistenz hat. Zum Beispiel ist die 
menschliche Natur gedacht als Wesenheit, die immer mit der Persönlichkeit 
verbunden ist, die aber andererseits doch noch nicht Person ist. Man denkt nicht 
an ein handelndes Subjekt, wenn man den Inhalt „menschliche Natur" denkt, 
sondern an das Prinzip, aus dem das menschliche Subjekt, nämlich die Person, 
zu handeln befähigt ist. Und selbst wenn man den Begriff der Person abstrahiert, 
dann auch nur im Sinne einer „Natur", also im Sinne von etwas, aufgrund 
dessen ein Subjekt Person ist. 

Der Unterschied dieser universalisierenden Abstraktion gegenüber der phäno­
menologischen Wesenserkenntnis darf bei aller beachtlichen Übereinstimmung 
nicht übersehen werden. Die phänomenologische Wesenheit ist nicht aus sich 
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Norm einer Handlung, weil sie in sich keine Wirklichkeitsbeherrschung sein 

kann, noch will. Sie ist und bleibt Inhalt der Bewußtseinsanalyse, vergegenständ­

lichte Inhaltlichkeit. Ihre praktische Bedeutung besteht darin, dem verantwor-

tungsbewußten Menschen jene Norm finden zu helfen, die im Hinblick auf die 

unaufhebbar gegebene Situation als die optimale zu bezeichnen ist. 

Die abstrahierte Wesenheit im Sinne des aristotelischen Essentialismus ist 

Norm, weil sie, so wie sie ist, reale Allgemeingültigkeit hat. In der sittlichen 

Praxis ist sie darum nicht nur wie der Wert der phänomenologisch orientierten 

Ethik (Wertethik) Vorbild oder Urbild für eine erst zu findende Norm, sondern 

beinhaltet aus sich den Imperativ. Gewiß, sie ist nur Ausdruck des spezifischen 

Wesens, sie läßt also noch eine gewisse Ausgestaltung im Konkreten zu, 

dennoch ist sie unabänderlich. Dieser erkenntnistheoretische Standpunkt kenn­

zeichnet das gesamte aristotelisch-thomistische Denken, einschließlich der auf 

diesem begründeten scholastischen Theologie. Bezüglich der Ehe ist diese 

Orientierung in allen offiziellen Verlautbarungen des katholisch-kirchlichen 

Lehramtes bis zur Enzyklika „Humanae Vitae" Pauk VI. und bis zu Johannes 

Paul II. durchgehalten. 

Warum hat sich eigentlich die katholische Theologie mit der aristotelisch-

thomistischen Abstraktionslehre so eng verbunden? 

Betrachtet man den Menschen und seine Geschichte von der Schöpfung und 

dem Heilsbeschluß Gottes aus, dann kann man den Menschen nicht einfach 

als irgendein Element in einer allgemeinen biologischen Entwicklung begreifen. 

Aus welcher Entwicklung immer der Mensch entstanden sein mag, sein Wesen 

muß intendiert sein, damit aber zugleich auch seine Zweigeschlechtlichkeit. Der 

Heilswille Gottes betrifft ein ganz bestimmtes Wesen, das in seiner Allgemein­

heit definierbar sein muß. Die Theologie findet diesen Gedanken im 

Schöpfungsbericht der Bibel bestätigt. Der Mensch, wo und wann immer er 

existiert, muß darum eine Natur haben, die von den individuellen Gegeben­

heiten abstrahiert werden kann. Die theologische Bewältigung aller Fragen, die 

mit dem Menschen zusammenhängen, setzt die erkenntnistheoretische Lehre 

der Abstraktion voraus, wie sie Thomas von Aquin verstanden hat. Im übrigen 

gibt es kaum eine anthropologische Philosophie, die nicht voraussetzte, daß es 

ein unabänderliches Wesen Mensch gäbe. Auch wären die verschiedenen 

Menschenrechtserklärungen nicht denkbar ohne diese Supposition. Die 

Annahme eines gleichen Wesens aller Menschen hindert nicht, daß man die 

Würde des Menschen konkret jeweils nach dem Kulturniveau bestimmt. 

Eine andere Frage ist, wie weit dieser Essentialismus philosophisch getrieben 

werden kann, ob er z.B. auch für die Geschlechtsdifferenzierung gilt. Die 

Theologie nimmt dies aufgrund des Schöpfungsberichtes an, obwohl diese 
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Differenzierung beim einen oder anderen Subjekt schwierig festzustellen sein 

mag. 

Es ist nicht zu leugnen, daß die katholische Moraltheologie in verschiedenen 

Aussagen den Essentialismus zu weit getrieben hat. Dies hängt aber mit der 

verbalen Formulierung von Moralprinzipien zusammen. In der verallgemei­

nernden Formulierung des Tötungsverbotes („Du sollst nicht töten") sind 

Bedingungen impliziert, die nur durch die fortschreitende Erfahrung erkannt 

werden können. Die Notwehr erlaubt die Tötung. Um die Einzelausnahmen 

vom allgemeinen Gebot oder Verbot zu erklären, gebrauchte die Scholastik 

(und zwar bereits Thomas vonAquin) die Formulierung, es fehle die Materie, auf 

die das Prinzip - Gebot oder Verbot - anwendbar sei. Je reicher die Erfahrung 

wird, um so durchlöcherter erscheint das Prinzip und um so mehr schwindet 

damit die Supposition, es handle sich bei dem Prinzip um eine essentialistische 

Erkenntnis. 

Von den sogenannten Wesenserkenntnissen und naturrechtlichen Prinzipien 

ist ein Großteil wegen der darin implizierten Erfahrungslücken nur analog 

gültig. Ob dies auch für die Definition der Ehe gilt, wird noch zu untersuchen 

sein. 

Die Zweigeschlechtlichkeit in der aristotelisch-thomistischen Philosophie 

Die Beziehung von Mann und Frau wurde in der aristotelisch-thomistischen 

Philosophie immer im Lichte der biologischen Unterschiedenheit und Zuord­

nung gesehen. Vorschub zu dieser einseitigen Sicht leistete der Dualismus der 

platonischen Psychologie, der auch in Aristoteles nachwirkte, wenngleich dieser 

die geistige Seele nicht nur als Causa movens, sondern auch als Forma informans 

faßte. Nach Plato wohnt die Seele im Leibe gleichsam nur als Wagenlenker. Der 

Leib ist nur Organ, dessen sich die Seele zu ihrer Tätigkeit bedient. Daher ist der 

wahre und eigentliche Mensch nur die Seele. Der Leib hat nur eine dienende 

Rolle, ist auf jeden Fall kein gleichberechtigtes Glied in der Definition des 

Menschen. Der platonische Dualismus ist durch die aristotelische Vorstellung 

der Seele als informierendem Prinzip der Materie grundsätzlich überwunden. 

Dennoch durchzieht die aristotelische Ethik der Gedanke, daß die Vernunft das 

Körperliche als ihr Gegenüber ansieht, das sie beherrschen muß, ohne sich mit 

ihm zu vermischen. Andererseits ist sich Aristoteles auch bewußt, daß die 

Vernunft die sinnliche Welt braucht, um tätig werden zu können, und daß auch 

die Leidenschaften notwendig sind, um eine nach außen wirksame sittliche 

Handlung zu setzen. Aber es ist doch immer die Vernunft, die in die bedeutend 

niedrigere Seinsstufe hinein zu wirken hat, und zwar entsprechend den 

Normen, die sie aus der Wirklichkeit abgelesen und erstellt hat. Daß die 
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Vernunft selbst im Sinnlichen impliziert sein könnte, liegt außerhalb des Denk­

bereiches der aristotelischen Ethik. Wenn Aristoteles das sinnliche Streben als 

wesentliche Voraussetzung für das Finden konkreter Handlungsnormen 

erkannt hat, dann war es bereits das „rechte", von der Vernunft geleitete sinn­

liche Streben, in der Scholastik „rectus appetitus" genannt. 

Die sexuellen Beziehungen zwischen Mann und Frau gehören in dieser Sicht 

in den sinnlichen Bereich, der entsprechend der Vernunft zu regeln ist. Das 

heißt, die Entelechie des Biologischen ist Norm jener sittlichen Entscheidung, 

die sich auf das Sexuelle bezieht. Da aber offenbar der biologische Sinn der Zwei-

geschlechtlichkeit die Fortpflanzung der species humana ist, ergibt sich als Norm 

jeder geschlechtlichen Handlung diese Finalität. Ob sie immer erfüllt wird, spielt 

dabei keine Rolle. Entscheidend ist, daß der Mensch dem biologischen Prozeß 

keine Hindernisse setze. Nicht der einzelne Akt mit seiner vielfältigen psycholo­

gischen Verkettung steht im Vordergrund der Sinndeutung, sondern das Wesen 

der Zweigeschlechtlichkeit, die in ihrer Gesamtheit dem biologischen Bereich 

angehört. Die Zweigeschlechtlichkeit wurde von Gott ersonnen, so heißt es in 

dieser Vorstellung, um die Fortpflanzung des Menschengeschlechtes zu garan­

tieren: „Gott will die Fortpflanzung des Menschengeschlechtes durch die 

Verbindung der beiden Geschlechter. Das erkennen wir unzweideutig daraus, 

daß er die Menschen in zwei verschiedene Geschlechter halbiert und jedem 

Menschen nicht nur die Fähigkeit, sondern auch den heftigsten Naturtrieb zur 

Fortpflanzung verliehen hat. Auch die Analogie mit allen anderen Lebewesen 

läßt uns diese Absicht des Schöpfers erkennen. Endlich würde, da der Tod die 

Reihen der Menschen fortwährend lichtet, die Erde ohne die Vereinigung der 

Geschlechter zum Zwecke der Fortpflanzung bald eine zwecklose Einöde. Sie 

ist ja der Boden und das Arbeitsfeld des Menschen. Durch die Vereinigung der 

Geschlechter soll die Menschheit beständig durch junges, triebkräftiges Leben 

ergänzt und verjüngt werden6." 

Die einzelne geschlechtliche Betätigung hat sich darum dieser übergeord­

neten, universal geltenden Sinngebung zu beugen, d. h. der Mensch ist nicht 

berechtigt, etwas zu unternehmen, was dieser Entelechie direkt widersprechen 

würde. Die Zweigeschlechtlichkeit erscheint von diesem Essentialismus aus wie 

eine göttliche Institution mit einem bestimmten Ziel, nämlich der Zeugung von 

Nachkommenschaft, dem alle anderen eventuell aufweisbaren und möglichen 

Ziele untergeordnet werden müssen. Daran hat der Mensch nichts zu ändern. 

Vom Standpunkt der ethischen Normenbildung aus fällt auf, daß die Schola­

stiker vom Ziel „Erhaltung des Menschengeschlechtes durch Zeugung", also 

6 V. CATHREIN, Moralphilosophie, Bd. II, 6. Aufl., Leipzig 1924, S. 408. 
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vom Begriff Menschengeschlecht aus auf die abstrakte natura humana schließen. 

Auf eine andere Weise würden sie überhaupt niemals zu einer sittlichen Norm 

kommen. Denn sittliche Norm muß immer universal gültig sein. Die Fort­

pflanzung der Menschheit ist aber als solche noch kein Universale. Wenn sie das 

wäre, dann wäre sie grundsätzlich für jede Zeugungsfähigkeit verpflichtend. Es 

könnte sich also diesem Auftrag niemand entziehen. M t welcher Logik kann 

man nun von der Hinordnung des Geschlechtlichen auf den Fortbestand des 

Menschengeschlechtes, das doch nichts anderes ist als die Summe aller in der 

Menschheitsgeschichte beschlossenen Individuen, auf die universale Natur 

schließen ? Die Scholastiker haben diese Frage von der Theologie her angepackt. 

Sie stellten zunächat fest, daß der Mensch wesentlich sozial ist. Aus seiner Natur 

heraus ist er also auf die Entfaltung der menschlichen Gemeinschaft angelegt 

und auch dazu verpflichtet. Wenn aber irgendeine konkrete menschliche 

Gemeinschaft den Sinn der natura socialis erfüllt, dann ist es die Menschheit in 

ihrer Gesamtheit. Darum ist es möglich, jene natürlichen „Institutionen", die 

direkt auf die Erhaltung der Menschheit abzielen, als der menschlichen Natur 

entnommen zu bezeichnen. Das heißt, wer gegen sie handelt, handelt sittlich 

schlecht, weil gegen die Natur. Da nun Gott den Menschen eine soziale Natur 

gegeben hat und da er zugleich zur Erhaltung des Menschengeschlechtes, das die 

einzige Gesellschaft ist, welche der Sozialnatur als solcher entspricht, mit der 

Natur die geschlechtlichen Anlagen mitgeschaffen hat, erhält die geschlechtliche 

Anlage als Zeugungskraft jene normative Bedeutung, die der universalen natura 

humana zukommt. Das heißt, sie darf nur in der Weise gebraucht werden, daß 

die Zeugung von Nachkommenschaft willentlich nicht ausgeschlossen wird. 

Nur in diesen gedanklichen Zusammenhängen ist ein Vers auf die Doktrin der 

Scholastiker zu finden, wonach ein Unterschied besteht zwischen dem spezi­

fischen officium naturae der Geschlechtlichkeit und den individuellen 

Absichten, die damit verbunden werden können7. 

Ein typisches Beispiel, wie vom Menschengeschlecht auf die universale menschliche Natur 
geschlossen wird, findet sich bei THOMAS VON AQUIN, Contra Gentes üb. III. c. 122. In der 
Unterstellung, daß jede emissio seminis auf die Fortpflanzung des Menschengeschlechtes aus­
gerichtet sein muß, wird die Verhinderung dieses Zweckes als eine „Sünde gegen die Natur" 
bezeichnet. Nun weiß aber auch THOMAS selbst (a. a. O.), daß der männliche Same im Überfluß 
vorhanden ist. Warum soll also die Verschwendung des männlichen Samens in einem individuel­
len Fall der Natur des Menschen widersprechen? Zunächst widerspricht sie der Natur des 
Samens. Da aber der Same seinerseits auf die Erhaltung des Menschengeschlechtes ausgerichtet 
ist, dieses aber die Bewandtnis der natura humana hat, wird die Natur des Samens normativ. Im 
männlichen Samen unterscheidet THOMAS 1. seine Wesenheit, die aus seiner Hinordnung auf das 
Menschengeschlecht bestimmt ist, 2. seine vielfältige Individualität, die auf die Erhaltung von 
Individuen ausgerichtet ist. Sittlich normativ kann nur die universale Natur sein, wie THOMAS 
ausdrücklich unterstreicht. Die emissio seminis, in welcher absichtlich die Zeugung verhindert 
wird, ist formell nicht deswegen Sünde, weil die Fortpflanzung des Menschengeschlechtes in 
Frage gestellt ist, sondern weil die Erhaltung des Menschengeschlechtes, auf die der Same wesent-
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Da die Ehe, wie immer man sie auffassen mag, auf jeden Fall entsprechend 

ihrer Nominaldefinition eine geschlechtliche Gemeinschaft von Mann und Frau 

darstellt, erhält sie in der Schauweise der aristotelisch-thomistischen Abstrak­

tionslehre ihre Realdefinition vom spezifischen und darum erstrangigen Ziel der 

Zweigeschlechtlichkeit, der Zeugung von Nachkommenschaft. Die Ehe wird so 

zu einer naturrechtlichen Institution zum Zwecke der Zeugung von Nach­

kommenschaft. Sie steht im Dienste der species humana, des Menschen­

geschlechtes. Die gegenseitige Ergänzung der Ehepartner kann vom Essentia-

lismus aus nur als zweitrangig angesehen werden. Um das Ziel der gegenseitigen 

Ergänzung ins Auge fassen zu können, muß man die Statik der naturrecht­

lichen Institution verlassen und sich der Dynamik des Lebens zuwenden. Die 

gegenseitige Ergänzung ist ein Anliegen, das die beiden Partner gewissermaßen 

als Instinkt von sich aus mitbringen und das mehr das Wohl der Partner als das 

der species humana betrifft. Es liegt im Sinn des Essentialismus, zunächst das 

Universale zu sehen und erst von diesem aus die Eigenheiten und die Anliegen 

des Individuums. Das Motiv der gegenseitigen Ergänzung befindet sich auf der 

Ebene der vielfältigen individuellen Ausprägung. Flier mag man idealtypisches 

Denken wirken lassen, nicht aber - immer im Sinn der Scholastik - auf der 

Ebene der Institution. Das naturrechtliche Denken sieht in den Institutionen 

etwas Beständiges, nicht Abwandelbares, sucht also, sofern es konsequent 

bleibt, keinen Idealtypus, von dem aus die Wirklichkeit in verschiedener Weise 

gemeistert wird, ohne daß der Handelnde normenuntreu würde, wenn er den 

Idealtypus nicht verwirklicht. Die gegenseitige Hilfe und Ergänzung weist 

Grade auf von der idealen Verwirklichung bis zur routinierten oder gar mangel­

haften. Dieser Ehezweck kann nur als zweiter Zweck, gewissermaßen als im 

guten Sinne verstandenes Nebenprodukt der Institution der Ehe betrachtet 

werden, ebenso wie der andere sekundäre Zweck, den die Scholastiker noch 

lieh bezogen ist, identisch ist mit dem in der menschlichen Natur enthaltenen Gemeinwohl. „Unter 
den natürlichen menschlichen Akten ist einzig die Zeugung auf das Gemeinwohl hingeordnet" 
(III Contra Gentes 123). Damit hat THOMAS das Universale entdeckt, das er seinen Gedanken­
gängen entsprechend braucht, um zu erklären, warum die emissio seminis, bei der die Zeugung 
absichtlich ausgeschaltet wird, als Akt gegen die Natur und darum als Sünde zu bezeichnen ist. 
Wenn er kein Universale aurweisen könnte, sondern einfach das Ziel „Erhaltung des Menschen­
geschlechtes", das im Grunde nichts anderes ist als die Summe aller Menschen, als Grund angäbe, 
dann hätte er keine sitdiche Norm. In S. Theol. II—II 154,3 c. und ad 3 erklärt THOMAS, daß die 
Frustrierung des Samens die Menschheit eines möglichen Zuwachses beraube. Der Mensch dürfe 
nicht gegen das „Gut der Menschheit" handeln. Bei der sittlichen Bewertung des Begriffes „Gut 
der Menschheit" (bonum speciei humanae) muß aber immer der Begriff der „natura humana" 
mitgedacht werden. Sie ist eigentliche Norm, ihr Träger ist die „species humana". Die 
Vermischung von „species humana" im Sinne von Menschengeschlecht und „species humana" im 
Sinne von „natura humana" macht die Sozialethik des hl. THOMAS VON AQUIN so schwer ver­
ständlich. Hier liegt auch der Grund für das fragwürdige Prinzip: Individuum est propter spe-
ciem. 
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nennen, nämlich die Triebbefriedigung. Das persönliche Wohl der Ehegatten ist 

gemäß dieser Anschauung zwar nicht ausgeschlossen, es kann aber nur als 

Begleiterscheinung gelten: „Die Ehe ist also ihrer Natur nach eine Institution, 

deren Hauptzweck nicht das persönliche Wohl der Ehegatten, sondern das 

Wohl der menschlichen Art (Gattung), die würdige Erhaltung und Fort­

pflanzung des Menschengeschlechtes ist. Trotzdem ist das persönliche Wohl der 

Ehegatten vom Zweck des Ehebundes nicht ausgeschlossen. Gott liebt es, durch 

die einfachsten Mittel verschiedene Zwecke zugleich zu erreichen, allerdings mit 

Unterordnung untereinander. So auch in der Ehe. Wie der Fortpflanzung dient 

sie ihrer Natur nach auch dem persönlichen Wohl der Gatten, und wir schließen 

deshalb mit Recht, daß auch diese Wirkung von Gott bezweckt ist8." 

Das eigentliche Fundament dieser Auffassung von der Ehe ist der erkenntnis­

theoretische Standpunkt des Essentialismus. Gewiß sind im Laufe der Jahr­

hunderte zusammen mit dieser Grundthese groteske biologische Irrtümer 

vertreten worden. Man braucht nur etwa an die mittelalterliche Ansicht zu 

denken, wonach der männliche Same bereits ein Mensch in potentia sei. Aber 

diese biologischen Extravaganzen erschüttern die Grundthese nicht, wonach die 

Ehe die Institution ist, innerhalb welcher sich die wesentlich auf die Fort­

pflanzung der Menschheit ausgerichtete „Institution" der Zweigeschlechtlich-

keit zu betätigen hat, so daß die Ehe als ersten, nämlich spezifischen Zweck die 

Zeugung von Nachkommenschaft und als zweitrangigen, nicht spezifischen, 

sondern individuellen Zweck die gegenseitige Ergänzung der Partner hat. Die 

Erstrangigkeit und die Zweitrangigkeit sind, wie man leicht sieht, Abstraktions­

grade. 

Über alle biologischen „Absurditäten" hinweg, von denen man bezüglich der 

Enzyklika Humanae Vitae gesprochen hat, hält diese Enzyklika neuesten 

Datums an dem erkenntnistheoretischen Standpunkt des Essentialismus fest. 

Die Diskussion mit Humanae Vitae müßte also, wenn man für die Enzyklika 

diskussionsfähig sein will, an diesem Punkt ansetzen. 

Die Systematisierung der Ehezwecke im Sinne des Essentialismus ist durch 

Thomas von Aquin vollzogen worden. Daß der erste Ehezweck die Erzeugung 

von Nachkommenschaft und der zweite die gegenseitige Ergänzung der 

Ehepartner ist, wurde bereits von Augustinus klar herausgestellt. Nach ihm ist 

der Geschlechtsverkehr überhaupt nur sittlich einwandfrei im Hinblick auf die 

Zeugung. Jener Teil der Intention beim Geschlechtsverkehr zwischen Ehepart­

nern, der auf die Triebbefriedigung geht, wird nach Augustinus sogar als leichte 

V. CATHREIN, a.a.O., S. 412. 
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Sünde bezeichnet9. In der Erklärung zur Genesis10 sagt Augustinus, die Frau sei 
dem Manne nur als Helferin im Hinblick auf Zeugung von Nachkommenschaft 
beigegeben worden. Thomas hat nun diese Hintereinanderschaltung der Ehe­
zwecke etwas aufgelöst. Vor allem hat er sich um eine logische Fundierung 
der Ehezwecke bemüht. Das Gebot Gottes „Wachset und mehret euch" als 
solches konnte ihm nicht die Rechtfertigung für die Unterscheidung zwischen 
erstem und zweitem Ehezweck sein. Das Gebot Gottes ist für die sittliche Hand­
lung solange ein heteronomes Prinzip, als es nicht durch das Gewissen als in sich 
allgemeingültige Norm erkannt werden kann. Zwar kann man sich vorstellen, 
daß das Gebot an alle Menschen ergangen ist. Es ist also allgemeingültig, aber es 
ist immer noch keine a-priorisch gültige Norm. Dies kann es erst werden, wenn 
sich sein Inhalt als aus dem Wesen der menschlichen Natur abgelesene Finalität 
ausweist. Diese logische Rückführung des Gebotes Gottes auf die aus dem 
spezifischen Wesen des Menschen abgelesene Finalität ist Thomas (allerdings 
nicht ohne eine gewisse Vermischung der Begriffe „genus humanum" und 
„natura humana") geglückt, gleichsam als ob er vorausgeahnt hätte, was erst 
nach Kant bezüglich der Grundbedingungen der sittlichen Norm diskutiert 
worden ist. Thomas konnte nun zugleich dem zweiten Ehezweck eine gewisse 
eigene sittliche Qualität retten. Auf der Ebene individueller Zielsetzungen 
befinden wir uns, so sagt er11, in der Ordnung der zufälligen Entscheidungen. 
Während der Wesenszweck nur einer sein könne, seien die zufälligen, nämlich 
individuellen Zwecksetzungen in unendlicher Zahl möglich. Die Ansicht 
Augustinus', daß die beiden Ehezwecke stets hintereinander geschaltet werden 
müssen, daß darum die geschlechtliche Betätigung der Ehepartner ohne direkte 
Verbindung mit dem Ziel der Fortpflanzung leichte Sünde sei, fiel damit dahin. 

3. Einige kritische Überlegungen 

Das Problem 

Unter der Voraussetzung, daß es wirklich ein Wesensverhältnis zwischen 
Mann und Frau gibt (daß also, um es im Sinne der christlichen Anschauung 
auszudrücken, der Mensch als Mann und als Frau geschaffen worden ist), muß 
der sittlich verantwortungsbewußte Mensch sein konkretes persönliches 
Verhältnis zum anderen Geschlecht nach diesem Wesen normieren. Den 
erkenntnistheoretischen Weg, den die aristotelisch-thomistische Philosophie 

9 De bono Conjug. c. 6, PL 40, 378. 
10 Sup. Gen. ad Litt. IX c. 3, no 5, PL 34, 395. 
11 Suppl. 48,2. 
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oder Theologie eingeschlagen hat, nämlich zu unterscheiden zwischen der 

einen, vorrangigen Wesensnorm und den vielfältigen individuellen Ziel­

setzungen, wird man als gerechtfertigt anerkennen müssen, sofern man sich 

damit einig erklärt, daß sittliche Imperative immer auch seinsorientiert sind und 

daß das Sein erkennbare Schichten aufweist, die die Unterscheidung zwischen 

dem Wesen und den individuellen Eigenheiten verlangen. Im Gegensatz zur 

phänomenologisch-typologishen Methode eröffnet die aristotelisch-thomi-

stische Abstraktionslehre die Sicht zu echten allgemeingültigen Normen. Es 

stellt sich nur die Frage, ob im Falle der Ehe der zur Erkenntnis des Wesens der 

Ehe notwendige Sachverhalt richtig gewählt worden ist und ob dieser Sachver­

halt, sofern er richtig bestimmt wurde, eine Abstraktion im Sinne des Essentia-

lismus zuläßt. 

Die Geschlechtlichkeit als biologische Anlage und als hinter der Empirie liegende 

(metaphysische) Eigenschaft der menschlichen Natur 

Die Scholastik hat als Sachverhalt, der zum Wesen der Ehe führen sollte, die 

gegenseitige biologische Zuordnung von Mann und Frau ins Auge gefaßt. Die 

sittliche Entscheidung, welche sich auf das Verhältnis von Mann und Frau 

bezog, war also ganz und ausschließlich auf den Gebrauch der Zeugungs­

potenzen gerichtet. Von hier aus wurde die soziale Beziehung von Mann und 

Frau in ihrer Gesamtheit bestimmt. Man kann sich aber fragen, und zwar selbst 

von der Theologie her, ob der Schöpfer nicht erstrangig die Absicht hatte, ein 

geselliges Wesen zu schaffen, dessen soziale Struktur auf der Tatsache gründen 

sollte, daß es als Mann und als Frau existiert. Sehen wir die Sachlage von dieser 

Seite aus an, dann steht im Blickpunkt nicht vordringlich die organische Dispo­

sition zur Zeugung von Nachkommenschaft, sondern die soziale Anlage des 

Menschen, deren erste und grundlegende Charakterisierung die Geschlechtlich­

keit, d. h. die Hinordnung der beiden Geschlechter zueinander ist. Übrigens ist 

dies ganz im Sinne der modernen Psychologie und Anthropologie, die im 

Dualismus von Körper und somit Geschlechtlichkeit einerseits und Geist 

andererseits eine Verkennung des Wesens des Menschen sehen. Von der ganz­

heitlichen Sicht des Geschlechtlichen aus erweist sich die Ehe zu allererst als 

Personalgemeinschaft von Mann und Frau. Sie ist jene soziale Beziehung, die 

zutiefst die radikale Sozialität der menschlichen Natur zum Ausdruck bringt. 

Damit ist durchaus noch nicht gesagt, daß jeder Mensch die Ehe wählen müsse, 

um sozial zu leben. Keiner allerdings wird leugnen, daß die Ehe jener naturgege­

bene Ort ist, an dem einzig die vollmenschliche bis ins Geschlechtliche hinein­

reichende Realisierung der menschlichen Sozialität gesucht werden darf. 
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Die Tatsache, daß der Mensch in der Ehe die tiefgreifendste soziale Bindung 

eingeht und sich mit seiner ganzen Persönlichkeit einem Mitmenschen gegen­

über durch Schenkung engagiert, bringt es mit sich, daß die so geschaffene 

soziale Beziehung dauerhaften Charakter trägt, jedenfalls tragen muß ent­

sprechend der in der Natur der Sache gelegenen Finalität. 

Die Zeugung von Nachkommenschaft erscheint in diesem Zusammenhang 

als Frucht der sozialen Beziehung von Mann und Frau in der Ehe. Wie steht es 

aber um die Frage, ob die Zeugung nicht zugleich als Auftrag im Hinblick auf die 

Erhaltung des Menschengeschlechtes zu gelten hat? Diese Frage wurde durch 

die traditionelle scholastische Lehre verhältnismäßig einfach gelöst, weil die 

Geschlechtlichkeit, wenigstens ihrer spezifischen Wesenheit nach, grundsätzlich 

nur von dieser Finalität aus gesehen wurde. Daß die biologische Disposition von 

Mann und Frau auf die Zeugung von Nachkommenschaft wesentlich bezogen 

ist, dürfte wohl in keiner Theorie geleugnet werden. Grundsätzlich ist also auch 

von der Sicht der Ehe als Personalgemeinschaft aus die Ehe immer mit dem 

spezifischen Ziel der Zeugung von Nachkommenschaft verbunden. Präzis stellt 

sich aber die Frage, ob jegliche geschlechtliche Betätigung in der Ehe dieses 

biologische Ziel haben müsse. Wenn man auf dem Standpunkt steht, daß die Ehe 

in ihrem ersten Konstitutivum eine Personalgemeinschaft ist, dann kann man 

sich vorstellen, daß die Zeugung von Nachkommenschaft wohl ein wesentlicher 

Auftrag an diese Gemeinschaft ist, daß aber die Erfüllung dieses Auftrages durch 

Finalisierung der geschlechtlichen Betätigung auf die Nachkommenschaft dem 

Gewissensurteil der Ehepartner überlassen ist, in der Weise, daß die Ehepartner 

aus Verantwortung von dem in der Personalgemeinschaft implizierten 

Ehezweck (Zeugung von Nachkommenschaft) Kenntnis nehmen und ihn 

entsprechend ihrer Gewissensnorm realisieren. Norm der Gewissensentschei­

dung ist hierbei die Rücksicht auf die Personalgemeinschaft wie auch auf das 

Wohl der etwa zu zeugenden Kinder und in weiterer Zukunft der späteren 

Nachkommenschaft (Bevölkerungsproblem). Die Zeugung von Nach­

kommenschaft ist somit ein Auftrag an die Ehe, nicht an den einzelnen 

Geschlechtsakt in der Ehe. 

Gewiß könnte der Scholastiker einwenden, daß wir uns doch überlegen 

müßten, wozu die Zeugungskraft eigentlich erschaffen worden sei, sie könne 

„ihrer Natur gemäß" nur auf die Zeugung ausgerichtet sein, worauf schon der 

Name hindeute, es sei daher widersinnig, die Zeugungsorgane zu einem anderen 

Zweck als dem der Zeugung zu gebrauchen. 
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Dieser Einwand liegt übrigens ganz in der Linie der Enzyklika Pauls VI. 

Humanae Vitae. Zwar ist dort von „verantwortlicher Elternschaft" die Rede12. 

Dieser Ausdruck besagt aber entsprechend dem gesamten Zusammenhang 

nicht, wie es in den Kommentaren oft dargestellt wurde, daß bei geschlechtlicher 

Betätigung die Zeugung von Nachkommenschaft absichtlich verhindert 

werden dürfe. Die Enzyklika schließt Geburtenkontrolle in Form von Ver­

hinderung der Zeugung als sittlich nicht tragbar aus. Hingegen ist mit der soeben 

angesprochenen These, daß die Zeugung von Nachkommenschaft als ein 

Auftrag an die Ehe, nicht aber an den einzelnen Geschlechtsakt aufzufassen sei, 

die Behinderung der Zeugung nicht als „in sich" und auf Grund der Natur 

unsittlich hingestellt. Es gibt also danach einen sittlich verantwortbaren 

Gebrauch der Geschlechtlichkeit in der Ehe, bei welchem die Zeugung willent­

lich verhindert wird. 

Um auf die Schwierigkeit, mit welcher Berechtigung man die Zeugungs­

organe gegen ihren wesentlichen Sinn, nämlich die Zeugung, gebrauchen könne, 

zu antworten, muß man sich fragen, ob die Geschlechtsorgane naturgemäß als 

Zeugungsorgane definiert werden müssen, oder ob sie nicht eben einfachhin 

Organe der Zweigeschlechtlichkeit sind, die ihrerseits der Natur nach einen viel 

umfassenderen Sinn hat als den der biologischen Erhaltung des Menschen­

geschlechtes. Die wesentliche Bewertung einer Gesellschaft kann doch nicht 

nach deren biologischer Fruchtbarkeit vorgenommen werden. Es sind noch 

andere Maßstäbe anzuwenden wie Bildung, Kunst, Wissenschaft und Technik, 

vor allem die sittlichen Normen zwischenmenschlicher Beziehung, wie recht­

liche Ordnung, Toleranz, Friedfertigkeit, Nächstenliebe. Da die Ehe die funda­

mentalste und zugleich sittlich intensivste Gemeinschaft darstellt, ist sie der Ort, 

wo die sozialen Triebkräfte ihre vollendetste Durchformung und Ausprägung 

erhalten. Würde sie sich nur als Aufzuchtstätte des Menschengeschlechtes 

begreifen, dann würde sie einen wesentlichen Dienst der Gesellschaft versagen. 

Nun wird der Scholastiker erwidern, daß diese Unterstellung in seiner Ehe­

erklärung gar nicht gemacht würde, weil sich mit dem Wesensziel der Ehe als 

Zeugungsstätte die vielfältigen Zweitziele verbinden. Darauf ist zu antworten, 

daß die Vorstellung von Zweitzielen, so vielseitig und intensiv diese auch sein 

mögen, nicht ausreicht, um der Ehe als erstem Hort mitmenschlicher Wert­

bildung gerecht zu werden. Die sogenannten Zweitzwecke stehen auf einem 

ganz anderen, nämlich viel tieferen Abstraktionsgrad. Sie entbehren der All­

gemeingültigkeit. Sie sind nicht mehr Wesensziele, sondern individuelle, gewis-

12 Nr. 10 (vgl. A. F. UTZ - B. VON GALEN, Die katholische Sozialdoktrin in ihrer geschichtlichen 
Entfaltung, Aachen 1975, Nr. VII 241). 
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sermaßen private, unzählig mögliche Wertentscheidungen der einzelnen 
Ehepartner. Die sozialethische Relevanz der Ehe als primären Ortes sozialer 
Wertschöpfung und Wertverwirklichung ist nur gewahrt in einer Theorie, 
welche die Personalgemeinschaft von Mann und Frau als Erstziel der Ehe und 
die Zeugung von Nachkommenschaft als implizierten Zweck ansieht. 

Im Grund geht es um die Frage, worin das Wesenskonstitutivum der 
Geschlechtlichkeit besteht. Die Scholastik bietet uns ihrerseits selbst das logische 
Instrumentarium an, um die Frage zu lösen. Sie unterscheidet zwischen meta­
physischem Wesenskonstitutiv und physischen Wesenskonstitutiven. Das 
metaphysische Wesenskonstitutiv ist die der gesamten intellektuellen Sinn­
deutung eines Seins und seiner Tätigkeiten zugrundeliegende Wirklichkeit. So 
ist die Rationalität jene Wirklichkeit im Menschen, mittels deren wir uns die 
typisch menschliche Seinsweise wie auch die typisch menschlichen Tätigkeiten 
erklären. Metaphysisch heißt dieses Konstitutiv, weil die in ihm ausgesprochene 
Realität nicht als solche existiert, also auch nicht empirisch erfaßt werden kann, 
sondern, weil hinter der empirischen Physis liegend (also metaphysisch), durch 
Abstraktion aus dem existenten Sein herausgehoben werden muß. Dagegen sind 
die physischen Konstitutiven echte Teile eines existenten Seienden. So besteht 
der menschliche Körper aus Gliedern und Organen. 

Es ist klar, daß die Ehe, wenn man sie genuin erfassen will, vom metaphy­
sischen Konstitutiv der Geschlechtlichkeit aus gesehen werden muß. Die 
Geschlechtlichkeit als Eigenschaft der gesamten menschlichen Person (nur so 
wird sie metaphysisch gesehen) kann nicht vom Geschlechtsorgan aus definiert 
werden, sowenig wie man den Menschen erklärt als einen Geist, der im Körper 
Wohnung genommen hat. Es ist eben ein ganz anderer Geist, der im Körper als 
dem von ihm geformten und zugleich seine Existenz mitbestimmenden 
Conprinzip menschlichen Seins wohnt. Dieser Geist „wohnt" nicht mehr nur 
im Körper, sondern ist von ihm erfaßt. Der Begriff der Rationalität drückt 
diesen metaphysischen Sachverhalt aus (metaphysisch im aristotelischen Sinn 
verstanden als hinter der Physis seiend). Selbstverständlich gäbe es die Rationa­
lität nicht, wenn es nicht das aus Körper und Geist zusammengestzte Wesen, 
d. h. die physischen Komponenten des Menschen gäbe. Und es gäbe nicht die 
geschlechtlich bestimmte Person, gäbe es keine Zeugungsorgane im Menschen. 
Zur Sinndeutung oder, was im Grunde dasselbe ist, zur Gewinnung von Hand­
lungsnormen sind nicht die physischen Elemente heranzuziehen, sondern einzig 
das metaphysische Wesenskonstitutiv. Denn nur dieses gibt einen allgemein­
gültigen Inhalt her, der der „natura humana" entspricht. Unter der Voraus­
setzung, daß die natura humana nur als Natur des Mannes oder der Frau 
denkbar ist, kann man das metaphysische Konstitutiv des Geschlechtlichen nur 
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auf der Ebene der Natur, nicht der biologischen Disposition suchen. Allerdings 

ist das Geschlechtliche auf dieser metaphysischen Ebene nicht so leicht 

definierbar, weil der empirische Anhaltspunkt für die Erkenntnis der geschlecht­

lichen Differenzierung die verschiedene biologische Disposition ist. Die 

Geschlechtlichkeit ist eine bestimmte Art der Sozialität, die ihren letzten und 

empirisch faßbaren Ausdruck in der biologischen Vereinigung von Mann und 

Frau findet. Von hier aus ergibt sich, daß das metaphysische Konstitutiv der Ehe 

nur in einer Personalgemeinschaft von Mann und Frau, nicht in der Zeugungs­

gemeinschaft bestehen kann. 

Die scholastische Denkweise, gemäß welcher die Ehe von einem physischen 

Konstitutiv menschlicher Existenz (Zeugungskraft) her gesehen wird, ist auch 

für andere Bereiche nachweisbar. Der freie Wille erscheint in der Moral der 

Scholastik als eine physische Potenz, die durch Inhaftierung der Person nur in 

ihrer Ausübung, nicht aber in ihrer Existenz angetastet werde. Wenn nun die 

Frage erwogen werden soll, ob ein Schwachsinniger sich anstelle der von ihm 

gefordeten Asylierung freiwillig der Sterilisation unterziehen könne, um der 

Gesellschaft die Garantie zu geben, daß er keine minderwertige Nachkommen­

schaft zeuge, entscheidet die scholastische Denkweise eindeutig gegen die Sterili­

sierung und zugunsten der Inhaftierung13. Und zwar liegt dieser Entscheidung 

das Argument zugrunde, daß die körperliche Integrität nicht angetastet werden 

darf, daß andererseits die Inhaftierung eine vertretbare Einschränkung der 

Bewegungsfreiheit sei, ohne daß die Integrität der Freiheit als Qualität einer 

seelischen Potenz angegriffen würde. Für uns Moderne ist die Freiheit nicht nur 

eine Qualifizierung einer geistigen Potenz, sondern zugleich auch eine solche der 

menschlichen Person selbst, die wir mit Menschenwürde bezeichnen. Ein­

engung der Bewegungsfreiheit in Form von Asylierung ist für den Modernen ein 

größeres Übel als der Verlust eines körperlichen Organs, dessen Gebrauch ihm 

ohnehin (wie im vorliegenden Fall) durch sittliches und staatliches Verbot 

versagt wäre. Der Moderne bezieht sein Werturteil nicht aus den physischen 

Konstitutiven, sondern aus der Gesamtheit der Person und sucht dabei, 

unbewußt oder sogar gegen seine sonst unmetaphysische Einstellung, die hinter 

den Erscheinungen liegende metaphysische Ebene zu erreichen. 

Vgl. hierzu: FRANZ HÜRTH, Gesetzliche Sterilisation, in: Stimmen der Zeit 116 (1929) 360-375; 
JOSEF GROSAM, Die Sterilisation auf Grund privater Autorität und auf Grund gesetzlicher Er­
mächtigung, in: Theologisch-praktische Quartalschrift 83 (1930) 59-79, 285-306, 497-523, 701-
722. 
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Univoke oder analoge Definition der Natur der Ehe f 

Wir haben im Vorausgehenden gezeigt, daß der für die Definition der Ehe 

zugrunde zu legende Sachverhalt nicht die biologische Seite der Geschlechtlich­

keit ist, sondern jene Geschlechtlichkeit, welche der natura humana das 

geschlechtliche Gepräge gibt und die Person in ihrer Gesamtheit zum Mann 

oder zur Frau determiniert. Von da aus ist die Ehe als jene Gemeinschaft 

bestimmt worden, welche die tiefste, in der Geschlechtlichkeit begründete 

menschliche Sozialität aktiviert. Als solche ist sie eindeutig (univok) 

bestimmbar, insofern die Personwürde in beiden Partnern als gleichwertig 

anerkannt werden muß bei aller Differenzierung in der Personalität. Von einer 

solchen univoken Gleichheit zu sprechen, wie die Juristen diese gegen die 

Ungleichheit abgrenzen möchten, indem sie „Portionen" der Gleichheit und 

„Portionen" der Ungleichheit unterscheiden, ist natürlich nicht möglich. 

Dennoch kann man sagen, daß die Ehe, von den Partnern aus gesehen, univok 

definiert werden kann, eben als Versprechen zweier geschlechtsdifferenzierter 

Individuen zu dauernder Lebensgemeinschaft. Der Begriff „Individuum" ist 

hierbei immer noch universal gefaßt etwa im Sinne des scholastischen Begriffes 

des „individuum vagum", in der Weise, wie man von jedem Menschen sagen 

muß, er sei ein Individuum. Betrachtet man dagegen die Natur der Ehe als 

Prinzip sozialen Handelns der zwei Partner, also im Hinblick auf die Ausgestal­

tung und Erfüllung des im Wesen der Personalgemeinschaft gelegenen Zweckes, 

dann wird man die individuellen Bedingungen so nehmen müssen, wie sie sich 

differenziert individuell vorfinden, also analog. Die „Natur" der Ehe ist in dieser 

Sicht nicht mehr abstrahierbar von den vielfältigen Möglichkeiten der Ehe­

verwirklichung, d. h. man kann die Natur der Ehe als Handlungsprinzip nicht 

eindeutig (univok) definieren, wie man etwa von der Physiologie aus die Funk­

tion eines Organs so umschreibt, daß diese Definition grundsätzlich für alle Fälle 

gilt (so sehr im konkreten Vergleich an sich wesensgleicher Organe Ver­

schiedenheiten, aber nur individueller Art, aufweisbar sind). Der Auftrag, die 

natürliche Sozialität in der Ehe zu realisieren, ist nicht universal mit Hilfe von 

gleichwertigen Begriffen zu umschreiben. Vor allem ist eine Nichterfüllung des 

Auftrages nicht im einzelnen Akt festzustellen, höchstens dann, wenn die 

Ehepartner einander beleidigen oder es an gegenseitigem Verständnis fehlen 

lassen oder aus ihrer Ehe das Kind grundsätzlich ausschließen. Zum Auftrag der 

Liebe gehört es aber wesentlich, immer Höchstleistungen zu vollbringen. Daher 

kommt es, daß von der Definition der Ehe als Personalgemeinschaft aus die ideal­

typische Vorstellung der Ehe sich geradezu aufdrängt. Doch darf man deswegen 

die analoge Definition der Ehe nicht mit der idealtypischen verwechseln. Die 
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idealtypische Vorstellung ergibt sich hier als naheliegende Konsequenz. Die 

analoge Definition ist selber nicht idealtypisch. Sie beruht auf einer echten 

Abstraktion. Die analoge Abstraktion unterscheidet sich dadurch von der 

univoken, daß sie unvollständig ist und in etwa (nur in etwa!) der sozialwissen­

schaftlichen Theorie entspricht. Die sozialwissenschaftliche Theorie möchte 

eine gewisse abgeschlossene Universalerkenntnis sein mit der Reserve allerdings, 

stets der Verifizierung oder mindestens der Falsifizierung zu unterliegen, 

während die analoge Universalerkenntnis sich so allgemein ausspricht, daß sie 

nicht verifiziert, sondern vielmehr komplementiert zu werden verdient. 

Gemäß der analogen Definition wird man die Gestaltung der Ehe den 

einzelnen Ehepartnern überlassen müssen. Es läßt sich z.B. nicht sagen, die 

Gütergemeinschaft gehöre eigentlich zum Auftrag des Ehebandes. Diese 

Aussage ist nur auf der Ebene des Ideals einer Ehegemeinschaft etwa im Sinne 

des Idealtypus möglich. Aber normativ ist sie nicht. Zwei Ehepartner können 

vielleicht die ihnen zugemessene Sozialität besser entwickeln, wenn sie in Güter­

trennung leben. Erst recht läßt sich nicht die Forderung aussprechen, die 

geschlechtliche Betätigung, die in jedem Fall, wie immer man die Ehe definieren 

will, intensivste und tiefpersönliche Vereinigung von zwei geschlechtlich diffe­

renzierten Menschen ist, müsse immer die Ausrichtung auf das Kind bewahren, 

weil dies der organischen Disposition entspreche. Auch diese Zielsetzung steht, 

von der analogen Definition der Ehe aus gesehen, im Kontext der Schaffung 

sozialer Werte in tiefgreifender Personalgemeinschaft. Geht man streng logisch 

dem Gedanken der Personalgemeinschaft der geschlechtlich differenzierten 

Partner nach, deren erstes Ziel die gegenseitige Liebe und die Schaffung inten­

siver sozialer Werte ist, dann erscheint die Zeugung von Nachkommenschaft 

tatsächlich nur noch als Frucht dieser Liebe. Damit wäre die Zeugung von 

Nachkommenschaft, von der sittlichen Pflicht der Ehegatten aus gesehen, nur 

insoweit geboten, als sie der Liebe zwischen den beiden diene. Hier liegt ein 

Problem, dem wir näher nachgehen müssen. 

Partnerschaftliche Ehe und Zeugung von Nachkommenschaft 

Es dürfte wohl unleugbar sein, daß die Ehe nicht nur eine private Angelegen­
heit der Ehepartner darstellt, sondern einen über diese beiden hinausreichenden 
Auftrag zu erfüllen hat. Dieser besteht in der Weitergabe der sozialen Werte, die 
in gegenseitiger Liebe gewonnen worden sind. Aber doch wohl nicht nur darin. 
Es wäre nämlich nicht einzusehen, warum die geschlechtliche Betätigung, wenig­
stens in den „normalen" Fällen, in naturhafter Weise auf das Kind hin tendiert. 
Das Kind grundsätzlich nur als Mittel zur Ausweitung der gegenseitigen Liebe 
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der Ehepartner betrachten zu wollen, dürfte doch eine zu armselige Auffassung 
der Ehe sein. Denn wenn der ganze Sinn der Ehe sich in der Liebe erschöpft, für 
die das Kind nur eine äußere Bestätigung ist, dann ist schwer einzusehen, auf 
welch höherer Wertebene als der eines Mittels das Kind als Willensobjekt einzu­
stufen wäre. Dieses Dilemma ist das schwer zu bewältigende Problem der 
Auffassung, die in der Ehe zu allererst und wesentlich die Personalgemeinschaft 
sieht. Der Zweck der Ehe löst sich, so entspricht es an sich der analogen Defini­
tion, in eine Vielfalt von Einzelzielen auf, wie ähnlich das Vollkommenheits­
streben von Mensch zu Mensch verschieden ist, wenngleich für alle gilt, voll­
kommen im Sinne der Finalität der menschlichen Natur zu werden. 

Man kann wohl antworten, wie wir es bereits früher getan haben, daß die Ehe 
in erster Linie Personalgemeinschaft sei, welcher zugleich die Aufgabe über­
tragen worden sei, entsprechend dem Gewissensentscheid der Ehepartner für 
die Erhaltung des Menschengeschlechtes durch Zeugung von Nachkommen­
schaft zu sorgen. Welches ist aber die Normenlogik, gemäß welcher man die 
Zeugung von Nachkommenschaft als an die Ehe ergangenen Auftrag zu 
begreifen hat? 

Den Auftrag könnte man in der Tatsache sehen, daß die geschlechtliche Liebe 
sich in einem Akt betätigt, welcher auf die Zeugung hingeordnet ist. Man achte 
darauf, daß man hierbei nicht einfach sagen dürfte, die geschlechtliche Liebe 
betätige sich in einem Akt, welcher „zeugungsfähig" sei. Denn aus der 
Zeugungsfähigkeit, d. h. aus der Potenz allein, läßt sich noch nicht die Pflicht 
ableiten. Diese folgt erst aus der naturhaften Finalisierung der Potenz, so daß, 
wer die Potenz gebraucht, sie im Sinne ihrer Finalität gebrauchen muß. 

Damit sind wir aber haarscharf an der Grenze der scholastischen Ehetheorie, 
gemäß welcher in jeglicher Betätigung der geschlechtlichen Liebe die Zeugung 
von Nachkommenschaft nicht unmöglich gemacht werden darf. Die Schola­
stiker haben die „verantwortliche Elternschaft" aufgefaßt als Verantwortung im 
Gebrauch eines biologischen Instrumentes, bezüglich dessen naturhafter Finali­
sierung dem Menschen kein Eingriffsrecht zustehe. Kommen wir also zu guter 
Letzt doch wieder auf die scholastische Sicht zurück: erster Ehezweck = 
Zeugung von Nachkommenschaft, zweiter Ehezweck = gegenseitige Ergän­
zung der Ehepartner in Liebe? 

Unumwunden muß zugegeben werden, daß in der scholastischen Ehetheorie 
die Bewandtnis des Auftrages der Zeugung, der an die Ehe ergangen ist, system­
gerecht, d. h. vom erkenntnistheoretischen Standpunkt aus logisch zu Bewußt-
sein gebracht wird. Der Auftrag wurde von den Scholastikern nicht einfach als 
Gebot zur möglichst vielzähligen Aufzucht von Nachkommen aufgefaßt 
(wenngleich die Formulierung in der theologischen Pastoral oft so lautete), 



Das Wesen der Ehe 87 

sondern galt als Gewissenspflicht der Ehepartner, entsprechend der sittlich­

psychischen Tragfähigkeit ihrer Partnerschaft und entsprechend den materiellen 

Bedingungen, sowohl vom biologischen (Gesundheit der Frau) wie auch vom 

finanziellen Gesichtspunkt aus, nicht zuletzt auch entsprechend den gesamten 

Lebensbedingungen der menschlichen Gesellschaft (Bevölkerungsproblem) die 

Zahl der zu zeugenden Kinder zu bestimmen. Dabei aber sollte es ihrer Ver­

fügung benommen sein, die natürliche Finalität der geschlechtlichen Liebe, die 

man einzig in der Zeugung von Nachkommenschaft gesehen hat, zu vereiteln. 

So logisch sauber sich hier der Zeugungsauftrag in die Ehe einbauen läßt, so 

schwierig wird es dabei, den Gedanken der Personalgemeinschaft voll zu 

würdigen. Die Personalgemeinschaft erhält hier fast nur die Bewandtnis eines 

Instrumentes im Hinblick auf die kosmisch aufgefaßte Zeugungskraft. Man 

kann sich dieser Schwierigkeit auch nicht dadurch entziehen, daß man mit dem 

zweiten Vatikanischen Konzil den Personalcharakter der Ehe herausstellt, 

zugleich aber unverändert die wesentliche Hinordnung jeglicher geschlecht­

licher Betätigung in der Ehe auf die Zeugung (wenigstens im Sinne der Nichtbe-

hinderung) aufrecht hält. Der erkenntnistheoretische Ausgangspunkt bleibt 

derselbe wie in der ganzen Tradition der Scholastik: 1. officium naturae = 

Zeugung von Nachkommenschaft, 2. officium individuale = Personalgemein­

schaft. 

Sind wir also wieder am Anfang? Müssen wir wiederum nach der Definition 

der Ehe suchen? 

Das Problem besteht im Grunde in der doppelschichtigen Frage: muß das 

officium naturae, d.h. die Zeugung von Nachkommenschaft im Sinne eines 

univoken Universale aufgefaßt werden, demgegenüber die individuale Personal­

gemeinschaft nur als ein Mittel erscheint, und muß umgekehrt, wenn man die 

Personalgemeinschaft zum Wesensziel nimmt, notwendigerweise die Zeugung 

zum reinen Mittel absinken? 

Die Schwierigkeit löst sich auf, wenn man sich über die analoge Abstraktion 

und damit über die Bewandtnis der analogen Handlungsnorm Rechenschaft 

gibt. Unbestreitbar ist z. B. die Menschennatur sozial. Von Natur ist darum jeder 

einzelne Mensch in einen Zusammenhang der Kooperation mit anderen gestellt. 

Er bedarf nicht nur der Mitmenschen, sondern er ist seinerseits ihnen 

verpflichtet, um zusammen mit ihnen an der allgemeinen Wertschaffung teil­

zunehmen. Die einzelnen Talente sind nicht nur auf seine Vollendung 

hingeordnet, sondern zugleich auch, im Sinne von Bauelementen, auf die 

Menschheitskultur. Sie auszunützen ist Aufgabe dessen, der sie besitzt. Die 

persönliche Vollendung muß zugleich ein Stück der Gesamtkultur sein. Dabei 

ist die Aufgabe des einen nicht gleich der des anderen. Das Wohl aller ist dem 
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Gewissen der vielen Gesellschaftsglieder anheimgegeben. Es ist nun nicht ein­
zusehen, warum die geschlechtliche Anlage nicht auch zu diesen Talenten 
gehören soll, welche zugleich persönlichen wie gesellschaftlichen Zielen zu 
dienen haben und in denen kein Unterschied gemacht werden kann zwischen 
officium personale und officium sociale. Erinnern wir uns, daß in der tradi­
tionellen Lehre der Scholastiker das officium naturae bestimmt wurde 1. aus der 
engen biologischen Betrachtung der Geschlechtlichkeit im Sinne eines Zeu-
gungsorganes, 2. aus der wesentlichen Hinordnung des einzelnen Geschlechts­
aktes auf die Erhaltung des Menschengeschlechtes. Nachdem wir aber wissen, 
daß die Geschlechtlichkeit, über den Effekt der Zeugung von Nachkommen­
schaft hinaus, eine sowohl individuale wie auch soziale Bedeutung hat, kann 
man mit gutem Grunde annehmen, daß die Zeugung sich mit der anderen 
Finalität der Geschlechdichkeit vermischt. Die Doppelsinnigkeit der Geschlecht­
lichkeit läßt sich nicht auseinanderzerren. Sie kann, genauso gut wie die Natur des 
Menschen überhaupt, die sowohl soziale wie individual zugleich ist, als ein ein­
ziger Auftrag gefaßt werden. 

Allerdings sind damit nicht alle Probleme bezüglich der Finalität der Ehe aus 
der Welt geschafft. Es besteht nämlich ein struktureller Unterschied zwischen 
der allgemeinen sozialen und der geschlechtlichen Veranlagung. In der all­
gemeinen sozialen Veranlagung vermischen sich alle individuellen Aspekte mit 
der Beziehung zur Gesellschaft. In der geschlechtlichen Veranlagung dagegen 
läßt sich eine Funktion, und zwar eine biologische, als typisch oder, wie Thomas 

von Aquin sagen würde, als spezifisch menschheitsbezogen, also scheinbar 
nichtindividuell erkennen. Die Funktion eines Samens ist nun einmal die der 
Befruchtung. Und diese Funktion bleibt, wenn der Same auch in überflüssiger 
Menge vorhanden sein sollte, so daß die Natur von vornherein mit Verlusten 
rechnen darf. Und er behält diese Funktion auch dann, wenn die geschlecht­
liche Betätigung sich nicht in der Ehe vollzieht. Diese Überlegungen waren der 
Grund für die Erklärung der Scholastiker, daß die Geschlechtlichkeit in erster 
Linie eine spezifische Funktion zu erfüllen habe, die von allen individuellen 
Funktionen unterschieden sei. Wir kommen aber auf unsere grundsätzliche 
Überlegung zurück: läßt sich diese biologische Funktion abtrennen von der 
geschlechtlichen Natur als solcher, durch die der Mann und die Frau gekenn­
zeichnet sind ? Wenn das der Fall wäre, dann müßte man annehmen, daß sich der 
Auftrag zur Erhaltung des Menschengeschlechtes auch ohne Geschlechts­
verkehr von zwei Ehepartnern auf dem Wege über die künsdiche Befruchtung 
erfüllen ließe. Gerade aber die modernen Vertreter der scholastischen Lehre 
lehnen diese Konsequenz kategorisch ab. 
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4. Die Ehe als naturrechtliche Institution 

Der Gedanke, daß die Ehe eine Personalgemeinschaft von zwei geschlechtlich 

verschiedenen Individuen ist, scheint weit ab zu führen von dem, was man als 

Institution zu bezeichnen hat. Die Ehe hängt in ihrer Existenz offenbar nicht 

etwa von etwas Übergeordnetem, sondern vom Willen beider ab. Versteht man 

aber die Institution ethisch, d. h. als Auftrag, die Gemeinschaft von Mann und 

Frau in einer der Personalität der beiden entsprechenden Weise zu gestalten, 

dann drängt sich von selbst der Gedanke der Institution auf. Es ist nicht dem 

Gutdünken der beiden Partner überlassen, wie sie ihr Zusammenleben gestalten. 

Das Personale im Menschen, das zutiefst in der ehelichen Gemeinschaft 

angesprochen wird, legt dem Partner Pflichten auf, die sicher nicht nur Folge 

einer freien Entscheidung sein können in dem Sinne, daß man sich ihrer ebenso 

frei entledigen könnte, wie man sich zur Schließung der Ehe entschieden hatte. 

Wer etwas verschenkt, kann das Geschenkte nicht einfach wieder zurück­

fordern. Diese Bindung folgt aus der Natur des Schenkens und hat nichts mehr 

zu tun mit dem freien Entschluß zur Schenkung. In diesem Sinne ist die Ehe eine 

Institution als ein soziales Gebilde, das, obwohl aus freier Entscheidung 

entstanden, dennoch aufgrund seiner Natur seine Träger zu bestimmter Hand­

lungsweise verpflichtet. 

Wenn also die Ehe ihre eigene Natur hat, die vom Entscheidungswillen derer, 
die ihre konkrete Existenz begründen, unabhängig ist, kann sie auch nicht 
geschlossen werden gemäß frei gesetzten Bedingungen der Partner. Ihr Wesen 
ergibt sich, wie dargelegt, aus dem Sinn der Zweigeschlechtlichkeit des 
Menschen. Sie ist jenes soziale Gebilde, in welchem die geschlechtliche Betäti­
gung ihren naturgegebenen Sinn erhält. Wer also die intimste geschlechtliche 
Verbindung sucht, muß sie in der Ehe suchen. Dieser Sachverhalt läßt deutlich 
den institutionellen Charakter der Ehe erkennen als einer Gemeinschaftsform 
von Mann und Frau, die ihren eigenen Pflichtenkodex hat, der nicht nur gilt für 
die, die ausdrücklich und bewußt eine Lebensgemeinschaft begründet haben, 
sondern für alle, die geschlechtliche Lebensbeziehungen verwirklichen wollen. 

Bedenkt man, daß die Zweigeschlechtlichkeit Ursache der die tiefsten 

seelischen Schichten des Menschen erfassenden Gemeinschaft darstellt, so kann 

man erkennen, daß der Ehe eine zentrale Bedeutung in der menschlichen Gesell­

schaft überhaupt zukommt. Der Ehe den institutionellen Charakter zu nehmen, 

würde für die Gesellschaft bedeuten, sie ihrer ersten Quelle sozialer Wert­

verwirklichung zu berauben. 

Welches sind nun die Bindungen, welche die Institution der Ehe ihren 

Trägern auferlegt? Im Grunde sind es alle sozialen Tugenden wie Liebe, 
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Vertrauen, gegenseitiges Ertragen und Treue. Die Ehe ist das, was sie sein soll, 

nur als personale, von allen sittlichen Kräften der Partner durchwirkte Gemein­

schaft. Dieses Ziel in stetem Streben zu erreichen, bleibt dauernder Auftrag der 

Ehepartner. Damit dürfte der naturrechtliche Begriff der Institution, wie es 

scheint, erfüllt sein. Er ist aber, dies ist entscheidend, nur erfüllt, wenn die 

Bindung an diesen Auftrag als permanent verstanden wird, d. h. eine Revision 

des Eheversprechens ausgeschlossen wird. Sonst würde die Ehe schließlich doch 

wieder dem Willen der Ehepartner überantwortet. Sie verlöre damit ihre institu­

tionelle Bewandtnis. 

ZWEITER ARTIKEL 

DIE UNAUFLÖSLICHKEIT DES EHEBANDES 

Das Problem der Ehescheidung 

Das Problem der Ehescheidung umfaßt folgende drei Fragen: 

1. Können die beiden Ehepartner in gegenseitigem Einverständnis, aus 

welchem Grunde auch immer, auseinandergehen, um sich neu zu verehelichen ? 

2. Ist ein Ehegatte zur Scheidung und somit zur Neu verehelichung berech­

tigt, wenn sein Partner sich schwer gegen die eheliche Treue verfehlt hat oder 

wenn ihm das Leben mit dem andern zu schwer fällt ? 

3. Ist die Ehe als aufgelöst und nichtig zu betrachten, wenn sie zerrüttet ist? 

Die erste Frage dürfte durch das früher Gesagte beantwortet sein. Die Zwei-

geschlechtlichkeit verlangt von ihrem inneren Sinn her eine Personalgemein­

schaft, die als endgültig zu betrachten ist. Interessant ist in diesem Zusammen­

hang die Stellungnahme von K. Marx zum preußischen Ehescheidungs­

gesetzentwurf. Marx wendet sich gegen die Frivolität der Scheidungsgründe, 

indem er auf die „sittliche Substanz", auf das „Wesen" der Ehe hinweist. Er 

unterscheidet den individuellen Willen der Ehegatten vom Willen der Ehe. Er 

meint, die Gegner des Entwurfs „berücksichtigen also nur den individuellen 

Willen oder richtiger die Willkür der Ehegatten, aber sie berücksichtigen nicht 

den Willen der Ehe, die sittliche Substanz dieses Verhältnisses14". „Wer eine Ehe 

schließt, der macht, der erfindet die Ehe nicht, so wenig als ein Schwimmer die 

Natur und die Gesetze des Wassers und der Schwere erfindet15." Marx steht hier 

14 K. MARX, Werke I, Berlin 1961, S. 149. Ich folge hier den Ausführungen von CHRISTOPH 
SCHEFOLD, Die Rechtsphilosophie des jungen Marx von 1842, mit einer Interpretation der 
,Pariser Schriften' von 1844, München 1970, S. 176ff. 

15 A.a.O., S. 149. 
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in Übereinstimmung mit einem Gedanken von Friedrich Carl von Savigny'6, 

unter dessen Leitung der Ehescheidungsgesetzentwurf entstand17 und der es 

einleuchtend nannte, „daß es mit dem Ernst und der Würde der Ehe durchaus 

unvereinbar ist, ihr Dasein von der bloßen Willkür der Individuen eben so 

abhängig zu machen, wie es bei den das Vermögen betreffenden Verträgen in der 

Tat geschieht und auch geschehen muß". Die Ehe ist nicht nur Äußerung der 

Liebe, wie dies etwa in der Freundschaft geschieht1 . Sie ist vielmehr eine objek­

tive sittliche Beziehung, sie hat also eine objektive, darum vernünftig erfaßbare 

Natur. Wäre in der Ehe keine Vernunft, wie es Gustav Hugo annahm , dann 

bestände nach Marx kein Grund, eine strenge rechtliche Regelung für die Ehe als 

solche, d.h. auch für die kinderlose zu verlangen. In Übereinstimmung mit 

Kants Forderung, daß die sittliche Handlung mit einem allgemeinen Gesetz 

übereinstimmen muß, erklärt Marx: „Wer willkürlich die Ehe bricht, der 

behauptet: die Willkür, das Gesetzlose ist das Gesetz der Ehe, denn kein 

Vernünftiger wird die Anmaßung besitzen, seine Handlungen für privilegierte 

Handlungen, für Handlungen zu halten, die ihm allein zustehen, wird sie viel­

mehr für gesetzmäßige, allen zustehende Handlungen ausgeben20." Darum 

kann der Gesetzgeber sich nicht gegen die Unauflöslichkeit der Ehe 

aussprechen. „Wenn die Gesetzgebung die Sittlichkeit nicht verordnen, so kann 

sie noch weniger die Unsittlichkeit als zu Recht gültig anerkennen21." Für Marx 

ist dieses Wesen der Ehe durchaus nicht nur etwas Normatives, sondern 

wirkliche Natur im Sinne der vernünftigen Notwendigkeit. „Der Gesetzgeber 

ehrt also die Ehe, erkennt ihr tiefes sittliches Wesen an, wenn er sie für mächtig 

genug hält, viele Kollisionen bestehen zu können, ohne sich selbst 

einzubüßen ." Die marxschen Äußerungen über das Wesen der Ehe, über ihre 

sittliche Substanz, ihre innere Wahrheit und Natur treffen sich mit dem, was 

Hegel in dem „an sich", im „Begriff" der Ehe sah. Dieses „an sich", dieser Begriff 

ist realisierbar, es kann gesetzlich erzwungen werden. Damit ist aber noch nicht 

die Frage entschieden, ob dieser unbestreitbare Sinn, dieses real einzig Zweckvolle 

und Vernünftige konkret schon existiert. Das was existiert und sich als Ehe 

ausgibt oder als Ehe angesehen wird, kann tatsächlich wegen des Fehlens der sitt­

lichen Komponente in den Ehepartnern dem Wesen der Ehe nicht entsprechen. 

16 Vermischte Schriften, Bd. 5, Berlin 1850, S. 271; vgl. SCHEFOLD, 178. 
" Vgl. K. MARX, a.a.O., S. 602. 
18 MARX a.a.O., S. 149. 

Lehrbuch eines civilistischen Curses, Zweyter Band, welcher das Naturrecht, als eine Philo­
sophie des positiven Rechts, besonders des Privatrechts, enthält, Berlin 1799, 4., sehr veränderte 
Aufl. Berlin 1819, S. 207; SCHEFOLD, S. 178. 

20 A.a.O., S. 149. 
21 A.a.O., S. 148. 
22 A.a.O., S. 150. 
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Diesen idealistischen Gedanken Hegels verfolgend, erklärt nun Marx, daß eine 

Ehe auch sterben könne. Obwohl der Staat keine Gesetze gegen das Wesen der 

Ehe erlassen könne, so könne er doch Erklärungen darüber abgeben, wann eine 

faktische Ehe dem Wesen der Ehe nicht mehr entspreche: „Die Ehescheidung ist 

nichts als die Erklärung: diese Ehe ist eine gestorbene Ehe, deren Existenz nur 

Schein und Trug ist ". Wie nach Hegel die Weltgeschichte entscheidet, ob ein 

konkreter Staat noch mit der Idee des Staates übereinstimmt, so kann nach Marx 

der Staat entscheiden, „unter welchen Bedingungen eine existierende Ehe auf­

gehört hat, eine Ehe zu sein24". Damit meint aber Marx nicht, daß der Staat seine 

Gesetzgebung der gemeinen Willkür beugen dürfe. Wirkliche Freiheit ist nach 

ihm an das innere Gesetz der Ehe gebunden. Dennoch weiß auch er, daß diese 

sittliche Bindung nicht erzwungen werden kann. Aber niemals wird die all­

gemeinste, gewissermaßen normal gewordene Sittenverderbnis die Wirklichkeit 

der sittlichen Norm außer Kurs setzen können. Präzis finden wir diesen 

Gedanken bei Savigny ausgedrückt: „Sittlichkeit zu erzwingen, ja selbst 

Unsittlichkeit zu verhindern, liegt außer der Macht des Gesetzgebers, und er 

ist dafür nicht verantwortlich. Seine Macht ist eine negative, versagende, darauf 

abzweckend, daß nicht die Begriffe von Recht und Unrecht, Gut und Böse, in 

der Natur geschwächt oder gar verkehrt werden. Gibt der Gesetzgeber diese 

Macht aus der Hand, so hat er auf sittliche Verhältnisse überhaupt keine sichere 

Einwirkung. Wenn also eine untreue Neigung auf verbotenem Wege befriedigt 

wird, so ist dieses, von dem angegebenen Standpunkt aus betrachtet, ein gerin­

geres Übel, als wenn die rechtschaffene Ehegattin verstoßen wird, und nun die 

Befriedigung der untreuen Neigung die Ehre und Würde der Ehe annimmt25." 

Wir sind unvermeidlicherweise mit den gemachten Ausführungen bereits in 

die beiden folgenden Fragekreise hineingeraten. Halten wir aus der marxschen 

Darstellung fest: es gibt eine Natur der Ehe, die Wirklichkeitsbedeutung hat, 

deren Nichtbeachtung sich im Laufe der Geschichte rächt. Bis hierhin stimmt 

Marx mit der auf der universal-realistischen Abstraktion aufbauenden Ehe­

theorie überein. Eine andere Frage ist, ob man eine konkrete Ehe, die ihren 

inneren sittlichen Kern verloren hat, als eine tote, d. h. nicht mehr existierende 

Ehe betrachten darf, oder ob man vielmehr auch hier das Eheband noch als 

existent ansehen muß. Ob man das erste oder das zweite annimmt, ist entschei­

dend für die staatliche Ehescheidungsgesetzgebung. In beiden Fällen heißt der 

Staat zwar die Ehescheidung nicht gut. In beiden Fällen tendiert die Ehegesetz-

A.a.O., S. 150. 
A.a.O., S. 150. 
A.a.O., S. 285. 
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gebung auf die Erhaltung des Ehebandes. Jedoch erklärt in der hegelschen-

marxschen Sicht der Staat einen Tatbestand als nicht mehr Ehe, während in der 

abstraktiven Erkenntnistheorie auch die sogenannte tote Ehe immer noch Ehe 

bleibt und der Staat nur einen Kompromiß schließt mit einem Faktum, das er 

nicht abändern kann. Eine Ehe, welche bewußt als Ehe geschlossen worden ist, 

verliert ihre Ehebewandtnis nicht, so sehr die Sittenverderbnis die wesentliche 

Aufgabe der Ehe zu erfüllen verhindert. Anders liegt natürlich der Fall, wenn 

bereits die Eheschließung des sittlichen Willens entbehrte. Daß dies oft der Fall 

sein kann, darf wohl nicht abgestritten werden. 

Die zweite Frage, die wir gestellt haben, wurde bereits durch die über Marx 

gemachten Bemerkungen angerührt. Tatsächlich ist die Bedingung für eine 

Personalgemeinschaft, nämlich die gegenseitige Liebe, nicht mehr gegeben, 

wenn der eine Partner sich schwerstens gegen die eheliche Treue verfehlt oder es 

dem einen der Partner zu schwer fällt, mit dem anderen zusammenzuleben. 

Wenn man die Gültigkeit des Ehebandes weiterhin verteidigt, dann kann dies 

nur im Sinne der naturrechtlichen Institution der Ehe geschehen. Man muß sich 

also auf den erkenntnistheoretischen Standpunkt stellen, von dem aus man die 

Ehe als Personalgemeinschaft von Mann und Frau auf Lebenszeit als allgemein 

verbindliche Norm erkennt, der gegenüber der Einzelfall nur eine Subsumtion 

darstellt, so daß sich die allgemeine Definition, auf den Individualfall angewandt, 

nicht verändert. Das heißt, man muß der Definition der Ehe die Univozität 

zuerkennen. Man hätte also vergleichsweise die gleiche Wertsituation wie beim 

Gebot der Gewissensfreiheit. Kein Mensch darf zu etwas gezwungen werden, 

was ihm das persönliche Gewissen verbietet. Diese Norm darf durch niemanden 

durchbrochen werden, so sehr für ihn Vorteile daraus erwachsen könnten, wenn 

er einen Mitmenschen zu einer von diesem nicht zu verantwortenden Handlung 

zwingen könnte. Die katholische Moraltheologie hat sich auf diesen erkenntnis­

theoretischen Standpunkt gestellt. Für sie gibt es keine Lösung des Ehebandes, 

höchstens eine, wie man sagt, „Trennung von Tisch und Bett", d.h. ein 

Getrenntleben ohne Wiederverheiratung mit einem anderen. Es wurde früher 

die analoge Definition der Ehe verteidigt, doch nur in dem Sinne, als es sich um 

die Erfüllung des Ehezweckes der Zeugung von Nachkommenschaft handelt. 

Es wurde erklärt, daß dieser Auftrag von jeder Personalgemeinschaft neu 

formuliert werden müsse, weil er nur von der individuellen Personalgemein­

schaft aus beurteilt werden könne. Eine ganz andere Frage aber ist, ob die 

Personalgemeinschaft als solche, d.h. als zwischenmenschliche Bindung von 

Mann und Frau nur analog definiert werden könne. Diese Problematik visiert 

nicht die Entfaltung der beiden Partner im Sinne ihrer geschlechtlich 

bestimmten Sozialnatur, sondern den Akt der Schenkung von Person zu 
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Person. Dieser ist aber seiner Natur nach als gegenseitige Schenkung unwider­
ruflich. Sowohl einseitiger wie beiderseitiger Widerruf ist wirkungslos. 

Eine andere Frage ist, ob eine Ehe, in der der eine Partner abschweift, noch 
eine Ehe ist, ob darum von diesem Sachverhalt aus die Scheidung möglich wäre. 
Dieser Gedanke führt in die Frage nach der Ehezerrüttung als Scheidungsgrund 
hinein. 

Bekennt man sich nicht zur abstraktiven Erkenntnis, ist man vielmehr der 
Auffassung, daß das sogenannte „Wesen" nichts anderes ist als eine phänomeno­
logische Typologisierung einer erkannten Qualität, dann erscheint die einzelne 
Ehe als ein Versuch, das, was Ehe definitionsgemäß ist oder sein sollte, zu 
verwirklichen, oder, wenn man sich gemäß der transzendentalen Methode 
ausdrücken will, als die Setzung einer Bedingung, daß Ehe möglich werde. Die 
einzelne Ehe ist darum immer nur der Weg zur Realisierung der Definition der 
Ehe, d. h. der idealen Ehe. Doch ist auch in dieser Sicht die Ehescheidung, sei es 
aufgrund beiderseitigen, sei es aufgrund einseitigen Rücktrittes ein Verstoß 
gegen den beiderseitigen Schenkungsbeschluß, denn die Setzung der Bedin­
gung zum Anstreben des Ideals hat ihre eigene beiderseitig verpflichtende 
Bewandtnis. 

In diesem Sinne drückt sich auch die protestantische Theologie aus, die die 
Scheidung dann versagt, „wenn sie unter Berücksichtigung aller Umstände für 
den anderen Teil eine außergewöhnliche oder unzumutbare Härte darstellte26". 
Zu einer anderen Beurteilung gelangt man nach dieser Sicht, wenn man nicht 
vom Willen (Schuld, Rücktrittswille) der Ehepartner, sondern von der Zerrüt­
tung der Ehe ausgeht. 

Die dritte Frage, nämlich die Frage nach Ehezerrüttung als Scheidungsgrund, 
ist wohl die schwierigste von allen. Vom erkenntnistheoretischen Standpunkt 
der Abstraktion aus ist die einzelne Eheschließung immer eine echte Realisie­
rung der universal gültigen Norm. Wenn in der Folge die Ehe zerrüttet ist, sei es 
aus Schuld, sei es aus irgendeinem anderen, etwa psychologischen Grund, dann 
bleibt das Eheband und damit der Auftrag bestehen, die einmal eingegangene 
Bindung zu respektieren. Hier manifestiert sich das Normendenken im Sinne 
der abstraktiven Erkenntnistheorie in fühlbarster Weise. Das Individuelle ist in 
seiner Ganzheit dem Spezifischen untergeordnet. Schärfer könnte das Institu­
tionelle der Ehe nicht zum Ausdruck kommen. Jedoch darf diese Unterordnung 
des Individuellen unter das Spezifische nicht aufgefaßt werden im Sinne des 
aristotelischen kosmischen und kollektivistischen Prinzips, wonach das Ein-

HANSDOMBOIS, Die Ehe: Institution oder personale Gemeinschaft? in: Recht und Institution, 
Zweite Folge, S. 126. 
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zelne der Art (spezies) dienen soll. Das Spezifische ist hier normativ (natür­
lich zugleich mit Wirklichkeitswert), nicht kollektiv zu verstehen. 

Nun fragt man sich allerdings, welchen Sinn eine solch totale Normierung 
haben soll, da sie gerade das Gegenteil zu schaffen scheint von dem, was man 
unter personaler Lebensgemeinschaft versteht. Im konkreten Einzelfall schafft 
sie nur Leiden, unter Umständen sogar Haß. Andererseits wird man nicht aus 
den geschichtlich sich entwickelnden Ereignissen und Umständen auf die 
Nichtigkeit des Eheversprechens schließen dürfen. Und doch beweist die leben­
dige Wirklichkeit, daß sich trotz aller Anstrengungen und Erwartungen das 
nicht erfüllt hat, worauf das Eheversprechen abzielte. 

Zur Aufhellung dieses komplizierten Fragekomplexes muß man scharf unter­
scheiden, zwischen dem, was das eigentliche Objekt des Eheversprechens war, 
und dem, was Ziel dieses Eheversprechens ist. Ist das Objekt des Ehever­
sprechens die gegenseitige Schenkung, oder ist es das Ziel dieser Schenkung, 
nämlich die Lebensgemeinschaft ? Die Antwort dürfte nicht schwer fallen: Es ist 
die gegenseitige Schenkung mit dem Ziel, d. h. aus der Absicht, eine personale 
Lebensgemeinschaft zu begründen und täglich anzustreben. Die Ehe als Lebens­
gemeinschaft zweier geschlechtlich verschiedener Partner und die Ehe­
schließung sind zwei verschiedene Beziehungen. Allerdings erkennt man den 
Unterschied nur, wenn man sich bewußt ist, daß zur Begründung einer Lebens­
gemeinschaft nicht nur das faktische kontinuierliche Bemühen um gegenseitige 
Liebe gehört, sondern auch und zuvor der feste, unwiderrufliche, in einem sittli­
chen Akt vollzogene Wille, einander für immer zu gehören. 

Noch immer steht aber im Hinblick auf die Unauflöslichkeit des durch das 
Eheversprechen begründeten Ehebandes die Frage offen, welchen Sinn dieses 
Eheband noch erfüllen kann, wenn die Lebensgemeinschaft überhaupt nicht 
mehr besteht, noch je bestehen wird, wie es in der Ehezerrüttung der Fall ist. 
Diese Frage ist rational kaum lösbar. Sie ist so unlösbar wie jede Schicksalsfrage. 
Wozu existiert überhaupt „lebensunwertes" Leben? Vom rationalistischen 
Standpunkt aus ist die These vertreten worden, man tue ein gutes Werk am 
kranken Individuum wie auch an der Gesellschaft, wenn man ein solches Leben 
austilge (Euthanasie). Der Versuch, einer Schicksalsfrage mit rationalen Überle­
gungen auf den Grund zu kommen, führt in jeder Weise in die Irre. Es wäre z.B. 
irrig, zur Verteidigung des Ehebandes in einer zerrütteten Ehe darauf hinzuwei­
sen, daß die Gesellschaft um der Reinerhaltung der Ehe willen oder wegen der 
aus der Mißachtung des Ehebandes entstehenden Rache der Geschichte an der 
Unauflöslichkeit der Ehe festhalten müsse, daß also unglückliche Ehepartner 
sich für die Gesellschaft und die Weltgeschichte opfern müßten. Damit käme 
man nur auf die verhängnisvolle aristotelische Formel, wonach das Individuum 
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der Gattung, als Kollektiv begriffen, untergeordnet wäre und unter Umständen 
ihretwegen untergehen müßte. Die Vernunft wird die Erklärung der Schicksals­
fragen der Religion überlassen müssen. 

Bei aller naturrechtlichen, d. h. in der Natur des Eheversprechens begründe­
ten Unauflöslichkeit des Ehebandes wird die bürgerliche Gemeinschaft in dieser 
Schicksalsfrage den Ehepartnern keine menschlich, d. h. rational unzumutbaren 
Opfer auferlegen dürfen, sofern es sich um eine nachweisbare Zerrüttung der 
Ehe handelt. Man suche aber keine innere Rechtfertigung dieser rechtlichen 
Lockerung in dem Sinne, als ob aus der Unlösbarkeit der Schicksalsfrage ein 
Argument gegen einen unbestreitbaren Tatbestand, nämlich den des Ehebandes, 
gewonnen werden könnte. Von der zivilrechtlichen Regelung der Ehe soll noch 
eigens die Rede sein. 

Betrachtet man die Eheschließung vom phänomenologisch-psychologischen 
Standpunkt aus, dann kommt man zu einer für die Bewältigung der Schicksals­
frage innerweltlich erträglicheren Lösung. Zwar wird auch hier der Unterschied 
zwischen Eheschließung und Eheverwirklichung nicht abgestritten werden 
können. Nur spielen in dieser Sicht die existentiellen Bedingungen für die Ver­
wirklichung dessen, was man erkenntnismäßig unter Ehe zu verstehen hat, eine 
grundlegendere Rolle, als es auf dem Boden der abstraktiven Erkenntnistheorie 
der Fall ist. Das Eheversprechen erscheint zwar nach wie vor auch im Zustand 
der Zerrüttung als gültig, d. h. verpflichtend. Doch wird es von seiner Motivie­
rung aus begriffen, d. h. die Finalität der Ehe wird zum Objekt des Eheverspre­
chens. Die Bewandtnis des Kontraktes verwandelt sich zu einer Funktion des 
Ehezieles. Das Eheversprechen wird im Hinblick auf die Perfektion dessen, was 
unter Ehe zu verstehen ist, dynamisch. Trotz der Unleugbarkeit des Faktums 
des Eheversprechens hat dieses durch die Zerrüttung der Ehe aufgehört, Bedin­
gung einer wirklichen Ehe zu sein, im Gegensatz zur Position der abstraktiven 
Erkenntnistheorie, wo das Eheband immer noch als realer Grund ehelicher 
Gemeinschaft anerkannt wird, wenngleich im Einzelfall die Verwirklichung ver­
hindert wird. Die Vertreter der abstraktiven Erkenntnis sehen in dieser Deutung 
keinen Widerspruch, weil das, was spezifisch gilt, durch einen Einzelfall nicht 
widerlegt werden kann, denn der natürlichen Anlage nach ist das Eheband 
immer, auch im Fall der Ehezerrüttung, noch ein realer Grund für die Ehege­
meinschaft. Die Position der abstraktiven Erkenntnis ist also nicht unlogisch, sie 
steht einzig dem Schicksalsproblem machtlos gegenüber. Diesem Problem ent­
gegnet die phänomenologische Schauweise in auffallend wirksamer, wenngleich 
nicht logischer Weise, denn die Dynamisierung des Eheversprechens ist nicht so 
leicht einsichtig wie seine Unzerrüttbarkeit. Wer sich auf den Standpunkt stellt, 
daß das Eheversprechen nicht nur in seiner Wirkkraft, sondern auch in seiner 
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Gültigkeit einzig aufgrund der faktischen Erreichung des Ehezieles Bestand hat, 

kann im Hinblick auf eine Ehezerrüttung einfach erklären, die Ehe bestehe nicht 

mehr, die beiden Ehepartner seien darum frei. Sind sie aber wirklich frei, als ob sie 

niemals verheiratet gewesen wären ? Niemand wird dies behaupten können. Es 

muß also in der Logik des Gedankenganges etwas nicht stimmen. Tatsächlich 

hilft aus dieser logischen Schwierigkeit nur ein religiös oder glaubensmäßig 

begründeter Gedanke, etwa der von der protestantischen Theologie ausgespro­

chene, daß Gott selbst eine solche Bindung als nicht bestehend erachte. Der 

Mensch, der vom transzendenten, absoluten Sein in Gott überzeugt ist, weiß um 

die Hinfälligkeit menschlicher Existenz und menschlichen Strebens nach dem 

Absoluten. Er wird daher auch das absolut formulierte Vesprechen im 

geschichtlichen Prozeß funktionalisieren. In diesen Prozeß hineingeworfen, 

folgt der Mensch im Hinblick auf die Ehezerrüttung nicht etwa irgendeiner 

Laune seines freien Willens, sondern dem geschichtlich gewordenen Sach­

verhalt, dem sein Wille unvermeidlich unterworfen ist: „Der wesentliche Real­

grund der Scheidung, der Anerkennung fordert, ist demnach nicht das liberum 

arbitrium, die freie Disposition des Subjekts, welches sich souverän vermöge 

seiner reinen Internität aus seiner Bindung zurückzunehmen befugt ist. Es ist im 

Gegenteil allein eine Folge des servum arbitrium, der handgreiflichen Unfähig­

keit des Menschen, noch zum anderen Menschen durchzudringen, die Ver­

fehlung der ihm angebotenen, angenommenen und ermöglichten Kommunika­

tion. In diesem Schiffbruch fordert die evangelische Ethik von der Besatzung 

nicht, wie Kapitäne auf der Brücke mit dem Schiff unterzugehen, sondern 

erlaubt ihnen, die Boote zu besteigen. Aber daß es ein Schiffbruch ist, und dieser 

Untergang nicht die Wahrnehmung eines unveräußerlichen Rechtes, darüber 

darf angesichts der klaren Worte der Schrift über die Herzenshärtigkeit des 

Menschen kein Zweifel bestehen. Diesen Unterschied zu verwischen, dazu darf 

sich die evangelische Ethik unter keinem Vorwand hergeben. Der geschichtliche 

Prozeß der personalen Institution epdet also nicht in der positiven Sackgasse 

einer abstrakten Unzerstörbarkeit. Er bleibt vielmehr ambivalent. Er kann das 

intendierte Ziel lebenslänglicher Dauer erreichen und erreicht unter der Bedin­

gung der Unverbrüchlichkeit und Dauer am ehesten die ganze Tiefe und den 

ganzen menschlichen Ertrag, den er zu umschließen vermag. Er kann aber auch 

in der negativen Sackgasse einer unerträglichen Zerstörung sich festlaufen, und 

daraus hat die Rechtsordnung ihre Folgerungen zu ziehen. Man kann diese 

Folgerungen etwa so umschreiben: Es darf eine Scheidung dann geben, wenn 

die eheliche Gemeinschaft nach menschlichem Urteil unheilbar zerstört ist. Eine 

Scheidung sollte vor allem dann möglich sein, wenn der Zwang, an der zer­

störten Ehe festzuhalten, alle Betroffenen in ihrer menschlichen Existenz 
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schwerer gefährden würde als die Scheidung27." In der Sicht der protestan­

tischen Theologie ist in diesem unwiderruflich gewordenen Sachverhalt der 

zerrütteten Ehe auch das heilsgeschichtliche Urteil Gottes erkennbar. Mit 

besonderem Nachdruck erklärt Helmut Thielicke, daß die Ehe der Schöpfungs­

ordnung gemäß unzerstörbar sei, daß aber der „extreme Ausnahmefall in einer 

gefallenen Welt" eintreten könne, daß eine Ehe zugrunde gehe, daß aber auch 

hier der Name Gottes angerufen sei, zwar nicht im Sinne der Schöpfungs­

ordnung, sondern vielmehr der „Notverordnung"28. 

Einfacher als in den beiden Denkrichtungen (der abstraktiven Erkenntnis und 

der phänomenologischen Richtung) wird das Scheidungsproblem nach der 

kantschen transzendentalen Methode oder dem Idealismus Hegels gelöst. 

Gemäß beiden ist die einzelne existente Ehe grundsätzlich von dem unter­

schieden, was unter dem Begriff der Ehe zu verstehen ist. Der Mensch schafft 

immer nur die Bedingungen für eine mögliche Existenz der Idee. In der Konzep­

tion von Kant hat die sittliche Nichtbeachtung des Imperativs, sich der allge­

meinen Norm anzupassen, d. h. hier die Unauflöslichkeit der Ehe zu respek­

tieren, keinen Bezug zur Rache der Natur, zu den mißlichen Folgen, die sich 

daraus z.B. für die Gesellschaft ergeben könnten. In der hegelschen Ethik 

dagegen wird die sittenwidrige Scheidung durch die Natur selbst, welche die 

Sittlichkeit verkörpert, sanktioniert, wie anläßlich der Besprechung der mani­

schen Einstellung zur Scheidung dargestellt worden ist. 

Die Unwiderruflichkeit des Eheversprechens als Grundlage sozialer Wertschöpfung 

Daß die Menschen sich der sozialen Beziehung auf allen Ebenen des Lebens 

nicht entziehen können, wird uns durch die fortschreitende weltumspannende 

Arbeitsteilung in Wirtschaft und Kultur immer eindringlicher zu Bewußtsein 

gebracht. Die friedliche Koexistenz von zwei weltanschaulich so verschiedenen 

Gesellschafts- und Staatsgebilden wie die von Ost und West ist die ausgepräg­

teste Formulierung dieser durch die Wirklichkeit aufgezwungenen sozialen 

Beziehung. In der Endphase sozialer Beziehungen gibt es kein Ultimatum, 

durch das dem einen der Untergang angedroht wird, ohne daß derjenige, der das 

Ultimatum stellt, sich selber schade. Das Crisis Management gibt hiervon be­

redtes Zeugnis29. Der Absolutheitsanspruch einer Norm kommt in den Grenz-

HANS DOMBOIS, a.a.O., S. 125f. 
Theologische Ethik, 3. Bd., 3. Teil, Tübingen 1964, S. 706, Nr. 2559. 
JOSEPH H. KAISER, Crisis Management, in: Helmut Coing -Joseph H. Kaiser (Hrsg.), Planung 
V, Baden-Baden 1971, S. 347-361. 
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Situationen fühlbar zur Auswirkung. Wir sind heute bemüht, das Feld der poli­

tischen Verständigung durch alle möglichen Mittel vorzubereiten, durch soziale 

Erziehung, durch wirtschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit, nicht zuletzt 

auch durch den Tourismus. Aber was sind das alles für oberflächliche Unter­

nehmungen im Vergleich zu dem, was im gesamten gesellschaftlichen, nicht nur 

internationalen, sondern auch innnerstaatlichen Zusammenleben unabdingbar 

ist, nämlich sittliche Verantwortung in der Übernahme sozialer Pflichten, Ver­

ständnis und Aufgeschlossenheit für den Mitmenschen, auch in Situationen, die 

härteste Opfer verlangen. Diese Werte, die in jeder Generation neu erworben 

werden müssen, bedingen intensivste Übung in einem menschlichen Zu­

sammensein, das jede Ausflucht mit sittlichem Imperativ versperrt. Wo anders 

aber werden diese rigoros sozial verbindlichen Werte besser und wirksamer 

geschaffen und gepflegt als in der Ehe? Für eine Gesellschaft, die ihre innere 

Ordnung nicht auf Zwangsmaßnahmen, sondern auf der sittlichen Verant­

wortung ihrer Glieder gründen will, muß daher die Erhaltung der unerschütter­

lichen Ehegemeinschaft ein vordringliches Anliegen sein. Wenn wir schon, um 

die Bedeutung der Familie für die sittliche Erziehung der Nachkommen 

wissend, für eine intensive Familienpolitik eintreten, dann sollten wir min­

destens ebensoviel Sorge verwenden auf die Pflege ihrer Grundlage, nämlich der 

Ehe. Die rechtlichen Mittel sollten dabei die Kette der. verschiedensten sozial­

pädagogischen Unternehmungen voraussetzen, auf keinen Fall ersetzen. 

DRITTER ARTIKEL 

E H E U N D POSITIVES R E C H T 

Die Frage nach der zivilrechtlichen Regelung der Ehe soll hier nur vom all­
gemeinen Gesichtspunkt der Ethik aus angegangen werden. Das rechtliche 
Gebiet der Ehe ist unabsehbar. Dabei geht es allerdings immer auch um den 
moralischen Hintergrund, auf dem die Ehe überhaupt steht, handle es sich nun 
um die Güterregelung, Schlichtung von Differenzen zwischen den Partnern, 
Scheidung usw. Doch sind dies Einzelfragen, die oft weniger mit absoluten 
Imperativen zusammenhängen als mit sittlichen Ermessensurteilen. Solange kein 
absolutes sittliches Gebot vorliegt, scheint der Jurist sich das Ermessensurteil aus 
der Durchschnittsmoral der Gesellschaft zu holen. Bei absoluten Forderungen 
wird die Sache für den Juristen schon schwieriger. Eine absolute, im Wesen 
begründete Forderung wird sich, wenn sie vernachlässigt worden ist, irgend-
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wann in verhängnisvollen Konsequenzen auswirken. Die Diskriminierung von 
Teilen der Gesellschaft in einem Staat mag für den Augenblick dem Urteil 
der größeren oder wenigstens der dominanten Gruppe zufolge keine Über­
tretung eines absoluten sittlichen Gebotes sein. Da sie aber dennoch in sich dem 
sittlichen Gebot der rechtlichen Gleichheit widerspricht, wird der diskriminierte 
Teil sich irgendwann rächen. Die letzten Dinge werden dann schlimmer sein als 
die ersten. Dem Juristen bietet allerdings die rein ethische Analyse einer gesell­
schaftlichen Beziehung in einem pluralistischen Staat im allgemeinen noch kein 
ausreichendes Argument zur rechtlichen Formulierung sittlicher Forderungen. 
Naturrechdiche Überlegungen dieser Art sind für ihn rein normativ ohne 
entsprechende Wirkkraft in der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Er muß also 
den moralischen Absolutheitsanspruch irgendwie empirisch feststellen können. 
Welche Empirie aber soll dies sein? Das ist die umstrittene Frage. 

Ein sittlicher Imperativ kann auf doppelte Weise absolut sein: dem Inhalt nach 
und dem Wertempfinden nach. Die sittlichen Forderungen müssen irgendwie 
rational analysierbar sein, wenngleich sie nicht den theoretischen Aussagen 
gleichzustellen sind. Die menschliche Personwürde ist doch wohl schlecht mit 
dem Gedanken vereinbar, man könne dem Menschen nach Belieben das Leben 
nehmen. Vom Inhalt her dürfte die Forderung evident sein, daß Menschen­
würde und Recht auf Leben zusammengehören. Dennoch ist es möglich, daß 
das Wertempfinden des einen oder anderen Menschen nicht so eindeutig zu 
dieser Forderung steht. Die Sippenrache ist dafür ein Beispiel. Sittliche Impera­
tive, die nur von ihrem Wertgehalt oder Inhalt her evident sind, ohne vom 
Wertempfinden der Gesellschaftsglieder als evident empfunden zu sein, werden 
in den Sozial- und Rechtswissenschaften als rein normative Forderung 
bezeichnet. Man schreibt ihnen im allgemeinen keinen oder höchstens einen sehr 
geringen Wirklichkeitswert zu. Für den Wirtschafts-, den Sozial- und den 
Rechtspolitiker gelten sie als quantite negligeable. Als absolut werden sittliche 
Forderungen für diese erst relevant, wenn sie auch empirisch Ausdruck finden 
im Wertempfinden der Gesellschaftsglieder30. Nun braucht diese Ausdrucks­
weise nicht notwendigerweise mit dem Wertempfinden des Durchschnitts­
menschen der Gesellschaft gleichgesetzt zu werden. Sittliche Forderungen 
können auch absolut genannt werden, wenn sie, obgleich im Augenblick und an 
der Oberfläche nicht erfahrbar, latent im Bewußtsein vorhanden sind. So spricht 

Die Ansicht kann sich übrigens auf THOMAS VON AQUIN stützen. In S. Theol. I-II94,4 erklärt 
er, daß der Raub zwar ausdrücklich gegen das Naturgesetz sei, daß aber die Germanen ihn nicht 
als sündhaft erkannt hätten. In I-II 96,2 sagt er dann, der Gesetzgeber müsse sich wohl oder übel 
an das Wertempfinden der Gesellschaftsglieder halten, er könne nur die größeren Übel, vor allem 
Verstöße gegen die Mitmenschen ahnden. 
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z.B. Wolfram Müller-Freienfels im Anschluß an Fecbner vom „kollektiven 

Unbewußten", vom „Urgrund des Menschseins", in welchem die Einehe als 

Grundform ehelicher Gemeinschaft enthalten sei32. Allerdings wagt Müller-

Freienfels nicht, die Einehe unter die absoluten sittlichen Forderungen einzuord­

nen. Er meint vielmehr, die Einehe könne nicht mit philosophischer Strenge als 

absolutes Sittengesetz menschlichen Zusammenlebens gelten33. Andererseits 

gibt ihm der „Untergrund des Menschseins" doch wieder zu denken. Das Recht 

habe die Ehe nicht wie die Soziologie und Psychologie bloß zu analysieren und 

zu verstehen, sondern es solle sie als normativen Begriff werten, festigen und 

schützen34. Diese Aufgabe erfülle es nicht, wenn es nur auf die menschliche 

Schwäche sehe, der Gesetzgeber dürfe nicht vollständig den Glauben an die 

menschliche Kraft zur Bekämpfung eigenwilliger Neigungen und Wünsche auf­

geben, das Recht solle und müsse seine Anforderungen vielmehr trotz mensch­

licher Schwächen so hoch schrauben, wie es noch mit seinen notwendigen Zielen 

real vereinbar sei. Um dieser Ziele willen habe das Recht nach seinen Möglich­

keiten mitzuhelfen, daß die Ehe ihren Sinn erfülle35. Der Jurist ist damit trotz 

allem auf die sittlich-normative Analyse verwiesen, wenn er nicht in die Soziolo­

gie oder Psychologie abfallen will. Das Normative wird aber nicht einzig durch 

logisch-rationale Analysen ermittelt, sondern impliziert immer zugleich einen 

Grundassensus im menschlichen Gewissen, gerade das, was Müller-Freienfels 

„kollektives Unbewußtes" oder „Urgrund des Menschseins" nannte. Wenn­

gleich das Normative vom Inhalt her bestimmt wird, so muß es doch verstanden 

werden als Inhalt und Objekt des Urgewissens, der Franzose würde sagen der 

„conscience humaine". Von dieser Sicht her verliert es die Bewandtnis von etwas 

rein „Normativem". Der Jurist wird sich um die Erkenntnis des so verstandenen 

Normativen in der Ehe bemühen müssen. Welche positiv-rechtliche Formulie­

rung er wählt, hängt von der Aussicht ab, inwieweit das Wertempfinden der 

Gesellschaft sich nach oben real orientieren läßt. Müller-Freienfels schätzt aller­

dings den Effekt bürgerlichen Rechts auf die Ehemoral sehr gering ein. Wohl 

nicht ohne Grund. Rechtliche Schranken nützen dort, wo man keine Polizei ein­

setzen kann, nur dann etwas, wenn sie mit anderen, nämlich moralpädagogi­

schen Maßnahmen gepaart sind. M t Hilfe solcher Mittel kann das Recht wenig­

stens die Verfallsgeschwindigkeit abbremsen. 

31 Rechtsphilosophie, Soziologie und Metaphysik des Rechts, Tübingen 1956, S. 171. 
32 W. MÜLLER-FREIENFELS, Ehe und Recht, Tübingen 1962, S. 47. 
33 A.a.O., S. 47. 
34 A.a.O., S. 59. 
35 A.a.O. 
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Die Verfechter der Naturrechtslehre unterliegen leicht der Versuchung, die 
metaphysische Ordnung der Ehe durch das bürgerliche Recht sanktionieren zu 
lassen. Das würde bedeuten, daß die geschichtliche Entwicklung nie eingefangen 
werden könnte, weil das wirkliche Verhalten der Gesellschaftsglieder sich neben 
dem Recht in einer Grauzone ein Gewohnheitsrecht schaffen würde. Um die 
kurzfristige Wirksamkeit des positiven Rechts zu strecken, ist sittliche Erneue­
rung vonnöten, deren Initiative vorab von den religiösen Gemeinschaften 
erwartet wird. Der staatliche Ehegesetzgeber darf aber die Orientierung nach 
oben nicht verlieren, indem er sich wie in vielen anderen Bereichen dem gelten­
den Wertempfinden anpaßt. Zu beachten ist auf sittlichem Gebiet, daß das 
äußere Verhalten nicht gleichzeitig das Wertempfinden kundtut. Sittliches Ab­
gleiten ist, wenigstens am Anfang, mit Schuldbewußtsein verbunden. Wenn dem 
nicht so wäre, könnte man überhaupt keinen Verbrecher bestrafen, sondern 
müßte jeden als Überzeugungstäter behandeln. Die intakte Ehe ist von so großer 
sozialer Bedeutung, daß der Gesetzgeber die Ehe nicht als reine Privatsache 
betrachten darf. Die Orientierung an der „Metaphysik" der Ehe schließt nicht 
aus, daß der Gesetzgeber einen Kompromiß mit den geschichtlich gewordenen 
und rechtlich nicht mehr regulierbaren Tatsachen schließt. Dieser Kompromiß 
setzt aber die Orientierung am Wesen der Ehe voraus, um gewisse Grenzen des 
für die gesellschaftliche Entwicklung noch tragbaren Nachgebens erkennen, vor 
allem aber frühzeitig die metarechtlichen sozialpädagogischen Maßnahmen ins 
Werk setzen zu können. 

Die zivilrechtliche Regelung in einem Staat, in dem nur die bürgerliche 
Trauung Gültigkeit hat, kann bei aller Sorge des Gesetzgebers um die Erhaltung 
des Ehebandes direkt nur die Grenzen setzen gegenüber einer chaotischen, nicht 
mehr kontrollierbaren Entwicklung des Ehelebens. Dies geschieht vor allem 
durch das Kontrollsystem der Ehescheidung. Welche Grenzen und welche 
Kontrollen dies sein sollen, ist eine Ermessensfrage, nämlich die Frage, wieweit 
das Recht in einer konkret gegebenen Gesellschaft noch einen sittlichen Effekt 
erzielt. Abgesehen von der das Eheband betreffenden Regelung hat das Recht 
sich natürlich auch den dem einzelnen Partner zustehenden Rechten und ent­
sprechend den den Partner bindenden Pflichten zuzuwenden. 

Nun gibt es außer der uniformen zivilrechtlichen Regelung der Ehe auch plu­
ralistische Formen in dem Sinn, daß der Staat die verschiedenen religiösen Ehe­
rechte als für sich verbindlich erklärt. Überraschenderweise ist in fast zwei Drit­
teln aller Länder der Gegenwart die religiöse Eheschließung vom Staat als gültig 
anerkannt36. Das bürgerliche Recht macht hierbei die Genehmigung zur 

36 Vgl. die interessante Studie von ERWIN ELCHANAN SCHEFTELOWITZ, Das religiöse Eherecht 
im Staat, Köln 1970. 
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Ehescheidung vom kirchlichen Recht abhängig, gemäß dem die Ehe geschlossen 

wurde. Dabei kann es vorkommen, daß die eine Ehe geschieden wird, die andere 

jedoch nicht. Eine Rechtsungleichheit liegt hier nicht vor, da beide Ehen nach 

gleich freiem Willen geschlossen worden sind. Von rechtlichen Konfusionen 

wird man nicht sprechen dürfen, da die Rechtsverhältnisse völlig klar sind. Wohl 

müßte erst die Erfahrung lehren, daß keine sozial schädlichen Zustände 

entstehen (Überwuchern der Konkubinate), die das bürgerlich-rechtliche 

Kontrollsystem durcheinanderbringen. Der Fall Italien ist hierfür wohl ein 

manifestes Beispiel. Die Neufassung des Konkordats zwischen Kirche und Staat 

war ein so umständlicher Prozeß, daß es wohl klüger gewesen wäre, im vor­

hinein eine Trennung von kirchlicher und bürgerlicher Eheschließung zu 

vereinbaren. Die staatliche Regelung der Ehescheidung ist nicht normativ im 

Sinn der Moral, sondern bedeutet einfach Kontrolle eines äußeren Verhaltens. 

Dieses hat zwar seine Norm im sittlichen Gesetz. Doch fällt es im zwischen­

menschlichen Bereich unter ein, vom Staat aus gesehen, umfassenderes, nämlich 

die Gesamtordnung betreffendes sozialethisches Gesetz, dessen Formulierung 

heißt: Integration des persönlichen Handelns in eine wirksame soziale Friedens­

ordnung. 

VIERTER ARTIKEL 

DIE M O N O G A M I E 

Was bisher über die Ehe gesagt wurde, ist nur verständlich auf der Grundlage 
der Einehe, d. h. der Lebensgemeinschaft eines Mannes und einer Frau. Daß es 
tatsächlich auch ein friedvolles Gemeinschaftsleben in der Polygamie und sogar 
Polyandrie geben kann, ist kein Argument gegen die „Natürlichkeit" der Einehe. 
Gewiß mag dieses Werturteil im Zusammenhang mit unserer heutigen west­
lichen Kulturauffassung stehen, einer Kultur, von der wir überzeugt sind, sie 
habe die Personenwürde am tiefsten erfaßt. Man wird einwenden, daß wir zu 
einer solchen Überzeugung nur aufgrund einer Wertoption gelangt sind, so daß 
wir nicht berechtigt sind, eine absolute Wenstufung vorzunehmen. In der Tat ist 
unleugbar, daß es zur Erkenntnis hoher Werte eine entsprechende sittlich unter­
baute Kulturstufe braucht aus dem Grunde, weil alle Werterfassung kein theore­
tisches, sondern ein praktisches Urteil darstellt. Wenn es aber wahr ist, daß das 
erste praktische Prinzip (Das Gute ist zu tun, das Böse zu meiden) ebenso 
evident ist wie das erste theoretische Prinzip (Kontradiktionsprinzip), und wenn 
feststeht, daß das erste praktische Prinzip ein ontologisches Prinzip ist, dann 
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muß es möglich sein, von diesem Prinzip aus durch ontologische Analyse zu 
einer allgemein gültigen Erkenntnis der Wertstufen zu gelangen in analoger 
Weise, wie es der theoretischen Vernunft möglich ist, einzelne Seinserkenntnisse 
durch Reduktion auf das erste theoretische Prinzip mit Evidenz zu verteidigen. 
Damit ist nicht gesagt, daß alle Menschen diese Reduktion vornehmen müßten, 
wohl aber, daß es an sich in der Anlage der praktischen Vernunft, somit im 
Bereich der Möglichkeit liegt, diesen Weg zu finden. Die naturrechtliche Ana­
lyse, d. h. die Untersuchung, inwieweit die Monogamie dem natürlichen Sitten­
gesetz entspricht, bzw. von diesem gefordert ist, hat also in zwei Richtungen zu 
gehen: objektiv und subjektiv. Objektiv ist, wie es bis jetzt in unseren Ausfüh­
rungen geschehen ist, die Natur von Mann und Frau und deren gegenseitige 
Beziehung zu untersuchen. Der subjektive Aspekt wird erfaßt aufgrund einer 
soziologischen, ethnologischen und historischen Untersuchung des Wertemp­
findens der Menschen. 

Beide Gesichtspunkte führen zu der Unterscheidung eines primären und 
eines sekundären Naturrechts37. Objektiv gehört die Einehe zum primären 
Naturrecht, da sie aus dem Wesen der Verbindung von Mann und Frau als zwei 
geschlechtlich verschiedener Personen folgt. Diese Einsicht ergibt sich aber 
nur, wenn man die Ehe im Sinne der dargestellten Personalgemeinschaft auffaßt. 
Geht man dagegen wie Thomas von Aquin vom zweifachen Ziel der Ehe aus, 
kommt man zu einem anderen Ergebnis. Als erstes Ziel der Ehe hatte Thomas 

von Aquin die Zeugung und Erziehung von Nachkommenschaft angezeigt. Von 
hier aus sah er keine wesentliche Behinderung des Ehezweckes: „Die Mehrzahl 
von Frauen behindert weder ganz noch teilweise den ersten Zweck der Ehe, da 
ein Mann mehrere Frauen befruchten und für die Erziehung der von ihnen 
geborenen Kinder sorgen kann38". Für das zweite Eheziel, die gegenseitige 
Ergänzung im Gemeinschaftsleben, sah er eine teilweise Behinderung in der 
Polygamie: „Bezüglich des zweiten Zieles erweist sich die Mehrzahl der Frauen 
zwar nicht ganz, so doch in beachtlicher Weise hinderlich, denn der Friede in der 
Familie kann nicht gut bewahrt werden, wenn mit einem Mann mehrere Frauen 
verbunden sind; denn ein einziger Mann kann nicht mehreren Frauen zu deren 
Genugtuung innerlich zugetan sein, die Gemeinschaft mit mehreren Frauen in 
einer einzigen Hausgemeinschaft schafft Streit, wie die Töpfer [wir würden 
sagen „die Marktweiber"] so zanken sich mehrere Frauen eines Mannes unter­
einander" 39. Für Thomas von Aquin war also die Einehe objektiv vom natür­
lichen Sittengesetz nicht gefordert. Daß sie subjektiv, d. h. im Wertempfinden 

37 Vgl. Bd. II, Kap. 3, Art. 3, III, 1 u. 3, S. 94. 
38 Sent., Lib. IV, dist. XXXHI, qu. 1, a. 1; vgl. S. Theol. Suppl. 65,1. 
39 A.a.O. 
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der Menschen nicht universal gilt, war Thomas bekannt. Thomas vertrat sogar 
hinsichtlich der vom Objekt her als zweitrangig zu bezeichnenden Naturgesetze 
die Auffassung der vielfältigen sittlichen Möglichkeiten. Da es für ihn als aus­
gemacht galt, daß der Mensch immer seinem Gewissen folgen muß, und da 
andererseits seiner Ansicht nach bezüglich der sekundären natürlichen Sitten­
gesetze, d. h. also bezüglich der aus dem sittlichen Urprinzip (Das Gute ist zu 
tun, das Böse zu meiden) abgeleiteten Imperative keine natürliche, d.h. 
spontane praktische Erkenntnis aufweisbar ist, bleibt nichts anderes übrig, als 
diesem, wenn auch der objektiven Naturordnung nicht konformen Urteil zu 
folgen40. Man könnte darum, so erklärte er, in gerechtfertigter Weise die sekun­
dären natürlichen Sittengesetze außerachtlassen. Entsprechend könne auch der 
Gesetzgeber davon absehen solche Sittengesetze, die nicht ins Bewußtsein der 
Gesellschaftsglieder eingedrungen sind, rechtlich zu urgieren. Mit anderen Wor­
ten, er könne davon „dispensieren". Es ist nur eigenartig, daß Thomas für die 
Dispens von der Monogamie eine götdiche Verfügung verlangt, weil, wie er sagt, 
die Monogamie göttlicher Einsetzung sei. Man würde doch annehmen, daß ein 
so und so geformtes Gewissen ausreicht, um die Entscheidung zu fällen. Dieser 
Gedanke läge ganz im Sinne des Zusammenhanges. Es erscheint befremdend, 
wenn Thomas erklärt, daß die göttliche Institution der Einehe sich daran erken­
nen lasse, daß das von Gott geschaffene Gewissen die Einehe verlange. De facto 
ist aber dieses Verlangen gerade nicht natürlich, wie die Erfahrung beweist und 
wie auch Thomas selbst betont. Im Falle, daß eine ganze Gesellschaft die Polyga­
mie für eine natürliche Eheform hält, ist nach Thomas keine Dispens notwendig, 
weil das so gebildete Gewissen nicht anders als verpflichtend oder legitimierend 
sein kann. Thomas hat hier aber offenbar die Geschichte des israelitischen Volkes 
im Auge, dessen Gesetzgeber Gott war. Nachor nahm trotz des Kinderreich­
tums seiner ersten Frau Melcha noch eine Nebenfrau41. Die Ehen Esaus* und 
Jakobs*3 waren ausgesprochen polygamisch. Die Polygamie wurde damals 
schon als erlaubt betrachtet. Das mosaische Gesetz setzt die Vielehe stillschwei­
gend als erlaubt voraus44, ebenso die Propheten45. Die göttliche Dispens, die 
Thomas für die Polygamie verlangt, kommt eigenartigerweise nicht aus göttli­
cher Offenbarung, sondern ganz einfach aus „innerer Inspiration". Damit läuft 
der Gedankengang schließlich auf das hinaus, was man Gewissen nennt. Wäre 
die Geschichte des Alten Testamentes nicht, dann hätte Thomas den terminolo-

40 Sem., Lib. IV, dist. XXXIII, qu. 1, a. 2; S. Theol. Suppl 65,2. 
41 Gn 22,20.24. 
42 Gn 26,34. 
43 Gn 29,23 ff. 
44 Vgl. Dt. 21,15. 
45Jer29,6. 
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gischen Umweg über die götdiche Dispens nicht gesucht, um zur gesetzlich 

erlaubten Polygamie zu gelangen46. 

Die Beweisführung, mit der das Mittelalter die Polygamie als mögliche Ehe­

form darstellte, zeigt erneut, wie gering die persönliche Note der ehelichen 

Gemeinschaft eingeschätzt wurde. Die kosmische Naturvorstellung hat die 

Ethik bestimmt. Der einzelne ist ein Glied im Kosmos, hat darum die im Kos­

mos liegenden Gesetze zu erfüllen, gewissermaßen persönlich zu resignieren. 

Die Ehe ist primär Zeugungsgemeinschaft. Thomas weiß zwar sehr gut, daß die 

gegenseitige Ergänzung auch Ehepflicht ist, aber eben nur im Sinne eines 

zweitrangigen Gesetzes. Wo Bevölkerungszuwachs notwendig ist, so sagt 

Thomas ausdrücklich47, muß das zweitrangige Gesetz zeitweise zurücktreten. 

Die Ehe als Personalgemeinschaft von Mann und Frau führt logisch zur 

Einehe. Damit ist aber noch nicht gesagt, daß diese die einzige sitdich vertretbare 

Eheform sei. Den Gedanken von Thomas von Aquin aufnehmend, daß das sitt­

liche Urteil in allen nicht evidenten Moralforderungen sich entsprechend der 

Kulturstufe der Gesellschaft bildet und nur in dieser Weise verpflichtend sein 

kann, ist die positiv-rechtliche Institutionalisierung der polygamen Ehe sittlich 

durchaus vertretbar, wenngleich man andererseits erkennen sollte, daß die 

Natur der Ehe nach jener Kulturstufe verlangt, auf der sie als Einehe erkannt 

wird. Eine Gesellschaft, die die gleiche Menschenwürde von Mann und Frau in 

ihr Grundgesetz schreibt, dürfte im Bereich der Ehe diesen Wertstandpunkt 

nicht verlieren. 

Das gegen die Polygamie angeführte Argument, die Kindererziehung sei in 

der Monogamie besser gewährleistet als in der Polygamie48, ist wohl nicht ganz 

unberechtigt, es gehört aber in den Bereich der Erfahrung, kann also nicht im 

absoluten Sinne gelten wie der Beweis aus der Personenwürde. Gegenüber der 

Polyandrie hat der Elinweis auf die mangelhafte Kindererziehung, wenngleich 

ebenfall empirischer Natur, stärkeres Gewicht, weil vielfältig verifizierbar. 

Im übrigen ist zu beachten, daß der Sentenzenkommentar, aus dem das Supplement der Summa 
theologiae später zusammengesetzt worden ist, der ersten schriftstellerischen Zeit des THOMAS 
VON AQUIN angehört (1253/55), während die unvollständig gebliebene Summa theologiae in die 
Zeit von 1266-1273 fällt (Tod 7.3.1274). 
Sern., dist. XXXIII, qu. 1, a. 2; S. Theol. Suppl. 65,2. 
V. CATHREIN, Moralphilosophie, Bd. II, 6. Aufl. Leipzig 1924, S. 416. 
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FÜNFTER ARTIKEL 

DIE AUTORITÄT IN DER EHE 

Da die Ehe eine echte Gesellschaft im sozialethischen Sinne darstellt - verstan­
den als Gemeinschaft mehrerer Personen aufgrund einer die Glieder zu gemein­
samem Handeln verbindenden Norm4 9 - , und da jede Gesellschaft als Konsti­
tuante des konkreten Gemeinwohls einer Autorität bedarf50, steht zur Frage, ob 
diese „allgemeingültige" Feststellung auch für die Ehe gelte, und wenn ja, wer 
dann der Träger der Autorität sei. Sollte sich ein „naturgemäßer" Autoritätsträ­
ger aufweisen lassen, dann ergäbe sich zusätzlich die Frage, ob dieser notwendi­
gerweise auch im bürgerlichen Recht seine Bestätigung finden müsse. 

Diese Aufzählung von Problemen ist nicht aus der Luft gegriffen. In den Jah­
ren 1957/1958 wurde im deutschen Parlament heftig diskutiert, ob die damals 
im Eherecht noch anerkannte Autorität des Mannes in der Ehe weiterhin auf­
recht erhalten bleiben könne, nachdem im Grundgesetz die Gleichheit von 
Mann und Frau statuiert worden war. Dem Grundgesetz entsprechend sollte die 
gesamte Gesetzesordnung umnormiert werden. Im Bürgerlichen Gesetzbuch 
(alte Fassung) war in § 1357 die Schlüsselgewalt des Mannes folgendermaßen 
formuliert: „Die Frau ist berechtigt, innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreises 
die Geschäfte des Mannes für ihn zu besorgen und ihn zu vertreten. Rechts­
geschäfte, die sie innerhalb dieses Wirkungskreises vornimmt, gelten als im 
Namen des Mannes vorgenommen, wenn nicht aus den Umständen sich ein 
anderes ergibt. - Der Mann kann das Recht der Frau beschränken oder aus­
schließen. Stellt sich die Beschränkung oder die Ausschließung als ein Miß-
brauch des Rechtes des Mannes dar, so kann sie auf Antrag der Frau durch das 
Vormundschaftsgericht aufgehoben werden. Dritten gegenüber ist die 
Beschränkung oder die Ausschließung nur nach Maßgabe des § 1435 (Güter­
rechtlicher Ehevertrag) wirksam." In strittigen Kompetenzfragen ging es also 
um die Bestimmung und Feststellung des Mißbrauchs der durch den Ehemann 
ausgeübten Autorität, wie aus § 1354 deutlich hervorgeht: „Dem Manne steht 
die Entscheidung in allen das gemeinschaftliche Leben betreffenden Angelegen­
heiten zu; er bestimmt insbesondere Wohnort und Wohnung. - Die Frau ist 
nicht verpflichtet, der Entscheidung des Mannes Folge zu leisten, wenn sich die 
Entscheidung als Mißbrauch seines Rechtes darstellt." Mit dem neuen Gesetz 
wurden beide Ehepartner gleichgestellt, so daß der Richter die sachliche Seite der 

Vgl. Bd. I, Kap. 2, n, S. 44. 
Vgl. a.a.O. 
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Diskussion zu entscheiden hat, wie es sonst zwischen zwei gleichen Parteien 

üblich ist. Der Richter wird irgendwie sachliche Gründe suchen müssen, um 

Streitigkeiten zu schlichten. Wo solche nicht auffindbar sind, wird er nach einer 

salomonischen Lösung suchen müssen. Wenn z. B. der Vater als Rufnamen des 

neugeborenen Kindes „Maria" wählt, die Frau dagegen „Erika", kann er sich aus 

dem Dilemma retten, indem er dem Kind den Namen „Maria-Erika" zuspricht. 

Allerdings könnte immer noch die Frage offenbleiben, welcher von beiden 

Namen an erster Stelle zu stehen habe. 

Wo immer zwei Menschen in dauernder Gemeinschaft leben wollen, d. h. wo 

immer zwei sich ein allgemeines, fernes Ziel gemeinsamen Handelns gesetzt 

haben, braucht es im Alltag die stets neu zu findende Anwendung der finalen 

Norm auf ein konkretes Gut. Diese Konkretisierung kann an sich in gegen­

seitigem Einverständnis gefunden werden, wenigstens sollte dies zwischen nur 

zwei Partnern nicht ausgeschlossen sein. Eine solche Vereinbarung vollzieht sich 

aber nicht aufgrund theoretischer, rein sachbezogener Diskussion, denn die letz­

ten praktischen Entscheidungen sind wesensgemäß vom Wertempfinden 

abhängig51. Auf die Ehe übertragen besagt dies, daß nur das von liebender 

Toleranz getragene Mitfühlen des einen mit dem anderen die gemeinsam gültige 

konkrete Handlungsnorm zu finden vermag. Eine der Personalgemeinschaft 

entsprechende Lösung strittiger Fragen ist nur auf dem Wege über den Kompro-

miß möglich in der Weise, daß keinem der beiden Partner ein unzumutbares 

Opfer auferlegt wird. Ein „sachgerechtes" Urteil, das möglichst „objektiv" sein 

will, kommt an den psychisch-moralischen Untergrund nicht heran. Eine der 

Personalgemeinschaft entsprechende „sachgerechte" Lösung ist darum nur von 

innen, d. h. von der willentlichen Verfassung beider Partner her möglich. Wie 

aber soll sie zustande kommen, wenn sich die zwei Willensentscheidungen als 

„gleichberechtigt" begegnen ? 

Die ideale Lösung wäre, wenn einer der beiden Partner das Entscheidungs­

recht hätte, wobei er mit größter Geduld und äußerstem Verständnis für das, 

was zumutbar und was unzumutbar für den anderen Partner, vor allem, was die 

Personalgemeinschaft stützend und fördernd ist, vorgehen würde. Das Verhält­

nis der Über- und Unterordnung würde demnach nur in äußersten, ohne Ent­

scheidungsgewalt unlösbaren Fällen in Erscheinung treten. Die verschiedene 

psychische Veranlagung der Ehegatten bereitet natürlicherweise eine bestimmte 

Entscheidung vor, sei es, daß der Mann verständnisvoll auf den Willen der Frau 

eingeht, sei es, daß diese in zartem Einfühlungsvermögen dem Mann nachgibt. 

Albert Ziegler sieht in dem Verhalten der Frau eine latente Disposition zur 

Vgl. A. F. UTZ, Ethik, 4. Kap., besonders S. 140, 141 f. 
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Anerkennung der männlichen Autorität. Man könnte allerdings einwenden, daß 
diese Disposition doch nicht natürlich, sondern vielmehr kulturbedingt sei. Da 
es genügend Fälle gibt, in denen die beiden Partner nicht einig werden, ist ein 
Stichentscheid notwendig. Diesen kann nur ein Autoritätsträger fällen. Es fragt 
sich daher, ob es einen natürlichen Träger dieser Autorität gibt. Diesen zu 
finden, müßte man die Natur des Mannes und die Natur der Frau nach allen 
Seiten hin kennen, sowohl der intellektuellen, der psychischen wie auch körper­
lichen. Man müßte also ein Bild des Mannes „als solchen" und der Frau „als 
solcher" haben. Daran ließe sich unter Umständen ermitteln, daß der eine Teil 
von Natur eher geneigt sei, sich einer von ihm nicht getroffenen Entscheidung 
unterzuordnen, während der andere Teil von Natur aus alle nötigen Vorausset­
zungen zum ordnungsgerechten Befehlen mitbrächte. Die phänomenologisch-
psychologische Interpretation sieht die Eigenschaft willentlicher Unterordnung 
in der Frau verwirklicht, während sie im Manne die seelische Struktur eines 
mehr zur Führung berufenen Wesens entdeckt52. 

Die katholische Theologie hat von jeher diese Wesensanalyse gekannt. Gegen 
die Behauptung, sie sei einzig von jener Bewertung der Frau abhängig, die 
Paulus53 und im gleichen Sinne auch Petrus54 vertreten haben, von der selbst 
auch die katholischen Exegeten der Überzeugung sind, daß sie auf dem kulturel­
len Grund des Alten Testamentes und der Antike gewachsen sei, erklärt sie, daß 
die Unterordnung der Frau unter den Mann zum steten Traditionsgut der 
Kirche gehöre, das nicht einer geschichtlichen Bedingtheit, sondern der Wesens­
analyse des Verhältnisses von Ehemann und Ehefrau entspreche. 

Vom philosophischen Standpunkt aus läßt sich hier wohl nie etwas Defini­
tives ausmachen, weil die Erkenntnis des Mannes als solchen und der Frau als 
solcher eine Abstraktion voraussetzt, die weit über die uns mögliche Erfahrung 
hinausreichen müßte. Gerade auf diesem Gebiet hängt unsere rationale Erkennt­
nis zu eng mit dem gefühlsmäßigen Empfinden zusammen. Der Gedanke von 
der natürlichen Autorität des Mannes bleibt daher immer eine Mutmaßung, 
höchstens eine ideale Typisierung von etwas, was wohl nie oder nur in seltenen 
Fällen wirklich ist. De facto besitzt die Autorität in der Ehe meistens derjenige, 
der das Geld für den Unterhalt beschafft. In den matriarchalischen Kulturen 
bringt die Frau durch ihre Feldarbeit das ein, was die Familie zum Leben 
braucht, während sich der Mann auf der Jagd vergnügt und ab und 

Vgl. ALBERT ZIEGLER, Das natürliche Entscheidungsrecht des Mannes in Ehe und Familie, Ein 
Beitrag zur Frage der Gleichberechtigung von Mann und Frau. Sammlung Politeia XL Heidelberg 
- Löwen 1958. 
Eph. 5.21-33; Kol. 3,18; 1 Kor 11.2ff. 14,34-36, vgl. 11,5; Tit. 2,3; 1 Tim. 2,9-15. 
1 Petr. 3,1-6. 
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zu das Fleisch für den Braten besorgt. Die Vorstellung, daß der Ehemann die 

Autorität innehaben soll, verbindet sich mit der Forderung, er habe die 

materielle Grundlage der Familie zu sichern. Gewiß könnte man anführen, es 

gäbe viele Ehen, in denen die Autorität des Mannes zum Segen der Ehegemein­

schaft verwirklicht sei. Dieser Hinweis genügt aber nicht zu einem Urteil „per 

se". Außerdem bietet sich in solchen Ehen oft nicht die Gelegenheit zu Aus­

einandersetzungen akuter Art, weil beide Partner von vornherein gleiche Lebens­

anschauungen bis ins einzelne in die Ehe mitbringen. Es herrscht also grund­

sätzlich Meinungsgleichheit, die keinen Stichentscheid erforderlich macht. Sehr 

oft sind es die verschiedenen bei der Kindererziehung virulent werdenden reli­

giösen Bekenntnisse, die jede Kompromißlösung ausschließen und so innerhalb 

der Ehe keine Lösung finden, erst recht dann nicht, wenn einer der Partner auf 

seinem Recht auf Stichentscheid beharrt. Doch sind auch in anderen Ent­

scheidungsphasen analoge Fälle zahllos, wie die Eherechtspraxis beweist. 

Wenn die Ehegemeinschaft gerettet werden soll, bleibt darum nichts anderes 

übrig, als einen außerehelichen Schiedsrichter anzurufen, es sei denn, die beiden 

Ehepartner hätten vor der Trauung eine vertragliche Vereinbarung darüber 

getroffen, welcher Teil in einzelnen Fragen zu entscheiden haben werde. 

Der Ruf nach einem außerehelichen Schiedsrichter ist selbstverständlich nur 

ein Ausweg aus einer verfahrenen Situation. Es wäre idealer, wenn strittige Fälle 

durch eine der Intimgemeinschaft entsprechende innere Kompetenz entschie­

den werden könnten. Aber diese Idealautorität setzt zugleich eine Idealgemein­

schaft voraus, d. h. zwar nicht eine Gemeinschaft, in der es keine strittigen Fra­

gen gibt, jedoch eine Gemeinschaft, in der die beiden Partner es auf keinen Fall 

zu Animositäten kommen lassen. Doch läßt sich nach idealen Fällen keine 

Norm aufstellen. Daß es diese Idealehe in der Regel nicht gibt, davon zeugt die 

Häufigkeit von rechtlichen Vereinbarungen der Ehegatten wie z.B. die der 

Gütertrennung, abgesehen natürlich von jenen Verträgen, die aus rein 

wirtschaftlichen oder fiskalen Gründen gemacht werden. Es dürfte nichts 

Befremdendes an sich haben, wenn für ausweglose Unstimmigkeiten in Ent­

scheidungsfragen ein heteronomer Faktor eingeschaltet wird. Allerdings stand 

dieser im deutschen Recht auch früher zur Verfügung, als das Entscheidungs­

recht des Mannes noch galt. Der Richter hatte dann die mühsame, mehr einem 

Moralisten und Psychologen anstehende Aufgabe, den Mißbrauch der Autorität 

festzustellen. Da aber die Entscheidungsgewalt des Mannes ohnehin eine reich­

lich abstrakte, jedenfalls in der lebendigen Wirklichkeit nicht nachzuweisende 

Vorstellung bezüglich des Verhältnisses der beiden Ehegatten darstellt, muß 

man besorgt sein, daß bürgerlich-rechtlich keiner der beiden Ehegatten, was die 

Entscheidungsgewalt angeht, dem anderen unterstellt sei. Dies zumal noch 
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aus dem Grunde, weil der zur Unterordnung gehaltene Teil allzuleicht benach­

teiligt werden könnte. Der Richter kann nie die vielen seelischen Regungen und 

Motive der beiden Ehegatten, besonders des Autoritätsträgers durchschauen, 

um sicher erklären zu können, es habe z. B. kein Mißbrauch der Autorität vor­

gelegen, während es dem Autoritätsträger mit den raffiniertesten Methoden des 

seelischen Druckes gelingen kann, seine Partnerin in die Schuld hineinzutreiben. 

Das bürgerliche Recht zwingt übrigens die Eheleute nicht, sich innerhalb der 

Ehe gegenseitig als gleichberechtigt zu betrachten, wie ebenso wenig die Mög­

lichkeit der zivilrechtlichen Scheidung eine Aufmunterung zur Scheidung sein 

sollte. Unbeschadet des positiven Rechts kann sich die inner-eheliche Autorität 

entwickeln, wie sie den beiden Pannen am dienlichsten ist. In der Tat wird 

immer der Stärkere, sei es unter materiellem, intellektuellem oder allgemein cha­

rakterlichem Gesichtspunkt, die Autorität ausüben. 

SECHSTER ARTIKEL 

DIE E H E Ä H N L I C H E GEMEINSCHAFT 

Wie aus dem Gesagten hervorgeht, ist die Ehe eine einmalig für die Lebenszeit 

der beiden Partner vollzogene Schenkung, die unwiderruflich ist. Die Ehe ist 

demnach eine aufgrund eines auf Lebenszeit geschlossenen Vertrages zustande­

gekommene Gemeinschaft von Mann und Frau. Vom Wesen der Ehe aus 

betrachtet, braucht es zum Ehevertrag keinen Zeugen, keinen Vertreter des 

Staates oder der Kirche. Von dieser Wesenssicht aus ist es aber praktisch nicht 

möglich, das Zusammenleben eines Paares als nicht-ehelich zu erkennen. Die 

Definition der eheähnlichen Gemeinschaft wird darum durchweg auf dem 

Boden staatlicher oder kirchlicher Ehegesetze vorgenommen, wonach eine Ehe 

nur als solche gilt, wenn sie vor der staatlichen Behörde oder vor einem Vertreter 

der Kirchen geschlossen worden ist. Eine Gemeinschaft von Mann und Frau, die 

der Immatrikulierung in das Eheregister entbehrt, wird als Konkubinat, als 

nichteheliche ode eheähnliche Gemeinschaft bezeichnet. 

Im frühen Mittelalter wurde der Ehevertrag zwischen dem Bräutigam und 

dem Vater oder Vormund der Braut getätigt. Nur langsam drang die theolo­

gische Auffassung durch, daß die Ehe eigentlich nur durch freien Entschluß der 

beiden Partner geschlossen werden kann. Gemäß der Theologie vom Sakrament 

der Ehe spenden die beiden Panner sich selbst das Sakrament. Dadurch wurde 

die Stellung der Frau in der Gesellschaft kräftig aufgewertet. Wenn die Kirche55 

Entscheidend durch das vom Trienter Konzil beschlossene Dekret „Tametsi" vom 11.11.1563. 
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für die Gültigkeit einer Eheschließung einen Amtsträger und Zeugen verlangte, 

dann sollte dies nicht heißen, die Segnung des Priesters sei für das Eheband kon­

stitutiv. Als Verwalterin der Sakramente betrachtete sich die Kirche für befugt, 

rechdiche Bedingungen für den Ehevertrag zu bestimmen. Im übrigen bestand 

immer noch die Möglichkeit der sogenannten heimlichen Eheschließung (matri-

monium clandestinum). 

Da die Ehe eine grundlegende Bedeutung für die Gesellschaft hat, ist es nor­

mal, daß sie öffentlich kenntlich gemacht wird. Auch der Staat muß ein Interesse 

an der Öffentlichkeit der Eheschließung haben. Die Möglichkeit heimlicher 

Eheschließungen birgt zuviel Risiko von Mißständen in sich. 

Natürlich war mit der Verrechtlichung der Ehe deren Innenseite, d. h. das 

Eheleben nicht verbessert. Diese zu pflegen ist immer Aufgabe der beiden Part­

ner, ob nun ihr gemeinsamer Vertrag vor einem Behördenvertreter, sei er kirch­

licher oder staatlicher Herkunft, geschlossen worden ist oder nicht. Die beiden 

Partner müssen sich immer darüber Rechenschaft geben, daß ein Versprechen 

leichter gemacht ist als gehalten wird. Diese Tatsache kann sie moralisch nicht 

entlasten zugunsten der Nichteinhaltung des Vertrages. Für die Kirche konnte 

und kann darum nur eine Nichtigkeitserklärung des Konsenses in Frage kom­

men, nicht aber eine Auflösung eines unwiderruflichen Vertrages. 

Im zivilen Bereich bahnte sich, vor allem unter dem Einfluß der Romantik, 

eine lockerere Behandlung des Ehevertrages an. Der Ehevertrag trat zurück 

zugunsten der gegenseitigen Zuneigung und der Verwirklichung der Gemein­

samkeit. Wo diese seelische Harmonie nicht mehr vorhanden war, sollte man 

von einer Ehe auch nicht mehr sprechen. Damit war der Weg zur Ehescheidung 

frei. Das zivile Recht mußte sich diesem neuen Wertempfinden beugen. 

Nun nützt auch die zahlreich und verhältnismäßig leicht zu erreichende Ehe­

scheidung nicht mehr viel, um das Verständnis für den Ehevertrag zu festigen. In 

der eheähnlichen Gemeinschaft handelt es sich nicht um eine „heimliche Ehe", 

die abseits vom positiven Eherecht durchaus möglich wäre, wenn die beiden sich 

versprechen würden, eine Gemeinschaft auf Lebenszeit zu führen. Aber gerade 

das ist nicht gewollt. Man lebt zusammen und ist in gewissen Fällen momentan 

auch gewillt, die Gemeinschaft als dauerhaft anzuerkennen. Der Ausschluß des 

Kindes ist dabei nicht einmal die Erstintention. Er ist vielmehr motiviert durch 

die Furcht vor den zivilrechtlichen Folgen. 

Die Motive eheähnlichen Zusammenlebens sind sehr vielfältig. Dort, wo 

gemäß dem Steuerrecht zwei beruflich tätige Ehepartner höher belastet werden 

als die Partner eines Konkubinates, schiebt man die Eheschließung soweit wie 

möglich hinaus. Studenten und Studentinnen, die sich an das eheähnliche 

Zusammenleben gewöhnt haben, finden keinen Grund zur registrierten Ehe, 
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zumal dann, wenn sie von vornherein auf das Kind verzichten. Im allgemeinen 
ist der Sinn für die Ehe „mit Trauschein" weithin geschwunden. Eine im Jahr 
1978 veranstaltete Umfrage in der Bundesrepublik Deutschland hat ergeben, 
daß nur noch circa 40% der Bürger (gegenüber 90% in den Jahren 1949 und 
1963) die Ehe als Institution grundsätzlich für notwendig halten und daß mehr 
als ein Viertel (gegenüber früher nur 3%) sie als überlebt erklärt56. Im Hinblick 
auf diesen Wandel im Wertempfinden verschwindet in der Literatur der Aus­
druck „Konkubinat" und macht dem der „eheähnlichen Gemeinschaft" Platz. 

Dieser Trend weg von der Institution der Ehe führt notwendigerweise in eine 
neue Institution, die von den Konkubinatspartnern eigentlich nicht gewollt ist, 
nämlich zur Institutionalisierung der eheähnlichen Gemeinschaft. Und hierbei 
kann man nur in Analogie zur Ehe verfahren, ein Beweis, wie tief die echte Ehe 
in der Natur des Menschen verankert ist. Der Staat hat sich für das Wohl der 
Kinder einzusetzen. Dies gilt in gleicher Weise für die eheähnliche wie für die 
eheliche Gemeinschaft. Trennen sich die Partner nach längerer Zeit, dann entste­
hen Unterhaltsansprüche wie ähnlich bei der Ehescheidung. Außerdem hat der 
Steuerstaat ein eigenes Interesse, zu wissen, welche finanziellen Vorteile die Part­
ner einer eheähnlichen Gemeinschaft gegenüber Ehepartnern erzielen. Zudem 
verlangt die gesellschaftliche Ordnung, daß in gleicher Weise wie die Doppelehe 
mit ihren üblen Folgen auch die doppelte eheähnliche Gemeinschaft verhindert 
wird. Mit der rechtlichen Normierung der eheähnlichen Gemeinschaft, die man 
bisher „Konkubinat" genannt hat, entsteht nun eine neue Anwendung des 
Begriffes Konkubinat, nämlich im Sinn des Doppelkonkubinats, dem man im 
weiteren Verfall der Moral wiederum nachgehen muß, und zwar ebenfalls in 
Anlehnung an den „idealistisch" gewordenen Begriff der naturrechtlichen Ehe. 
Diese kaum überschaubare Entwicklung zeigt deutlich, wohin eine Gesellschaft 
steuert, welche die Ehe als Gemeinschaft auf Lebenszeit verloren hat. 

Jede Kodifikation der Rechtsfragen einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
muß sorgfältig überlegt werden. Hat man einen ersten Schritt getan, so ent­
stehen neue Abgrenzungsprobleme. Aufschlußreich ist das serbische Familien­
gesetz vom Juni 1980, das am 1.1.1981 in Kraft getreten ist. „Es regelt die 
nichteheliche Lebensgemeinschaft mit bisher kaum gekannter Gründlichkeit. Es 
wird grundsätzlich die Gleichstellung mit der Ehe in unterhaltsrechtlicher und 
vermögensrechtlicher Hinsicht angeordnet. Auf der anderen Seite werden 
Eingehungsvoraussetzungen aufgestellt, wobei auf einen Teil der Ehehinder-

Vgl. HANS-WOLFGANG STRÄTZ, Rechtsfragen des Konkubinats im Überblick, in: Zeitschrift 
für das gesamte Familienrecht 27 (1980) 302. 
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nisse verwiesen ist. Ein Verheirateter kann keine nichteheliche Lebensgemein­
schaft eingehen. So erscheint die Zeit nicht mehr fern, in der vielleicht auch - wie 
die Doppelehe - das Doppelkonkubinat den Eintritt gewisser Rechtsfolgen 
hindert oder Sonderregeln heraufbeschwört. Wird die nichteheliche Lebens­
gemeinschaft aufgelöst, so entstehen im serbischen Recht bei kinderlosen 
Gemeinschaften Unterhaltsansprüche nur, wenn die Gemeinschaft längere Zeit 
angedauert hat. Hier wirft das Ehescheidungsrecht seine Schatten. Eine Unter­
haltsklage kann vom Gericht verworfen werden, wenn sie von einem unver­
heirateten Partner erhoben wurde, der sich in der nichtehelichen Lebensgemein­
schaft grob oder ungehörig verhalten hat, wenn er seinen Partner böswillig oder 
ohne Rechtfertigung verlassen hat, oder wenn seine Ansprüche seinem außer­
ehelichen Partner gegenüber ungerecht wären. Es fragt sich natürlich sofort, wie 
solche Standards auszufüllen sind. Insgesamt ist also jede Kodifikation der nicht­
ehelichen Lebensgemeinschaft heikel57." Wäre es angesichts dieses Wustes von 
Rechtsproblemen nicht besser, grundsätzlich bei der Natur der Ehe zu bleiben? 

ERIK JAYME, Die Entwicklung des europäischen Familienrechts, Eine rechtsvergleichende 
Betrachtung, in: Zeitschrift für das gesamte Familienrecht 28 (1981) 222. 



VIERTES KAPITEL 

DIE FAMILIE 

1. Sozialethische und soziologische Probleme bei der Suche nach der 

Definition der Familie 

Nach allgemeiner Auffassung besteht eine Familie dort, wo ein Elternpaar mit 
seiner Nachkommenschaft ein gemeinschaftliches Leben führt. Das ist die all­
gemeinste semantische Definition, aristotelisch ausgedrückt: die allgemeinste 
Formulierung der Nominaldefinition. 

In der Definition ist nicht näher bestimmt, in welcher Beziehungseinheit Vater 
und Mutter stehen. Es ist gemäß dieser Definition denkbar, daß die Familie nur 
so lange besteht, als die Kinder in Gemeinschaft mit den Eltern leben, oder gar als 
die Kinder von den Eltern ernährt und behütet werden müssen. Daß zur Familie 
die eheliche Gemeinschaft der Eltern gehört, ist aus der semantischen Analyse 
(Nominaldefinition) nicht ersichtlich. Daß die eheliche Gemeinschaft der Eltern 
zur Familie gehört, kann sich nur aus der sozialethischen Realdefinition ergeben. 
Wenn die Ethnologen die Ehe erst in der Familie entdecken, dann ist dies natur­
gemäß nicht der Begriff der Ehe, wie er im vorherigen Kapitel als einzig real gül­
tig nachgewiesen worden ist. Ehe bezeichnet in diesem Fall lediglich die länger 
andauernde Lebensgemeinschaft der Eltern im Hinblick auf die Aufzucht der 
Nachkommenschaft. Auf empirischem Weg ist es höchstens in einer säkularen 
Betrachtung möglich, das zum Realverständnis der Familie wesentliche Element 
der Ehe als totaler Lebensgemeinschaft von zwei geschlechtlich verschiedenen 
Personen zu erkennen. Auf dieser Ebene wird dann die Familie als Lebensge­
meinschaft von Eltern und Kindern aufgrund eines für Lebensdauer geschlosse­
nen Ehevertrages der Eltern erkannt. Diese Definition, so empirisch sie abge­
stützt sein mag, impliziert trotz allem bei näherem Zusehen eine geheime Wert­
entscheidung. 

Wenn die Familie nicht nur ein soziologisch beschreibbarer Prozeß, sondern 
im Sinn einer naturhaften Institution eine Gemeinschaft mit einem bestimmten 
Zweck sein soll, dann muß man das der Familie von Natur vorgegebene 
Gemeinwohl definieren. Damit aber befinden wir uns bereits auf sozial­
ethischem Boden. 
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Wie die Familie nur auf der Basis der Ehe als unauflöslicher Lebensgemein­

schaft von Mann und Frau sozialethisch erklärt werden kann, so ist auch das 

Gemeinwohl der Familie von der Ehe aus zu definieren. 

In gewissem Maße befinden wir uns hier auf sozialethischem Neuland. In der 

sozialethisch orientierten Literatur über die Familie wird durchwegs mit der 

soziologisch nachweisbaren Bedeutung der Familie für die Sozialisation des Kin­

des operiert. Damit ist im Grunde nur die unilaterale Beziehung der Eltern zum 

Kinde oder der Kinder zu den Eltern angesprochen, nicht aber die für die sozial­

ethische Betrachtung entscheidende Frage des Gemeinwohls aller. Diese Schau­

weise charakterisiert die gesamte Geschichte der Ethik der Familie. 

Die mittelalterlichen Theologen kannten keinen typisch sozialethischen 

Traktat der Familie. Einerseits kannte man noch keine Krise der Familie. 

Andererseits hat der besonders geartete naturrechtliche Traktat der Ehe einen 

eigenen Traktat über die Familie als spezifisch eigener Gemeinschaft überflüssig 

gemacht. 

Die aristotelisch-thomistische Definition des Gemeinwohls der Ehe, gemäß 

welcher zwei auf verschiedenen Abstraktionsgraden liegende Zwecke der Ehe 

unterschieden wurden, ein primärer, nämlich die Zeugung von Nachkommen­

schaft, und ein sekundärer, akzidenteller, nämlich die gegenseitige Liebe und 

Hilfeleistung, kommt nicht weiter in der Suche nach der Definition der Familie 

als zur Bestimmung der Pflichten der Eltern gegenüber den Kindern und der 

Kinder gegenüber den Eltern. Man interessierte sich offenbar mehr für die hier­

archische Struktur der Familie als für die Gemeinschaft in der Familie. 

Eine Parallele zu dieser Sicht bietet die aristotelische Definition der staatlichen 

Gemeinschaft. Das staatliche Gemeinwohl wird konzipiert und konstituiert 

durch die Regierenden, die „wissen", was der Gesamtheit zum Besten gereicht, 

es wird realisiert durch die Regierten, die zu ihrem Wohl den Regierenden 

gehorchen. Obwohl für die Regierung das Gemeinwohl ein Soll, eine Aufgabe 

bedeutet, es also als ein der Regierung vorgelagerter Wert konzipiert werden 

muß, so ist dieser Wert in der aristotelischen Sicht im Grunde doch nur der von 

der Regierung erstellte Wert, d. h. er ist kein Wen der Kooperation von Regie­

renden und Regierten, der Letzteren höchstens durch Teilhabe (participative). 

Der Thomismus hat zwar diese Art und Weise der Bestimmung des Staatswohls 

überwunden, indem er eindeutig das allen vorgeordnete Gemeinwohl heraus­

stellte '. Doch hat er keine eigentlich politische Wertordnung erstellt, aus der sich 

eine echte Kooperation aller Staatsglieder, ob Regierende oder Regierte, ergeben 

konnte. Man verblieb in der allgemeinen Staatsphilosophie, von der aus man die 

1 Vgl. Bd. I, Kap. 7, IV, 2, S. 200 ff. 
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Regierenden an ihre Pflichten erinnerte. Eindrucksvolle Zeugnisse hiervon fin­

det man in den beiden Schriften des Thomas von Aquin „Über die Herrschaft der 

Fürsten, an den König von Zypern" und „Über die Herrschaft der Juden, an die 

Herzogin von Brabant". Gleich strukturiert, allerdings auf dem Grund einer 

ganz anderen Ethik, ist „Der Fürst" von Machiavelli. Hier wird das vorstaatliche 

Gemeinwohl mit der eigenwilligen Absicht des Fürsten vertauscht. Eine eigent­

liche politische Ethik konnte erst erstehen auf dem Boden der im Sinn der Auf­

klärung individualistisch verstandenen Grundrechte aller. Das Mittelalter 

kannte auch noch nicht den Aufbau der Sozialethik gemäß den verschiedenen 

Gemeinwohlarten. 

Bei der noch sehr undifferenzierten Entwicklung des Gemeinwohlbegriffes 

konnte man hinsichtlich der sozialethischen Darstellung der Familie nichts 

anderes erwarten als einen Pflichtenkatalog für Eltern und Kinder. Was zur 

Sozialethik der Familie gehört, steht bei Thomas von Aquin im Traktat über die 

gegenseitigen Gerechtigkeitspflichten der Eltern und Kinder2. Gewiß hat bereits 

Aristoteles die Familie, die Hausgemeinschaft, das Dorf und die Stadt als Ele­

mente staatlicher Gemeinschaft geschildert, aber doch nur unter dem soziolo­

gisch-historischen Betracht der Entstehung und Entwicklung des Staates, nicht 

vom für die sozialethische Betrachtung wesentlichen Gesichtspunkt aus, 

wonach die staatliche Gemeinschaft innerlich strukturiert wird entsprechend 

den verschiedenen Gemeinwohlarten, welche die Eigenberechtigung bestimm­

ter sozialer Gebilde begründen. 

Die Verwicklung soziologischer und ethischer Betrachtungsweise hat die 

katholische Moraltheologen der modernen Zeit bei der Definition der Familie 

beeinflußt. Die Familie wurde, wie es die aristotelische Soziologie nahelegt, als 

zeitlich erste Gemeinschaft gesehen, die die lebenswichtigen Gebrauchsgüter für 

ihre Glieder zu besorgen hat. Aristoteles hatte die Familie im Vergleich zum Staat 

als unvollkommene Gesellschaft bezeichnet. Im Einklang hiermit konnte in 

modernen Termini die Familie nicht anders umschrieben werden als die 

Gemeinschaft von Eltern und Kindern, Zeugern und Gezeugten (eventuell 

durch das Gesinde zur Hausgemeinschaft erweitert), um gemeinsam die nötigen 

Lebensgüter zu produzieren und sie gemeinsam zu konsumieren. Typisch für 

diesen Begriff der Familie war die Anwendung auf die Produktions- und Tisch­

gemeinschaft einer blutsverwandtschaftlichen Gruppe im Sinn des bäuerlichen 

Unternehmens alten, übrigens auch heute noch lebendigen Stils. Von dieser 

Konzeption aus versteht man, wenigstens teilweise, die Empfehlung bäuerlicher 

und handwerklicher Familienunternehmen in päpstlichen Verlautbarungen bis 

in die neueste Zeit. 
2 S. Theol. IUI 101. 
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Die Soziologie sieht mit Recht in dieser Familienstruktur aus der Zeit 
familienbetrieblicher Produktion eine vergangene, nicht wiederbringliche Form 
des Familienlebens. Die Industriegesellschaft mit ihrer weitverzweigten Arbeits­
teilung, die neue Unternehmensstruktur, gemäß der der einzelne Unternehmer 
zuerst für den Markt arbeitet und erst dann aus dem von dorther bezogenen 
Einkommen den eigenen Konsum bestreitet, die Individualisierung der Lebens­
gestaltung und vieles andere haben die Produktionsgemeinschaft und sogar die 
Tischgemeinschaft der Familie aufgelöst. Auch die landwirtschaftlichen Betriebe 
werden als Unternehmen geführt, die ihre Produkte auf den Markt werfen, in 
welcher Form auch immer, zum direkten Konsum der Käufer oder zur Ver­
arbeitung in der Konservenindustrie. Ihre für den Eigenbedarf bestimmte 
Produktion kommt in den europäischen Industrieländern im günstigsten (wirt­
schaftlich ausgedrückt: im ungünstigsten) Fall auf 40%. Die Mitarbeit der 
jungen Familienangehörigen in der landwirtschaftlichen Produktion ist oft 
nachteilig, weil sie beruflich hemmend wirkt, ausgenommen für jenen Familien­
angehörigen, der einmal den Hof übernehmen soll. So ergibt sich für die an sich 
mit der Tradition am engsten verbundene Familie, nämlich die bäuerliche, die 
Notwendigkeit, das alte Ideal der Familie aufzugeben und eine neue Form zu 
suchen. 

Die Familie als Konsum gemeinschaft hat ihren Ausdruck bislang besonders 
auch hinsichtlich der Alterssicherung, überhaupt hinsichtlich der Sicherung 
gegen Schicksalsschläge gefunden. Die familiale Fürsorgepflicht in Fällen der 
Verarmung eines Familiengliedes und für die alternden Eltern, wie sie teilweise 
noch heute in manchem bürgerlichen Recht verankert ist, weicht der Sozial­
versicherung. Rudolf Tartier hat in seiner soziologischen Untersuchung nach­
gewiesen, daß die Alten die Sozialversicherung einer familiengebundenen 
Alterssicherung vorziehen3. Mit Recht meint er, wenn irgendwo der familiäre 
Zusammenhalt noch bestehen würde, dann würde er sich zuerst in der Verant­
wortung für die Alten ausdrücken. Tatsächlich aber kann heute die junge Gene­
ration diese Aufgabe nicht mehr erfüllen, selbst wenn sie moralisch dafür dispo­
niert wäre. Die vielseitige Beschäftigung der Angehörigen der jungen Familie, 
Eltern und Kinder, in der arbeitsteiligen Wirtschaft, die Wohnverhältnisse, die 
nervöse Hast und Hetze des modernen Lebens, die allmählich etablierten 
Gewohnheiten der Wohlstandsgesellschaft und anderes mehr haben das Klima, 
in welchem die Alterssorge durch die Familie ermöglicht wurde, verdorben. 
Nicht zu reden von der nicht nur schleichenden, sondern oft galop-

3 R. TARTLER, Das Alter in der modernen Gesellschaft, Soziologische Gegenwartsfragen 13, Stutt­
gart 1961. 
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pierenden Inflation, in der wir leben. H. Schelsky4 meinte zwar, daß sich in der 

Kriegs- und Nachkriegszeit ein erhöhtes familiäres Zusammengehörigkeits­

gefühl und eine gewisse Restabilisierung der Familie feststellen ließen. Diese 

1953 gemachte Bemerkung dürfte aber durch die heutige Situation ihren Wert 

verloren haben. Die Entwicklung geht jedenfalls in gegensätzlicher Richtung. 

Auf der Tagung der englischen soziologischen Gesellschaft und der Gesellschaft 

für Sozial-Anthropologie 1960 stellte Raymond Firth mit Recht die Frage, ob die 

Familie oder der Haushalt noch irgendwie als Helfer in der sozialen Frage 

betrachtet werden könne oder ob die Individualisierung unseres sozialen 

Daseins nicht schon so weit vorgeschritten sei, daß mit dem Familienband über­

haupt nicht mehr gerechnet werden dürfe5. Die inzwischen gemachten Erfah­

rungen geben eindeutige Antwort auf diese Frage. Die Soziologie ist mit ihrer 

empirischen Feststellung so weit von den alten Familienbildern abgerückt, daß 

sie die Familie nur noch als „Intimgemeinschaft" zu definieren vermag. Robert 

F. Winchb kommt in seiner umfangreichen soziologischen Untersuchung der 

amerikanischen Familie sogar zum Schluß, daß ein von der Familie gelöstes 

soziales System sehr gut denkbar sei. Von einer Desintegration, d.h. einem 

Verfall der Familie könne man nur dann sprechen, wenn der allgemeine Konsens 

zwischen Familiengliedern verlorengegangen sei, nicht aber dann schon, wenn 

die Institution der Familie auseinanderfalle. 

Gemäß dem Bild, das die Soziologie von der Familie liefert, möchte man 

annehmen, daß die Familie überhaupt nicht definierbar sei, daß man eher nur 

von einem Wandel dessen sprechen könne, was unter dem Namen Familie 

vorgestellt wird. Der Soziologe sieht in dem Problem der Familiendefinition 

eher ein Problem möglicher Varianz als der Konstanz7. Wie soll man aber das 

Substrat des Wandels definieren? Im Hinblick darauf, daß die Kleinfamilie noch 

existiert und auch Chancen für die Zukunft hat, wird man immerhin bei ihr 

ansetzen können, indem man die Familie zumindest als „totale Gruppe" 

bezeichnet8. Aber damit ist nicht mehr gewonnen als mit dem Begriff „Intim­

gemeinschaft". In dieser Art der Definition geht der Familie der Charakter der 

Institution verloren. Und das ist für die Gesellschafts-, besonders die Familien­

politik verhängnisvoll. 

4 H. SCHELSKY, Wandlungen der deutschen Familie in der Gegenwart, Dortmund 1953. 
In: Family and Kin Ties in Britain and Their Social Implications. British Journal of Sociology 12 
(1961) 305-350. 

6 ROBERT F. WINCH, The Modern Family, Revised edition, New York - London 1963. 
7 Vgl. HERBERT SCHWEIZER, Familie im Wandel. Eine Einführung in die gesellschaftlichen 

Bedingungen heutigen Familienlebens. Herderbücherei 972. Freiburg 1982. 
8 HERBERT SCHWEIZER, op. cit. 
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Dem Sozialethiker geben die soziologischen Erhebungen ein schweres Pro­
blem auf. Einerseits muß er eine dauerhafte Norm familialen Zusammenseins 
anbieten, gemäß welcher man die Entwicklung der Familie zu bewerten 
imstande ist. Andererseits muß er wissen, daß er zu einem großen Teil die 
Familie nur aus Geschichte und Gegenwart kennt. Seiner Definition der Familie 
dürfen jedenfalls nicht die kultur- und zivilisationsgebundenen Schalen an­
haften. Nur auf der Grundlage einer universalen, den einzelnen Kulturen ent­
rückten Norm vermag der Sozialethiker die Grenzen aufzuzeigen, von wo ab 
ein bestimmtes gesellschaftliches Verhältnis von Eltern und Kindern nicht mehr 
Familie genannt werden kann. Ohne vorgängige Bestimmung des Gemeinwohls 
der Familie als solcher verwickelt sich der Sozialethiker in zeitlich begrenzte 
Kulturauffassungen und wird damit unfähig, die Dynamik des sozialen Lebens 
in die Familienpolitik aufzunehmen. Allerdings darf man sich nicht der Illusion 
hingeben, daß diese universale Definition Hinweise geben könnte, wie die 
Familie sich zu entwickeln habe, vielmehr dient sie einzig dazu, kritisch zu der 
im konkreten sozialen Kontext stehenden und von der Umwelt geprägten 
Familie Stellung zu nehmen und Orientierungen zu geben, welche Fehlentwick­
lungen, die bereits latent vorliegen, abgeriegelt werden müssen. Sie ist lediglich 
eine Hilfe für den nur mit moralischem Gefühl zu fällenden Ermessens­
entscheid. 

2. Das Gemeinwohl der Familie 

Aus der Tatsache, daß die Ehe die durch die Natur der Geschlechtlichkeit 
gebotene Institution der Zeugung von Nachkommenschaft ist, ergibt sich die 
Einbeziehung der Kinder in die Gemeinschaft der Ehe in der Weise, daß ein 
neues Gemeinwohl entsteht: Die Kreation von intensiven sozialen Werten auf 
der Basis der Blutsverwandtschaft. Natürlich stehen die Eltern als Eheleute 
nicht in blutsverwandtschaftlicher Beziehung zueinander. Als Eltern aber 
gewinnen sie durch das Kind einen neuen Bezug, den der gemeinsamen Sorge 
für das Kind und auch der gemeinsamen Freude an ihm. Das Kind seinerseits ist 
nicht nur Objekt der neu geschaffenen Beziehung zwischen den Ehepartnern, 
sondern erfüllt selbst eine aktive Funktion. Aus dieser durch die Blutsverwandt­
schaft mit den Eltern begründeten Funktion des Kindes entstehen intensive 
Gesellschaftswerte, die sich deudich von jenen unterscheiden, die in der bloßen 
Ehegemeinschaft verwirklicht sind. Mit der Familie ist aus der Ehe ein Gebilde 
entstanden, das über die personale Lebensgemeinschaft der Ehepartner hinaus­
greift, allerdings, dies ist zu beachten, nur auf der Basis der Ehegemeinschaft. 
Während die Ehe, die, wenngleich sozial grundlegende, aber doch noch ganz auf 
die Innenseite des Zusammenlebens gerichtete Gemeinschaft ist, ist nun die 
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Familie ausgesprochen nach außen, nach der umfassenderen Gesellschaft hin 

orientiert. Gewiß hat auch die Ehe ihren eigenen Bezug zur Gesamtgesellschaft, 

da sie die Verantwortung für einen gesunden Nachwuchs trägt. Das Urteil in der 

Verwirklichung dieser Verantwortung fällen aber einzig die Ehepartner. 

Dagegen weist das Kind, das in der Familie nur in Vorbereitung auf seine spätere, 

in eigener Verantwortung zu suchende soziale Laufbahn steht, deutlich über die 

Familie hinaus. Die Familie hat somit „großräumig" gesellschaftliche Werte zu 

pflegen. Diese Pflege vollzieht sich nicht nur aufseiten der Eltern durch die Sorge 

für die Nestwärme der Kleinen und für die Ausbildung der Größeren. Am 

inneren, geistigen Aufbau der Familie sind ebenso die Kinder beteiligt. In der 

Zuteilung der beruflichen Bildungsmöglichkeiten müssen die Kinder oft mit 

großen Unterschieden rechnen, vor allem wenn die finanziellen Mittel nicht in 

gleicher Weise für alle reichen und Gleichmacherei zu nichts führen würde. 

Gerade bei solchen Gelegenheiten beweist die neidlose Zufriedenheit der 

weniger Begünstigten und die treue Dankbarkeit des oder der Begünstigten, daß 

alle Familienglieder, Eltern wie Kinder, ein gemeinsames Interesse verfolgen: die 

in Solidarität geübte Vertiefung des Geistes der Zusammengehörigkeit und der 

rückhaltlosen Bereitschaft zu den gemeinsam zu leistenden Aufgaben. Die 

Familie bringt in dieser engen Verbundenheit jene Kräfte hervor, ohne die die 

Großgesellschaft und vor allem die Demokratie nicht bestehen können: die 

sozialen sittlichen Tugenden, Sinn für die Verträglichkeit mit Andersgesinnten, 

neidlose Anerkennung von sozialen Unterschieden, persönliche Verantwor­

tung, Sinn für harmonische Lebensgestaltung, das heißt für all das, was die 

Gesellschaft von ihren Gliedern erwartet, um die allgemeine Wohlfahrt im Sinn 

des Humanum zu bestimmen und zu verwirklichen. Die Eltern wären unfähig, 

diese Werte sozialer Lebensgestaltung intensiv genug zu entwickeln, wenn sie 

sich nicht zusammen mit den Kindern im Kreis der Familie darum bemühen 

müßten. Die Erfahrung bestätigt diese Erkenntnis, da Eheleute oft erst dann an 

sich selbst feststellen, welche Werte das umfassende soziale Leben benötigt, 

wenn sie die Sorge um die soziale Erziehung ihrer Kinder verspüren. 

Die Gründung der Familie auf dem auf Lebenszeit geschlossenen Ehegelöbnis 

der Eltern soll das Band intensiver Solidarität auf Dauer festigen. Wenngleich die 

Kinder die Eltern verlassen, um eine neue Familie zu gründen oder sonst einer 

beruflichen Aufgabe nachzugehen, so ist die gegenseitige Verpflichtung doch 

nicht aufgehoben. In erster Linie handelt es sich naturgemäß um eine moralische 

Bindung, die sich aber ausdrückt in der gegenseitigen Anteilnahme an eines 

jeden Geschick. Daß dauerhafte sittliche Bindung nicht etwa nur normativen 

Charakter ohne reale Konsequenzen hat, wird von jenen Familien deutlich 

verspürt, deren Eltern, sei es früh oder spät, die Ehe geschieden haben. 
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Das sittliche Milieu, das Eltern und Kinder in gegenseitiger Beziehung zu 

schaffen haben, soll sich nicht nur fruchtbar auf die Zukunft der Kinder aus­

wirken, sondern zugleich ein solides Fundament sittlich-kultureller Tradition 

bilden. Auch hier manifestiert sich eindrucksvoll die Bedeutung der unauflös­

lichen Ehe als Grundlage der Familie. 

Das Gemeinwohl der Familie läßt sich nach dem Gesagten in folgender Weise 

formulieren: Schaffung eines dauerhaften sittlichen Milieus durch in unauflöslicher 

Ehe lebende Eltern und ihre Kinder, Vorbereitung der Kinder auf die Übernahme 

von Verantwortung in der umfassenden Gesellschaft und Grundlegung einer 

gefestigten sittlichen Tradition. 

Zur Erklärung dieser Definition des familialen Gemeinwohls einige 

ergänzende Bemerkungen: 

1. Das Ziel der Kindererziehung steht zwar in der Definition. Es konstituiert 

aber, streng genommen, nicht das Gemeinwohl der Familie, sondern ist nur in 

ihm impliziert. Sonst würde es genügen, daß die Eltern, um auf irgendeine Weise 

den Kindern die sozialen Tugenden nahezubringen, sie einer Erziehungsanstalt 

oder einem Institut anvertrauten. Es handelt sich im Grunde nicht nur um eine 

erzieherische Leistung von Seiten der Eltern an den Kindern, sondern in erster 

Absicht um die gemeinsame Schaffung eines sittlich-sozialen Milieus, in dem für 

alle eine Atmosphäre hoher sittlicher Erwartungen gedeihen soll. 

2. Die Tatsache, daß die Vorbereitung der Kinder auf die verantwortungs-

bewußte Übernahme von sittlich-sozialen Aufgaben in die Definition des 

familialen Gemeinwohls aufgenommen werden muß, weist darauf hin, daß die 

Familie eine „unvollkommene", nämlich für die umfassendere Gesellschaft 

offene Gemeinschaft darstellt. In der weiteren Zielsetzung, der das Gemeinwohl 

der Familie dient, liegt der eigentliche sozialethische Sinn des Begriffs „unvoll­

kommene Gesellschaft", im Gegensatz zur aristotelischen Auffassung, die von 

der Leistungsfähigkeit der Familie im Hinblick auf die Besorgung der zum 

Leben notwendigen Güter ausging. Selbst wenn die Familie alle Güter erstellen 

könnte, bliebe sie, von der Aufgabe aus gesehen, der sie schließlich dienen muß, 

noch immer eine unvollkommene Gesellschaft. Im Zusammenhang hiermit 

steht die Tatsache, daß die Familie den rechtlichen Normenprozeß nicht 

abschließen kann, sondern in ein umfassendes Rechtssystem hineingehört. Da 

das Recht seinem Wesen gemäß final orientiert ist, erhält es erst dort seinen 

Abschluß, wo der soziale Aufgabenkreis schließt, d.h. im Staat, Staat hier 

verstanden als ideell gefaßte Menschheitsorganisation. 

3. In der beschriebenen Zielrichtung des familialen Gemeinwohls auf die sitt­

lich-soziale Integration der Kinder sind alle Etappen miteinbegriffen, durch die 

das Kind hindurchgeführt werden muß, um die ihm später gestellten Aufgaben 
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zu übernehmen. Dazu gehört das Person-werden, die von den Soziologen 

beschriebene Enkulturation. Johannes Messner hat die Familie gerade von dieser 

Seite aus mit dem besonderen Blick auf die Grundlegung sittlicher Werturteile in 

den Kindern gesehen . Die Familie behält ihre eigene Bewandtnis als „Gesell­

schaft" über die Zeugungs- und Erziehungsfunktion der Eltern hinaus. Sie ist 

also nicht nur ein Mittel zum Aufbau der politischen Gesellschaft, wie sie von 

Engels^ beschrieben worden ist. Nach Engels verwandelt sich die „private" 

Hausgemeinschaft in eine soziale Industrie. Die Sorge für die Kinder wird zur 

„öffentlichen Angelegenheit". „Die Gesellschaft sorgt in gleicher Weise für alle 

Kinder, ob legitim oder illegitim." 

4. Aus dem Gesagten folgt, daß die Familie im Hinblick auf ihre interne 

Aufgabe, d. h. ihr eigenes Wohl zwar autonom ist, aber doch nicht letzte Rechts­

kompetenzen besitzt. Sie verhält sich, rechtlich gesehen, zum Staat wie etwa die 

einzelne autonome Provinz (Kanton) zum Bundesstaat. 

5. Die (relative) Autonomie der Familie erhellt aus dem ihr eigenen Gemein­

wohl. Bei aller Offenheit der Familie für das Leben im Staat ist sie nicht nur, wie 

etwa Plato meinte, Produktionsstätte von Staatsbürgern. Nach Plato zeugen die 

Eltern das Kind nur für den Staat". Dagegen steht die pluralistische Auffassung, 

wonach der Staat aus verschiedenen Gemeinwohlen besteht, die zwar alle im 

umfassenden Gemeinwohl enthalten sind, aber doch jeweils verschiedene 

Aufgaben beinhalten. Der Staat ist hierbei immer nur die letzte zusammen­

fassende Gemeinschaft von Gemeinschaften, stets rückbezogen auf die vor ihm 

gegründeten und auch in ihm weiter bestehenden Gemeinschaften mit eigenen, 

vom Staat nie zu absorbierenden Gemeinwohlen. In der Entstehung, also in der 

Kausalkette gelangt man allerdings in einem natürlichen Prozeß von der Klein­

familie zur Großfamilie, zum Dorf, zur Stadt und schließlich zum Staat, wobei 

die intentionale Ordnung einzig determiniert erscheint durch das Ziel, den Staat 

aufzubauen. Unter diesem rein kausalen Blickwinkel sah Plato und mit ihm auch 

Aristoteles - dieser nur teilweise - , die Beziehung von Familie und Staat. Anders 

in einer typisch sozialethischen Betrachtung, von der aus man den Staat immer 

nur im Rückblick auf die Person sieht, also stets in der Aufschachtelung des 

staatlichen Gemeinwohls in eine Vielzahl von Gemeinwohlen, die gemäß den 

personalen Aufgaben der Personen konstituiert sind, die darum ihre Existenz im 

universalen Ganzen (= Staat) behalten müssen, wenn der Staat als umfassendes 

Sozialgebilde bestehen soll. Der Verlust der Familie bedeutet für den Staat den 

9 J. MESSNER, Das Naturrecht, 7. Aufl., Berlin 1984, S. 551ff. 
I FRIEDRICH ENGELS, Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staates, Berlin (Ost) 

1953. 
II Vgl. Der Staat, 5. Buch, 460 D - 461 C. 
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Zerfall seiner sittlichen Existenz. Entgegen der hegelschen Auffassung ist die 

Sittlichkeit nicht im Staat, sondern in der Person begründet. Die sittliche Persön­

lichkeit entwickelt sich aber nur in der Kommunikation mit der Umwelt, und 

zwar in erster Linie in der Familie. Je mehr sich die Gesellschaft im Zuge der 

Industrialisierung von den humanen Werten entfernt und der materiellen Wohl­

standsideologie verfällt, um so dringlicher wird die Pflege des Familienlebens. 

Das Leistungsprinzip, das in der Konkurrenzwirtschaft - von den soziali­

stischen Planwirtschaften nicht zu reden - beinahe sämtliche sozialen Wertord­

nungen ergreift und so die sittlich-humane Lebensauffassung aus dem sozialen 

Bereich zu verdrängen droht, macht eine Gesellschaftspolitik notwendig, in der 

die Familie als Herd der sittlich-sozialen Werte zum Tragen kommt12. 

Aufgrund des familialen Gemeinwohls lautet die Definition der Familie: Die 

Familie ist die Gemeinschaft von in unauflöslicher Ehe lebenden Eltern und ihrer 

Kinder zur Schaffung eines dauerhaften sittlichen Milieus, zur Vorbereitung der 

Kinder auf die Übernahme von Verantwortung in der umfassenden Gesellschaft 

und zur Grundlegung einer gefestigten sittlich-kulturellen Tradition. Die 

Definition ist kein Paradigma, das sich unmittelbar auf die gesellschaftlichen 

Verhältnisse anwenden läßt. Sie verlangt vom Gesellschaftspolitiker eine 

entsprechende sittliche Wertoption, um kritisch abwägen zu können, welche 

sowohl wirtschaftlichen wie auch sozialen Maßnahmen zu ergreifen sind, damit 

die Familie in der konkreten Situation Raum genug zur Entfaltung erhält. 

Die Definition gilt naturgemäß für die sogenannte Kern- oder Kleinfamilie, 

wobei Kleinfamilie nicht das Konträre von kinderreicher Familie, sondern von 

Groß- oder Generationenfamilie ist. Sozialethisch kann die Großfamilie nur auf 

der Grundlage der Kern- oder Kleinfamilie erfaßt werden. Man entdeckt also 

nicht, wie dies empirisch möglich ist, zuerst die großverwandtschaftliche 

Gemeinschaft. 

3. Die Familienpolitik 

Allgemeine Wertüberlegungen in der Familienpolitik 

Welche Forderungen stellt nun die Familie gemäß ihrer Definition an die 

Gesellschaft ? Und welche Dynamik verlangt die Gesellschaft im Wandel der 

Wirtschaft berechtigterweise von der Familie ? 

Wenn von allen Seiten heute eine Wirtschaftspolitik verlangt wird, die auf die 

alarmierenden ökologischen Probleme Rücksicht nimmt, dann darf auch 

erwartet werden, daß die Familie eine mindestens gleiche Rücksichtnahme 

12 Vgl. KLAUS HEINEMANN, Soziale Kosten in der Leistungsgesellschaft, in: Leistungsgesellschaft 
und Mitmenschlichkeit, Limburg 1972, S. 83. 
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erfährt. Allerdings reicht zur Formulierung dieser Erwartung die Definition der 

Familie als „Intimgemeinschaft" nicht aus. Die Familie braucht einen eigenen 

Lebensraum, in welchem intensive Kommunikation der Familienglieder 

möglich wird. Die Verwirklichung des familialen Gemeinwohls könnte z.B. 

verunmöglicht werden durch eine Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, welche 

die Konsumgemeinschaft der Familie aushöhlt. Der „Herd" ist wohl das letzte 

Symbol, das noch auf eine Lebensgemeinschaft hinweist. Von der Menschheits­

geschichte aus beurteilt, ist die familiale Konsumgemeinschaft als eine Mindest­

bedingung für die Erhaltung der Familie als Lebensgemeinschaft zu bezeichnen. 

Der Arbeitseinsatz der Mutter in der Wirtschaft mag wirtschaftlich begrüßens­

wert sein, er bedeutet aber, sozusagen in der Regel, einen Verlust an geistigen 

Werten in der Familie. Natürlich muß dann die Leistung der Mutter in der 

Familie von sehen der Gesellschaft honoriert werden (z. B. Anerkennung dieser 

Leistung in der Sozialversicherung). Dem Lebensraum der Familie hat auch eine 

familienfreundliche Wohnungspolitik zu dienen. 

Natürlich lassen sich keine starren Regeln aufstellen. Man kann sittliche Werte 

nicht mit materiellen Maßnahmen „produzieren". Sittliche Stärke hat sich oft 

gerade unter materiell ungünstigen Bedingungen zu bewähren. Dabei können 

gerade diese ein wirksamer Ansporn zu sittlichen Höchstleistungen sein. 

Führende Persönlichkeiten und hervorragende Denker entstammen oft armen 

Schichten, aus denen sie als self-made-man hervorgegangen sind. Doch dürften 

diese Tatsachen für die Gesellschaft kein Anlaß sein, die Familie der wirtschaft­

lichen Entwicklung zu überlassen. Die Familie braucht zu ihrer Entwicklung 

eine für sie günstige Außenwelt und eine wohlgestaltete wirtschaftliche Lebens­

basis. Die von Aristoteles überkommene Lehre von der Tugendmitte wurde von 

Thomas von Aquin nicht etwa nur verstanden als eine Anweisung zu „nicht zu 

viel" und „nicht zu wenig", sondern wurde im Wissen um die Abhängigkeit sitt­

lichen Bemühens von äußeren Bedingungen in dem Sinn ausgelegt, daß die 

Tugend normalerweise einen mittleren Lebensstandard zu ihrer Entfaltung 

brauche. Wenn dies schon allgemein für das sittliche Streben gilt, dann in 

erhöhtem Maß für die natürliche Pflanzstätte sittlich-sozialer Tugenden, d. h. für 

die Familie. Der Erwartung, daß die Familie sich an den wirtschaftlichen Wandel 

anpasse, sind Grenzen gesetzt, deren Nichtbeachtung das Leistungspotential 

der Familie und übrigens auf lange Sicht auch der Wirtschaft lahmen würde. 

Die Familie hat ihren Anpassungstribut an die Wirtschaft längst bezahlt, 

indem sie die Großfamilie opferte. 

Nun hat allerdings die Familie einen Anpassungprozeß mitgemacht, der nicht 

hätte erfolgen dürfen und für den die Familie selbst verantwortlich ist. Die 

Soziologen stellen fest, daß die Familie ihrerseits sich auflöst, indem sich ihre 
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Glieder, nicht ohne Verantwortungslosigkeit, den individualisierenden Lebens­

bedingungen anpaßten, so daß als einzige Bindung noch die Intimität bleibt. Den 

Eltern fehlt nicht nur die Zeit, sich mit ihren Kindern zu befassen, es gebricht 

ihnen auch an der moralischen Kraft, ein solches Milieu aufzubauen, in dem ihre 

Kinder und auch sie selbst inneren Halt gewinnen. Zu einem beträchtlichen Teil 

ist der Schwund der Ehemoral an dieser Auflösung der Familie schuld. Allzu 

leicht überlassen die Eltern die Verantwortung für die Erziehung der Schule, als 

ob die schulische Ausbildung im Elinblick auf den späteren Lebensweg das A 

und O der Erziehung wäre. Da die Kinder in der Familie kein ausgewogenes und 

gesundes Verhältnis zur Sexualität gewinnen, wird dieses Erziehungskapitel 

familienfremden Instruktoren überlassen. Die wesentliche Ursache ist wohl der 

allgemeine Drang nach individualistischer Lebensgestaltung, der sich im Sog der 

wirtschaftlichen und allgemeingesellschaftlichen Entwicklung gebildet hat. 

All das und vieles andere, was den Auflösungsprozeß der Familie anzeigt, sind 

Tatsachen, die einer idealisierten Familienpolitik sozusagen unüberwindbare 

Hemmnisse bereiten. 

Jedenfalls, so scheint es, ist nur noch die Kern- oder Kleinfamilie zu retten. 

Neben den flankierenden wirtschaflichen Maßnahmen, die nicht nur materielle 

Hilfe für die Familie, sondern auch eine entsprechende Wirtschaftsstruktur 

einschließen, ist die moralische Erneuerung der Familie anzustreben. Hierbei 

haben die Kirchen einen bedeutenden Anteil zu übernehmen. Auch in einer 

pluralistischen Gesellschaft obliegt es dem Staat, den Kirchen die entsprechende 

Entfaltungsmöglichkeit und Unterstützung zu gewähren. 

Die Familienpolitik ist eine sehr komplexe Tätigkeit der Gesellschaft und des 

Staates. Sie beginnt mit den sittlichen Grundlagen, befaßt sich mit den sozialen 

Umweltbedingungen der Familie (man denke nur an die Medienpolitik) und 

sucht nicht zuletzt die wirtschaftliche Basis zu sanieren, auf der eine gesunde 

Familie gedeihen kann. Unter letzterem Gesichtspunkt handelt es sich um die 

Anerkennung der nicht zuletzt auch wirtschaftlichen Leistung der nicht 

erwerbstätigen Mutter und um die Kinderzulagen, ganz allgemein um den 

Familienlastenausgleich. 

Der Familienlastenausgleich 

Die Frage der Kinderzulagen ist natürlich keine Frage der Bevölkerungs­

politik. Da die Familie eine, wenngleich in mancher Hinsicht beschränkte, 

Autonomie besitzt, ist die Bestimmung der Kinderzahl der sittlichen Verant­

wortung der Eltern überlassen, eine logiche Folgerung aus der Tatsache, daß die 

Definition der Ehe der der Familie vorausgeht. Wenn man der Gesellschaft bzw. 
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dem Staat das Recht zusprechen würde, in dieses Elternrecht einzugreifen, dann 

müßte man folgerichtig die Familie auflösen und die Frage der Kinderzahl nach 

den materiellen Aufzuchtsgesichtspunkten des Staates lösen. Zwar muß der 

Staat für einen gesunden, staatserhaltenden Nachwuchs besorgt sein. Doch hat 

er in seiner Bevölkerungspolitik nur solche Maßnahmen zu ergreifen, die das 

Elternrecht unangetastet lassen. Rassisch orientierte Kinderprämien, wie sie im 

nationalsozialistischen Regime üblich waren, zielen auf die Perversion des 

Verantwortungsbewußtseins der Eltern ab. Der Staat darf auch nicht die kinder­

reichen Familien diskriminieren. Die Kinder einer kinderreichen Familie haben 

ein gleiches Recht auf Entfaltung der Persönlichkeit wie jene, die einer kinder­

armen und darum wirtschaftlich oft besser gestellten Familie entstammen. 

Der Staat hat auch auf ein familienfreundliches Steuersystem zu achten. Eine 

Art und Weise, dieses Anliegen zu erfüllen, könnte das Familiensplitting sein13. 

Das Familiensplitting müßte allerdings so aufgeschlüsselt sein, daß die Familien­

väter mit hohem Einkommen nicht zu große Vorteile daraus erzielen im Ver­

gleich zum Arbeiter, der relativ zu seinem geringen Einkommen keinen 

spürbaren Steuernachlaß durch ein einheitlich durchgeführtes Familiensplitting 

erfahren würde. Wenn diese Stufung im Familiensplitting nicht durchgeführt 

wird, ist das Kindergeld für den Kleinverdiener günstiger. 

An sich gebührt dem Familienvater, wenn man die Wertordnung ins Auge 

faßt, ein Familienlohn, der ausreicht, die ganze Familie menschenwürdig und 

dem Lebensstandard der Gesellschaft entsprechend zu ernähren. Da aber die 

Wirtschaft eine eigene Ordnung darstellt, in der das Leistungsprinzip und somit 

auch die Entlöhnung nach wirtschaftlicher Leistung gelten, muß das Anliegen 

des Familienlohnes auf dem Weg über den Lastenausgleich erfüllt werden. In der 

Leistungsgesellschaft erhält also der Familienvater einen Leistungslohn und ein 

Kindergeld (bzw. beim Familiensplitting einen entsprechenden Steuernachlaß). 

Gemäß der sozialethischen Norm handelt es sich, wie aus dem Gesagten 

hervorgeht, um eine staatliche Hilfe zugunsten der Familie, die keine Maßnahme 

der Bevölkerungspolitik sein darf, so daß die Reduzierung der Kinderbeihilfen 

auf nur zwei Kinder oder gar nur eines aus bevölkerungspolitischen Gründen, 

wie sie z.B. Paul Ehrlich1* empfiehlt, ethisch nicht haltbar ist. 

13 Vgl. LEO LACHENMEIER, Steuer, Staat, Kirche, Zum Problem der familiengerechten Steuer in 
Staat und Kirche, Freiburg/Schweiz 1975. 

14 Die Bevölkerungsbombe, Aus dem Amerikanischen übersetzt von Juliane Zueich, München 
1971. 
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Die Selbsthilfe der Familie 

Von den Pflichten der Eltern gegenüber den Kindern und der Kinder gegen­

über den Eltern zu sprechen, dürfte sich erübrigen, da man diese Pflichtenlehre 

in allgemeinen Moralbüchern nachlesen kann. Beschäftigen sollen uns vielmehr 

jene Pflichten, die der Familie als Ganzem obliegen im Hinblick auf die wirt­

schaftlich-soziale Entwicklung, die alle bisher bewährten Familienstrukturen 

überrollt und die Familie in den letzten Winkel einer nicht mehr definierbaren 

Intimität abdrängt. Selbstredend sind die Akteure dieser Pflicht in erster Linie 

die Eltern, die hierzu die Initiative ergreifen müssen. Wertmäßig gesehen handelt 

es sich aber um die Realisierung des familialen Gemeinwohls in einer ver­

änderten Gesellschaft. 

Bei aller Bedeutung, welche die Umweltbedingungen und die wirtschaftliche 

Grundlage für die Familienreform haben, ist doch die entscheidende Ursache 

der Rettung der Familie in der sittlichen Leistung der Familienangehörigen zu 

suchen. Die Konsumgemeinschaft mag, was den gemeinsamen Tisch betrifft, 

etwas aufgelockert sein. In der gemeinsamen Einnahme der Mahlzeiten und in 

der gemeinsamen Wohnung erschöpft sich übrigens die Konsumgemeinschaft 

nicht. Entscheidend sind die gemeinsamen Interessen und das gemeinsame 

Eigentum. Die Pflege der Gesundheit der einzelnen Familienangehörigen, die 

Berufswahl und die Berufsausbildung der Kinder, ihr sittliches Verhalten, ihre 

wie auch der Eltern Mitarbeit in sozialen, kulturellen und politischen Organisa­

tionen sind Anliegen, die alle mittragen und für die alle in harmonischem Aus­

gleich mitopfern müssen. Ein gesundheitlich behindertes Familienglied muß 

umgeben sein von der Sorge aller. Eine von der religiösen Überzeugung der 

Familie als hohes Ideal anerkannte Berufswahl eines der Kinder soll ein Anliegen 

sein, das alle angeht, unter Umständen sogar unter Hintansetzung eigener 

Berufswünsche. Die im Interesse der Ausbildung der Kinder von der Mutter 

ausgübte Erwerbstätigkeit, obwohl von der Gesellschaft als eine Erscheinung 

schlechter Sozialpolitik zu beurteilen, sollte im Kreis der Familie mit entspre­

chender Dankbarkeit honoriert werden. Dagegen sollte auf die außerfamiliäre 

Arbeit, die nur ein Mehr an Komfort bringt, um der sittlichen Genügsamkeit 

willen verzichtet werden. Wenn irgendwo der ideale Kommunismus einen 

realen Boden hat, dann in der Familie. Aus diesem Geist erwächst auch der Sinn 

der Kinder für eine sorgende Anteilnahme am Geschick der alternden Eltern. 

Dieses Gebot bedeutet keine Dispens für die Eltern, mittels eigener, privater 

oder sozialer, Versicherung für ihren Lebensabend vorzusorgen. Was hier 

gemeint ist, ist der dankbare Einsatz der Kinder für ihre Eltern, der Verzicht auf 

gewisse, nach dem Urteil der Wohlfahrtsgesellschaft als zur üblichen Freizeit-
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gestaltung gehörende, aber durchaus entbehrliche Lebensfreuden zugunsten der 

Sorge für die alternden Eltern, zur Aufrechterhaltung des sittlichen Milieus, das 

der Familie ihr Gepräge gibt. 

4. Die Familie und das Erbrecht 

Gegen den Sozialismus, der im Erbrecht die Entstehung der kapitalistisch-

bourgeoisen Familie und eine Verzerrung des natürlichen Wesens und der gesell­

schaftlichen Funktion der Familie sieht, verteidigt Leo XIII.15 das Privat­

eigentum mit seiner Erweiterung auf das Erbrecht zur Absicherung der Familie 

und der Familientradition gegen die Vermassung. Dieses Grundanliegen ist 

nicht aus dem Auge zu verlieren, wenn man die Lehre vom Erbrecht bei 

Leo XIII. verstehen will. Leo hat allerdings dieses Argument nicht weiter aus­

geführt. Er hat deshalb auch die These von Engels nicht unmittelbar diskutiert. 

Engels hatte das Erbrecht angegriffen, weil er darin den Beginn des kapitali­

stischen Wirtschaftssystems sah. Es werde auf dem Weg über die Erbschaft ein 

Erwerbstitel geschaffen, der mit der Arbeit als dem „ersten" und im Sinn von 

Engels dem einzigen Erwerbstitel keine Beziehung mehr habe. Damit sei die 

kapitalistische Erwerbsweise eingeführt: Gewinn ohne Arbeit. 

Daß in der Familie das einzelne Glied ein individuelles Einkommen bezieht, 

das er nicht erarbeitet hat, ist in dem Recht und in der Pflicht des Vaters 

begründet, in gesteigerter persönlicher Leistung für die weitere Zukunft der 

Kinder zu sorgen und sie durch das Erbe auf private Weise gegenüber dem Staat 

abzusichern. Das Erbrecht ist nichts anderes als die Prolongierung des Eltern­

rechts, in eigener Verantwortung für die Kinder zu sorgen. Wenn die Kinder­

zeugung nur noch eine Funktion des Staatsbürgers wäre, wäre das Erbrecht 

illusorisch. Das Erbrecht steht in unmittelbarem Kontakt mit der Ehe als erster 

autonomer Gesellschaft und der Familie als aus der Ehe entstehender neuer, 

ebenfalls autonomer Gesellschaft. 

Dieser Gedanke setzt allerdings voraus, daß die Familie ihre ureigenste 

Aufgabe als erste Zelle sozialer Wertschöpfung erfüllt. Liier könnten aus der 

heute feststellbaren Schwäche der Familien gegen das Erbrecht einige Einwände 

gemacht werden. Doch berühren diese Einwände nicht das Erbrecht selbst, 

sondern mehr die Frage nach der tatsächlichen Nützlichkeit des Vererbens in 

einer Gesellschaft, die den Sinn für die Familie verloren hat. 

Dem Recht der Eltern zu vererben entspricht das Recht des Kindes zu erben. 

Die Familienangehörigen sind allerdings in erster Linie Träger des geistigen 

Erbes der Familie. Die Wirklichkeit sieht oft anders aus. Das elterliche Gut wird, 

15 Rerum Novarum, Nr. 9-11. 
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wenn die Eltern die Augen schließen, unter den Kindern verteilt, und dies nicht 

nach familiären Normen, z.B. unter Rücksichtnahme auf die wirtschaftlich 

schlecht gestellten Familienglieder, sondern einfach nach den privatrechtlichen 

Normen des Zivilkodexes. Manchmal ist die Teilung Anlaß zum endgültigen 

Zerwürfnis der Hinterbliebenen. Der Fälle sind es nicht wenige, in denen die 

Kinder die von den Eltern geerbten Vermögenswerte als einen in den Schoß 

gefallenen Reichtum verschleudern, vergessend, daß die Eltern ihn in harter 

Arbeit und unter empfindlichen Entbehrungen erworben haben. 

Wo der väterliche Betrieb erhalten bleibt, übernimmt ihn eines der Kinder mit 

der oft unerträglichen Last der Auszahlung. Um das Risiko des Unterganges des 

Betriebes auszuschalten, machen manche Unternehmer frühzeitig ihr führendes 

Personal durch Mitbeteiligung zu Mitträgern des Unternehmens, wobei sie 

ihren Kindern, die sich im Betrieb nicht bewährt haben oder sich nicht bewähren 

konnten, lediglich eine Rendite zukommen lassen. In der modernen Wirtschaft 

ist die Scheidung von Unternehmen und Familienkonsum unumgänglich. Im 

Erbrecht sollte darum auch klar unterschieden werden zwischen jenem Teil, der 

zur Produktion gehört, und jenem, der in den Konsum der Familienangehörigen 

abwandert. Allerdings setzt diese Forderung eine entsprechende rechtliche 

Struktur des Familienunternehmens voraus. Die Scheidung ist insofern 

schwierig, als das Familienunternehmen meistens unter Konsumverzicht des 

Gründers und seiner Angehörigen entstanden ist. Auf jeden Fall bietet das 

Testament die Chance, alle später möglichen Streitigkeiten abzuriegeln und dem 

Unternehmen seine Eigenständigkeit zu retten. 

Nimmt man alle Komplikationen und mißlichen Situationen, die sich aus dem 

Erbrecht in der Wohlfahrtsgesellschaft ergeben können, zusammen, dann kann 

man sich des Eindrucks nicht erwehren, daß, sofern es sich um Konsumgüter 

handelt, die Erbfolge für den Bestand der Familie keine große Bedeutung mehr 

hat. In der Tat muß man den Eltern oft raten, ihr Vermögen mehr für eine 

gründliche berufliche Ausbildung der Kinder zu verwenden, als darum besorgt 

zu sein, ihnen eine reiche Ersparnis zu hinterlassen. 

Wenngleich, vom Gemeinwohl der Familie aus gesehen und im Flinblick auf 

die moralischen Defekte der Familienglieder, das Erbrecht (im Konsumsektor) 

kein sehr stichhaltiges Argument mehr für sich haben mag, so verlangt doch die 

private Eigentumsordnung das Erbrecht. Daß die Erbschaft steuerlich mehr 

belastet wird als andere Einkommensarten, mag man verstehen, nicht aber, daß 

der Staat die Erbschaft mehr als staatliches Gut denn als privates Eigentum 

betrachtet. Hinsichtlich des Unternehmensteiles ist es, naturrechtlich und im 

Interesse der Gesamtwirtschaft betrachtet, überhaupt zweifelhaft, ob die steuer­

liche Belastung gerechtfertigt ist. 
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i. Das Elternrecht 

Die Objekte, auf die sich das Bestimmungsrecht der Eltern über die Kinder 
bezieht, können erst bestimmt werden, wenn vorgängig die Frage geklärt ist, auf 
welcher Grundlage ein Bestimmungsrecht der Eltern über die Kinder überhaupt 
möglich ist. In der Diskussion über die Berechtigung der privaten Schule wird 
von den Befürwortern der privaten Schule auf das Elternrecht verwiesen. Wie 
aber begründen die Eltern dieses Recht? Soll es auf der Tatsache beruhen, daß 
die Eltern das Kind gezeugt haben? Dann wäre dies doch nur möglich, wenn 
man diesen Vorgang analog zu einem Produktionsprozeß mit nachfolgendem 
Besitzrecht über das „Produkt" versteht. Wenn dem so wäre, dann könnte der 
Staat seine beschränkende Oberhoheit über dieses Recht anmelden. Alles 
Eigentum untersteht dem Gemeinwohl. Und die Kompetenz über dieses nimmt 
der Staat in Anspruch, wenigstens was seine konkrete Bestimmung angeht. 
Plato hat diesen Zusammenhang so ernst genommen, daß er meinte, das Kind 
müsse der elterlichen Macht möglichst früh entzogen und dem Staat unterstellt 
werden. 

Oder ist das Elternrecht als ein Sorgerecht zu verstehen? Dann könnte der 
Staat geltend machen, daß der Zweck dieses Rechts die Integrierung des Kindes 
in die Gesamtgesellschaft und er damit doch wiederum kompetent sei. 

Diese hier vorgetragenen Möglichkeiten der Begründung des Elternrechts 
sind keine aus der Luft gegriffenen Subtilitäten. Sie wurden bereits im Mittelalter 
ernstlich diskutiert, zwar nicht im Hinblick auf die Schulfrage, jedoch im 
Hinblick auf die Bestimmung der Religion des Kindes. Im besonderen ging es 
um die Taufe der Kinder von Juden. Johannes Duns Scotus16 übernahm von der 
platonischen Staatsphilosophie die hierarchische Ordnung der Gewaltbereiche: 
ein höheres, umfassenderes Recht bricht untergeordnetes Recht. „Wie also der 
Kaiser urteilen müßte, jemand habe dem Prokonsul zu gehorchen, unter 
Hintansetzung des Gebotes des Prokurators, also der dem Prokonsul unter­
geordneten Gewalt, so müßte der Kaiser unter der Voraussetzung, daß unter 
derselben Herrschaft geordnete Abhängigkeitsverhältnisse herrschten, [in 
folgendem Falle so . . . entscheiden]: Wenn jemand Sklave des Titius, und Titius 
der Sklave von Petrus wäre, so müßte, wenn Titius jenen Sklaven gegen den 
Willen des Petrus gebrauchen wollte, dieser gezwungen werden, mehr dem 
Petrus als dem Titius zu dienen, weil dieser über dem Titius stehe. Daher muß 
der Fürst am meisten eifern für die Erhaltung der Herrschaft des höchsten 

16 Oxforder Kommentar zum 4. Sentenzenbuch, dist. 4. qu. 9. Die Abfassung fällt etwa in die Zeit 
von 1305 bis 1308. Vgl. JOSEF SCHRÖTELER, Das Elternrecht in der katholisch-theologischen 
Auseinandersetzung, München 1936, S. 202-211. 
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Herrn, nämlich Gottes, und folglich darf der Fürst nicht nur, sondern er muß die 

Kinder der Herrschaft der Eltern nehmen, die sie erziehen wollen gegen die 

Verehrung Gottes, der der höchste und am meisten zu achtende Herr ist, und sie 

der Verehrung Gottes zufuhren." 

Diametral entgegengesetzt hat sich Thomas von Aquin etwa 35 Jahre früher 

über das Elternrecht geäußert17. Für ihn gibt es keine hierarchische Machtord­

nung zwischen Natur und Übernatur. Das Recht der Eltern ist natürliches 

Recht, das auch durch die werthöhere Gnadenordnung nicht aufgehoben wird. 

Thomas verbietet in jedem Fall den Zwang auf die Eltern, selbst wenn dadurch 

gemäß kirchlicher Glaubensüberzeugung das ewige Heil des Kindes auf dem 

Spiel stände. Entgegen der gesamten auf dem römischen Recht fußenden Tra­

dition, auch gegen Aristoteles, fundiert er das Elternrecht nicht auf dem Besitz­

recht, sondern vielmehr auf der Sorgepflicht der Eltern für die Kinder. Als 

Erzeuger haben die Eltern seiner Ansicht nach die Pflicht, wenigstens bis zur 

Selbstentscheidung des Kindes die leibliche und geistige Entwicklung des Kindes 

in die Hand zu nehmen. Thomas braucht hierzu natürlich auch das traditionelle 

Argument, daß das Kind „einTeil der Eltern sei". Er hebt aber dieses Argument 

über das rein Biologische hinaus ins Soziale, d. h. in die ethische Verbundenheit 

von Eltern und Kindern. Die Kinder sind ein Teil der elterlichen Sorge, die das 

Recht der Bestimmung über sie einschließt. Es wäre, so erklärt Thomas, gegen 

die natürliche Gerechtigkeit, wenn das Kind vor dem Gebrauch seiner Vernunft 

der Sorge der Eltern entzogen würde. Dieses Recht könne auch nicht mit dem 

Argument bestritten werden, daß die Taufe ein Gebot der Erlösung sei, welche 

die Natur vervollkommne. Das Eltenrecht wird gegen jeden theologich begrün­

deten Eingriff als unantastbares Recht verteidigt. Thomas verficht somit mit aller 

Deutlichkeit die Priorität des Rechts der Natur vor dem geoffenbarten. 

Die thomistische Argumentation bedarf noch zusätzlich der Einordnung in 

den Rahmen des Gemeinwohls der Familie. Die Zeugung schafft eine über die 

Ehe hinausragende Gemeinschaft (Familie) mit einem Wertgehalt. Die Bestim­

mung der in der Familie gültigen Werte unterliegt naturgemäß den Erzeugern. 

Die Machtbefugnis der Eltern ist aber inhaldich bestimmt durch das Gemein­

wohl der Familie. So ist es, streng betrachtet, nicht ein Machtrecht über ein 

„Produkt", sondern ein Recht im Sinn des Aufbaues der Familie. Handelte es 

sich einzig um ein Recht über ein Produkt mit der Auflage, dessen rein indivi­

duelles Wohl anzustreben, dann könnte der Staat, der diesem Produkt, nämlich 

dem Kinde, eine höhere Leistung anzubieten hätte und darum eine Ver­

besserung seiner Lebensbedingungen garantieren würde, das Recht der Eltern im 

17 Um 1272 in S. Theol. II-II 10,12; III 68,10; Quodlib., an. 11. 
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Sinn des subjektiven Rechts des Kindes auf möglichst gute Entfaltung seiner 

Fähigkeiten aufheben. Es geht aber beim Elternrecht nicht eigentlich oder nicht 

in erster Linie um die Frage, was für das Kind subjektiv besser sei, sondern in 

welcher Weise das Kind besser in die Familie integriert werden kann. Wir haben 

uns zu sehr an das rationalistische Naturrecht gewöhnt, gemäß welchem das 

Naturrecht in erster Linie ein rein individuelles, sogenanntes subjektives Recht 

wäre. 

Der Bereich der Familie ist weiter als der der Elternsorge für die Kinder. In 

einem gewissen Alter und auf einem Grad der Selbstverantwortung des Kindes 

nimmt zwar die elterliche Sorge und auch das elterliche Recht über das Kind ab. 

Die Familie als Ort gemeinsamer Bildung ethischer und vor allem sozial­

ethischer Werte behält aber ihre Bedeutung bis zum Tod der Eltern. 

Das Bestimmungsrecht der Eltern kann nur in beschränktem Sinn als „natur­

rechtlich" bezeichnet werden, wenn man Naturrecht als subjektives Recht der 

Eltern versteht. In dieser Weise kann es aber, nur bis zur Selbstentscheidungs­

möglichkeit des Kindes bestehen. Nachher wird statt des reinen Sorgerechts der 

Eltern für die Kinder die an sich vorgängige Sorge um die Erhaltung der 

Substanz der Familie, um ihre sittliche Grundverfassung und ihre traditions­

gebundene Stabilität deutlicher wirksam. Wenn WalterRestis meint, das Natur­

recht der Eltern in allen Erziehungs- und Bildungsfragen sei eine Ideologie, dann 

kann man dieser Behauptung nur unter der Bedingung zustimmen, daß man 

unter Naturrecht ein subjektives Recht versteht, und daß man von der natür­

lichen Institution der Familie nicht Kenntnis nimmt. Wie immer es sich mit dem 

subjektiven Recht der Eltern verhalten mag, man wird den Eltern als den für das 

Gemeinwohl der Familie Verantwortlichen nicht das Recht abstreiten können, 

die schulische Ausbildung der Kinder zu bestimmen, wenigstens bis zu dem 

Augenblick, in dem das Kind aus dem Familienbund entlassen wird. Dieses 

Recht erfordert ein entsprechendes Schulangebot. Die Schule muß auf die 

Familie rückorientiert sein. Hier stellt sich ein neues Problem, die Frage nach 

dem Auftrag der Schule. 

Während die Gesellschaftspolitik sich um die Familie als Ganzes zu kümmern 

hat, damit diese grundlegende Wertgemeinschaft der Gesellschaft gesund 

erhalten bleibt, befaßt sich das Zivilrecht mit den Rechtsbeziehungen der 

einzelnen Familienglieder. Flier spielt unter anderem (z.B. im Eherecht) das 

Recht der Eltern und die damit verbundene Pflicht gegenüber den Kindern eine 

vordringliche Rolle. Der Eingriff staatlicher Behörden in das diesbezügliche 

Ideologien und Illusionen im Bereich der Pädagogik, in: WALTER DIRKS - THEODOR FILTHAUT 
(Hrsg.), Glaube und Schule, Grundüberlegungen zum Schulstreit, Mainz 1967, S. 62-72. 
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Recht der Eltern erfolgt im Interesse des Wohles des Kindes. Das positive Recht 
tut sich schwer, diesen Begriff zu definieren. Solange nicht auffallende Unge­
reimtheiten vorkommen, bestimmen die Eltern diesen Begriff. Was aber ist 
unter Ungereimtheiten in der Sorge der Eltern für das Wohl der Kinder zu 
verstehen? Hier können nur vorjuristische, im Wertdenken der Gesellschaft 
lebende Normen herangezogen werden. Schließlich muß der Richter gemäß 
eigenem Ermessen die Verhaltensmuster der Gesellschaft anwenden, um festzu­
stellen, wo Mißbrauch der elterlichen Gewalt, wo unausgeglichenes Vorgehen 
der Eltern das Wohl des Kindes verletzen. 



FÜNFTES KAPITEL 

DAS SCHULWESEN 

Der Auftrag der Schule 

Die Schule wird solange ein Streitobjekt bleiben, als die Menschen sich ihrer 

geistigen Berufung bewußt sind, also in allem, was sie anstreben, einen Sinn 

suchen, der über die technische Beherrschung der Welt hinausgeht. Das 

Begriffspaar „Schule und Erziehung" engt das Schulproblem zu sehr auf jene 

Ausbildung ein, welche dem noch im Schoß der Familie lebenden Kinde ver­

mittelt werden soll. In diesen Jahren der Persönlichkeitsformung gehen 

Erziehung und Bildung ineinander über, wenngleich die Erziehung eines Kindes 

im Schulalter nicht mehr das autoritative Einflußnehmen besagt, wie es in der 

Erziehung des Kleinkindes der Fall ist. Je älter das Kind wird, um so mehr muß 

es um seiner freien Entscheidung willen bezüglich der Werte informiert, weniger 

darin „erzogen" werden. Die Wertvermittlung ist differenziert entsprechend der 

Reife des Kindes, und sie ist in der Schule differenziert entsprechend dem 

Wissensniveau der Schule. Auf keinem Niveau ist die Wertvermitdung aus­

geschlossen. Dies gilt selbst für die Hochschule, schon aus dem rein praktischen 

Grund, weil der Lehrer noch mehr als jeder andere Mensch intentional durch 

Wertentscheidungen gesteuert ist. 

In der Schule werden nicht nur Cliches von Werten vorgeführt, vielmehr 

Überzeugungen vermittelt. Daß es Fächer gibt, die überzeugungsfrei sind wie 

z. B. die Mathematik, ändert an dem Grundcharakter schulischer Ausbildung 

nichts, weil die Fachausbildung in Mathematik allein noch kein Bildungswissen 

sein kann. Das Aufspalten der Wissensgebiete in Fachdisziplinen dürfte nicht 

begründet werden mit der Qualifikation der Wertvermittlung als unwissen­

schaftlicher Erziehung. Echte Kultur, der jede Schule verpflichtet ist, kann nur 

bestehen im Zusammenhang aller Disziplinen in einer den ganzen, auch den sitt­

lichen Menschen erfassenden Bildung. Ohne wertende Stellungnahme zum Sinn 

des Lebens vermag rein empirisches Wissen nur Zivilisation, nicht aber Kultur 

zu erzeugen. Man sollte darum den Schulstreit vom Schulwesen her, nicht von 

den Fachbereichen aus führen, d. h. aus der Sorge um die Gesamtheit der Kultur. 
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Zur Kultur gehört auch die Wahrheitsfindung. Diese dürfte darum auch in 

der Schule nicht fehlen. Die Auffassung, die Schule als „Kollektiv" dürfe keine 

Wahrheit vermitteln, weil diese nur in der persönlichen Entscheidung zu dem 

werde, was man als Wahrheit zu bezeichnen habe1, grenzt an Wertagnosti­

zismus. Gewiß ist Wahrheit, sofern man darunter nicht rein empirisches sinnen­

haftes Wahrnehmen versteht, ein Beurteilen von Sinnzusammenhängen, steht 

darum immer irgendwie mit der persönlichen Entscheidung in Berührung und 

kann kaum von vorgängigen Wertentscheidungen völlig getrennt werden. Aber 

es gibt, wie in diesem Band und in Bd. I und II öfters betont, allgemeingültige 

Werterkenntnisse und ebenfalls Wertentscheidungen, die als rational bezeichnet 

werden müssen, ohne daß man sie in ihrer Ganzheit der empirischen Wissen­

schaft unterordnen müßte. Man mag, wie immer, versuchen, dieser Frage 

auszuweichen, man wird zuguterletzt aufwerte stoßen, nämlich dort, wo unser 

gemeinschaftliches Leben auf ein Minimum von sittlichen Überzeugungen 

angewiesen ist. Dies gilt auch vom pluralistischen demokratischen Staat, der 

kein Hüter von Wahrheit sein will. In der pluralistischen Demokratie sind zwar 

die unbedingt gemeinsamen Angelegenheiten vergleichsweise leicht zu 

ermitteln, weil sie, wie Thomas Ellwein1 bemerkt, sich dem Nullpunkt der 

Werte nähern. Dies trifft aber nicht, wie Ellwein meint, auch auf das Erziehungs­

wesen zu. John S. Brubacher3 hat tiefer gesehen mit seiner Ansicht, daß Erzie­

hung immer nur Wertvermitdung sein könne. Das Schulwesen muß, weil die 

Schule Wertvermittlerin ist, pluralistisch sein. Das Bildungswesen befindet sich 

auf einem ganz anderen Niveau als die politisch-demokratische Auseinander­

setzung. 

Von neomarxistischer Seite aus ist - unter besonderem Blick auf die Univer­

sität - der politische Charakter der Ausbildungsstätte unterstrichen worden mit 

dem Hinweis, daß es in der staatlich organisierten Gesellschaft keinen unpoliti­

schen Raum gebe. Diese These fußt auf der theoretisch an sich gültigen Idee, daß 

alle Tätigkeitsbereiche des Menschen mit der Gesellschaft verbunden sind. Der 

Gedanke ist platonischen und aristotelischen Ursprungs. Der Mensch muß sein 

gesamtes Verhalten irgendwie in sozial und schließlich auch politisch frucht­

barem Tun zum Ausdruck bringen. Da aber die Freiheit der Meinungs- und 

Wertbildung, wie dargestellt, das entscheidende Ordnungsprinzip im Staat 

bleiben muß, hat der Staat sich weitestmöglich von der autoritativen Wert-

1 Vgl. HERMANN SCHRÖDTER, Wahrheit, Konfession und Erziehung, in: Bildung und Konf essio-
nalität, Beiträge von ERNST BLOCH, THOMAS ELLWEIN, FRIEDRICH HAHN, HEINZ-JOACHIM 
HEYDORN, ERNST ROTH, HERMANN SCHRÖDTER, ILSE STAFF, Kritische Beiträge zur 
Bildungstheorie 2, Frankfurt 1967, S. 37-58. 

2 Bildung und Konfessionalität, in: Bildung und Konfessionalität, S. 5-24. 
3 Modern Philosophies of Education, 3. Aufl., New York 1962. 
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bestimmung zu distanzieren. Um so mehr ergibt sich die Notwendigkeit für den 

Bildungssektor, der Wertvermittlung zu dienen. Die Wertordnung darf nicht 

das Resultat von politischen Mehrheitsentscheidungen sein. 

Private oder öffentliche Schule ? 

Die Frage, ob der privaten oder der öffentlichen Schule die Priorität ein­
zuräumen sei, steht in engem Zusammenhang mit der Grundsatzfrage, in 
welcher Ordnung die Gesellschaftspolitik im allgemeinen zu erfolgen hat. Das 
hier zu behandelnde Thema wird darum im achten Kapitel eingehender behan­
delt. Hier sollen nur einige Bemerkungen, die unmittelbar die Schule betreffen, 
gemacht werden. 

Das Problem private oder öffentliche Schule hat zwei Seiten: einerseits die 
inhaltliche Bestimmung des Lehrplans und dessen Verwirklichung, andererseits 
die Finanzierung. Die öffentliche Schule kann keine weltanschaulich oder, 
praxisnäher ausgedrückt, gemäß den in der Gesellschaft differenziert artiku­
lierten Lebensinteressen orientierte Schule sein. Ihre Ethik ist mehr oder weniger 
die des Strafkodexes, man könnte auch sagen, die des allgemein üblichen 
demokratischen Verhaltens. Das ist natürlich für die Familie kein großer 
Gewinn. Dagegen sind die privaten Schulen ein Spiegelbild der verschiedenen 
weltanschaulich orientierten Gruppen der Gesellschaft. Es herrscht darum in 
den privaten Schulen mehr Disziplin als in den öffentlichen. Die öffentliche 
Schule, vor allem auf dem Niveau der Universität, ist zu leicht der Gefahr der 
Verpolitisierung ausgesetzt. Die Ereignisse von 1968 haben dies deutlich 
gemacht. Die vollständige Wertneutralität hat etwas Chaotisches an sich. Sie 
manifestiert sich meistens nur im Protest gegen das Bestehende und Tradierte. 
Die privat geführten Schulen können in einer echten Leistungskonkurrenz 
zueinander stehen. Die von ihnen ausgefertigten Diplome erhielten so ihre 
soziale Wertschätzung entsprechend der in ihnen angebotenen Ausbildung. Das 
vom Staat getrennte Bildungswesen entspräche dem sozialen Aufbau der plura­
listischen Demokratie besser als die uniformierte staatliche Schule. Daß solche 
Bildungsanstalten ganz oder teilweise durch öffentliche Mittel finanziert 
würden, wäre keine Ungerechtigkeit, wie an anderer Stelle ausgeführt wird 
(8. Kap.). Die Kontrolle des Bildungsniveaus und der Treue zur Staatsver­
fassung bliebe den hierfür zuständigen Behörden unbenommen. 

In der ökonomischen Wirklichkeit begegnet diese Idealforderung allerdings 
erheblichen finanziellen Schwierigkeiten. Die Konzentration ist nicht nur auf 
dem wirtschaftlichen, sondern auch auf dem Bildungssektor ein scheinbar 
unabwendbares Schicksal. Andererseits wissen wir aus Erfahrung, daß die 
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nationale Wirtschaft nur gesund ist, wenn neben der Großindustrie ein kräftiges 
mittelständisches Unternehmertum besteht, das bei notwendigen Struktur­
veränderungen flexibler ist als die Mammutunternehmen. Wie grundlegend für 
die Demokratie die Pluralität der nach Lebensauffassung differenzierten 
Gruppen ist, zeigt das Pressewesen, das ein breites Spektrum der Meinungs­
bildung darstellen muß. Die Pressekonzentration mag billiger sein, sie ist aber 
für die Demokratie lebensgefährlich. Man sollte diese vielseitigen Erfahrungen 
bei der Organisierung des Schul- und Bildungswesens nicht außer acht lassen. 

Die Wertorientierung spielt besonders in der Lehrerausbildung eine Rolle. 
Diese an die bereits nivellierten staatlichen Universitäten zu ziehen, könnte das 
Ende des pluralistischen Bildungswesens sein. Die Etatisierung der Universi­
täten ist in manchen Ländern eine vollendete Tatsache. Die Entwicklung scheint 
mancherorts dahin zu gehen, die Universität als Bildungsanstalt durch eine 
politisch geprägte Dialoganstalt zu ersetzen. Es wäre zu überlegen, ob nicht 
durch private Universitäten, die als Konkurrenten zu den staatlichen auftreten, 
die verhängnisvolle Auflösung der Bildungsuniversität aufgehalten werden 
könnte. Den privaten Bereich zu berücksichtigen, ihn zu stimulieren, ihm auch 
finanziell aufzuhelfen, dürfte sich auf lange Sicht trotz der hohen Kosten auch 
als beste wirtschaftliche Lösung erweisen. 



SECHSTES KAPITEL 

H E I M A T - V O L K - N A T I O N 

Heimat eine naturrechtliche Institution? 

Je mehr man sich von der Ehe in die größeren Gruppen und Gemeinschaften 
hineinbewegt, um so schwieriger wird es, von naturrechtlichen Institutionen zu 
sprechen. Nur der Staat hat als größere Gemeinschaft das Privileg, sich als 
eindeutig naturrechtliche Institution bezeichnen zu können. Zwischen diesen 
beiden naturrechtlichen Institutionen befindet sich eine Vielzahl von gesell­
schaftlichen Gebilden, die nicht mehr unmittelbar der Natur als solcher 
entstammen, sondern der in der Geschichte sich entwickelnden Natur. Solche 
Gebilde können nur insofern als naturrechtliche Institutionen bezeichnet 
werden, als sie in eigener Weise die in der Natur grundgelegte Sozialisation 
konkret verwirklichen und mit einer gewissen Stabilität ausgestattet sind. Die 
Menschen schaffen bestimmte gemeinsame Lebensformen, um in engem 
Zusammenhang mit der Vergangenheit ihr gegenwärtiges Zusammenleben zu 
gestalten und dessen Zukunft zu planen, d. h. der gesellschaftlichen Entwicklung 
einen dem natürlichen Wertempfinden entnommenen Sinn zu geben. Das 
Dauerhafte in diesen kulturbedingten Institutionen ist das sozialethische Wert­
element, d. h. der Imperativ, im Sinn der menschlichen Sozialnatur das mit der 
Geschichte verknüpfte Gemeinschaftsleben zu entwickeln. Von dieser Bewer­
tungsbasis aus sind die Themen „Recht auf Heimat", „Wahrung von Volkstum", 
anzugehen. 

Der sozialethische Sinn des Begriffs Heimat 

Im Unterschied zum großräumigen Vaterland ist der Begriff der Heimat mit 

einem räumlich engeren Bezirk verbunden, dem der Mensch durch seine Familie 

und deren Tradition in besonderer Weise seelisch verbunden ist. „ Seelisch" heißt 

hier soviel wie „im Wertempfinden und Wertfühlen". Geschichtlich ist die 

Heimat mit dem bäuerlichen Familienwesen und mit der dörflichen Gemein­

schaft verknüpft. Heute wird der Mensch oft zufällig an einem Ort geboren, mit 
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dem sein weiteres Leben keinen Kontakt mehr hat. Die enge Verbundenheit mit 

der Nachbarschaft, in der der Mensch früher aufwuchs, hat sich ebenfalls auf­

gelöst. In den städtischen Ballungen suchen die meisten, möglichst keine 

unmittelbare Nachbarschaftlichkeit zu pflegen. Im Zug der Mobilität der Arbeit 

in der Industriewelt ist der Mensch zum Pilger geworden. Der Mensch von 

heute muß ohne Bindung an einen dauerhaften Sitz und an eine stabile Nachbar­

schaft in einem größeren Raum das finden, was man früher Heimat genannt hat. 

Von dieser hier nur kurz skizzierten soziologischen Situation aus begreift man 

das Widerstreben vieler Autoren, von einem Recht auf Heimat zu sprechen1. 

Bei aller Dynamik unserer Gesellschaft wird man aber den Menschen nicht 

zum Nomaden stempeln dürfen. Die theologische Sicht des Menschen als Pilger 

besagt nichts gegen die sozialen Institutionen, auch nichts gegen das, was wir 

vernünftigerweise mit dem Wort Heimat bezeichnen. Die Bibel kennt sehr wohl 

die hohe Wertschätzung der Heimat. Die aus anonymen Individuen zusammen­

gewürfelte Gesellschaft ist der günstigste Nährboden für Entartung und Krimi­

nalität. Die sittlichen Werte, die zum Grundstock der Kultur gehören, können 

nur in engem Zusammensein gepflegt werden. Man kann auf eine gewisse 

Bodenständigkeit und im Gefolge auf eine gewisse Verbundenheit des Men­

schen mit seiner räumlich begrenzten Kultur nicht verzichten. Die Forderung 

der Anpassung an die wirtschafdiche Entwicklung kann nicht Verzicht auf ein 

geographisch und soziologisch umschriebenes Gemeinschaftsleben bedeuten. 

Die Heimat, verstanden als gesellschaftliche Zusammengehörigkeit einer 

seßhaften Bevölkerungsgruppe auf einem begrenzten Raum mit traditionell, 

d.h. mit einer über Zeiten hinweg gestalteten Lebens-, Denk- und Empfin­

dungsweise, wird immer ein unentbehrlicher Wert für die Ausformung des 

Humanum bleiben. Ohne ihre Existenz würde die Forderung der Anpassung 

eine Leerformel sein, würden diejenigen, die beruflich zum Nomadenleben 

gezwungen sind, niemals etwas vorfinden, an das sie sich anpassen könnten. 

Das Recht auf Heimat 

Die Heimat hat gemäß dem Gesagten einen, wenn auch im Hinblick auf Ehe 
und Familie relativen, institutionellen Charakter. Sie ist das für das soziale und 
geschichtliche Wesen Mensch notwendige stabile Gebilde, innerhalb dessen die 
Individuen in Zusammenarbeit ihren Kulturauftrag erfüllen. Wer beim Aufbau 
der Heimat mitgewirkt hat, kann daher eine Respektierung seiner Leistung und 
auch das Recht auf deren Weitergabe an die Nachkommenschaft fordern. Dieses 

1 Vgl. G. SIEGMUND, Die Frage des Rechts auf die Heimat in katholischer Sicht, in: KURT RABL 
(Hrsg.), Das Recht auf die Heimat, Vortrage, Thesen, Kritik, München 1965, S. 29-41. 
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Recht nennt man Recht auf Heimat. Das Recht auf Heimat ist aber zunächst das 

Recht einer Volksgruppe, die in gesellschaftlicher Kooperation in einem geo­

graphisch umschriebenen Raum sich um die Schaffung von Kulturwerten 

bemüht hat2. Es ist in der Folge das Recht des einzelnen zu dieser Volksgruppe 

Gehörenden, an dieser Kooperation weiterhin teilzunehmen. 

Schließlich ist es das Recht eines jeden einzelnen, der durch soziale oder 

politische Ereignisse zum Nomadenleben gezwungen wurde, in einem boden­

ständigen Kulturkreis Aufnahme zu finden. Dieses Recht wird in einer Welt, die 

im Sinn demokratischer Gesellschaftsordnung den individuellen Rechten vor 

dem Staat den Vorzug einräumt, noch zusätzlich bekräftigt. 

Das individuelle subjektive Recht steht aber nicht auf der gleichen Ebene wie 

das Recht der Volksgruppe. In erster und grundsätzlicher Betrachtung ist das 

Recht auf Heimat in der unmittelbaren Bedeutung der Heimat für die sozial­

ethische Wertbildung begründet. Es ist darum erstrangig ein Kollektivrecht, das, 

wenn sich die Gruppe in einem umfassenderen politischen Verband befindet, als 

Minderheitsrecht bezeichnet wird. Das Recht auf Heimat als subjektives indivi­

duelles Recht ist das Recht des einzelnen, sein Leben gemäß dem eigenen 

Wertempfinden, somit auch entsprechend dem durch Geburt erhaltenen Anteil 

an einer bestimmtem Tradition einzurichten. 

Diese im Vergleich zum Kollektivrecht auf Heimat andersgeartete Begrün­

dung des subjektiven individuellen Rechts auf Heimat ist zu beachten. Die 

Emigration aus der angestammten Heimat, sei sie freiwillig, sei sie erzwungen, 

bringt die Notwendigkeit und auch die Pflicht für den Emigranten mit sich, sich 

in die neue Volksgruppe zu integrieren, also einen neuen heimatlichen Boden zu 

finden. Der umfassende Staat ist naturgemäß um seine nationale Identität 

besorgt. Zwar sind Nation und Staat nicht identisch. Der Staat vermag ver­

schiedene nationale Gruppen in sich zu vereinen. Da er aber nicht nur ein 

politisch-juristisches Kollektiv, sondern echte Gesellschaft sein muß, muß er 

trotz der nationalen Verschiedenheit seiner Teile, einen ihm eigenen nationalen 

Charakter haben3. Der Immigrant muß sich in einem solchen ihn auf­

nehmenden Staat in doppelter Weise integrieren: in die Sprachengruppe, in der 

er seinen Wohnsitz nimmt, und in das politisch-nationale Großgebilde, den 

Staat. Würden diese sozialethischen Normen mehr zur Kenntnis genommen, 

gäbe es nicht so viele Komplikationen in der Asylfrage. 

2 Vgl. hierzu die instruktive Studie von THEODOR VEITER, Das Recht der Volksgruppen und 
Sprachminderheiten in Österreich, I: Volk, Volksgruppe, Nation, Theoretische Grundlegung, 
Wien 1966. 

3 Vgl. die Schweiz, in der es vier verschiedene Volksgruppen gibt, die aber alle eine gemeinsame 
Schweizer Heimat haben. 
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Die Nation 

Der Begriff der Nation erweitert den der Heimat auf sozialer Ebene und führt 

ihn zugleich in den Bereich der politischen Einheit. Die begriffliche Abklärung 

von Nation ist um vieles komplexer als die Definition der Heimat. Dies vor 

allem deswegen, weil der Ausdruck „national" „nationalistisch" mißbraucht 

wird. Wer national denkt, hebt sich bewußt ab von dem, der nicht das gleiche 

nationale Bewußtsein hat. National ruft die Assoziation von „nationalen Gegen­

sätzen" wach. In etwa ist diese Assoziation unvermeidlich, insofern national 

zugleich eine politische Note hat, sich darum mit dem Begriff des Staates 

vermengt. Und Staaten sind nun einmal souveräne Gebilde, die sich gegenseitig 

abgrenzen. Wenngleich alle psychologischen und soziologischen Unter­

suchungen über nationale Eigenarten zum Ergebnis gelangten, daß der Begriff 

Nation nichts Festes besagt, kann man doch die Nation definieren als jenes 

gesellschaftliche Gebilde, das bewußt seine geographisch umgrenzte kulturelle 

Tradition und vor allem seine eigene Sprache pflegt mit der Tendenz, das soziale 

Einheitsbewußtsein auch rechtlich und politisch zu artikulieren. In der Tendenz 

zum Politischen manifestiert sich deutlich der Unterschied zur Heimat. Ob die 

Behauptung stimmt, daß das nationale Bewußtsein das Produkt einer intellek­

tuellen Oberschicht ist, die es verstand, dem sprachlich geeinten Volk das Gefühl 

der Superiorität über andere Sprachgruppen zu suggerieren, brauchen wir hier 

nicht zu erörtern. Sozialethisch ist das Phänomen der Nation in zwei Fragen 

bedeutungsvoll: erstens, inwieweit das nationale Gefühl und Bewußtsein 

Grundlage der Staatenbildung sein soll oder darf, zweitens, inwieweit nationale 

Gruppen innerhalb eines Staates das Recht nicht nur auf autonome Kultur­

gestaltung, sondern auch auf gewisse politische Autonomie beanspruchen 

können. Daß der Prozeß der Vergesellschaftung von der Familie über die Nation 

zum Staat aufsteigt, ist normal, sofern unter Staat nicht nur ein äußeres 

Machtgebilde, sondern die letzte oberste Zusammenfassung und rechtliche 

Abgrenzung gemeinschaftlichen Lebens verstanden wird. Gewiß kann der 

Nationalstaat niemals die Staatlichkeit als solche zum Ausdruck bringen, weil 

das Humanum und damit auch die Vergesellschaftung menschlicher Werte weit 

über die nationalen Eigenheiten hinausgreift. Da es aber „den" Staat nicht gibt, 

kann man dem nationalen Staat die innere Berechtigung nicht absprechen, 

sofern er nicht in Isolierung oder gar in Mindereinschätzung anderer Nationali­

täten ausartet (Nationalismus). Die Furcht vor dem Nationalismus, vor 
wirtschaftlicher, sozialer und politischer Abkapselung sollte den Wert des 

Nationalstaates nicht herabsetzen. Ideal wäre ein föderalistischer Aufbau gemäß 

national geprägten Einheiten. Gegen diesen arbeitet allerdings die wirtschaftliche 
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Entwicklung, welche Menschen verschiedener Herkunft durcheinanderwürfelt 
und die Gestaltung des Gemeinschaftslebens entsprechend gewachsenen Kul­
turen verhindert. Gewiß verfügt der Mensch in seiner Vernünftigkeit über 
Kräfte, welche die räumliche und zeidiche Gebundenheit zu überwinden ver­
mögen. Dennoch dürften die Befürworter einer totalen Rationalisierung des 
gesellschaftlichen Lebens die Grundtatsache unserer Natur nicht aus dem Auge 
verlieren, daß wir geschichtliche Wesen sind, deren Leben sich nicht im Raum­
und Zeidosen vollziehen kann. 

Die erste Frage ist damit beantwortet. Die rechtliche und politische Organisa­
tion gemäß dem nationalen Charakter entspricht dem natürlichen Geschehen. 
Doch gilt dies nur relativ. Die Einbindung nationaler Gemeinschaften in einen 
größeren politischen Verband ist ein vom Humanum gestelltes Postulat. Dieses 
hat ein schwereres naturrechtliches Gewicht als die nationale Geschlossenheit. 
Im Grunde gehören beide in einem umfassenden naturrechtlichen Postulat 
zusammen. Das Recht auf nationale Einheit sollte darum nur mit Rücksicht auf 
alle konkreten Komponenten des wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Lebens eingefordert werden. 

Damit ist zugleich die zweite Frage beantwortet, inwieweit nationale 
Gruppen das Recht nicht nur auf autonome Kulturgestaltung, sondern auch auf 
politische Autonomie beanspruchen können. 





SIEBTES KAPITEL 

D I E B E R U F L I C H E O R G A N I S A T I O N 

Bei aller Anerkennung des Naturrechts kann nicht genug davor gewarnt 
werden, überall dort von naturrechtlichen Institutionen zu sprechen, wo die 
konkrete, geschichtlich und situationsbedingte Natur der Sache eine bestimmte 
Organisationsweise verlangt oder nahelegt. Dennoch kann man gewisse Ideal­
formen der sozialen Lebensgestaltung aus der Natur des Menschen erschließen. 
Diese bleiben stets Idealtypen, haben aber als Vorstellungen, die sich aus 
den natürlichen Lebenszwecken ergeben, als wenigstens grundsätzliche, die 
geschichtliche Dynamik transzendierende Orientierungsnormen bleibenden 
realen Wert. Dies gilt vor allem von der beruflichen Organisation. Der Begriff 
des Berufes, wie er idealtypisch aus der Finalität der menschlichen Natur 
erkannt wird, hat nur insoweit für die Gestaltung gesellschaftlichen Lebens 
Gültigkeit, als die situationsbedingte Verfassung der Gesellschaft es zuläßt. 
Dennoch ist festzuhalten, daß der Begriff des Berufes nicht einfach das Produkt 
einer soziologischen Erhebung ist, sondern nur soziologisch-phänomenolo-
gisch, also empirisch-philosophisch, umschrieben werden kann. Das Bild einer 
beruflich orientierten Kooperation oder, wie man besser sagen würde, einer 
leistungsgemeinschaftlichen (nicht mißverständlicherweise: berufsständischen) 
Ordnung kann daher unabhängig von den konkreten gesellschaftlichen Bedin­
gungen konzipiert werden, wenngleich sie andererseits nur in Verbindung mit 
der geschichtlich je verschiedenen wirtschaftlichen und sozialen Situation 
konkret definiert und erst recht realisiert werden kann. Das heißt, wir können 
aus den existentiellen Aspirationen des Menschen seine berufliche Vergesell­
schaftung als eine Konvenienz nachweisen, mehr aber nicht. Wir sind aufgrund 
dieser phänomenologischen Analyse nicht in der Lage, unmittelbar gültige 
Hinweise auf die konkrete Ausgestaltung einer beruflich ausgerichteten Gesell­
schaftsordnung zu geben. In der Mißkennung dieser Einschränkung liegt der 
Grund, warum die von katholischen Autoren vertretene berufsständische 
Ordnung eine so irreelle Formulierung erfahren hat. 



146 Die berufliche Organisation 

ERSTER ARTIKEL 

DIE WESENSANALYSE DES BERUFES 

Das sozialethische Vorgehen in der Definition des Berufes 

In der Behandlung des Themas Beruf und Berufswahlfreiheit sind die in einer 
auf die Realität bezogenen Ethik gültigen Abstraktionsetappen sorgfältig zu 
beachten. Zunächst handelt es sich um eine Betrachtung auf der allgemeinsten 
Ebene der menschlichen Natur, wie sie für alle Menschen gültig ist und wie sie 
sich der Erkenntnis darbietet, ohne daß man an den historischen Prozeß, an die 
Umwelt, an die individuellen Verschiedenheiten der einzelnen und deren Inte­
gration in ein Ganzes denkt (philosophisch-anthropologische Ebene). Man kann 
diese allgemeinste Betrachtung auch als allgemein ethische bezeichnen. Die 
nächste Etappe ist die der gesellschaftlichen Verknüpfung des Berufsethos, die 
Integration der Berufswahl in die Gemeinschaft, vorläufig noch unbesehen der 
realen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verfassung, in der die Berufswahl 
vollzogen werden soll (allgemein sozialethische Ebene). Schließlich die Über­
legung, wie unter gegebenen wirtschaftlichen und sozialen Umständen (z.B. 
marktwirtschaftliche Ordnung) die optimale Erfüllung der gesellschafts­
politischen Idealvorstellung möglich ist (konkret sozialethische Betrachtung). 
Erst auf dieser Basis kann dann die individualethische Entscheidung im Sinn der 
individuellen Lebenserfüllung erfolgen. 

Der aufgezeigte Weg führt, wie ersichtlich, von der allgemein anthropolo­
gisch-ethischen Betrachtung des menschlichen Wesens zur allgemeinen Sozial­
ethik, dann in die Ordnungsvorstellungen auf dem Boden der Realisierung der 
sozialediischen Normen und von hier zur individuellen ethischen Entschei­
dung. Mit diesem Gang der Überlegungen wird das Mißverständnis aus­
geräumt, daß sich die individualethische Entscheidung, in unserem Fall die 
Berufswahl, einfachhin den bestehenden äußeren Verhältnissen zu beugen hätte. 
Vielmehr wird offenbar, daß die individualethische Entscheidung eine nach 
philosophisch-anthropologischen und sozialethischen Normen gebildete Ord­
nungswelt voraussetzt oder als Voraussetzung fordert. Nur positivistisches 
Denken kann die Erwartung aussprechen, die ethische Qualität der Berufswahl 
bemesse sich schlechthin nach der Einordnung in die existentielle Dynamik der 
Wirtschaft. Die dynamische Wirtschaft braucht vielmehr ein Maß, wenn sie 
nicht in die rein quantitative Mehrung von materiellen Gütern ausarten soll. 
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1. Die Definition des Berufes auf der abstrakten Ebene der menschlichen Natur 

Die berufliche Tätigkeit ist durch drei Wesenselemente gekennzeichnet: a) die 

innere Berufung, b) die Entfaltung der persönlichen Qualitäten oder Talente, 

c) die Schaffung eines äußeren Wertes, und zwar eines individuellen und 

sozialen. 

a) Der Beruf im Sinne der inneren Berufung 

Der Beruf als innere Berufung wird beispielhaft dargestellt durch den 

Künstler, der selbst unter schmerzlichen Opfern den von ihm empfundenen 

Kulturauftrag zu erfüllen sucht. Die innere Berufung wird aber nicht nur vom 

Künstler erlebt. Jeder andere kann in seinem Innern einen bestimmten Drang 

feststellen, sein persönliches Wesen in der Gesellschaft darzustellen, um ihr eine 

ganz persönliche Leistung anzubieten. Alles, was ist, strebt, wie schon Aristoteles 

gesagt hat, nach Erfüllung und Vervollkommnung seines Wesens. Dem 

Menschen ist es als rationalem Wesen eigen, die Entwicklung seiner Anlagen 

stets im Zusammenhang mit dem Lebensziel zu erstreben, wenigstens insofern 

er seiner rationalen Natur entsprechend handelt. Dies will besagen, daß er alle 

Einzelhandlungen in einen ganzheitlichen Lebenssinn einordnet. Das ist der 

reale Grund dafür, daß der Mensch nach einer Lebenstätigkeit sucht, die ihn 

innerlich erfüllt und für die er eine innere Berufung empfindet. Mit dem Begriff 

der inneren Berufung braucht sich durchaus nicht der der religiösen oder gar 

prophetischen Berufung zu verbinden. Die sittliche Bewandtnis des Berufes 

(innere Berufung) ist die tiefste Wurzel der Berufswahlfreiheit. Allerdings ist dies 

nur das formale Element der Berufswahlfreiheit. Ihm hat ein anderes, materiales, 

Element zu entsprechen, denn Berufswahl ist immer Entscheidung für etwas. 

Dieses Etwas ist die Entfaltung der persönlichen Anlagen, wovon im folgenden 

die Rede sein wird. 

b) Der Beruf als Entfaltung persönlicher Anlagen oder Talente 

Die menschlichen Anlagen sind, wenngleich begrenzt, sehr vielfältig. Es wird 

einem Menschen nie gelingen, alle zur Entfaltung zu bringen. Einige, wenn nicht 

sogar viele, müssen unvermeidlicherweise verkümmern. Die für die Persönlich­

keitsentfaltung vordringlichen Talente zu erkennen, ist nicht leicht. Dies 

Anliegen verwirklichen zu helfen, dient die Berufsberatung. Der junge Mensch 

soll mit ihrer Hilfe vor einer illusionistischen Berufswahl bewahrt werden. Allzu 

leicht können von außen kommende Eindrücke (zufälliger Umgang mit Ver­

tretern bestimmter Berufe, Medien, Beruf des Vaters usw.) entscheidend werden, 
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die sich später als eine Täuschung erweisen. Die Erfahrung der Berufsberater 

bestätigt die hier vertretene Ansicht, daß Lebenssinn und berufliche Tätigkeit 

ineinander verwoben sind, d. h. daß der Mensch zur Entfaltung seiner Persön­

lichkeit eine irgendwie dauerhafte Tätigkeit im Sinn seiner ihn prägenden 

Anlagen sucht. 

Wo ist aber hier das ethische Element ? Handelt es vielleicht doch nur um eine 

rationale Nützlichkeit im Sinn der Eudaimonie ? Sollte man nicht gerade vom 

sittlich vollkommenen Menschen erwarten, daß er über diesen materiellen 

Erwägungen stehe ? In der industrialisierten Wirtschaft wird vom einzelnen eine 

gesteigerte Einordnung hinsichtlich seiner Berufswahl erwartet, so daß er unter 

Umständen zu einem öfteren Berufswechsel (nicht nur Arbeitsplatzwechsel) 

bereit sein sollte. 

Die aufgeworfene Problematik enthält zwei Fragen: 1. Die grundsätzliche 

Verknüpfung von Lebenssinn und Lebensglück und Moral, 2. die Verbindung 

von Moral und Berufswahl im Sinn der Entfaltung der Talente. 

Die erste Frage stellt das Grundproblem der Ethik dar: Die Verknüpfung von 

Sein und Sollen, d. h. sittlicher Pflicht. Diese Frage wurde bereits eingehend an 

anderer Stelle behandelt'. Unter Lebensglück und Lebenssinn ist nicht ein 

aktuelles, zeitlich begrenztes Glücksempfinden im Sinn der sensualistischen 

Ethik verstanden. Vielmehr handelt es sich um die Einbindung einer konkreten 

Handlung in das letzte Lebensziel eines jeden Menschen. Jede einzelne sittliche 

Entscheidung steht im großen Lebenszusammenhang zum endgültigen Ziel und 

dem das ganze Leben umspannenden Glück, wie es Aristoteles dargestellt hat. 

Die sittliche Qualität einer Handlung wird aufgrund des Objekts und dessen 

Hinordnung zum letzten Ziel bestimmt2. Diese Definition der sittlichen Hand­

lung unterscheidet sich wesentlich von der der formalistischen Ethik, die das 

Sittliche einzig in der formal gefaßten Verantwortung sieht. 

Auf dem Boden der finalistischen Ethik, wie sie hier vertreten wird, ist die 

zweite Frage komplexer als in der formalistischen Ethik. Wenn die sittliche 

Entscheidung einzig in der formalen Verantwortung bestände, dann hätte das 

Objekt der sittlichen Handlung aus sich keine sittliche Bewandtnis. Die Über­

legung, welche Berufswahl die sittlich richtige ist, wäre eine rein rationale 

Zwecküberlegung, die nicht unmittelbar sittlichen Charakter hätte. Die Frage 

z. B., ob die lebenslange Arbeit am Fließband zugemutet werden könne, würde 

rein psychologisch beantwortet. Die sittliche Seite wäre eine Angelegenheit des 

je und je verschiedenen sittlichen Bewußtseins. In einer finalistischen Ethik ist 

1 Vgl. A. F. UTZ, Ethik, S. 69ff. 
2 Vgl. A. F. UTZ, Ethik, S. 125ff. 
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die Entfaltung der naturgegebenen Talente nicht nur Lebensglück, das man 

psychologisch zu bestimmen versuchen könnte, sondern zugleich sittlicher 

Auftrag. Die lebenslängliche Arbeit am Fließband als solche widerspricht der 

sittlichen Verantwortung eines talentierten Menschen. Dies heißt, der talentierte 

Mensch kann sich nicht einfach für diese Art Arbeit entscheiden, weil sie ihm 

materiell mehr einbringt als eine Arbeit, die seinen Talenten entspricht, es sei 

denn er befinde sich vor schwereren Verpflichtungen, wie z.B. der Familie 

gegenüber. Unbestritten bleibt, daß die Wertskalen der beruflichen Tätigkeiten 

von Volk zu Volk, von Zeit zu Zeit variieren. Doch kann man daraus nicht 

schließen, daß es überhaupt keinen Erkenntnisschlüssel dafür gebe, was 

erfüllende und somit sittlich zu verantwortende Berufstätigkeit ist und was 

nicht. Obwohl es nie gelingen wird, die Wirtschaft und die Gesellschaft in der 

Weise zu gestalten, daß persönlichkeitsentfaltende Tätigkeit die Regel aller 

Tätigkeiten in der Gesellschaft bildet, darf man die an sich wünschenswerte 

Ordnung nicht aus dem Auge verlieren. Obwohl die technisch entwickelte 

Wirtschaft manchem eine der Sklavenarbeit ähnliche Dauerarbeit abverlangt, so 

ist doch eine Kompensation dafür zu suchen, um auch dieser Arbeit noch etwas 

Erfüllendes abzugewinnen, sei es nur in der Sorge um eine entsprechende 

Freizeit und deren kulturelle Verwendung. In der Debatte um die Mitbestim­

mung des Arbeitnehmers im Betrieb wurde darauf hingewiesen, daß man der 

inhaltlich nicht befriedigenden Arbeit immerhin dadurch einen Sinn verleihen 

könnte, daß man dem arbeitenden Menschen eine gewisse Mitverantwortung 

zuerkenne. 

c) Beruf und Lebenssicherung und Kulturschaffen 

Beruf ist, wie aus dem bisher Gesagten hervorgeht, Arbeit oder Leistung aus 

dem Motiv persönlicher Lebenserfüllung. Welches Objekt produziert diese 

Arbeit oder Leistung ? Zuallererst ist es die Erhaltung und Sicherung der eigenen 

Existenz. Es wäre wenig sinnvoll, wollte jemand seine persönlichen Fähigkeiten 

entwickeln, ohne an die Grundvoraussetzungen aller Entfaltung zu denken, 

nämlich an die nötigen Existenzmittel. Die berufliche Tätigkeit ist darum 

zugleich Betätigung im Sinn des Existenztriebes. 

Als sozialem Wesen liegt aber dem Menschen ebenfalls daran, seine Persön­
lichkeitsentfaltung in der Schaffung von Werten zu suchen, die den Mit­
menschen etwas bieten. In seinem Schaffen sucht er die Kommunikation mit 
seiner Mitwelt. Es gehört zu den Grundempfindungen des menschlichen 
Gewissens, die individuellen Entscheidungen vor der Gesellschaft rechtfertigen 
zu können, ein Zeichen dafür, wie eng individuelles und soziales Wertschaffen 
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ineinander verwoben sind. Die Mithilfe am Aufbau der Gesellschaft ist nichts 

anderes als die soziale Seite sittlichen Verhaltens und Strebens. 

Da die Gesellschaft nur durch Handlungen ihrer Glieder auferbaut werden 

kann, wird die Verwirklichung dessen, was man Gemeinwohl nennt, immer den 

Weg über das Wertempfinden der einzelnen nehmen müssen, so sehr dieses im 

dialektischen Verhältnis zur Gesellschaft stehen mag. Der selbstbestimmte 

Beitrag des einzelnen an die Gemeinschaft darf daher nicht ignoriert werden. 

Kultur, zu der auch die Wirtschaft gehört, kommt nur zustande durch das 

persönliche Wertschaffen aller, das seinerseits sich von der Lebensauffassung 

eines jeden nährt. Da persönliches Wertschaffen aus dem Motiv, seinem Leben 

Sinn zu verleihen, berufliches Schaffen ist, ist Kultur immer das Resultat 

beruflicher Tätigkeit. 

Gewöhnlich wird der Beruf definiert als dauerhafte Tätigkeit. Diese Defini­

tion ist nicht falsch, sie greift aber nicht an den Kern der Sache. Die Eigenschaft 

der Dauerhaftigkeit der Tätigkeit ist das, was an der Oberfläche sichtbar wird. In 

der Definition muß vielmehr der Grund angegeben werden, aus dem die Dauer­

haftigkeit der Tätigkeit erwächst. Dieser Grund ist das Motiv. Man wird darum 

den Beruf folgendermaßen definieren müssen: Der Beruf ist Schaffen von indivi­

duellen und sozialen Werten aus dem dauerhaften Motiv der Lehenserfüllung. Daß 

dieses Schaffen eine dauerhaft gleichartige Tätigkeit bedeutet, ist in dieser Defini­

tion impliziert. 

2. Der Beruf in der Abstimmung mit der Gesellschaft 

Indem man die allgemeine Betrachtung beruflichen Schaffens in das gegen­
seitige Verhältnis der verschiedenen Berufserwartungen der vielen Individuen 
überträgt, ergibt sich die Forderung der Integration, d. h. der Rücksichtnahme 
auf das durch die Selbstbestimmung der Gesellschaftsglieder zu bewirkende 
Gemeinwohl. Auf dieser Ebene stellt sich das Problem eines gesellschafts­
politischen Entwurfes. Dieser muß der Wirtschaftspolitik vorgelagert sein, 
obwohl er in kluger Vorschau die realen wirtschaftlichen Grenzen in Betracht 
zu ziehen hat. Trotz dieser Begrenzung sind doch allgemeine, wenngleich 
konfuse Wertvorstellungen möglich, aufgrund deren eine humane Entwicklung 
des Arbeits- und Berufslebens angebahnt werden kann. Sonst hätte aller Ruf 
nach Humanisierung der Arbeitswelt keine Berechtigung. 

Da die Arbeitsteilung zum Wesen der gesellschaftlichen Kooperation gehört, 
erfährt die Berufswahlfreiheit als Entscheidung zu eigenem Glück eine empfind­
liche Einbuße. Dieser Sachverhalt beschäftigt im besonderen die Marxisten, 
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deren Hauptmaxime die Emanzipation der Arbeit aus der Entfremdung ist3. 

Die Stückelung des Produktionsprozesses auf allen Gebieten, selbst in den 

Geisteswissenschaften, hat für den einzelnen einen empfindlichen Verlust an 

innerer Befriedigung zur Folge, weil für die Persönlichkeitsentfaltung an sich 

fruchtbare Talente brachliegen müssen. Die Marxisten konnten bislang zur 

Lösung dieses Problems der Entfremdung keinen anderen Trost geben als den 

Hinweis, daß in der zu erwartenden Überflußgesellschaft der einzelne in der 

Freizeitgestaltung ausreichende Möglichkeiten finden werde, seine Talente zu 

entwickeln. Dabei müßte allerdings vorausgesetzt werden, daß die Freizeit­

gestaltung nicht wieder eine Industrie nötig macht, in der die gewonnene 

Freizeit zu erneuter Stückarbeit ausgenützt wird. Mit diesem Problem hat sich 

vor allem die westliche Wohlstandsgesellschaft zu befassen. 

Andererseits mindert die Arbeitsteilung nicht, sondern erhöht vielmehr den 

sozialen Wert der individuellen Leistung. Nur müßten die Gesellschaftsglieder 

im Geiste mitmenschlicher Verbundenheit lernen, auch den geringsten Dienst 

als Beitrag zum Aufbau des Gemeinschaftslebens zu schätzen und dem ein­

zelnen Arbeitenden die entsprechende Achtung zuzuerkennen, um auf diese 

Weise den Mangel an individueller Befriedigung zu kompensieren. 

3. Der Beruf in der konkreten sozialen Wirklichkeit 

In der konkreten Wirklichkeit wird, worauf bereits hingewiesen wurde, die 

Freiheit der Berufswahl stark beschnitten. Darum die Notwendigkeit der 

Berufswahllenkung, die nicht nur eine individuelle, sondern auch eine soziale 

Funktion erfüllt. Die Geschichte belehrt uns, daß das Recht auf freie Berufswahl 

eigentlich nie allseitig verwirklicht worden ist4. Doch dürfte diese konkrete 

Entwicklung der Wirtschaft nicht dazu führen, dieses Recht grundsätzlich als 

nicht bestehend zu bezeichnen. Von diesem Recht hängt immerhin die freie 

Wirtschaft und mit ihr die Demokratie ab. 

Wir können natürlich das Rad der Wirtschaft nicht zurückdrehen, ohne unser 

gesamtes Kräftepotential zu gefährden. Wenn unsere Vorfahren weniger die 

Gütermenge und mehr die menschliche Genugtuung in der Arbeit gesucht 

hätten, sähe es vielleicht anders aus. Wir hätten sehr wahrscheinlich weniger 

Automobile, dafür aber mehr soziale Einrichtungen und vor allem eine sauberere 

3 Vgl. HELLMUT WOLLMANN, Aufhebung der Arbeitsteilung als Problem des Marxismus-Leni­
nismus, in: Theory and Politsics, Theorie und Politik, Festschrift zum 70. Geburtstag für Carl 
Joachim Friedrich, hrsg. von KLAUS VON BEYME, Den Haag 1971, S. 390-416. 

4 Vgl. MAX GRIMME, Berufswahlfreiheit und Berufsnachwuchslenkung, Eine sozialphiloso­
phische Untersuchung über Freiheit und soziale Bindung der Berufsentscheidung, Sammlung 
Politeia IV, Heidelberg 1954. 
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und gesündere Umwelt. Der einzelne wüßte sich in seiner Arbeit, und zwar auch 
am Fließband, im Hinblick auf eine sinnvollere Produktion besser bestätigt als 
bei einer Tätigkeit, von der er annehmen muß, daß sie schlechthin jenen Zielen 
diene, die auf einem ungeordneten Markt von Angebot und Nachfrage ent­
schieden werden. Die namentlich von Marxisten und diesen nahestehenden 
Autoren (z.B. Galbraith) gebrandmarkte „Armut der reichen Gesellschaft" 
besteht zu einem Teil in der Entfremdung der menschlichen Arbeit von ihrer 
obersten Norm: Schaffung echter Kulturwerte. Wenn schon jedwede Arbeit 
ihres Sinnes entleert ist, dann noch mehr die berufliche Tätigkeit, deren Wesen 
gerade darin besteht, sinnvoll im Blick auf das Lebensglück zu sein, wobei, wie 
schon gesagt, der Sinn nicht nur vom einzelnen aus, sondern im Zusammenhang 
mit dem Gemeinwohl bestimmt wird. Weder die Marxisten noch die ihnen 
nahestehenden Kritiker unserer westlichen Wirtschaftsordnung sind in der 
Lage, ein besseres Rezept als die soziale Marktwirtschaft zu liefern. Daß 
Angebot und Nachfrage und das zur Marktwirtschaft gehörende unternehme­
rische Gewinnstreben das Ziel der arbeitsteiligen Produktion bestimmen, 
braucht noch keine Entfremdung zu bedeuten, sofern es gelingt, sinnvolle 
Konsumwünsche zu befriedigen. Der Begriff „sinnvolle Konsumwünsche" 
erregt zwar bei den Vertretern der Marktwirtschaft Mißfallen und Stirnrunzeln, 
weil, wie es scheint, bei freier Konsumwahl das sinnvoll ist, was der einzelne 
wünscht, unbesehen der Folgen, die sich auf sozialer Ebene ergeben. Dennoch 
gibt es marktgerechte Steuerungsmittel, um das freie Spiel sinngerecht werden 
zu lassen. Wenn dem nicht so wäre, dann müßten wir den Drogenhandel frei­
geben, und dürften wir nicht, wie es mancherorts geschieht, die Werbung für 
Zigaretten unterbinden. Doch dieses Thema gehört in die Wirtschaftsethik 
(Bd. IV). 

Jedenfalls ist die Behauptung, die Marktwirtschaft sei die Ursache der 
Entfremdung der Arbeit, unsachlich. Auch in der besten Planwirtschaft (in ihr 
noch mehr als in einer geordneten Marktwirtschaft) ist die vielgegliederte 
Arbeitsteilung notwendig und ist darum die „Entfremdung" der individuellen 
Arbeit unvermeidlich. Die berufliche Arbeit als für das Individuum persönlich-
keitsentfaltende Tätigkeit ist darum weithin eine Seltenheit geworden. Ihren 
Sinn kann sie nur noch durch die Integration in den gesamten Wirtschaftsprozeß 
erlangen. Dies heißt natürlich nicht, daß das Recht auf Berufswahlfreiheit ein 
Leerwort sei. Aber dieses Recht ist wie ebenso das Recht auf Arbeit kein subjek­
tives Recht, wie es das Recht auf Existenz ist. Es richtet sich an die für die 
Wirtschaftspolitik Verantwortlichen. Es verlangt eine Wirtschaftspolitik, in wel­
cher Wirtschaftsziel im Sinn des Gemeinwohls und Freiheit des Individuums in 
der Berufswahl in einem abgewogenen Verhältnis stehen. Die Freiheit der 



Die Berufsverbände oder Leistungsgemeinschaften 153 

Berufswahl ist darum nicht losgelöst von der sinnvoll gestalteten Wirtschafts­

politik bestimmbar, wie andererseits die wirtschaftspolitische Rahmensetzung 

die Freiheit des Individuums und zwar - dies mag überraschen - in erster Linie 

die Freiheit des Konsumenten zu berücksichtigen hat. Die erstrangige Berück­

sichtigung der Konsumentenfreiheit und nicht der Arbeit oder des Berufes 

bedingt ein gewisses Zurücktreten jener Forderungen, die um der Würde der 

Arbeit willen gestellt werden könnten. Der Mensch ist als Konsument ein 

anderer denn als Arbeitender. Würde der Arbeitende, der die Forderung der 

Vermenschlichung der Arbeit in einer entsprechenden Wirtschafts- (besonders 

Wachstums-)politik stellt, zugleich auch die Konsequenzen übernehmen, die 

sich für seinen Konsum (einschließlich seiner Lohntüte) ergeben, dann könnte 

sein Arbeitsrhythmus in mancher Hinsicht würdiger gestaltet werden. Dennoch 

bleibt die Kluft zwischen den beiden Anliegen, Gestaltung der Arbeitswelt im 

Sinn der Persönlichkeitsentfaltung und Produktion von Gütern im Sinn der 

optimalen Befriedigung der Konsum wünsche, bestehen. Eine gewisse Entfrem­

dung der Arbeit ist unausweichlich, erst recht muß ein gewisses Maß beruflichen 

Wechsels als soziale Belastung in Kauf genommen werden. 

ZWEITER ARTIKEL 

DIE BERUFSVERBÄNDE 

O D E R LEISTUNGSGEMEINSCHAFTEN 

1. Die Norm der Berufsverbände oder Leistungsgemeinschaften: 

Das Gemeinwohl 

Es ist hier nicht die Rede von den typischen Interessenverbänden wie z. B. den 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. Vielmehr geht es um jene 
Verbände, in denen bestimmte beruflich Tätige, sei es in der Wirtschaft oder in 
der Gesellschaft, organisiert sind. 

Der beruflich Tätige als Produzent gesellschaftlicher Aufbauwerte sucht 
naturgemäß, in der konkreten Wirklichkeit allerdings durchweg aus Eigen­
interesse, die Kooperation mit gleichartig Tätigen. Das unmittelbare Ziel 
beruflicher Kooperation kann aber, sozialethisch gesehen, nicht das individuelle 
Interesse sein, so sehr dies auch in seinem Bereich liegt. Sozialethisch ist Ziel der 
Kooperation das Wohl des Gemeinwesens. Erst von hier aus ist das eigene 
Verbandsinteresse zu legitimieren. In der konkreten Wirklichkeit zeigt sich 
dieses Wertdenken in der Tatsache, daß die Verbände ihre Forderungen fast stets 
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als günstige Lösung für die anderen, vor allem für das Gemeinwohl recht­
fertigen. Die Frage, ob die vordringliche Orientierung der Berufsverbände tat­
sächlich den Motiven der Vorstandsmitglieder entspricht, darf nicht vermischt 
werden mit der Frage nach der Werthierarchie. Die tatsächliche Motivierung ist 
auf jener Ebene in Betracht zu ziehen, wo es um die Frage geht, ob überhaupt 
und wie unter Umständen die existierende berufliche Organisation ihre sozial­
ethische Sinnverwirklichung erhalten kann. Die Vermengung der ethischen 
Wert-Ordnung mit der psychischen Motivierung war der Grund der uto­
pischen, dem mittelalterlichen Verbandswesen entliehenen Vorstellung von der 
berufsständischen Ordnung als realem Ordnungsprinzip wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Kooperation. Von der Wertschau aus wird man aber die Idee 
eines Verbandswesens, welches das Gemeinwohl zur obersten Norm hat, nicht 
außer acht lassen dürfen, so aussichtslos die direkte Realisierung auch sein mag. 
Irgendwann wird sich die Wertordnung mit physischer Gewalt aufdrängen. Es 
sei zur Illustration auf einen Fall im Bereich der typischen Interessenverbände 
hingewiesen, die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände. Die Gewerkschaf­
ten bedrohen mit ihren Flächenstreiks die gesamte Wirtschaft und mit ihren 
politischen Aktionen die Demokratie. Daraus erklärt sich der mancherorts 
hörbare Ruf nach einem Verbändegesetz. 

Die Orientierung der Berufsverbände oder Berufsstände am Gemeinwohl 
unterbindet jeden Gedanken an irgendeine Form von sozialen Ständen, wie er in 
der mittelalterlichen Vorstellung der berufsständischen Ordnung heimisch war. 
Aus diesem Grund ist der von O. von Nell-Breuning geprägte Ausdruck der 
„Leistungsgemeinschaft" kennzeichnender für den Sachverhalt als der der 
Berufsgemeinschaft: „Das Wort ,Leistungsgemeinschaft' besagt, daß es sich um 
eine Gruppe von Menschen handelt, die im Gesellschaftsganzen eine bestimmte, 
für die Gesellschaft wichtige Leistung erbringen: das Wort ,Beruf besagt, daß 
die Menschen dieser Leistung nicht gelegentlich, sondern dauernd (von Berufs 
wegen) obliegen5". Im Grund ist aber die Ersetzung des Wortes „Berufsver­
band" durch „Leistungsgemeinschaft" nur von Bedeutung im Flinblick auf den 
Ausdruck „berufsständische Ordnung". Das „Ständische" ist das eigentlich 
störende Element. Wenn man „berufsverbandliche Ordnung" sagen würde, 
würde sich der terminologische Ausweg über „leistungsgemeinschaftliche 
Ordnung" und die Ersetzung von Berufsverband durch Leistungsgemeinschaft 
erübrigen. Denn das Wort „Leistungsgemeinschaft" bringt nicht ausreichend 
zum Ausdruck, was die Leistungsgemeinschaft charakterisiert, nämlich ein 
Verband von Personen zu sein, die ihre Leistung für das Gemeinwesen aufgrund 

5 Zur christlichen Gesellschaftslehre, hrsg. von O. VON NELL-BREUNING und HERMANN 
SACHER, Freiburg i.B. 1947, Sp. 62. 
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kompetenter Ausbildung, also beruflich erbringen. Andererseits weckt das 

Wort „Berufsverband" etwas zu sehr die Assoziation eines Fachverbandes 

(Schreiner, Schneider, Maurer usw.), der mehr der Berufsausübung und den 

Eigeninteressen der Mitglieder dient, während „Leistungsgemeinschaft" dem 

Gedanken an eine Branchengruppe mit ihrer Nähe zum Gemeinwohl mehr 

gerecht wird. Welchen Terminus man auch immer gebraucht, man muß ihn in 

jedem Fall definieren, da der vulgäre Sprachgebrauch diese Nuance nicht zum 

Ausdruck bringt. 

Aufgabe der Berufsverbände oder Leistungsgemeinschaften ist es, die viel­

fältigen Tätigkeiten innerhalb einer Branche und die Interessen der darin Tätigen 

zu koordinieren und mit den anderen Branchen im Sinn der Integration ins 

Gemeinwohl abzustimmen. 

2. Einteilung und System der Leistungsgemeinschaften 

Die einzelnen Leistungs-(Berufs-)Gemeinschaften aufzuzählen und ihre Zu­

sammenfassung in einem dem Gemeinwohl entsprechenden systematischen 

Aufbau zu sehen, ist an sich nur im Blick auf die konkreten Gesellschaftsverhält­

nisse möglich. Die Einsicht in den Gestaltungsreichtum des Gemeinwohls setzt 

eine historisch gegebene Gesellschaft voraus. Man kann das Gemeinwohl nicht 

abstrakt aufgliedern. Man muß schon eine irgendwie realisierte Gesellschaft vor 

sich haben, um sie gruppieren zu können. Dennoch soll hier unter Zuhilfe­

nahme einer modernen arbeitsteiligen Gesellschaft versucht werden, den 

leistungsgemeinschaftlichen Aufbau auf einer gewissen Erkenntnisebene zu 

entwerfen mit der vorsichtigen Zurückhaltung, dieses Schema als konkret 

ausgeformtes gesellschaftspolitisches Paradigma begreifen zu wollen. Wie der 

Künstler zunächst eine grobe Skizze seines Werkes macht, so soll auch diese 

schematische Darstellung als Skizze verstanden sein, die in concreto vieler 

nuancierender Verbesserungen bedarf. Wenn also z.B. vom Wirtschaftsrat 

gesprochen wird, so ist darunter ganz einfach ein höchstes Organ zu verstehen, 

das im Gesamt der Selbstverwaltungskörperschaften eine konkret irgendwie 

noch zu definierende Ordnungsfunktion ausübt. 

Grundsätzlich bietet sich die Einteilung in zwei große umfassende Gruppen 

an: Kultur und Wirtschaft. Der kulturelle Bereich umfaßt Bildung und Erzie­

hung, Wissenschaft und Forschung, Künste, Massenmedien, Gesundheits­

dienst. Die Wirtschaft umgreift: Gütererzeugung (Landwirtschaft, Bergbau, 

Industrie und Handwerk), Güterverteilung (Ein- und Ausfuhr, Großhandel, 

Kleinhandel), Verkehrswesen (Straße, Schiene, Wasser, Luft), Kreditwesen, 

Versicherungswesen. Sowohl die kulturellen wie auch die wirtschaftlichen 
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Körperschaften verlangen jeweils in letzter Instanz ein Organ, das die Koordi­

nierung vorzunehmen hat. Im kulturellen Bereich könnte man dieses Organ 

(mit der bereits genannten Reserve) Kulturrat nennen, im wirtschaftlichen 

müßte man den (im deutschen Sprachgebiet allerdings leicht mißverständlichen 

und von vielen Seiten verpönten) Namen Wirtschaftsrat wählen. Sowohl 

Kulturrat wie Wirtschaftsrat sind die obersten Beschlußorgane aller Selbst­

verwaltungskörperschaften des entsprechenden Bereichs. Dem Wirtschaftsrat 

fiele die Doppelaufgabe der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu. Diese beiden 

gehören zusammen, weil miteinander verzahnt. Über den beiden obersten 

Organen steht die politische Ordnung, d. h. die staatliche Autorität, welche die 

Gesamtkoordination im Sinn der Gesellschaftspolitik und der letzten Ziel­

bestimmung der Wirtschaftspolitik zu besorgen hat. 

Das Schema macht den Eindruck eines korporativen Staates. Es unter­

scheidet sich aber wesentlich von diesem, da die Leistungsgemeinschaften als 

Selbstverwaltungskörperschaften nicht vom Staat angeordnet oder gebildet 

werden, sondern aus der Initiative der in den einzelnen Zweigen Tätigen oder 

auch Interessierten stammen. Der sogenannte Wirtschaftsrat hätte auch keine 

Planaufgaben zu erfüllen, vielmehr die Ordnungsnormen einer freien, d.h. 

sozialen Marktwirtschaft vorzugeben. Auch die Koalitionsfreiheit ist nicht 

betroffen. Allerdings müßte sie sich - dies trifft im besonderen die Sozialpartner, 

die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen - bestimmten „Verkehrs­

regeln" unterwerfen (besonders hinsichtlich Streik und Aussperrung). Dem 

Staat fällt nur die subsidiäre Funktion zu, sowohl was die Gründung als auch 

was die Koordinierung und letzte Entscheidung in strittigen Fragen angeht. Er 

kann natürlich vorschreiben, daß die Verbände sich nach den demokratischen 

Grundregeln organisieren. Die leistungsgemeinschaftliche Ordnung ist, wie 

man sieht, eine unpolitische Demokratisierung der Gesellschaft. 

Klassenunterschiede kommen in der leistungsgemeinschaftlichen Ordnung 

nicht zur Geltung. Die Mitbestimmung in den Gremien ist allen jenen zuzu­

billigen, die in irgendeiner Weise durch die leistungsgemeinschaftlichen Ent­

scheidungen betroffen sind, z.B. im Wirtschaftsrat nicht nur Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer, die verschiedenen Branchenvertreter als Produzierende, sondern 

ebenso die Konsumenten als Abnehmer, im Gesundheitswesen nicht nur Ärzte, 

Pflegepersonal, Krankenanstaltsträger, Krankenversicherungen usw., sondern 

auch Vertreter derer, die einmal als Kranke sich in ärztliche Pflege begeben 

müssen, d. h. die zahlenden Konsumenten. In der Auseinandersetzung um das 

Einklassenkrankenhaus wie auch um die Kontrolle der Massenmedien ist die 

Vielschichtigkeit der Beteiligten besonders deudich zum Ausdruck gekommen. 

Wo immer selbstverantwortete Entscheidung die „passive" und nehmende 
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Teilnahme an einer Leistung oder an einem Produkt von Leistung bestimmt, 

gehört der Konsument zur Leistungsgemeinschaft. 

Dieser Leitsatz hätte in der Diskussion um die Partizipation in den Universi­

täten als Norm gelten sollen. Mitsprache soll jedem Studenten eingeräumt 

werden dort, wo seine Verantwortung als Hörer oder Studierender eine gestal­

tende Kraft besitzt. Der Streit bricht nun allerdings darüber aus, woran die 

„Verantwortung" zu messen sei, ob an der Kompetenz hinsichtlich der Materie 

oder einzig am Faktum, daß der Student ein sittlich reifer Mensch ist. Auf 

politischer Ebene haben wir uns daran gewöhnt, die Mündigkeit zum Kriterium 

der paritätischen Mitbestimmung zu machen in der Hoffnung, daß im Gewirr 

der Voten die Vernunft siege. Das Spiel der gleichgewichtigen Voten aller wird 

hier zum Schiedsrichter der Vernünftigkeit. Doch kann diese formale Wert­

entscheidung nur eine letztinstanzliche sein in einer Demokratie, deren Bürger 

noch ein Minimum von Gemeinwohlinteresse aufweisen. Sie soll dem Zweck 

dienen, in letzter Entscheidung die Gefahr der Diktatur zu bannen. Man wird 

aber diese formale und wertneutrale Regelung des sozialen Lebens nicht als 

Norm für die einzelnen Sachbereiche wählen können. Die leistungsgemein-

schaftliche Ordnung sollte gerade dazu dienen, die Sinnfrage auf der Ebene der 

gesellschaftlichen Bereiche sachgemäß zu lösen und nicht dem Hasardspiel der 

atomistischen Individualentscheidungen zu überantworten, d. h. die Verpoliti-

sierung der Gesellschaft zu verhindern. Von diesem Blickpunkt aus ist es nicht 

denkbar, daß der Student auch dort Mitbestimmungsrechte erhält, wo er 

keinerlei Kompetenzen besitzt. 

Der Gedanke der leistungsgemeinschaftlichen Ordnung gründet in der Über­

zeugung, daß es möglich sein müßte, die Sachkompetenz zu erkennen und den 

sachkompetenten Personenkreisen eine sozial gültige Effizienz zu verleihen. 

Aus diesem Grund müßte den Leistungsgemeinschaften die Qualität öffentlich­

rechtlicher Institutionen zuerkannt werden. Wie gewichtig das Anliegen, die 

kompetenten Kräfte effizient zu machen, ist, erwies und erweist sich beispielhaft 

in der Frage der Erstellung und Interpretation von wirtschaftlichen Wett­

bewerbsregeln. 

3. Der Gedanke der leistungsgemeinschaftlichen Ordnung 

und die konkrete soziale Wirklichkeit 

Wirklichkeit oder Illusion ? 

Das Schema der leistungsgemeinschaftlichen Ordnung ist in der Realisierung 

vor allem mit drei Schwierigkeiten verbunden. Es impliziert nämlich drei kaum 

je zusammen verwirklichte Bedingungen: 1. daß die Gesellschaft sich ent-
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sprechend dem Grundsatz der Freiheit von unten nach oben organisiert, 2. daß 
alle zur Organisation Gehörenden ihre ganze soziale Verantwortung wirksam 
werden lassen und keine von unten, aus dem freien Raum kommende Initiative 
als Parasitenwesen brandmarken und deswegen abwürgen, 3. daß die Organisa­
tionen nicht in verfestigte Interessenverbände ausarten, sondern als Instrumente 
der Gemeinwohlpolitik dienen. 

Die erste Schwierigkeit ergibt sich aus der einfachen Tatsache, daß ein Groß­
teil der Gesellschaft gar keinen Organisationswillen hat. Organisation diktieren 
kann man nicht, es widerspricht jedenfalls der demokratischen Ordnung. Zu 
den schwer Organisierbaren gehören vor allem die Konsumenten, in welchem 
Bereich es auch immer sei, im kulturellen oder wirtschaftlichen. Die gleiche 
Person ist Konsument von Wirtschaftsgütern, von Radio, Fernsehen, Benutzer 
der Verkehrsmittel, des Gesundheitsdienstes usw. 

Die zweite Schwierigkeit betrifft die Administratokratie. In den Organisa­
tionen bilden sich behördenähnliche Gruppen, welche die durch Interesse­
losigkeit oder Überbeschäftigung inaktiven Mitglieder oft unkontrolliert reprä­
sentieren. Damit kann sich im gesellschaftlichen Raum eine eigene Schicht von 
Beamten herausbilden. Wie die Leistungsgemeinschaften nur von unten her 
erstehen, ebenso können sie nur in der Aufrechterhaltung innerer demokra­
tischer Verfassung im Sinne ihrer Aufgabe bestehen. 

Die dritte Schwierigkeit ist wohl die größte. In dem Augenblick, da die 
Leistungsgemeinschaften erstellt sind, sind sie wie ähnlich viele juristische Insti­
tutionen bereits überholt. Die Gesellschaft hat sich weiterentwickelt, während 
sich die Institutionen zu erhalten streben. Erworbene Positionen werden nicht 
leicht aufgegeben. Hinter der Administration steht die Masse der auf ihre Erhal­
tung pochenden Mitglieder. Der Vorwärtsdrängende wird unter dem Vorwand 
der Gemeinwohlgefährdung als Parasit zurückgedrängt. Die Gefahr des Stände­
wesens scheint unabwendbar. In der Wirtschaft bedeutet dies die Abdrosselung 
der Konkurrenz. In den Niederlanden, wo nach dem Zweiten Weltkrieg eine 
beispielhafte leistungsgemeinschaftliche Organisation der Wirtschaft verwirk­
licht wurde, hat man zeitweise diese Gefahr für die Konkurrenz deutlich 
gespürt, allerdings hauptsächlich unter dem Druck der ausländischen Konkur­
renz. 

Diese hier kurz beschriebenen schwarzen Flecken im Konzept einer lei­
stungsgemeinschaftlichen Gesellschaftsordnung sind nicht ganz zu beseitigen. 
Andererseits ist zu überlegen, ob die Alternative eines völlig unstrukturierten 
Gesellschafts- und Wirtschaftslebens, in dem als einziges Gesetz die Freiheit und 
die Interessenvertretungen herrschen sollen, zu einem sinnvollen Zusammen­
leben ausreicht. Die Auseinandersetzungen zwischen Arbeitnehmern und 
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Arbeitgebern müssen irgendwo ihre rechtliche Begrenzung finden, und zwar 
nicht erst auf der politischen Ebene, sondern im Sachbereich der Wirtschafts-
gesellschaft selbst. Auf dem kulturellen Gebiet muß es möglich sein, eine sach­
entsprechende Institution zu schaffen, um der Meinungsfreiheit und dem 
Wertempfinden aller gerecht zu werden. Ohne rechtlichen Rahmen ist eine 
Koordinierung der Freiheiten nicht möglich. Und soll die Koordinierung 
sinnvoll sein, dann setzt sie Sachverstand voraus. Gewiß wird in der einen oder 
anderen Hinsicht die zur effektiven Leistungserbringung notwendige Konkur­
renz, wie man sie aus der liberalen Wirtschaft alten Stils kennt, gehemmt, vor 
allem der Außenwirtschaft gegenüber. Das leistungsgemeinschaftliche Modell 
funktioniert eigentlich nur dann, wenn es auf internationaler Ebene koordiniert 
verwirklicht wird. Sollte sich aber deswegen als anzustrebende Gesellschafts­
und Wirtschaftsordnung nur die Internationale des Kommunismus anbieten, da 
sich der formalistische Liberalismus irgendwann totlaufen würde? Kompro-
mißlos gibt es keine Lösung gesellschaftlicher Probleme. Sowohl der Libera­
lismus wie der internationale Kommunismus erstreben, wenngleich aufgrund 
verschiedener Prinzipien, kompromißlose Totallösungen. 

In der konkreten Wirklichkeit einer freien Gesellschaft vollzieht sich der 
Aufbau der Berufsverbände im Vergleich zur sozialethischen, d.h. wert­
bezogenen Betrachtung, in umgekehrter Folge. Die Berufsgruppen sind 
zunächst Verbände von Menschen, die durch gleichartige Tätigkeit ihren 
Lebensunterhalt erwerben (z.B. Arbeiter, Handwerker der verschiedenen 
Zweige). Diese bilden Interessengruppen. Sie treten in Interessenausgleich mit 
den anderen Gruppen (z. B. Tarifkoalitionen von Arbeitnehmern und Arbeit­
gebern). Im Bewußtsein, daß die Einzelinteressen auf die Dauer nur unter 
Wahrung einer gesamtwirtschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Norm 
existieren können, ordnen sich die Verbände einer höheren Einheit ein, in der 
sich alle auch weiterhin als Gleichberechtigte begegnen, allerdings mit einem 
anderen Ziel als dem der Durchsetzung eigener Interessen, vielmehr im Sinne 
des Gemeinwohls6. 

Sozialethische Gesamtschau des Verbandsproblems 

Die sozialethischen Überlegungen, die von den Verbänden trotz ver­
schiedener Partikularinteressen einen Konsens erwarten, fußen auf der Forde­
rung, daß irgendwo die Integration der Interessen in ein gesellschaftliches 
Gesamtkonzept gesucht werde, sonst müßte man grundsätzlich die Idee des 

6 Von dieser Seite des sozialen Prozesses aus wurde die Berufsgemeinschaft in vorbildlicher Weise 
dargestellt durch JOHANNES MESSNER, Das Naturrecht, 7., unveränderte Auflage, Berlin 1984, 
599-612. 
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Gemeinwohls aufgeben, d. h. die Gesellschaft als Ganzes für sinnlos erklären. 

Der „Neuen Linken" ist zugute zu halten, daß sie die Sinnfrage der Gesellschaft 

neu gestellt und gemäß ihrer Gesellschaftsphilosophie beantwortet hat. Die 

andere Alternative wäre die superrealistische Technologie K. R. Poppen, gemäß 

welcher Werturteile irrationale Dezisionen von einzelnen sind, über die es 

keinen Dialog im Sinne gemeinsamer Wahrheitsfindung gibt, die man darum 

nur durch technische Methoden, durch Organisationsprinzipien gegeneinander 

abgrenzen kann. Von einer gemeinsamen Zielbestimmung ist dabei keine Rede 

mehr, vielmehr nur noch von Konfliktlösung, besser gesagt: Konfliktausbalan-

cierung. Die holistische, d. h. vom Ganzheitssinn der Gesellschaft und daher 

von der Forderung des gemeinsamen Konsenses ausgehende Gesellschafts­

theorie hat mit dem Problem zu kämpfen, wie die Interessenmotive der 

einzelnen und der Gruppen überwunden werden können, um das ideelle 

Gesellschaftsziel zu erreichen. Grundsätzlich bieten sich hier zwei Methoden 

an: 1. die imperativische oder autoritative, 2. die überzeugende oder freiheit­

liche. Die imperativische besteht in der Einflußnahme der Staatsmacht auf die 

Willensbildung der Verbände. In der Wirtschaft handelt es sich hierbei z. B. um 

Maßnahmen des Lohn- und Preisstops zur Erhaltung der vom Gemeinwohl 

gebotenen' Geldwertstabilität, unter Umständen, wie dies in der kommuni­

stischen Gesellschaft geschieht, sogar um direkte Planvorschriften, denen gegen­

über die Verbände nur ausführende Organe sind. Die überzeugende Methode 

sucht, in den handelnden Subjekten die Einsicht für die umgreifenden sozialen 

Zusammenhänge zu wecken, um so ihre ursprünglichen Partikularinteressen 

umzumotivieren auf das Gesamtinteresse, ohne das auf die Dauer das Partikular­

interesse ausgelöscht würde. Unter vernünftigen Wesen sollte man, so scheint 

es, die überzeugende Methode als normal bezeichnen können. Dieser Optimis­

mus liegt dem Gedanken der leistungsgemeinschaftlichen Ordnung zugrunde. 

Er war auch führend in der Gründung der „Konzertierten Aktion" in der 

Bundesrepublik Deutschland. Ohne Zweifel verbirgt sich in diesem sozial­

ethischen Optimismus etwas von der sokratisch-platonischen Vorstellung, daß 

man das Gute nur zu erkennen brauche, um es zu tun. 

Die Wirklichkeit, weniger die der Kulturgemeinschaft als die der Wirtschafts­

gesellschaft, belehrt uns aber, daß dieser Optimismus sich nicht bewahrheitet. 

Der einzelne Teilnehmer am Wirtschaftsprozeß, Arbeitnehmer und Unter­

nehmer, sucht trotz besserer Universalkenntnisse in der Einzelentscheidung 

seinen Vorteil, der Arbeiter in der Lohnerhöhung, der Unternehmer im höheren 

Gewinn. Beide können kaum ein anderes Motiv einschalten, solange noch der 

geringste Argwohn darüber besteht, daß einer der Partner seinen Vorteil zu 

Lasten des anderen sucht. Dieser Argwohn wird wohl solange nicht ausgeräumt 
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werden können, als wir nicht alle Engel sind. Hier liegt ein fast unüberwindliches 

Hemmnis für die leistungsgemeinschaftliche Ordnung, die nur bestehen kann, 

wenn alle zur Kooperation gemäß höherer Einsicht motiviert sind. 

Das ist im Grunde eine deprimierende Erkenntnis. Es sieht so aus, als ob uns 

schließlich nur die beiden extremen Alternativen zur Verfügung ständen, ent­

weder gemäß den Technologien die Konflikte einzig durch einen Mechanismus 

auszugleichen oder den Staat, nicht nur die Gesellschaft durchzuorganisieren. 

Im letzteren Sinn hat Christian Watrin7 erklärt, daß der Wirtschaftsrat eine total 

organisierte Gesellschaft voraussetze. 

Ist durch diese dunkle Aussicht die Sozialethik nicht völlig aus dem Spiel 

geraten? 

Unter der Voraussetzung, daß in einer konkreten Konfliktsituation ein 

übergeordnetes gemeinsames Interesse (= Gemeinwohl), in welchem die 

Partikularinteressen sachgerecht integriert sind, rational erkannt werden kann, 

daß also die Werterkenntnis nicht einfach, das Ergebnis der individuellen 

Dezision ist, hat die Sozialethik in unseren gesellschafts- und wirtschaftspoli­

tischen Überlegungen einen Platz, so illusorisch eine unvermittelte Übertragung 

auf die Wirklichkeit auch ist. Man kann im Hinblick auf die Unabänderlichkeit 

individueller Handlungsmotive immerhin Maßnahmen wirtschafts- oder ge­

sellschaftspolitischer Natur ergreifen, aufgrund derer die Partikularinteressen 

jenen Effekt erzielen, der dem Gesamtinteresse entspricht. Der auf Wachstum, 

also auf Gewinn, eingestellte Unternehmer könnte z. B. um der Erhaltung der 

Geldwertstabilität willen dadurch von der inflationistischen Preiserhöhung 

abgehalten werden, daß man seine Einkommenserhöhungen, die über der als 

geldwertneutral angesehenen Steigerungsrate liegen, durch eine progressive 

Besteuerung abschöpft. Im Partikularbestreben, kostenoptimal zu entscheiden, 

wird der rechnende Unternehmer sein Gewinnstreben im sozial tragbaren 

Rahmen halten. Um das Partikularinteresse des Arbeitnehmers im Sinn der 

Geldwertstabilität zu dirigieren, könnte man in Abhängigkeit von der Lohnsatz­

steigerung den Lohnzuwachs in Form von Investivlohn festlegen8. Allerdings 

ergäbe sich hierbei wiederum die neue Frage, ob damit trotz Abriegelung von 

Widerständen gegen die Geldwertstabilisierung auf die Dauer nicht andere 

Erscheinungen von Ungleichgewichten im wirtschaftlichen Bereich entstehen. 

Was geschieht mit den Steuergeldern? Welche Folgen ergeben sich aus der 

erhöhten ungleich verteilten Investition? Doch sehen wir von diesen Detail-

7 Geldwertstabilität, Konzertierte Aktion und autonome Gruppen, in: E. HOPPMANN (Hrsg.), 
Konzertierte Aktion, Kritische Beiträge zu einem Experiment, Wirtschaftsrecht und Wirtschafts­
politik 19, Frankfurt 1971, S. 226. 

8 Vgl. CHRISTIAN WATRIN, a.a.O., 203-228. 
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fragen einmal ab. Nehmen wir an, daß diese wirtschaftspolitischen Maßnahmen 

wirklich das gesamtheitliche Konzept erfüllen, dann ist der Sozialethiker 

durchaus zufrieden, auch wenn der einzelne Teilnehmer des wirtschaftlichen 

oder gesellschaftlichen Prozesses nicht explicite das Gemeinwohl zum Motiv 

seiner Entscheidungen macht. Die Unterscheidung zwischen gesellschaft­

lichem Wert (Gemeinwohl) und Handlungsprinzipien zur Verwirklichung des 

Gemeinwohls erlaubt es, die Partikularentscheidungen in ihrer Individualität zu 

belassen. 

Die Unterscheidung zwischen Gemeinwohl und Handlungsprinzipien ist 

allerdings nur möglich auf dem erkenntnistheoretischen Boden, auf welchem 

zwischen Idee und Wirklichkeit unterschieden wird. Der erkenntnistheore­

tische Idealismus im Sinne Hegels könnte diese Unterscheidung nicht nachvoll­

ziehen. Entsprechend muß gemäß der marxistischen Erkenntnistheorie zur 

Verwirklichung der Idee die Macht dazwischentreten, um der Idee, welche als 

Endresultat einer real notwendigen Entwicklung angesehen wird, rascher zur 

Verwirklichung zu verhelfen. Gemäß der Abstraktionslehre, etwa im Sinn des 

Aristoteles, dagegen ist es möglich, die Idee als Norm, nicht schon unmittelbar 

als Ziel aufzufassen, so daß in der konkreten Zielbestimmung die gestaltende 

Macht der Freiheit berücksichtigt werden kann. Auf dieser Basis ist es möglich, 

eine konfliktorientierte Gemeinwohlpolitik zu verfolgen. Allerdings geht dies 

nur insoweit, als die Partikularinteressen gemäß einem universal geltenden 

Handlungsprinzip einen gemeingesellschaftlichen Effekt erzeugen. Es braucht 

also trotz bester Aktionsprinzipien und Handlungsmechanismen, mittels deren 

die Partikularinteressen für einen gleichen Effekt allgemeiner Art ausgewertet 

werden, immer eine Kontroll-, sogar eine irgendwie geartete, jedoch nicht 

kollektivistisch orientierte Planinstanz, die 1. das Gesamtinteresse festlegt, 2. in 

Erkenntnis der konkreten Motivierung der Gesellschaftsglieder die gesell-

schafts- oder wirtschaftspolitisch notwendigen Maßnahmen ergreift und 

3. deren Effizienz dauernd kontrolliert. Dies heißt: Jede auch noch so sehr auf 

Konfliktausgleich orientierte Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik braucht eine 

sozialethische Grundkonzeption. Es steht nur zur Frage, wer diese erarbeiten 

soll. In letzter Instanz ist dies zweifellos der Staat, in der Demokratie also das 

Parlament. Dort sind alle Gesellschaftsglieder vertreten oder sollten es sein. 

In einer leistungsgemeinschaftlichen Ordnung ist aber die Staatsmacht 

begrenzt durch die Kompetenz der Selbstverwaltungskörperschaften. Dennoch 

ist es der Staat, der die Zielvorgaben macht. Die allerletzte Verankerung der 

leistungsgemeinschaftlichen Ordnung in der Politik ist ein normaler Prozeß. Es 

gibt keine staatsfreie Zone. Von marxistischer Seite wird darum eingewandt, es 

sei wenig sinnvoll, Gemeinwohlprobleme wie wirtschafts-, gesellschafts- und 
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sozialpolitische Fragen, wenn auch nur teilweise, Selbstverwaltungskörper­

schaften anzuvertrauen, da das Gemeinwohl Gegenstand der Politik sei. Wozu 

also die Demokratisierung auf solchen Umwegen suchen? Dieser Einwand hat 

seine Wurzel in der völligen Negierung der Einteilung des staatlichen Gebildes in 

die drei Ordnungen Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. Die Demokratie ohne 

diese Dreiteilung ist eine totalitäre Demokratie, die weder Privatinitiative noch 

Privateigentum kennt. Die leistungsgemeinschaftliche Ordnung ist, wie man 

sieht, ein wesentliches Stück der freien Demokratie. Damit sie dies bleibt, hat sie 

sich auf allen Ebenen stets als Hüterin der Freiheit zu betrachten und besondere 

Sorge darauf zu verwenden, nicht in das Zunftunwesen abzuirren. 
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DIE D E F I N I T I O N DES STAATES 

/. Der umstrittene Zugang zur Definition des Staates 

Die politische Theorie ist darum bemüht, den Begriff des Staates von allem zu 

befreien, was nicht zur „Staatswirklichkeit" gehört, d.h. von allem, was 

irgendwie aus einer philosophischen oder gar ethischen Idee stammt. Sie sucht 

nicht nach dem, was den richtigen oder echten Staat ausmacht, sondern sucht 

analytisch jene menschliche Gemeinschaft, die in der empirischen Wirklichkeit 

als Staat bezeichnet wird, und definiert von hier aus das, was in dieser Gemein­

schaft den Staat ausmacht. Bei aller geschichtlichen Gebundenheit möchte sie 

aber eine Definition erstellen, die nicht nur momentan, sondern über unsere 

Epoche hinaus „gültig" ist, sonst würde sie Rechtsgeschichte werden. Bei allem 

Wechsel der Ursachen, die den Staat begründen und erhalten und unter 

Umständen auch vernichten, ändert sich doch nichts an dem, was wir uns unter 

Staat „vorstellen". 

Mit diesem Wort „vorstellen" ist bereits etwas Ideologisches angezeigt, d. h. 

etwas, was vorhanden sein „muß", damit wir vom Staat reden können. Wir 

wollen nicht nur ein vorübergehendes soziales Ereignis, irgendeinen sozialen 

Prozeß definieren zum Zweck einer soziologischen Arbeitshypothese, sondern 

suchen „den" Staatsbegriff, in den wir alle wirklichen und möglichen Staats­

verständnisse einfangen können. Ohne Zweifel ist hierzu eine Abstraktion 

notwendig. Es kommt nur darauf an, welche. Es bieten sich zwei Abstraktions­

weisen an: die aristotelische, sogenannte „totale" und die phänomenologische, 

die pointierende, die man im Unterschied zur aristotelischen auch partielle 

nennen könnte. 
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Die aristotelische, totale Abstraktion geht von der gesamten empirischen 

Wirklichkeit „Staat" aus, schließt aber die individuellen Ausprägungen von der 

Betrachtung aus. Wir kommen auf diese Abstraktionsweise noch eingehender 

zu sprechen. Die pointierende oder partielle Abstraktion greift aus dem kon­

kreten Sachverhalt einen Gesichtspunkt heraus, von dem sie glaubt, daß er das 

konstitutive Element sei. So versucht die politische Theorie, den Staat von den 

typisch politischen Prozessen her zu definieren. Die Rechtswissenschaft da­

gegen glaubt, daß das Dauerhafte, das in der Definition des Staates herausgestellt 

werden muß, nur vom Institutionellen, also vom Recht und somit vom Norma­

tiven her erfaßt werden könne. Die rechtliche Sicht wurde in konsequenter 

Weise in der Reinen Rechtslehre von Hans Kelsen angewandt. Der Staat bildet 

dabei die oberste normative Ordnungseinheit im gesellschaftlichen Leben, die 

umfassende Zwangsordnung, wobei völlig unbeachtet bleibt, wer den Zwang 

ausübt und zu welchem Zweck Zwang ausgeübt wird. 

Mit solchen auf der pointierenden Abstraktion beruhenden Definitionen 

kann man theoretisch ein Wissensgebiet gegen ein anderes scharf abgrenzen. 

Will man sie aber in die Wirklichkeit übertragen, dann versagen sie, sofern man 

die ganze Wirklichkeit anstrebt. Hier bietet sich die totale Abstraktion im aristo­

telischen Sinn an. Über die Wirklichkeitsnähe darf man sich allerdings keine 

Illusionen machen. Sie ist nicht so konkret wie die durch pointierende Abstrak­

tion gewonnene. Sie birgt in sich die Nachteile, die im Rechtsleben die General­

klauseln haben. Aber sie ist umfassender und bietet darum für die rationale 

Bewältigung der Wirklichkeit ausgiebigere Möglichkeiten. 

Die Soziologen und politischen Theoretiker haben mit Recht den ausschließ­

lich juristisch orientierten Staatstheoretikern vorgeworfen, sie seien unfähig, den 

dynamischen Prozeß des politischen Zusammenlebens zu begreifen, die Staats­

wirklichkeit laufe den rechtlichen Institutionen davon wie das Gewohnheits­

recht den Gesetzesformeln. Den Soziologen und den politischen Theoretikern 

erklärt aber der Sozialphilosoph, daß die Lehre von den sozialen und politischen 

Prozessen die Tiefen des menschlichen Bewußtseins nicht ausschöpft und 

darum auch den Sinn menschlichen Zusammenlebens, d.h. das, was man 

Gesellschaft als Ganzes nennt, nicht erfaßt. Das, was hinter den Prozessen liegt 

und vom Philosophen als „Natur" bezeichnet wird, ist nicht so unwirklich, wie 

die Vertreter der reinen Prozeßlehre es wahrhaben wollen. Um auf diesen tiefen 

realen Grund vorstoßen zu können, muß der Philosoph bereits bei der Defini­

tion aufgrund des Sprachgebrauches, also bei der Nominaldefinition, eine 

andere Abstraktion als die pointierende voraussetzen. 

Zwar ist es begreiflich, daß die politischen Theoretiker und besonders die 

Juristen aus der Definition des Staates alle ethisch-normativen Elemente (aus-
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genommen natürlich die ethischen Tatsachen, z. B. die normativen Verhaltens­

weisen der Bürger) auszuschließen versuchen, weil sie sonst gezwungen wären, 

nur jenen Staaten die Staatlichkeit zuzuerkennen, die den absoluten ethischen 

Normen entsprechen, wie umgekehrt ein moralisch denkender Mensch einem 

zwar gültigen, aber inhumanen und brutalen positiven Gesetz die Bewandtnis 

des Gesetzes absprechen muß, obwohl es in der Wirklichkeit wie ein Gesetz 

wirkt. Den Streit um die Definition des Staates gäbe es nicht, wenn der Politik-

wissenschafder nur die politischen Prozesse und der Jurist im Sinn der Reinen 

Rechtslehre nur den Aufbau der rechtlichen Institutionen, nicht aber den Staat 

definieren würden. Hans Peters^ erklärt z. B., daß man die ethische Forderung, 

der Staat müsse dem Gemeinwohl dienen, nicht in die Definition des Staates 

aufnehmen könne, weil ein Staat, dessen Organe ständig gegen das Gemeinwohl 

handeln, immer noch Staat sei. Eigentümlicherweise aber erklärt H. Peters im 

Anschluß an eine Äußerung des deutschen Bundesverfassungsgerichts2, die 

staatliche Kontinuität sei in Deutschland durch den Nationalsozialismus unter­

brochen worden, weil der Nationalsozialismus ein System der Rechtlosigkeit 

gewesen sei. Der von H. Peters ausgesprochene Gedanke ist richtig auf dem 

Boden der Nominaldefinition. In Unkenntnis der grundlegenden Unter­

scheidung zwischen Nominal- und Realdefinition spricht er aber im Sinn der 

Realdefinition. Folgt man seiner Auffassung, daß die ethische Forderung des 

Gemeinwohls nicht in die (Real-)Definition des Staates aufgenommen werden 

könne, dann ist es logischer, mit H. Kelsen zu erklären, Staat sei überall, wo eine 

soziale Zwangsordnung bestehe. Materielle Elemente, die nicht rein geschicht­

licher Natur sind, lassen sich in die Definition des Staates eben nur aufnehmen, 

wenn man die ethischen Normen aufnimmt. 

Allerdings wird dann, wenn man die Idee des Staates, die durch totale 

Abstraktion gewonnen wurde, konsequent auf die konkrete Wirklichkeit über­

trägt, das Reden über die existenten Staaten immer nur mit ethischer Appro­

bation oder Reprobation möglich sein. Dies scheint aber das wissenschaftliche 

Diskutieren über die Staaten unmöglich zu machen. Wie sollte man dann noch 

vom nationalsozialistischen Staat statt vom nationalsozialistischen PseudoStaat 

reden ? Das Problem ist nur lösbar, wenn man sich bewußt ist, daß die Idee des 

Staates, die ethische (und zwar ethisch-normative, nicht nur soziologisch­

ethische) Komponenten wesentlich einschließt, nur bruchstückweise verwirk­

licht werden kann. Wie zum Recht die zwangsmäßig durchführbare Ordnung 

von echten Freiheiten gehört, aber dennoch eine Ordnung, die unter Um-

1 In: Staatslexikon, hrsg. v. d. Görresgesellschaft, 6. Aufl., Bd. VII, Freiburg 1962, Sp. 525. 
2 Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 6,150 ff. 
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ständen die Freiheiten erstickt, auch ethisch immer noch als Rechtsordnung 

anzusehen ist, weil sie wenigstens Ordnung und nicht Chaos ist, so ist auch jener 

Staat, der die sittlichen Forderungen nicht erfüllt, immer noch als Staat zu 

bezeichnen, wenn er letzter Ordnungsgarant ist. Faktisch ist also überall dort 

noch Staat, wo die Zwangsordnung in der rechtlichen Einheit besteht, wenn­

gleich diese auf weite Strecken eine ungerechte Ordnung sein mag. Es ist nun 

einmal menschliches Schicksal, daß Idee und Wirklichkeit nicht identisch sind. 

Der Begriff des Gemeinwohls, der ein rechtlicher Begriff ist, reicht in der 

konkreten Wirklichkeit von der Fülle menschlicher Werte bis zur wertentleerten 

Einheit einer nur mit Zwang zusammenzuhaltenden Gemeinschaft. Der im Sinn 

der gesamten menschlichen Werte bestimmte Staat behält aber immer als 

Erkenntnisorientierung seine Funktion. H. Peters selbst sagt3, daß es keine 

Deutung des Wesens des Staates und keine weitere Erkenntnis bringe, wenn 

man den Staat einfach als Staat im Sinn einer Naturgegebenheit mit Rechtsfolgen 

hinnehme. 

Dieselbe Problematik der Definition besteht auf höherer Ebene bezüglich des 

Rechts überhaupt. Der Rechtstheoretiker bemüht sich, das Recht ohne ethische 

Ingredienzen zu definieren und kommt dabei zum Begriff der zwangsmäßig 

durchführbaren sozialen Norm. Will er über die rein formale Beziehung von 

Tatsache und Rechtsfolge hinauskommen und nicht jegliche Gewaltordnung als 

Rechtsordnung verstehen, dann muß er materiale Werte einsetzen, also die 

Grenzen des Rechts nach ethischen Überlegungen abstecken. Recht schließt 

Zwang wesentlich ein, es ist aber nicht nur Macht oder Zwang, sondern zugleich 

Ordnungsprinzip von frei bestimmenden und persönlich handelnden Wesen. 

Macht kann aber durch Freiheit nur angenommen werden, wenn sich mit ihr ein 

Wert verbindet, der für die Freiheit verpflichtenden Charakter hat. In der 

Wirklichkeit bricht allerdings die in der Idee enthaltene Verbindung von Macht 

und Wert auseinander, oft bis zur Unkenntlichkeit des Wertes, so daß vom 

Wert, wie gesagt, nur noch die äußere Ordnung übrig bleibt4. Aber dieser 

Begriff der äußeren Ordnung schließt immer noch eine ethische Qualifizierung 

ein. Er ist, wenngleich verdeckt, das Reststück eines inhaltlich gefüllten sozial­

ethischen Imperativs. 

Die Definition des Staates rein von der äußeren Ordnung her ist darum immer 

noch befrachtet mit dem Gedanken, daß ein Staat, um wirklich Staat genannt 

werden zu können, irgendwie ein Ordnungsfaktor im Sinne von Werten sein 

sollte. Wenn man allerdings, wie es H. Kelsen in seinem rein normativen Bezugs-

3 A.a.O., Sp. 526. 
4 Vgl. Bd. II, Kap. 3, Art. 5, S. 112 ff. 
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System tut, die Ordnung nicht mehr real denkt, sondern sie nur als Bedingung 
versteht, gemäß welcher man überhaupt erst Staat denken und von ihm reden 
kann, kann man auch den letzten Rest ethischer Wertordnung aus der Staats­
definition ausscheiden. Aber diese Definition ist dann eine reine Nominaldefini­
tion, die, wie es dem Nominalismus entspricht, im ideellen Bereich verbleibt und 
keinerlei Anspruch erhebt, je eine Erklärung eines wirklichen Staates zu ermög­
lichen. Eine Nominaldefinition, die das Begriffliche des Staates in einer Weise 
umreißen will, daß man mit ihrer Hilfe an die Wirklichkeit herangeführt wird, 
muß bereits irgendwelche, allgemein formulierte Seinsinhalte einschließen. Nur 
sind diese nach ihrer naturhaften Gewichtigkeit noch nicht geordnet, sie sind, 
wie Aristoteles sich ausdrücken würde, noch nicht auf die letzten Seinskompo­
nenten zurückgeführt, aus denen das Definitum, in unserem Fall der Staat, 
besteht. Diese Aufgabe erfüllt dann die Realdefinition. 

Der Streit um die Definition des Staates beruht zum großen Teil, wenngleich 
nicht ausschließlich, auf der Vermischung von Nominal- und Realdefinition. 
Der Philosoph, der mit der aristotelischen Abstraktionslehre einig geht, kann auf 
diese Unterscheidung nicht verzichten. Im folgenden soll zunächst die 
Nominaldefinition untersucht werden, im Anschluß daran die Realdefinition. 

II. Die Nominaldefinition des Staates 

Zweck der Nominaldefinition 

Alle Theorien bemühen sich um eine Definition dessen, was der Ausdruck 
Staat bezeichnet. Wenn dieser Ausdruck im Sprachgebrauch nur ein anderer 
Name für eine bereits bekannte Sache ist, dann ist die Untersuchung, weil rein 
lexikalischer Art, rasch abgeschlossen. Ist dies aber nicht der Fall, dann wird man 
den ganzen Sprachgebrauch abklopfen müssen, um das Charakteristikum 
herauszufinden, das den mit Staat bezeichneten Sachverhalt von allen anderen 
verwandten Wortzeichen unterscheidet. In diesem Sinn streben alle Theorien 
die Nominaldefinition an. Dabei erhebt sich aber die Frage, ob man nur das 
Distinctivum, das gegenüber den verwandten Begriffen unterscheidende 
Merkmal in die Begriffsbestimmung aufnimmt oder ob man den ganzen Sach­
verhalt, zu dem das Distinctivum gehört, als Bestandteil des Definiendum 
ansieht. Wer nur das Distinctivum als Definiendum betrachtet, definiert nur die 
Staatlichkeit. Staatlichkeit besagt nur ein formales Element von dem, was der 
Name Staat in sich schließt, die abgelöste Beschaffenheit, um derentwillen ein 
gesellschaftliches Gebilde die Bezeichnung Staat verdient. Diese Art, die 
Nominaldefinition von Staat zu formulieren, entspricht der aus der Phänome­
nologie stammenden pointierenden oder partiellen Abstraktion. Die Reine 
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Rechtslehre wie auch die politische Theorie legen es auf die Definition der Staat­

lichkeit ab, die erste im normativen, die zweite im prozessuellen Bereich. 

Anders verhält es sich, wenn man unter Staat nicht nur die Staatlichkeit 

versteht, sondern mit dem Distinctivum das ganze Substrat, an dem sich das 

Distinctivum findet, in die Nominaldefinition aufnimmt. Hierbei wird der 

Begriff „gesellschaftliches Gebilde" als Gattungsbegriff verstanden und das 

Distinctivum „Staatlichkeit" als spezifische Differenz zu allen anderen gesell­

schaftlichen Gebilden, die gemäß dem Sprachgebrauch nicht den Namen Staat 

verdienen. Auch diese Nominaldefinition ist empirischer Natur wie diejenige, 

die einzig die Staatlichkeit erfaßt. Sie ist ebenfalls universell, insofern sie nicht 

diesen oder jenen einzelnen Staat definiert, sondern den Staat als solchen. 

Warum wählt nun der Ethiker die total, nicht die partiell abstrahierende 

Definition? Die partiell abstrahierende Definition ist von rein theoretischem 

Wert. Wenn man sie für die Praxis brauchbar machen will, muß man alle gesell­

schaftlichen Bedingungen aufzeigen, unter denen Staatlichkeit möglich ist. Dies 

hat H. Kelsen sehr gut erfaßt. Da der Praktiker - und der Ethiker ist Praktiker -

den Staat und nicht nur die Staatlichkeit erkennen will, braucht er eine Nominal­

definition, die ihn an das ganze Staat genannte Gebilde heranführt. Der Ethiker 

will dieses Gebilde auf dem Boden der Realdefinition (vgl. unten) kritisch unter­

suchen, um festzustellen, welchen Standort es im Leben des Menschen ein­

nehmen könnte und sollte. Er stellt die Sinnfrage. Dazu aber muß er von einer 

ganzheitlichen Definition des Begriffes ausgehen. Er braucht darum bereits für 

die Nominaldefinition eine umgreifendere Abstraktion, als es die pointierende 

Abstraktion ist. Ihm geht es nicht allein um die Staatlichkeit, sondern um den 

Staat. 

Wir bewegen uns, wie es scheint, in Tuchfühlung mit der hegelianisch-

neomarxistischen Auffassung von der Wissenschaft als einem „interessierten" 

Bemühen um Erkenntnis. Tatsächlich ist das Fragen nach dem Wesen des 

Staates nur sinnvoll und von der Struktur unserer Erkenntnis aus auch nur 

möglich im Zusammenhang mit der Frage, was der Staat als Objekt 

menschlicher Aufgabe für uns überhaupt bedeutet. Die neomarxistische Theorie 

sieht allerdings in der Erkenntnis des Objekts (hier des Staates) bereits die Praxis 

involviert, insofern das denkende Individuum, als im Staat existierend und aus 

ihm lebend, seine Erkenntnis aus dem existentiellen Dialog bezieht. Wenn man 

dagegen die totale Abstraktion annimmt (die für einen Hegelianer und in der 

Folge für einen Marxisten nicht denkbar ist), dann ist es wohl möglich, das 

Denkobjekt zu objektivieren, in dem Bemühen, aus den im Wesen des 

Menschen gelegenen Zwecken die Zusammenhänge zu erkennen, in welche der 

Mensch hineingestellt ist, bevor er überhaupt zu handeln beginnt, im Unter-
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schied zur marxistischen Auffassung, gemäß der dieser Zusammenhang nur aus 
der Praxis erkennbar wird5. 

Der Philosoph muß aber für diese Wesensbetrachtung die Analyse des 
Sprachgebrauchs voraussetzen, um überhaupt an das Objekt herangeführt zu 
werden, das er real, d. h. als solches im Rahmen des Menschseins definieren will. 
Er ist darum auf die empirischen Definitionen angewiesen, da diese ihm den 
verschiedenen Sprachgebrauch des Wortes Staat vermitteln. Der Sprach­
gebrauch ist doppelt: 1. populär im Sinn des empirisch-wissenschaftlich noch 
nicht präzisierten Sprachgebrauchs, 2. wissenschaftlich aufgrund der Durch­
forschung der Geschichte des Sprachgebrauchs. Über diesen doppelten Sprach­
gebrauch hinaus untersucht dann der Philosoph die Zweckordnung, in die das, 
was empirisch Staat genannt wird, eingebettet ist. 

Die 'Wesenselemente des Begriffes „Staat" 

Wir verbleiben bei dieser Zusammenstellung immer noch im Raum der 
Nominaldefinition. Es ist also nur von den Wesenselementen im Bereich der 
begrifflichen Definition die Rede, noch nicht im Sinn der Realdefinition. 

1. Der Gattungsbegriff des Staates ist der der Gemeinschaft oder Gesellschaft. 
Sozialphilosophisch ist der Unterschied zwischen Gemeinschaft und Gesell­
schaft, wie ihn F. Tönnies verstand, irrelevant, weil es hier nicht nur um soziale 
Prozesse geht, wozu z. B. auch das Liebesverhältnis gehört, das in reiner Form 
keine Gesellschaft darstellt6. Philosophisch sieht sich der Unterschied von 
Gesellschaft und Gemeinschaft anders an. Gemeinschaft ist der Oberbegriff für 
jegliche gegenseitige Handlungsbeziehung mehrerer Personen. Von da aus ist zu 
unterscheiden in Gesellschaft und „reine" Gemeinschaft. Gesellschaft schließt 
immer irgendwelche Rechtsverhältnisse ein, nicht positiv-rechtliche, sondern 
naturrechtliche. Der einzelne ist darum aufgrund einer übergeordneten sozialen 
Norm in ein Ganzes (institutionell) integriert. In der reinen Gemeinschaft 
handelt es sich um direkte gegenseitige Handlungsbeziehungen, die keiner über­
geordneten Rechtsnorm unterworfen sind. 

Der Staat ist nun ein bestimmtes gesellschaftliches Gebilde. Damit ist nicht 
gesagt, daß der Staat auf der gleichen Ebene mit anderen gesellschaftlichen 
Gebilden stehe. Es ist nicht ausgeschlossen, daß der Staat unter Umständen die 
anderen Gesellschaften einschließt und in gewissem Sinn die perfekte Gesell­
schaft darstellt. Der Gattungsbegriff ist rein logisch zu verstehen als ein Begriff, 

Zum Problem Theorie-Praxis im neomarxistischen Verständnis vgl. PETER PAUL MÜLLER-
SCHMID, Emanzipatorische Sozialphilosophie und pluralistisches Ordnungsdenken, Veröffent­
lichungen des Instituts für Gesellschaftswissenschaften Walberberg VI, Stuttgart 1976. 

6 Vgl. Bd. I, Kap. 6, III, § 6, 162 ff. 
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unter den mehrere konkretere Begriffe fallen, ohne daß damit eine Realaussage 

gemacht würde, in welcher Ordnung die verschiedenen Einzelbegriffe stehen. 

Mit dem Begriff „Gesellschaft" ist, wie angedeutet, das rechtliche Element 

bereits mitausgedrückt. Denn jede Gesellschaft ist durch ein gemeinsames Ziel, 

das man Gemeinwohl nennen mag, charakterisiert im Unterschied zum rein 

prozessualen sozialen Verhältnis, der Beziehungseinheit aufgrund gegenseitiger 

Handlungen. Das gemeinsame Ziel als den einzelnen übergeordneten und diese 

in eine Ganzheit integrierender Faktor hat wesentlich rechtliche Bewandtnis7. 

Der Soziologe mag zwar dieses Rechtliche ausklammern, da er den Zweck nicht 

als wesentlich zur Gemeinschaft gehörig betrachtet (F. Tönnies). Doch braucht 

die Finalität nicht mit „rational gesetztem Zweck" identifiziert zu werden, wie 

er im positiv-rechtlichen Bereich vorliegt. 

2. Der Staat ist eine sämtliche gesellschaftlichen Bereiche umfassende Gesell­

schaft. Er gilt als der Abschluß gesellschaftlicher Prozesse, so daß er eine alle 

gesellschaftlichen Handlungen umgreifende oder einschließende Ordnungs­

einheit darstellt. Damit ist, dies sei nochmals betont, nicht gesagt, daß er die 

einzelnen Gemeinschaften und Gruppen absorbiert, aber doch, daß in ihm 

sämtliche gesellschaftlichen Gebilde integriert und zu übergeordneter Einheit 

verbunden sind. 

3. Da alle einzelnen und alle gesellschaftlichen Gebilde rechtlich aufeinander 

bezogen sein müssen, bedeutet der Staat die oberste rechtliche Beziehungsein­

heit, den Abschluß aller rechtlichen Normen. Hierin ist wohl das entscheidende 

Element zu sehen, wenngleich sich diese nach außen erst durch die umfassende 

Zwangsgewalt kundtut. 

4. Da alles Recht wesentlich Zwangsordnung besagt, ist der Staat als umfas­

sendes Rechtsgebilde die höchste und letztentscheidende Zwangsordnung. 

Worin der Zwang liegt, vor allem, wer ihn ausübt, ist damit noch nicht 

bestimmt, wohl aber ist gesagt, daß der Staat wesentlich mit höchster Autorität 

ausgestattet ist. Aus diesem Grund nennen die Juristen den Staat ein 

Herrschaftsgebilde. Wenngleich darin nicht das Wesenskonstitutiv liegt, so ist 

doch, empirisch betrachtet, dieser Gesichtspunkt der augenscheinlichste, sofern 

man das Objekt, den umfassenden Herrschaftsbereich, mit in Rechnung zieht. 

Die Autorität gehört an sich zu jedem gesellschaftlichen Gebilde (wenngleich 

nicht zu jedem gemeinschaftlichen Prozeß). Im Staat aber manifestiert sich diese 

Macht als die höchste und umfassendste Autorität, welche die Ordnungseinheit 

sämtlicher gesellschaftlichen Handlungen am deutlichsten sichtbar macht. Vom 

Anliegen der Nominaldefinition aus gesehen, dürfte darum der Begriff des 

Herrschaftsgebildes der kennzeichnendste für den Staat sein. 
7 Vgl. Bd. I, Kap. 6, III, § 6, S. 161 ff. 
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5. Das Gemeinwohl, verstanden als das Wohl der im Staat geeinten Staats­

bürger, kann noch nicht als Bestandteil der Nominaldefinition betrachtet 

werden. Es kann nur insofern eingesetzt werden, als es gleichbedeutend 

genommen wird mit dem Begriff des gemeinsamen Zieles. Es gibt keine Hand­

lungseinheit ohne gemeinsames Ziel, so gering diese Gemeinsamkeit auch sein 

mag (wie z. B. im Interessenausgleich). Der Begriff des Gemeinwohls in seinem 

Vollsinn ist mit vielen ethischen Forderungen befrachtet, die noch nicht in die 

Nominaldefinition aufgenommen werden dürfen. In diesem Sinn, also nur im 

Rahmen der Nominaldefinition, stimmt die erwähnte Erklärung von H. Peters, 

daß die ethische Forderung, der Staat habe dem Gemeinwohl zu dienen, nicht in 

die Definition des Staates gehöre. 

6. Die räumliche Abgrenzung eines Staates, d. h. das Staatsgebiet, ist lediglich 

eine empirisch sich aufdrängende Bedingung für die Existenzmöglichkeit eines 

Staates, da die allumfassende Ordnungseinheit durchweg (ut in pluribus) nur 

innerhalb eines bestimmten Territoriums funktioniert. Diese Bedingung ergibt 

sich im besonderen im Hinblick auf die Abgrenzung eines Staates gegen einen 

anderen. Die Vielfalt von Staaten fällt nicht in den Bereich der Definition des 

Staates als solchen. 

Zusammenfassung: Als Nominaldefinition kann also gelten: Der Staat ist die 

alle gesellschaftlichen Handlungen und Gebilde in einer durch eine Autorität 

oder Herrschaftsgewalt garantierten Ordnungseinheit umfassende Gesellschaft. 

Da jede Gesellschaft ihre Einheit nur durch die ihr immanente Autorität 

erhält8, braucht, entgegen der allgemeinen Auffassung der Juristen, die 

Herrschaftsgewalt nicht eigens genannt zu werden. Es genügte darum die 

Definition: Der Staat ist die alle gesellschaftlichen Handlungen und Gebilde 

umfassende Gesellschaft, oder: Der Staat ist jene gesellschaftliche Ordnungsein­

heit, die den gesamten Vergesellschaftungsprozeß der Gesellschaftsglieder 

abschließt. 

III. Definition des Staates oder der Staaten f 

Gegen die hier gebotene Definition läßt sich ein beachtenswerter Einwand 

vorbringen: Die Definition erweckt den Eindruck, daß es nur einen Staat gebe, 

während wir nur viele Staaten kennen, die sich alle als Staaten betrachten. Es 

scheint demnach, daß der Sprachgebrauch nicht vollkommen erfaßt ist. 

In der Tat kann der einzelne Staat nicht als Abschluß des gesamten Vergesell­

schaftungsprozesses betrachtet werden, da der Mensch über „seinen" Staat 

Vgl. Bd. I, Kap. 8, II, 2, S. 254ff. 
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hinaus weitere gesellschaftliche Kooperation sucht. Hierin liegt der Grund, 

warum die juristische Definition, die von der soziologischen Komponente 

abzusehen vermag, mit ihrer Akzentuierung der obersten Herrschaftsgewalt 

näher an die Staaten-Wirklichkeit herankommt. Die oben gebotene Definition 

visiert mehr die Idee des Staates als die wirklichen Staaten. Man hat sich somit 

offenbar vom Sprachgebrauch weg in die Philosophie hineinbegeben. 

Dennoch muß sich, wer den Sprachgebrauch definieren will, überlegen, was 

hinter dem äußeren Gebrauch als Intention des gebrauchten Begriffes oder 

Ausdruckes liegt. Und dahinter steht der Gedanke, daß der Staat „eigentlich", 

d. h. seiner Idee nach, entsprechend dem Willen der Menschen, die einen Staat 

anstreben, die oberste Einheit gesellschaftlichen Lebens sein sollte. Wer sich 

gegen diese im Sprachgebrauch selbst verborgene Idee sträubt, muß eine Reihe 

von Ungereimtheiten in Kauf nehmen. 

Um der Wirklichkeit nahe zu sein, definiert der politische Theoretiker nicht 

den Staat an sich, sondern die Staaten, da er als Empiriker von der Vielfalt der 

Staaten nicht abstrahieren kann, noch will. Um eine (allerdings in den Bereich 

der Realdefinition hineinreichende) Analogie zu gebrauchen: er definiert nicht 

das Wasser als solches, sondern die Wassertropfen. Um diesem Dilemma zu 

entgehen und trotz allem zum Staat als solchem vorzudringen, wechselt der 

politische Theoretiker auf den Weg des Juristen hinüber. Er stellt fest, daß der 

einzelne Staat rechtlich dadurch gekennzeichnet ist, daß er dem anderen oder 

den anderen Staaten gegenüber als eigene Rechtsperson, als Souverän auftritt. 

Gerade der Begriff der Souveränität zeigt deutlich, daß der Gedanke der 

Abgrenzung des einen vom anderen Staat vorliegt, daß hintergründig an die 

Definition der Staaten gedacht wird. In einen gewissen Engpaß kommt dann 

diese juristische Schauweise, wenn es darum geht, die Kontinuität eines Staates 

bei allen politischen Umwälzungen zu erklären, ebenso bei der Definition von 

Bundesstaaten. 

Ist es im Interesse einer logischen Definitionsmethode nicht angezeigter, 

zunächst das Wasser zu bestimmen und dann jene Besonderheiten, die den 

einzelnen Tropfen gegen den anderen abtrennen? Selbstverständlich gibt es 

Wasser nur in bestimmten Quantitäten. Gemäß der total-abstraktiven Defini­

tionsmethode ist die Quantität der Subjekte nicht in die allgemeine Definition 

aufzunehmen, wie wir auch nicht den Menschen definieren, indem wir die 

Vielzahl der Individuen miteinbeziehen. Gewiß trifft diese allgemeine Definition 

noch nicht die Staaten-Wirklichkeit, wohl aber, und das dürfte doch im Interesse 

der Definition sein, den Staat als solchen. Damit ist nicht etwa nur die Staat­

lichkeit definiert, sondern der Staat. Die Staatlichkeit ist nur ein Aspekt am Staat, 

erfaßt durch die pointierende Abstraktion. Selbstredend ist mit der Staatlichkeit 
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auch etwas Allgemeingültiges ausgesagt, aber nur ein formales, auf alle existie­

renden Staaten anwendbares Element des Staates. H, Kelsen hat diese Formulie­

rung des Staatsbegriffes in sauberer Konsequenz durchgeführt. Formal ist 

gemäß H. Kelsen jedes gesellschaftliche Gebilde, dessen Rechtssystem die 

Bedingung erfüllt, in einer Grundnorm (Verfassung) verankert zu sein, als Staat 

zu bezeichnen. Wodurch allerdings die Gültigkeit der Grundnorm (Verfassung) 

begründet ist, kann gemäß diesem formalen, rein normativen Denken nicht in 

plausibler Weise erklärt werden. H. Kelsen hat um dieses Problem gerungen, 

ohne zu einem befriedigenden Resultat zu kommen. 

Der Begriff des Staates als solchen im Sinn der Idee des Staates hat wohl 

inhaltliche, jedoch keine ethischen Komponenten, soweit es sich um die 

Nominaldefinition handelt. Es wird somit noch nicht definiert, was der Staat 

eigentlich soll. Die Nominaldefinition ist nichts anderes als das Resultat eines 

logischen Durchdenkens des Vergesellschaftungstriebes des Menschen bis 

dorthin, wo die Vergesellschaftung abschließt und gemäß dem Sprachgebrauch 

Staat heißt. Dieses finale Element ist im Sprachgebrauch vom Staat impliziert, 

wenngleich die Anwendung des Begriffes Staat immer nur auf Einzelstaaten 

erfolgen kann. 

Die Definitionsmethode, welche die Vielzahl der Staaten im Auge hat, kann 

allerdings für sich einen beachtlichen Vorteil buchen. Sie verbleibt im Raum des 

Politischen in sauberer Unterscheidung von Gesellschaft und Staat. Die gesell­

schaftlichen Beziehungen der Staatsbürger zu Bürgern anderer Staaten bleiben 

ausgeklammert. Das für uns heute so wichtige Anliegen der Scheidung der 

Begriffe Gesellschaft und Staat ist mit der an der „Staatsidee" orientierten, total 

abstrahierten Definition noch nicht angesprochen. Es wird aber nicht aus­

gesprochen, daß Staat und Gesellschaft eins seien. „Umfassende gesellschaftliche 

Ordnungseinheit" besagt nur, daß der Staat sämtliche gesellschaftlichen Gebilde 

umfaßt. Ob er nun in die einzelnen gesellschaftlichen Gruppen eingreift, ist eine 

Tatsachenfrage, die mit der Nominaldefinition nichts zu tun hat. Und ob er 

überhaupt in dieser totalitären Weise eingreifen darf, kann erst recht nicht auf 

dem Boden der Nominaldefinition diskutiert werden. Einem Staat, der das 

gesamte gesellschaftliche Leben verplant, kann der Name „Staat" nicht 

abgesprochen werden, so sehr er auf dem Boden der Realdefinition, die ohne 

ethische Maßstäbe nicht möglich ist, den Namen Staat nicht mehr verdient. Die 

Nominaldefinition sieht, wie gesagt, von der ethisch-normativen Ordnung noch 

ab. 
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IV. Die Realdefinition des Staates 

1. Die verschiedenen Versuche, den Staat real zu definieren 

Die Realdefinition soll, wie schon Aristoteles sagte, die Ursachen angeben, die 

jenes Phänomen, das die Nominaldefinition ausdrückt, in der Wirklichkeit 

begründen. Anders formuliert: Die Realdefinition soll die verschiedenen Mög­

lichkeiten (oder eventuell die einzige) angeben, gemäß denen das, was die 

Nominaldefinition meint, wirklich ist. Sie soll vor allem die verschiedenen 

Beschaffenheiten im Hinblick auf das entscheidende, konstitutive Element 

ordnen. 

Es gibt nun vier verschiedene Methoden, die Realität des Staates als solchen 

über den allgemeinen Sprachgebrauch hinaus zu definieren: die empirische, die 

juristische, die Methode des Histomat und die metaphysisch-ontologische 

Methode. Ob sie alle eine echte Realdefinition des Staates als solchen erstellen 

können, sei zunächst dahingestellt. Jedenfalls sind alle vier Wege beschritten 

worden, und die jeweiligen Vertreter haben angenommen, daß das Unter­

nehmen ihnen gelungen sei. 

a) Die empirische Methode 

Der Empiriker, sei er Historiker, Ethnologe, Soziobiologe, Soziologe oder 

Politikwissenschaftler, untersucht den Staat in seiner konkreten Wirklichkeit. 

Aus dem reichen empirischen Material ermittelt er die kennzeichnenden Eigen­

schaften dessen, was im Sprachgebrauch Staat heißt. Als Parameter seines 

Urteils, wo das Wesen Staat wirklich ist, dient ihm die entwickeltste Form der 

Staatsgemeinschaft. Da alle empirischen Untersuchungen den Wirkursachen 

folgen, diese aber vielfältig sind, fällt die Definition des entscheidend staats­

bildenden Elementes je nach dem wissenschaftlichen Standpunkt verschieden 

aus. Jedoch gelangen alle zur Feststellung, daß die Macht in irgendeiner Weise 

die entscheidende Rolle spielt mit jeweils verschiedener Kausalerklärung: 

Ausdehnung väterlicher Gewalt, Trieb zu Eigentumserwerb, Prestige, kriege­

rischer Charakter, Verständnis für sozialen Ausgleich, für Wahrung der persön­

lichen Freiheiten, für eine gefestigte Rechtsordnung usw. 

Unter Umständen ist das Resultat einer solchen empirischen Definition des 

Staates irreführend. In einer Zeit des nationalen Selbstbewußtseins liegt der 

Akzent auf der absoluten nationalen Souveränität. Der Staat wird dann typolo-

gisiert durch die rechdiche Gewalt nach innen und außen. In einer Zeit dagegen, 

in der die wirtschaftliche, soziale und politische Interdependenz erlebt wird, wie 

dies heute der Fall ist, wo die aufkommenden Nationen der Dritten Welt nach 

Integration in die Völkergemeinschaft drängen, schwächt sich das Moment der 



Die Definition des Staates 177 

absoluten Souveränität nach außen zugunsten der sozialen Ordnungsmacht 

nach innen ab. 

Die empirische Definition des Staates bewegt sich naturgemäß stets in der 

unmittelbaren Nähe der Nominaldefinition. Sie definiert das, was man jeweils 

Staat nennt oder nennen muß, wenn man entsprechend dem Sprachgebrauch 

den (erfahrbaren) Staat von allen anderen (erfahrbaren) gesellschaftlichen 

Gruppenbildungen unterscheiden will. Sie ist nur insofern eine Realdefinition, 

als sie die kausalen Zusammenhänge der Staatsbildung wie auch der einzelnen 

Eigenschaften dessen angibt, was im Sprachgebrauch enthalten ist. Sie verbleibt 

aber im Raum des Sprachgebrauchs, sonst wäre sie nicht mehr eine empirische 

Definition. Sie kann sich darum mit dem Sprachgebrauch, welcher der Erfah­

rung folgt, verändern. Der Empiriker, der vom modernen Erkenntnisstand­

punkt aus den Staat als solchen definieren würde, müßte folgerichtig erklären, es 

habe vor der Neuzeit überhaupt keinen Staat gegeben, jedenfalls nicht im 

Bewußtsein der Gesellschaft. Da der Begriff Rechtspersönlichkeit mit der recht­

lichen Zwangsgewalt verbunden ist, läßt sich die soziologische Definition des 

Staates kaum mehr von der juristischen unterscheiden, abgesehen von den 

kausalen Komponenten, die vom Soziologen mitbetrachtet werden. So definiert 

M. Weber* den Staat: „Staat soll ein politischer Anstaltsbetrieb heißen, wenn 

und insoweit sein Verwaltungsstab erfolgreich das Monopol legitimen physi­

schen Zwanges für die Durchführung der Ordnungen eines Herrschaftsver­

bandes in Anspruch nimmt." 

Wenngleich alle Empiriker im Nachweis, daß der Staat stets ein Herrschafts­

verband ist, einig sind, so verfallen sie nicht dem Irrtum, daß damit die Staadich-

keit definiert wäre. Sie richten ihr Augenmerk auf das gesellschaftliche Substrat, 

in dem sich die herrschaftliche Einheit verwirklicht. In ihrer Sicht gehören die 

soziologischen und historischen sozialen Prozesse, die zu diesem Herrschafts­

gebilde führen, es erhalten und unter Umständen verändern, wesentlich zum 

Begriff des Staates. Die rechtliche Seite ist für die Soziologie ein Abstraktum, das 

nur Realität besitzt, wenn es von den sozialen Prozessen her verstanden wird. 

Aus diesem Grund liegt der politischen Theorie mehr an der polirischen Hand­

lung als an dem Staat als solchem. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie es zum 

umfassenden Konsens bzw. zur herrschaftlichen Entscheidung kommt 

(decision making). 

Gemäß der auf das konkrete Geschehen abzielenden Methode kommt es vor 

allem auf die Prozesse in den verschiedenen Staatsformen an, z.B. in der 

9 Grundriß der Sozialökonomik, III: Wirtschaft und Gesellschaft, Tübingen 1922, S. 29. 
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Diktatur, in der Demokratie. In dieser Orientierung befinden sich auch die 

Idealtypen der Legitimität von Herrschaft, die Max Weber aufgestellt hat10. 

Die sozialpsychologischen Untersuchungen leisten der politischen Praxis 

beachtenswerte Dienste, weil sie die seelischen Dispositionen aufzeigen, die eine 

auf Freiheit beruhende Ordnungseinheit begünstigen (z.B. Nationalgefühl, 

Einheit der Sprache und Kultur). In diesem Zusammenhang steht die Ver­

haltensforschung wohl an erster Stelle. 

Das Element der Macht ist, wie man sieht, bei den Empirikern stets in irgend­

einer Weise an gesellschaftliche Prozesse gebunden. So erklären Vertreter der 

ethnologischen oder anthropologischen Richtung (Wiener ethnologische Schule, 

A. Rüstow, Franz Oppenheimer) den Staat als Resultat der Eroberung und Über­

lagerung der siegenden Schicht über die Besiegten. Hans Kammler dagegen hält 

dafür, daß sich die Herrschaft im Prozeß der Spezialisierung des Ordnungs­

faktors herausgebildet hat analog etwa zur Spezialisierung, wie sie sich im Hand­

werk vollzieht11. 

Die Definitionen der Empiriker erwecken zwar den Eindruck, als ob es sich 

dabei mehr um die Ursachen oder den Ursprung des Staates handle, nicht jedoch 

um das Wesen des Staates als solchen. Das ist richtig. Jedoch muß der Empiriker 

den kausalen Weg irgendwie in die Definition hineinarbeiten, um nicht dem rein 

Formalen zu verfallen, das der Jurist mit seiner Abstraktion hervorhebt. Darum 

hat M. Weber in seiner Definition nicht nur vom Zwang als juristischer Institu­

tion gesprochen, sondern zugleich-vom Verwaltungsstab, dem es gelingt, das 

Monopol des Zwanges zu legitimieren. 

b) Die juristische Methode 

Dem Juristen genügt die Feststellung, daß gemäß dem Sprachgebrauch unter 

Staat immer ein herrschaftlich (formell oder informell) organisiertes Gebilde 

verstanden wird, um gemäß eigener, von der gesellschaftlichen Wirklichkeit 

losgelöster Methode die institutionellen Bedingungen aufzuzeigen, gemäß 

denen eine rechtliche Ordnungseinheit gedacht und verwirklicht werden kann. 

Der Jurist denkt rein formal. Er abstrahiert von jeglicher gesellschaftlichen 

Wirklichkeit, um, wie H. Kelsen, im Sinn der Kant'schen Transzendentalphilo­

sophie einzig die Logik zu verfolgen, gemäß der im Herrschaftsverband die 

rechtlichen Normen einander folgen müssen, damit ein geschlossener Rechts­

körper entsteht. Da das Recht der Soll-Ordnung angehört, hat es ähnlich der 

10 Vgl. a.a.O., S. 124. 
11 Der Ursprung des Staates, Eine Kritik der Überlagerungslehre, Demokraue und Frieden 3, Köln / 

Opladen 1966. 
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moralischen Ordnung in letzter Analyse einen apriorisch gültigen Imperativ 

zur Voraussetzung. Diese Erkenntnis entnimmt der Jurist der Ethik Kants, für 

den jede einzelne sittliche Handlung durch den absolut geltenden Imperativ 

der autonomen Verantwortung begründet sein muß. Oberstes Gesetz der 

juristischen Ordnung ist dementsprechend: alles Recht muß auf eine erste, an 

die Gesamtgesellschaft gerichtete und mit Zwang ausgerüstete Norm zurück­

führbar sein. Welche juristische Norm diesen Charakter des Obersten und 

Ersten in der Wirklichkeit hat, ist keine Frage der Begründung der Rechtsord­

nung als solcher mehr, sondern der empirischen Feststellung. Hier überlassen 

die Juristen dem Empiriker, vor allem dem Soziologen das Feld. Immerhin muß 

der Jurist, wenn er in die staatliche Wirklichkeit hinabsteigt und der Verfassung 

die Bewandtnis der ersten staatlichen Norm zuschreibt, von da aus den Kontakt 

mit dem apriorischen rechtlichen Imperativ finden, denn die Verfassung soll, wie 

H. Kelsen ausführt, das apriorische Postulat erfüllen. Wie sollen aber die viel­

fältigen Verfassungen der Staaten in diesem Postulat verbunden werden, um ihre 

juristische Legitimation zu finden? H. Kelsen mußte für alle Verfassungen eine 

einheitliche, übergeordnete Norm finden. Er konnte aber seiner Auffassung 

gemäß nicht auf ein narurrechdiches Institut zurückgreifen. Er stellte daher zwei 

Theorien auf, deren eine das Völkerrecht als erste Norm bezeichnete. Die 

andere Theorie ist in seinem System nicht schlüssig. Sie basiert auf der eigen­

staatlichen Rechtsordnung, von der aus der fremde Staat als ein Teil des eigenen 

Staates supponiert wird12. 

Die juristische Methode, wie sie H. Kelsen ausgeformt hat, hat ohne Zweifel 

ihren eigenen Wert. Sie ist in der Lage, auf philosophischer Ebene eine Definition 

des Staates zu entwickeln, die immer gültig ist, weil der Empirie entrückt, und 

dennoch einen Zugang weist zu den empirisch feststellbaren Staatsgebilden. 

Dies gilt allerdings nur unter der Bedingung, daß man die Fundierung der 

verschiedenen Staatsverfassungen im Völkerrecht als ausreichend für die Frage 

der Legitimation der Staatsverfassungen ansieht. Hier könnten berechtigte 

Zweifel angemeldet werden. Das Völkerrecht ist variabel, es sei denn, man 

nehme hinter dem Völkerrecht ein absolut gültiges Menschheitsbewußtsein aller 

Rechtsordnungen an im Sinn des naturrechtlichen just gentium des Thomas von 

Aquin. 

Die rein juristische Fassung von Recht und Staat enthält natürlich nichts von 

Wohlfahrt, Gemeinwohl und sozialer Gerechtigkeit. Im Mittelpunkt steht 

immer die Erzwingbarkeit des Rechts, die Gewalt. Die Juristen selbst haben, 

wenigstens teilweise, erkannt, daß gemäß ihrer Methode nur das formale 

Vgl. WILHELM JÖCKEL, Hans Kelsens rechtstheoretische Methode, Tübingen 1930, S. 30 ff. 
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Element des Staates, nicht der Staat definiert werden kann. Die Staatslehre als 

Lehre juristischer Institutionen, der Verfassung, Gewaltenteilung, Legislative, 

Verwaltung, wird darum neuerdings unter dem Einfluß der politischen Sozio­

logie mit materialen Elementen angereichert, wie z. B. das umfangreiche Werk 

von Georges Burdeau „Traite de science politique" beweist. 

c) Der historische Materialismus 

Der historische Materialismus sieht im Privateigentum, somit im Kapita­

lismus den Grund der Herrschaft. Nach K. Marx wird mit der angeblich unver­

meidlichen Selbstvernichtung des Kapitalismus auch der Staat absterben und 

durch eine herrschaftslose Gesellschaft abgelöst werden. Gegen die Annahme 

des natürlichen Todes des Kapitalismus wandte sich der kollektivistische 

Anarchist Michael Bakunin (1814-1876) mit der Forderung der revolutionären 

Beseitigung jeglicher Herrschaft. P. A. Kropotkin (1842-1921) versuchte, den 

Staat durch die Gemeindeorganisation zu ersetzen. Pierre Joseph Proudhon 

(1809-1865), der als erster die Bezeichnung Anarchie für eine von der Staats­

macht befreite Gesellschaft gebraucht hatte, war zwar nicht Kommunist, ihm 

schwebte aber doch wie nach ihm K. Marx ein System freien Austausches und 

freier Kommunikation vor Augen, das man als Mutualismus bezeichnet. 

Die Theorie von der gewaltfreien Gesellschaft stützt sich auf den gesellschaft­

lichen Charakter des Staates. Das ist ihre positive Seite. Sie vermeint aber, daß 

der Begriff des Staates mit dem der Gewalt identisch sei, als ob es zwischen dem 

Träger der Gewalt und dem der Gewalt unterstellten Bürger keine gesellschaft­

liche, sondern nur noch eine herrschaftliche Kommunikation gäbe. Sie übersieht 

zudem, daß es auch im gesellschaftlichen Raum Befehlsgewalt gibt und geben 

muß. 

d) Die metaphysisch-ontologische Methode 

der Ermittlung der Realdefinition des Staates 

Die Metaphysik des moralischen Bewußtseins 

Das Erkenntnismittel der ontologisch-metaphysischen Methode ist das 

moralische Bewußtsein der Sozialnatur. Ohne Einblick in die Tiefe des mora­

lischen Bewußtseins ist die metaphysisch-ontologische Methode der Definition 

des Staates nicht zu begreifen. 

Das Wort „metaphysisch" wirkt auf die Vertreter der empirischen Wissen­

schaften abstoßend, wenn nicht gar erschreckend, weil damit ihrer Meinung 

nach etwas angezeigt wird, was empirisch nie verifizierbar sei. In der Tat erweist 
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sich das, was als metaphysisch erkannt angeboten wurde und wird, sehr oft als 

unwirklich, höchstens als wünschenswert. Im Hinblick auf diese Erfahrung ist 

äußerste Vorsicht geboten, eine Äußerung als metaphysisch begründet zu 

behaupten. Metaphysisch ist nur das, was in der unveränderlichen Natur liegt, 

so daß alles, was dieser Natur widerspricht, irgendwann sich als fehlerhaft und 

irrtümlich erweist. Sollte es eine Anmaßung unserer Erkenntnispotenz sein, 

im Menschen unveränderliche Strukturen oder Qualitäten entdecken zu 

wollen? Dann wäre es ebenfalls eine Anmaßung, von Menschenwürde zu 

sprechen, sie zu universalisieren und zur Grundlage der Menschenrechte zu 

machen, deren Anerkennung wir von allen Nationen verlangen. Selbst die 

Empiriker sind bemüht, Gesetze des Zusammenlebens zu entdecken, die dem 

nahekommen, was man mit metaphysischer Erkenntnis zu erfassen wähnt. Die 

Empiriker wollen in ihrer Theoriebildung gesellschaftliche Prozesse ergründen, 

welche die Menschen in ihrem Zusammenleben in gewissem Rhythmus 

spontan, d. h. naturhaft hervorbringen. Gewiß ist damit das noch nicht erfaßt, 

was der Metaphysiker „Natur" nennt. Es ist aber doch wohl berechtigt, hinter 

diesen Prozessen eine in der Natur des Menschen wirkende Entelechie anzu­

nehmen, aufgrund deren der Mensch in gewissen Situationen in bestimmter 

Weise reagiert. Der Stimulus zur freien Entfaltung der Persönlichkeit bricht 

sich nach einer gewissen Zeit der Diktatur Bahn, selbst wenn die Diktatur 

materiell erträglich war. Der Drang, durch persönliche Arbeit sein Leben zu 

fristen, ist ein Urtrieb im Menschen, der auch nicht durch die beste Arbeitslosen­

versicherung beseitigt werden kann. Die Metaphysik der Entelechie bedeutet 

nichts anderes als die Lehre von den Zwecken, die der Mensch naturhaft 

verfolgt. 

Allerdings ist das Erkenntnismittel hinsichtlich dieser Zwecke nicht nur die 

äußere Erfahrung, sei sie psychologischer oder soziologischer Art, sondern auch 

und besonders die innere Erfahrung unseres moralischen Bewußtseins. Hier 

trennen sich die modernen empirischen Wissenschaften von der Metaphysik. 

Gewiß geht es nicht an, sein eigenes persönliches moralisches Bewußtsein, so 

evident es einem vorkommen mag, zu universalisieren. Dies vor allem deswegen 

nicht, weil unser moralisches Bewußtsein sich nicht als rein naturhaftes Bewußt­

sein äußert, sondern mit vielen empirischen, vor allem sozialpsychologischen 

Elementen verbunden ist. Man kann aber diesem moralischen Bewußtsein nicht 

jede Verwurzelung in der Natur abstreiten. Sonst wäre es illusorisch, daß die 

Menschen ihre sittlichen Vorstellungen austauschen im Bestreben, das zu 

ermitteln, was naturhaft geboten ist. Nichts anderes tun die Sozialpartner in der 

Gesellschaft, wenn sie eine gerechte Lösung für das Problem der Verteilung 

des Sozialprodukts diskutieren. Sonst könnten beide Seiten nur mit dem 
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Abschreckungsmittel von Streik und Aussperrung agieren. Die übrigen Gesell­

schaftsglieder erwarten, daß sie sich für die soziale Gerechtigkeit im Sinn des 

Gemeinwohls verantwortlich wissen. Das Beispiel zeigt deutlich, daß alle von 

der Universalisierbarkeit des sittlichen Bewußtseins überzeugt sind, eine Über­

zeugung, die man als naturhaft ansieht. Es braucht zu dieser Erkenntnis keine 

lange empirische Untersuchung. Das Recht auf Arbeit, das wir heute als eviden­

ten naturhaften Anspruch des Menschen ansehen, ist nicht von der empirischen 

Wissenschaft entdeckt worden, sondern brach spontan aus dem Bewußtsein der 

Arbeitslosen durch. Wenngleich das moralische Bewußtsein nur in bestimmten 

Situationen seinen Ausdruck findet, so formuliert es sich doch in universal gülti­

gen Aussagen und Forderungen rückbezogen auf die Natur des Menschen. Auf 

diese Weise ist die Formulierung der Menschenrechte entstanden, die nichts 

anderes ist als die Erklärung dessen, worauf der Mensch als Mensch, also seiner 

Natur gemäß, gegenüber der Gesellschaft, demnach rechtlich, Anspruch hat. 

Die Universalisierung bestimmter sittlicher und rechtlicher Bewußtseinsinhalte 

wird de facto anerkannt, ohne daß man lange auf eine soziologisch-empirische 

Analyse warten müßte. Diese Tatsache hat sich in den Diskussionen anläßlich 

der Vorbereitungen der UNO-Menschenrechtserklärung erwiesen. Daß man 

im ersten Artikel zur Begründung von Gleichheit und Freiheit aller Menschen 

den Begriff „Natur" vermied, hat seinen Grund in dem Zweifel, den die Vertre­

ter der östlichen Nationen dem in der westlichen Philosophie beheimateten 

Begriff gegenüber empfanden. Darum griff man auf die „Geburt" zurück. Dies 

hindert aber nicht, den fundamentalen ersten Artikel als echt naturrechtliche 

Formulierung zu verstehen: „Alle Menschen werden frei und gleich an Würde 

und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen 

sich zueinander im Geist der Brüderlichkeit verhalten." 

Es muß also in der Natur unseres moralischen Bewußtseins liegen, allgemein­

verbindliche Gewissensforderungen zu formulieren. Diese Feststellung darf 

aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß das einzelne moralische Urteil irren 

kann. Eine Verifizierung des individuellen moralischen Bewußtseins an demjeni­

gen der Mitmenschen ist darum geboten. Doch läßt sich deswegen die natürliche 

Potenz der praktischen Vernunft, allgemeingültige Forderungen zu formulieren, 

nicht abstreiten, wie man ebensowenig um der Irrtumsmöglichkeit des Gewis­

sens willen dessen Existenz in Frage stellen kann13. 

Die Ansicht von der Irrtumsmöglichkeit des Gewissens beruht auf der Lehre, daß die praktische 
Vernunft in die Natur des Menschen eingebunden ist, darum in Funktion zur Natur des 
Menschen steht und somit seinen existentiellen Zwecken unterworfen ist, die durch die theore­
tische Vernunft erkannt werden. Der Irrtum der praktischen Vernunft ist darum auf einen Irrtum 
der theoretischen Vernunft zurückzuführen. Im Gegensatz hierzu sieht KANT im Gewissen eine 
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Das moralische Bewußtsein des Menschen, das allgemeingültige Wertforde­

rungen zum Ausdruck bringt, darf nicht ohne den Bezug zum Sein, näherhin 

zur Natur des Menschen, interpretiert werden. Darin liegt sein Realitätsbezug 

im Gegensatz zur Kant 'sehen und phänomenologischen Konzeption (Wert­

philosophie) des moralischen Bewußtseins, das gemäß diesen Theorien ohne 

abstrakte Erkenntnis der Wirklichkeit auskommt. Die Definition des Staates 

gemäß diesen Theorien ist darum rein normativ wie die normative Konzeption 

der Reinen Rechtslehre Kelsens. 

Zusammenfassend läßt sich sagen: Das moralische Bewußtsein des Menschen 

ist seiner Natur gemäß in der Lage, allgemeingültige Imperative zu formulieren, 

wenngleich diese anläßlich einer, vor allem soziologisch bestimmten, Situation 

entstehen und von der sozialen Umwelt geprägt sind. Ohne den grundsätzlich 

naturhaften Anteil des moralischen Bewußtseins wäre es unmöglich, verschie­

dene soziale Systeme wertmäßig zu vergleichen und das eine gegenüber dem 

andern als objektiv humaner zu bezeichnen. Daß der einzelne Mensch, der aus 

guter Absicht urteilt, dabei das objektiv Gute verfehlt, kann kein Grund dafür 

sein, dem objektiven Humanum die Normativität abzustreiten. 

Die Definition des Staates in metapkysisch-ontologischer Sicht 

Man könnte geneigt sein, mit der modernen Philosophie das moralische 

Bewußtsein vom Staat als „Idee des Staates" oder als „normative Definition des 

Staates" zu bezeichnen. Doch führt der Begriff der Idee des Staates zu sehr in die 

Kant'scht Rechtsphilosophie im Sinn der Reinen Rechtslehre Kelsens. Das 

gleiche gilt von der „normativen Definition des Staates". Ganz abseits läge die 

Bezeichnung „Staatsideal". Ein Ideal ist die Vorstellung eines zur Perfektion 

gelangten Wesens. Nicht unweit davon liegt die imaginäre Ausmalung der 

Staatsidee der Utopia, wie sie bei Thomas More14, bei Tommaso Campanella'5, 

bei Francis Bacon'b und James Harrington'7 literarischen Ausdruck gefunden hat. 

Die Bezeichnung „normative Staatsidee" weckt allzu leicht den Gedanken an 

den Begriff der Normativität, wie er vom Szientismus gebraucht wird, wonach 

die Normen in den Bereich des Irrationalen gehören. 

autonome Instanz der sittlichen Entscheidung. Einen Irrtum des Gewissens kann es darum nicht 
geben. Das Gewissen hat über sich keine Instanz mehr, die auf einen ontischen Sachverhalt 
bezogen ist. 

14 De optimo rei publicae statu deque nova insula Utopia, 1516. 
15 Civitas solis, 1620. 
16 Nova Adantis, 1638. 
17 The Commonwealth of Oceana, 1656. 
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Vielmehr ist hier entsprechend der dargestellten metaphysisch-ontologischen 

Entelechie unter Idee des Staates jene reale gesellschaftliche Organisation zu 

verstehen, auf die hin letztlich die soziale Natur des Menschen und somit das 

moralische Bewußtsein tendieren. Mit diesem Bewußtseinsinhalt verbindet sich 

in keiner Weise der Gedanke an einen perfekten Status. Die in ihm enthaltene 

Normativität ist kein Ideal, sondern ganz einfach der Imperativ, in irgendeiner 

Weise einen die letztgültige gesellschaftliche Einheit garantierenden Abschluß zu 

finden. Dieser Abschluß gesellschaftlichen Zusammenlebens, der als gesamt­

heitliche Norm vom moralischen Bewußtsein gefordert wird, ist nicht erstrangig 

die umfassende Gewalt oder das umfassende Rechtssystem, sondern das 

Gemeinwohl, das alle Lebensbereiche der Gesellschaft in sich schließt. Wie 

dieses Gemeinwohl konkret definiert werden soll, ist Aufgabe der Gesellschaft. 

Diese ist in ihrer Entscheidung nicht ungebunden. Denn die Norm ist nicht 

inhaltsleer. Das der Natur des Menschen entsprechende Gemeinwohl umfaßt 

alle materiellen, kulturellen und moralischen Bedingungen, die den Gesell­

schaftsgliedern die vollmenschliche Entfaltung gewährleisten. Darin sind die 

natürlichen gesellschaftlichen Gebilde wie Ehe und Familie beschlossen. 

Aufgrund dieser Fülle von Lebenswerten nannte Aristoteles den Staat die 

„vollkommene Gesellschaft". Er verstand darunter die Gesellschaft, die alle zum 

guten Leben des Menschen notwendigen Mittel bereitzustellen imstande ist. Im 

Unterschied zu Plato werden bei Aristoteles die kleineren Gemeinschaften vom 

Staat nicht aufgesogen. Aristoteles hat allerdings keine Erklärung darüber abge­

geben, was in der societas perfecta eigentlich staatliche (staatsrechtliche) Hand­

lungen sind und was nur im Staat geschieht. Ihm fehlte noch die Erkenntnis der 

Rechtspersönlichkeit des Staates. Dies gilt übrigens bis ins Mittelalter hinein18, 

was sowohl geschichtlich als auch philosophisch verständlich ist. Der Begriff des 

Staates als Rechtspersönlichkeit hängt geschichtlich mit der Entwicklung des 

Souveränitätsgedankens zusammen. Philosophisch steht er als Ausdruck der 

staatsrechtlichen Ordnungsgewalt im Hintergrund, da in der Entwicklung des 

Gesellschaftsbegriffs zum Staatsbegriff das umfassende Gemeinwohl im Vorder­

grund steht. Dieses setzt allerdings für die aktive Verwirklichung die Staatsauto­

rität voraus. Die Staatsautorität ist ihrerseits dem naturrechtlichen Gemein­

wohlimperativ unterworfen, sie hat ihre Entscheidungsmacht nur im Rahmen 

der Konkretisierung dieses Imperativs. In dem Maß, als das gesellschaftliche 

Leben Konflikte schafft, wächst die Aufgabe der Staatsmacht, die Rechtspersön­

lichkeit des Staates tritt deutlicher hervor. 

Vgl. O. v. GIERKE, Das deutsche Genossenschaftsrecht, Bd. III, Berlin 1881, S. 557. 
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Richtig verstanden, ist der aristotelische Begriff der societas perfecta die tref­

fendste Definition des Staates. Man muß nur berücksichtigen, daß damit nicht 

eine monistische Mammutgesellschaft gemeint ist, vielmehr die umfassende 

Ordnungseinheit aller gesellschaftlichen Beziehungen und Institutionen. Jedes 

gesellschaftliche Gebilde hat sein eigenes Gemeinwohl, das durch Einordnung in 

ein umfassendes Ganzes eine neue Finalität erhält19. 

Der Begriff der societas perfecta paßt übrigens nur auf den Staat als solchen, 

nicht auf den einzelnen Staat. Die Realität dieses Staates darf man sich allerdings 

nicht vorstellen im Sinn eines durch die ganze Menschheitsgeschichte sich ent­

wickelnden Welt- oder Menschheitsstaates. Es darf darunter kein konkreter 

Staat verstanden sein, sonst wäre die Definition ihres metaphysischen Gehaltes 

beraubt. Wenn der Begriff der societas perfecta einen, auch noch so großen, Staat 

beinhalten würde, dann hätte man es mit der Hegel'schen Staatsidee oder mit 

einer Idealvorstellung des Staates im Sinn der Utopien zu tun. Der Begriff der 

societas perfecta verliert in dieser Abstraktion nicht seine reale Bedeutung, da er 

den Sinngehalt ausdrückt, den jede Gesellschaft in der einen oder anderen, mehr 

oder weniger begrenzten Form erfüllen muß, um real einen Staat zu bilden. 

Ohne diesen Sinngehalt bekäme auch die politische Handlung keine dem 

menschlichen Zusammenleben entsprechende Orientierung. Sie könnte über­

haupt nicht definiert werden. Aus der Mißkennung dieses Sachverhalts erklärt 

sich die Verkürzung oder sogar Verstümmelung, welche die Definition der poli­

tischen Handlung bei Max Weber erfahren hat, der in der politischen Handlung 

einzig die machtmäßige Auseinandersetzung sah. Erste politische Handlung ist 

nicht der Kampf der Bürger um die Macht, sondern die Schaffung der das 

gesamte gesellschaftliche Leben ordnenden Macht, wobei das Element „Macht" 

nicht wie bei M. Weber typisiert aufgefaßt werden darf, sondern in wesendicher 

Abhängigkeit vom vorgegebenen Gemeinwohlimperativ gesehen werden muß. 

Nach dem Gesagten kann der Staat gemäß der metaphysisch-ontologischen 

Sicht folgendermaßen definiert werden: Der Staat ist jene Gesellschaft, die das der 

Natur des Menschen entsprechende umfassendste Gemeinwohl zum Objekt hat. 

Wie, gemäß welcher Struktur und Organisation dieses Gemeinwohl angestrebt 

wird, ist damit noch nicht ausgedrückt. Gesellschaft besagt in der gegebenen 

Definition nicht, worauf schon hingewiesen wurde, ein blockartiges, monisti­

sches Gebilde. Jede Gesellschaft ist nur Ördnungseinheit, demnach auch der 

Staat. Der Staat ist die alle gesellschaftlichen Gruppen und Gebilde umfassende 

Ordnungseinheit. 

Vgl. was oben über die Familie als societas imperfecta gesagt wurde. 
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Wo bleibt nun der Begriff der rechtsetzenden Macht, auf die die Juristen so 

großen Wert legen? Wie bereits gesagt, ist das Element der rechtsetzenden 

Macht im Begriff des Gemeinwohls enthalten, das ein rechtliches Objekt aller 

gesellschaftlichen Handlungen ist20. Um diese Implikation sichtbar zu machen, 

könnte man hinzufügen: und eine diesem Objekt entsprechende Autorität ein­

schließt. Damit ist zugleich ausgedrückt, daß die staatliche Autorität an eine vor­

gegebene Norm gebunden ist. 

Die ethische Implikation 

der metaphysisch-ontologischen Definition des Staates 

Die Bestimmung einer Beziehungseinheit erfolgt stets nach ihrem Funda­

ment. Beim Staat wie bei der Gesellschaft handelt es sich um eine Beziehungsein­

heit von zwischenmenschlichen Handlungen. Diese erhalten, weil für alle Hand­

lungen das Fundament der Bestimmung das Objekt ist, ihre eigene innere 

Bestimmung vom übergreifenden Gemeinwohl. Damit ist unmittelbar die Ethik 

engagiert. Da das vollmenschlich gute Leben Objekt des sittlichen Imperativs ist, 

hat auch das Gemeinwohl, das nichts anderes als das vollmenschlich gute Leben 

aller beinhaltet, sittlichen Charakter. Die metaphysisch-ontologische Definition 

des Staates führt somit direkt in die Sozialethik hinein. Kommen wir damit nicht 

von der Staatswirklichkeit weg in die rein normative Ordnung ? Wir müssen uns 

zur Beantwortung dieser Frage kurz mit dem Gemeinwohl des Staates als Norm 

und deren Wirklichkeitsnähe befassen. 

Das Gemeinwohl des Staates - sein Wirklichkeitswert 

Der Begriff des Gemeinwohls hat zwei verschiedene Ebenen: 1. die Ebene 

der objektiv gültigen Norm, abseits von der willendichen Entscheidung der 

Gesellschaftsglieder oder der Staatsgewalt, 2. die Ebene des Wünschens und 

Entscheidens der Gesellschaftsglieder oder der Staatsmacht. Nicht alles, was der 

Mensch wünscht und anstrebt, ist objektiv richtig und wertvoll. 

Auf der Ebene der „Natur der Sache", also objektiv kann das Gemeinwohl 

wiederum in zweifacher Weise verstanden werden: a) abstrakt als allgemein for­

mulierte Orientierungsnorm, insoweit die Natur des Menschen erkennbare 

Werte enthält, die es in der konkreten Entscheidung zu beachten gilt, b) als kon­

krete, hie et nunc sachlich begründete Wohlfahrt eines Volkes. 

Abstrakt objektiv ist das Gemeinwohl zu verstehen als die Summe aller jener 

Werte, welche der Mensch gemäß seiner Natur in gesellschaftlicher Kooperation 

Vgl. Bd. I, Kap. 6, HI, § 6, S. 161 ff. 
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erstellen muß, um die letztmögliche Entfaltung seiner Persönlichkeit zu ver­

wirklichen. So allgemein diese Bestimmung klingt, so enthält sie doch klare 

Hinweise für die gesellschaftliche Entscheidung: materieller Wohlstand, Kultur, 

sittliche Werte einschließlich der Freiheit, Erhaltung der Umwelt im Interesse 

der kommenden Generationen usw. Der Grundsatz der Freiheit besagt unmiß-

verständlich, daß die staatliche Macht gegenüber den Gesellschaftsgliedern nur 

subsidiäre Funktion auszuüben hat. 

Daß es auch konkret eine sachlich begründete, der Willkür entzogene 

Gemeinwohl- oder Wohlfahrtsdefinition gibt, dürfte uns heute wohl leicht 

einleuchten, da wir unter dem unsachlichen Verhalten unserer Vorfahren und 

den naturwidrigen wirtschaftspolitischen Entscheidungen und Nachlässigkeiten 

ihrer Gesetzgeber zu leiden haben (z.B. Raubbau an der Umwelt, Staats­

defizite). 

Daß das Gemeinwohl einen objektiv realen Inhalt hat, ist im Grunde die 

Überzeugung aller Gesellschaftsglieder. Ein Zeichen hierfür ist z. B. die Tat­

sache, daß Gewerkschaften wie Arbeitgeberverbände ihre Position mit dem 

Hinweis auf das Gemeinwohl legitimieren. Wäre das Gemeinwohl nur eine 

idealistische Konzeption, dann wäre dieser Hinweis sinnlos. 

Nur aufgrund einer objektiv, d. h. real gültigen Gemeinwohlkonzeption ist es 

möglich, die Gesellschaft als rechtliche Einheit zu begreifen. Daß es zur recht­

lichen Einheit einer Grundnorm bedarf, hat auch Kelsen in seiner Staats­

philosophie angenommen. Allerdings ist seine Grundnorm nur hypothetisch. 

Im Gegensatz dazu ist gemäß der metaphysisch-ontologischen Sicht die Grund­

norm real: das durch die soziale Natur des Menschen geforderte Gemeinwohl. 

So „fadenscheinig" die abstrakte Formulierung auch sein mag, sie ist keine 

„Leerformel", wie vonseiten der Idealisten behauptet wird. 

Eine merkliche Verengung erfährt das staatliche Gemeinwohl durch den 

Umstand, daß staadiche Gemeinschaften in vielfältiger Zahl existieren. Der ein­

zelne Staat kann nicht erfüllen, was die societas perfecta eigentlich verlangt. Er ist 

um des „dem Staat als solchem" auf getragenen Gemeinwohls willen an eine über 

ihm gedachte, aber doch irgendwie zu realisierende Gemeinschaft gebunden, 

dies heißt praktisch, an die Integration in eine höhere und umfassendere 

Gemeinschaft. Diese Sachlage ist bedeutsam für die Bestimmung der einzelstaat­

lichen Souveränität nach innen und außen. Praktisch spürbar wird diese Tat­

sache in den internationalen Beziehungen, wie ebenso in der Kritik der Bürger an 

der Außenpolitik ihrer Regierung. 
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Das staatliche Gemeinwohl als Begründung der Staatsgewalt 

und des Burgergehorsams 

Seinen rechdich erzwingbaren Ausdruck erhält das Gemeinwohl durch die 

staatliche Autorität. Die Autorität gehört wesentlich zu jedem gesellschaftlichen 

Gebilde21. Die staatliche Autorität wird nicht aus dem Friedensbedürfnis der 

Gesellschaftsglieder und der verschiedenen Gruppen geschaffen. Eine solche aus 

dem Interesse entstandene Autorität könnte höchstens schiedsrichterliche 

Funktion ausüben, die vom einzelnen Interessenten negiert werden könnte. Der 

Bürgergehorsam ist nur denkbar als Unterordnung unter eine Befehlsgewalt, die 

genauso wie das Gemeinwohl den Interessen einzelner übergeordnet ist. Die 

Sozialität des Menschen ist ebenso unverfügbar wie die Personalität. Beide gehö­

ren zum gleichen Wesen. Der einzelne Mensch hat darum seine soziale Integra­

tion ebenso in seine Handlungsentscheidungen aufzunehmen wie seine indivi­

duellen Interessen, wenn er seine existentiellen Zwecke verwirklichen will. Da 

seine existentiellen Zwecke für ihn zugleich Aufgabe sind, ergibt sich für ihn die 

Pflicht, seine Handlungen ins Gemeinwohl zu integrieren und somit sich der 

legitimen Autorität zu unterwerfen. 

In der Praxis ist diese Ethik des Bürgergehorsams nicht so einfach, wie sie sich 

theoretisch ausgibt. Da die Begründung der staatlichen Autorität durch die 

gleiche Grundnorm, nämlich das objektive Gemeinwohl, wie die Begründung 

des Bürgergehorsams erfolgt, könnte man annehmen, daß die Beurteilung 

dessen, was objektiv Gemeinwohl ist, dem Bürger in gleicher Weise zustände 

wie der Regierung. Bei näherem Zusehen wird aber klar, daß der Staat von der 

Gemeinwohlforderung die Kompetenz der rechtlich gültigen Definition des 

konkreten Gemeinwohls erhält, so daß der Bürger sich der legitimen staatlichen 

Gewalt zu unterwerfen hat. Wenn aber ein einzelner Bürger fest überzeugt ist, 

daß Gesetze oder Verordnungen der Staatsmacht gegen das Gemeinwohl 

verstoßen, dann ist er sittlich legitimiert, sich diesen zu entziehen, unter Inkauf­

nahme allerdings der rechtlichen Konsequenzen seiner Handlungsweise. 

Solche Konfliktsituationen sind nicht selten. Das eigene Urteil des Bürgers 

über das, was sachlich gerechtfertigtes Gemeinwohl ist, findet zumindest dort 

seine Grenze, wo es um die Aufrechterhaltung einer freiheitlichen, von der 

Staatsmacht garantierten Ordnungseinheit geht. Wenn der Bürger dem Staat die 

ihm durch das Gemeinwohl legitimierte Priorität der konkreten Gemeinwohl­

definition abspricht, bleibt als Alternative nur der Polizeistaat. Gehorsam ist 

21 Vgl. Bd. I, Kap. 8, S. 235 ff. 
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immer Unterordnung der eigenen Entscheidungsmacht unter die Autorität. 

Andererseits ist der Gehorsam keine irrationale Unterordnung. Es gibt tatsäch­

lich Fälle, in denen der Bürger klar weiß, daß der Träger der Staatsmacht die ihm 

gesetzten Grenzen überschritten hat. Damit die Unterordnung das sittlich ver­

antwortete Werturteil nicht belastet, muß der Träger der Staatsgewalt soviel sitt­

liche Integrität beweisen, daß er sich des in ihn gesetzten Vertrauens, daß er das 

sachgerechte Gemeinwohl anstrebt, würdig erweist. 

Gemeinwohl und Realpolitik 

Realpolitik wird als gegensätzlicher Begriff zu jener Politik verstanden, die 

sich an Idealen orientiert. Sie geht aus von nüchternen Tatsachenerwägungen, 

im machtpolitischen Sinn verstanden. In einer extremen Zuspitzung wird sie 

gelegentlich im machiavellistischen Sinn als Politik verstanden, die sich nicht an 

moralische Verpflichtungen hält, die moralische Normen höchstens dann 

anerkennt, wenn sie den selbstgewählten Zwecken dienen. Von dieser extremen 

Begriffsbestimmung sehen wir hier ab, da der Machiavellismus, wenigstens 

theoretisch, als abgetan gilt. Von sozialethischer Bedeutung ist aber die „nor­

male" Definition der Realpolitik. Wenn Realpolitik nichts anderes besagt als das 

Bestreben, in der Politik soviel an Gutem zu verwirklichen, als in einer bestimm­

ten Machtkonstellation eben noch möglich ist, dann ist dagegen nichts einzu­

wenden. Nur muß das Gute, das man mit politischen Kunstgriffen zu verwirk­

lichen sucht, dem entsprechen, was man unter Gemeinwohl zu verstehen hat. 

Hier teilen sich die Ansichten über Realpolitik. 

Die Tatsachenerwägung, die den Kern der Realpolitik gemäß ihrer gängigen 

Definition ausmacht, besagt zugleich, daß der Inhaber der Macht in seiner 

Stellung bleiben, sie sogar klug abwägend ausbauen will. Von dieser Zielsetzung 

aus wird die politische Tätigkeit bestimmt. Ein solches Ziel legitimiert natur­

gemäß auch die „ehrbaren Betrügereien", die Machiavelli als „normale" Mittel 

der Politik zuordnete. Auf internationalem Feld, auf dem hauptsächlich von 

Realpolitik gesprochen wird, bedeutet dies, daß auch der Vertragsbruch gerecht­

fertigt ist. Es ist möglich, daß man damit kurzfristig einen Erfolg verbuchen 

kann. Auf lange Sicht hat aber die Politik des ausschließlichen Eigeninteresses 

eines Staates keinen Bestand. Aus der Geschichte seit der Kolonisierung sollte 

man gelernt haben. Wir müssen heute um ein Vielfaches das zurückzahlen, was 

unsere Vorfahren in ihrer „Realpolitik" den Kolonialländern geraubt oder 

vorenthalten haben. Andererseits betreiben gerade die Entwicklungsländer 

(doch nicht nur sie, sondern auch entwickelte Industrieländer) eine nationa­

listische Realpolitik auf dem Gebiet des Umweltschutzes, wenn sie glauben, sich 
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in ihrem Eigeninteresse diesem weltweiten Anliegen entziehen zu können, ohne 

später die Folgen tragen zu müssen. 

Langfristig orientierte Realpolitik kann nicht ausschließlich dem Selbst­

interesse des einzelnen Staates dienen. Sie braucht ein übernationales Gemein­

wohl, wenngleich momentan der Begriff eines solchen Gemeinwohls im Staats-

bewußtsein der heutigen Bürger noch keine Resonanz findet. Alle denken nur 

im Interesse der erworbenen Besitzrechte. Wie es für eine nationale Volkswirt­

schaft sinnlos und unrealistisch ist, unergiebig gewordene Kohlegruben mit 

hohen Staatsausgaben zu subventionieren, nur um die Grubenarbeiter nicht als 

Wähler zu verlieren, ebenso ist es unrealistisch, wenn ein Staat der EG mit allen 

Machtmitteln den anderen Staaten die überproduzierten Agrarerzeugnisse auf­

zwingen will, für die die anderen Staaten überhaupt keinen Bedarf haben, weil 

sie selbst davon überschüttet sind. Das Beispiel der EG wie überhaupt der Welt­

wirtschaft zeigt deutlich, daß die echte Realpolitik an einem Gemeinwohlbegriff 

orientiert sein muß, der, weil in der sozialen Natur des Menschen grundgelegt, 

menschheitsumfassend ist. Die Geschichte der Weltwirtschaft ist ein schlagen­

der Beweis für die Realität der Gemeinwohlkonzeption, die gemäß metaphy-

sisch-ontologischer Erkenntnismethode erworben worden ist. Das Naturgesetz 

der Geschichte zwingt uns zur sozialethischen und damit auch zur politisch­

ethischen Neuorientierung. 

Die Frage, ob der Staat als Organismus, als juristische Person, als Körper­

schaft usw. begriffen werden kann, ist keine typische Frage der Staatsphilo­

sophie, sondern der Gesellschaftsphilosophie im allgemeinen22. 

ZWEITER ARTIKEL 

DIE E N T S T E H U N G S U R S A C H E DES STAATES 
t 

Die empirischen, vorab die historischen Wissenschaften haben eine Reihe von 

Theorien aufgestellt, wie es zur Staatsbildung gekommen sein mag. Dabei wird 

die Entstehung der Staatsgewalt in den Vordergrund gestellt. Bei Aristoteles ist 

dieser Gedanke nur in groben Umrissen angedeutet. Nach ihm wächst die 

Familie langsam über den Familienverbund in den Staat hinein; dieser ist ein 

umfassendes gesellschaftliches Gebilde, das die zum vollmenschlichen Leben 

notwendigen Mittel in Kooperation erstellen soll. Der Blick richtet sich hierbei 

auf das umfassende Gemeinwohl, in dem auch die kleineren Gruppen, vorab die 

Familie ihre Existenz haben. 

22 Vgl. Bd. I, Kap. 2, m, S.45ff. 
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Die geschichtlichen Erklärungen des Ursprungs des Staates sind vom philo­

sophischen Standpunkt aus wenig interessant. Die Staatsphilosophie fragt - seit 

Aristoteles - nach dem inneren Bedürfnis der menschlichen Gesellschaft nach 

dem Staat. Philosophisch geht es um die Frage, ob der Staat ein ebenso natür­

liches Gebilde ist wie die Gesellschaft als solche, d. h. ob der Staat aufgrund der 

Sozialnatur des Menschen gefordert ist. Im Mittelpunkt steht darum der Begriff 

der menschlichen Natur, d. h. der natürlichen Veranlagung des Menschen im 

Hinblick auf die gesellschaftliche Formung. 

Thomas Hobbes (1588-1679), John Locke (1632-1704) und Jean Jacques 

Rousseau (1712-1778) haben zur Erklärung der Notwendigkeit des Staates auf 

den Urzustand des Menschen zurückgegriffen. Bei diesem Rückgriff auf den 

Urzustand geht es um die Frage, ob der Mensch bereits in seiner natürlichen, pri­

mitiven Existenz staatlich gebunden gewesen sei, ob also der Staat zur Natur des 

Menschen gehöre. Äußeres Zeichen hierfür ist die Existenz der Staatsgewalt im 

primitiven, natürlichen Zustand des Menschen. Mit Hilfe dieses Rückgriffes auf 

den Urzustand soll der anthropologische Grund der Staatsgründung ermittelt 

werden. 

Der Gedanke des Urzustandes stammt aus der theologischen Tradition, was 

durchweg zu wenig oder gar nicht berücksichtigt wird, näherhin aus der theolo­

gischen Lehre von einem vierfachen „Status" der menschlichen Natur: 1. der 

Status naturae integrae, d. h. der Zustand der menschlichen Natur vor der ersten 

Sünde, also im Paradies; dieser Status galt für die mit göttlichen Gnadenkräften 

ausgestattete Natur; 2. der Status naturae lapsae, d. h. der Zustand, in dem sich 

die Natur nach dem Sündenfall befand. Hieronimus charakterisierte diesen 

Status präzis: „spoliatus gratuitis, vulneratus in naturalibus", der Gnadengaben 

beraubt, in der Natur verwundet. Mit den „Wunden der Natur" bezeichnete 

Hieronimus die Hinfälligkeit des Menschen, seine geschwächte Vernunft, seine 

ungeordneten Leidenschaften und ähnliche „Gebrechen"; 3. der Status naturae 

reparatae, d. h. der Zustand der Natur in der Erlösung durch Christus; in diesem 

Status ist der Mensch zwar erlöst, er ist aber weiterhin mit den natürlichen 

abträglichen Folgen der Erbsünde, den Eigenheiten der natura lapsa, belastet 

(Unordnung der Leidenschaften, Egoismus usw.); 4. der Status naturae purae, 

ein Zustand, der als solcher nie existierte, jedoch die theoretische Möglichkeit 

bietet, die drei erstgenannten Status überhaupt vergleichbar zu machen; dieser 

Status ist gewissermaßen das Substrat der verschiedenen Zustände der Natur. 

Durch solche Abstraktion konnte er den Scholastikern als Grundlage zur 

Bestimmung dessen dienen, was im Sinn der scholastischen Naturrechtslehre als 

Natur des Menschen angesehen wurde. 
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Hobbes hat sich in seiner Erklärung des Urzustandes an den zweitgenannten 

Status gehalten (status naturae lapsae), wobei er die in Unordnung geratenen Lei­

denschaften besonders ins Auge faßte („Homo homini lupus"). Gemäß Hobbes 

ist der Mensch von Natur unsozial. Diesen Zustand überwinden die Menschen, 

indem sie die souveräne Gewalt auf den Herrscher übertragen. Locke verfuhr in 

der gleichen Weise, jedoch mit einer eigenen Nuance, indem er weniger an einen 

ehemaligen Status dachte, sondern die im Menschen sich allgemein vorfinden­

den, also gewissermaßen naturhaften, noch nicht rational gelenkten Tendenzen 

betrachtete. Der Mensch erscheint in dieser Sicht im Sinn des Individualismus als 

isoliertes, sich selbst besitzendes, für sich selbst lebendes Individuum. Er ist 

danach seiner Natur gemäß die nur auf sich bezogene Person, die als Eigentüme­

rin ihrer selbst die gesellschaftliche Bindung eingeht. Diese individualistische 

Konzeption ist die Grundlage für die radikal ausgeformte Vertragstheorie, 

gemäß der das Volk, das den Staatsvertrag schließt, ihn auch wieder aufkündigen 

kann. Auch Samuel Pufendorf'ist mit seiner Konsenstheorie des pactum unionis 

und pactum subjectionis der individualistischen Konzeption verschrieben. Ent­

sprechend seiner anthropologischen Auffassung erklärt Locke das Eigentums­

recht zum obersten vorstaatlichen Recht, scholastisch ausgedrückt, zum primä­

ren Naturrecht, im Gegensatz zu Thomas von Aquin, der das Recht auf Privat­

eigentum als sekundäres Naturrecht ansah. 

Rousseau übernahm, wenigstens teilweise, den erstgenannten Status (naturae 

integrae), zwar ohne die Gnadenausrüstung, jedoch im Sinn der vollkommenen 

Befindlichkeit der Natur. Ihm erschien darum der Mensch von Natur als gutes, 

in keiner Weise angeschlagenes Wesen im platonischen Sinn. Aufgrund ihrer 

intakten Natur gründen die Menschen durch den „Willen aller" den Sozial­

vertrag und damit den „Allgemeinwillen". Das Volk ist darum der Souverän. Es 

ist allerdings nicht einzusehen, wie der Wille aller zum souveränen Allgemein­

willen wird, wenn man an die Minderheit denkt, die unter Umständen nicht im 

„Willen aller" beschlossen ist, wie Bernard Bosanquet21 bemerkte. Andererseits 

konnte Rousseau nicht daran denken, daß ein vernünftiger Mensch - und der 

Mensch im natürlichen, vorgesellschaftlichen Zustand kann nach ihm nur 

vernünftig sein - unvernünftig entscheiden könnte. Es müssen daher gemäß 

seiner Auffassung alle Menschen von Natur aus zum Konsens kommen. Der 

„Wille aller" wird darum zum gemeinsamen Willen, somit zu dem den Indivi­

duen übergeordneten „Allgemeinwillen". Rousseau übersteigert noch die Lehre 

der Scholastiker von der Vernunft im „Status naturae purae", d. h. im Natur­

recht. Die Scholastiker haben in ihrer Naturrechtslehre für den Status naturae 

ThePhüosophicalTheoryoftheState, 1899, S. lllff.,S. 236ff.,3. Aufl. 1920, S. 103ff.,S. 218ff. 
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purae nur angenommen, daß die Vernunft naturhaft auf das Wahre angelegt sei, 

ohne zu behaupten, daß diese Anlage (potentia) tatsächlich aktualisiert wird. 

Damit waren sie in der Lage, den Status naturae lapsae mit seinen Triebstörun­

gen und seiner beträchtlichen Irrtumsmöglichkeit zu erklären, Unzulänglichkei­

ten, die der Mensch als Folge der Erbsünde in sich trägt. Mit dem Sprung vom 

Willen aller zum Allgemeinwillen unterstellt Rousseau, daß die Vernunft­

erkenntnis aller Individuen das konsenswürdige Objekt und damit das Gemein­

wohl wahrheitsgemäß konstituiere. Gemäß Thomas von Aquin kann auch ein 

Konsens von individuellen Erkenntnissen niemals mit dem Gemeinwohl identi­

fiziert werden. Es braucht hierzu immer eine über den Individuen stehende 

Autorität. Der Rousseau'sehe „Allgemeinwille" kommt allerdings nahe an die 

Natun°chtslehre heran, weniger jedoch an das jus naturae bei Thomas von 

Aquin als vielmehr an das jus gentium bei Frandscus von Vitoria. Dieser hat das 

jus gentium als die spontan sich ergebende Rechtsregelung (wie das Gewohn­

heitsrecht) dem Begriff des jus naturae zugeordnet. Das jus gentium entsteht 

(wie das Gewohnheitsrecht) nicht nur aus der Erkenntnis der Natur der Sache, 

sondern ist zugleich willentlich durch Übereinkunft gesetzt. Thomas von Aquin 

verstand dagegen das jus gentium als konkrete Natur der Sache, in der noch 

keine Willensentscheidungen der Rechtssubjekte enthalten sind. Frandscus von 

Vitoria - dies sei nebenbei bemerkt - hat mit seiner Begriffsbestimmung des jus 

gentium bereits vor Hugo Grotius den Weg für das moderne Völkerrecht 

gebahnt24. Es ist allerdings schwer, Rousseaus Vertragstheorie reibungslos mit 

der scholastischen Naturrechtslehre zu vergleichen, weil in seinem Begriff des 

Naturzustandes der Unterschied von Vernunft und Wille nicht deutlich ersicht­

lich ist. Gemäß seinem Optimismus folgt der Wille spontan der Vernunft­

erkenntnis. 

Der Kontrakttheorie sehr ähnlich ist die sich aus der Kanfschen Auffassung 

von der Autonomie der Vernunft ergebende Staatstheorie. Die autonome Ver­

nunft des einzelnen stößt in der Verwirklichung ihrer Ziele entsprechend der 

Verpflichtung, die Autonomie des Mitmenschen zu respektieren, auf die Not­

wendigkeit der rechtlichen Ordnung. Der Staat ist dann folgerichtig nicht die 

Gemeinschaft von Menschen, die in Kooperation ein gesamtgesellschaftliches 

Ziel verfolgen, sondern ein rechtliches Gebilde, das dem Zweck dient, die Frei­

heit aller zum Ausgleich zu bringen. Unverkennbar führt diese Vorstellung des 

Ursprungs des Staates in die rein juristische Methode der Staatsdefinition. 

Begreift man den Staat als die vollendete Gesellschaft, die Staatsphilosophie 

demnach in erster Linie als das letzte Kapitel der Gesellschaftsphilosophie, dann 

24 Vgl. SANTIAGO RAMIREZ, El derecho de las gentes, Examen critico de la filosofia del derecho de 
gentes desde Aristoteles hasta Francisco Suärez. Madrid, Buenos Aires 1955. 
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tritt die Frage nach der Staatsmacht, um die sich alle Vertragstheoretiker 

bemühen, zurück zugunsten des Objektes, das es in der umfassendsten Gesell­

schaft zu verwirklichen gilt (Gemeinwohl, allgemeine Wohlfahrt). Natürlich 

kann aber auf das Element der Macht nicht verzichtet werden, weil, wie schon 

gesagt, jede Gesellschaft mit einer immanenten Autorität begabt sein muß. 

Der gesellschaftsphilosophische Aspekt kommt deudich bei Hegel zur Gel­

tung, der im Staatsvolk den Träger der gegenwärtigen Entwicklungsstufe des 

Weltgeistes sah. In ähnlicher Weise sprach O. Spann vom Ganzheitsbewußtsein 

als dem Urgrund des Staates. Während Hegels geistesgeschichdiche Konzeption 

das Recht des Faktischen fördert und somit der Machttheorie Vorschub leistet, 

hat O.Spann mit seiner Vorstellung vom universalen Ganzheitsbewußtsein 

diese Konsequenz vermieden, ist allerdings in eine jeder Wirklichkeit fremde 

Idealvorstellung vom Staat geraten. 

Immerhin ist es Spann gelungen, den Historismus der Geistesphilosophie 

Hegels zu vermeiden. Seine Analyse des menschlichen Bewußtseins hat etwas 

Reales angerührt, nämlich die Priorität des Gemeinwohls vor dem Einzelwohl. 

Er hat aber übersehen, daß das Gemeinwohl ein analoger Allgemeinbegriff ist, in 

dem das Einzelwohl mitenthalten ist. Nur in dieser Weise hat das Ganzheits­

bewußtsein Realitätswert. Damit ist auch der Weg zur geschichtlich bedingten 

einzelstaatlichen Organisation offen. Es ist somit nicht mehr nötig, den Staat als 

einen „Stand" unter Ständen zu begreifen, wie Spann von Ständen spricht als 

Teilganzen, die Religion, Wissenschaft, Kunst und Sittlichkeit vertreten25. 

In der Konzeption des Staates als der umfassenden Gesellschaft darf natürlich 

das formgebende Prinzip (in der scholastischen Terminologie: die causa 

formalis), nämlich die das Recht konstituierende Gesetzesgewalt, nicht unter­

drückt werden. Der Staat ist darum nicht nur das Konglomerat von gesell­

schaftlichen Prozessen, wie ihn K. Marx als Endzustand der gesellschaftlichen 

Entwicklung sah. Gemäß Marx besteht der Staat nur solange, als es Produk­

tionsmitteleigentümer und damit Klassenkämpfe gibt. Der Staat sei nur das 

Instrument der Produktionsmitteleigentümer zur Ausbeutung der Arbeiter­

welt. Sei einmal dieser Zustand beendet, dann gebe es nur noch freie gesellschaft­

liche Kooperation. 

Zusammenfassung 

Nicht eine geschichtliche Bedingung, sondern die Sozialnatur des Menschen, 

die sich im Bewußtsein der Zusammengehörigkeit und der Verpflichtung aller 

für alle ausdrückt, ist der tiefere Grund der Staatsgründung. Der Staat ist darum 

25 O. SPANN, Der wahre Staat, 3. Aufl., Leipzig 1931; ders., Gesellschaftslehre, 3. Aufl., Leipzig 
1930. 
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in erster Linie ein Stück, und zwar das letzte Stück im Prozeß gesellschaftlicher 
Ausformung. Da Gesellschaft wesentlich Ordnungseinheit von mit Freiheit 
ausgerüsteten Personen ist, hat sie immer rechtliche Natur und schließt in der 
Folge auch die Autorität ein. Dies gilt vor allem für die oberste Gesellschaft, den 
Staat. Streng genommen müßte man darum bereits hier vom Ursprung der 
Staatsgewalt, ihren Bedingungen und ihrer Kompetenz sprechen. Durch die 
Entwicklung der Politikwissenschaften wurde aber das Problem der Staats­
macht von den allgemeinen gesellschafdichen Prozessen getrennt. Philosophisch 
ist diese Aussonderung erst dann haltbar, wenn der Nachweis erbracht wurde, 
daß die staatliche Gemeinschaft drei große Handlungsbereiche einschließt: die 
Wirtschaft, die Gesellschaft und die Politik. Dieser Nachweis fußt allerdings, wie 
im ersten Kapitel dargestellt wurde, nicht auf philosophischen, sondern vor 
allem auch auf empirischen Fundamenten. Nachdem dieser Nachweis erbracht 
worden ist, ist es angebracht, nicht nur die der politischen Philosophie zugehö­
rigen empirischen, sondern auch die systematisch an sich hierher, nämlich zur 
Staatsphilosophie gehörigen Gesichtspunkte bezüglich des Ursprungs der Staats­
macht im politischen Teil (Bd. V) zu behandeln. 

DRITTER ARTIKEL 

RECHTSSTAAT ODER WOHLFAHRTSSTAAT? 

Die juristische und politikwissenschafdiche Literatur über die Begriffsbestim­
mung des Rechtsstaates ist uferlos. Auch die Geschichte des Begriffs ist sehr 
komplex. Der Begriff ist geschichtlich belastet durch den Liberalismus der 
Aufklärung. Als Rechtsstaat verstand man einen Staat, in dem einzig die Freiheit 
und Gleichheit aller rechtlich verbrieft ist. An soziale Aufgaben ist in diesem 
modellierten Freiheitsstaat noch nicht gedacht. Im Lauf der sozialwirtschaft­
lichen Entwicklung und im Gefolge der langsamen Überwindung des Manche­
sterliberalismus meldeten sich die sozialen Forderungen der ins Hintertreffen 
gelangten Schichten. Der Staat wurde mit Aufgaben der Umverteilung belastet. 
Die Zuspitzung der staatlichen Umverteilung zu Ungunsten der Eigenvorsorge 
verwandelte den ursprünglich liberalen Rechtsstaat in einen Versorgungsstaat 
oder, wie man sagt, in einen Wohlfahrtsstaat etwa nach dem Muster Schwedens. 
Die geschichtliche Entwicklung beweist, daß der zunächst formalistisch konzi­
pierte Rechtsstaat eigentlich kein Staat ist, welcher der Sozialnatur des 
Menschen entspricht, daß andererseits aber auch der reine Wohlfahrtsstaat eine 
einseitige Kontkretisierung der Staatsidee ist. Was die Begriffe Rechtsstaat und 
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Wohlfahrtsstaat zu bedeuten haben, um der Staatsidee voll zu entsprechen, ist 

nur durch philosophische Überlegung zu ermitteln. 

Philosophisch ist das Problem der Definitionsfindung bedeutend einfacher 

und korrekter zu lösen als auf dem Weg über die Geschichte. Der Staats­

philosoph hat zu fragen, welchen Zweck der Staat zu verfolgen hat und gemäß 

welchen Handlungsprinzipien die Staatsmacht die ihm gestellte Aufgabe zu 

erfüllen hat. 

Zunächst ist erneut festzuhalten, daß der Staat nur als rechdiches Gebilde 

bestehen kann. Die oberste, vorgegebene Rechtsnorm vor aller Staaten­

gründung und damit erst recht vor aller Gesetzgebung ist das Gemeinwohl. 

Dieses muß allerdings konkret definiert werden. Hierzu braucht es eine im Staat 

selbst implizierte Autorität. Wer Träger dieser Autorität ist, bleibt offen. Es kann 

ein einzelner sein, gewählt oder nicht gewählt, ein Gremium von mehreren, 

gewählt oder nicht gewählt, selbst auch das Volk, das durch Mehrheitsentscheid 

direkt die von allen einzuhaltenden Gesetze erläßt und zur Kontrolle der Einhal­

tung die entsprechenden Instanzen schafft. Letzteres ist naturgemäß nur in 

Kleinstaaten denkbar. In diesem Fall hätten wir es mit dem Rousseau'sehen 

Modell zu tun, in dem der Wille aller, repräsentiert durch die Mehrheit, zum 

Allgemeinwillen wird, der mehr ist als nur die Summe der Einzelwillen. Der 

Staat verlangt stets ein gesetzgebendes Organ, wie immer dies beschaffen sein 

mag. Dies folgt unmittelbar aus dem Wesen des Staates. Wenn man also nur 

unter diesem Betracht erklärt, der Staat sei immer ein Rechtsstaat, dann spricht 

man in Form einer Tautologie. 

Wenn der Begriff „Rechtsstaat" mehr aussagen soll, als was man unter Staat 

versteht, dann muß mehr expliziert werden. Der erste Ansatz zu dieser Expli­

kation ist das tiefere Verständnis von Gemeinwohl. Das Gemeinwohl ist kein 

Kollektivbegriff wie Masse, Summe und ähnliches. Das Gemeinwohl schließt, 

wie in Bd. I dargelegt wurde, das Einzelwohl und damit auch das Recht des 

einzelnen ein. Nun besagt Einzelwohl und Einzelrecht zugleich das Recht auf 

Selbstbestimmung hinsichtlich der personalen Lebensbewältigung. Doch dieser 

Gesichtspunkt ergibt sich bereits aus dem Wesen des Staates als des Verwalters 

des umfassenderen Gemeinwohls. Für den Begriff des Rechtsstaates ist damit 

noch nichts Neues gewonnen. Es wäre immer noch möglich, sich den Staat im 

Sinn von Aristoteles als die große Familie und im Sinn von Plato als den großen 

Menschen vorzustellen, der die Grenzen der Selbstbestimmung des einzelnen 

setzt. In der Familie „weiß" und entscheidet der Vater, was Familienwohl ist und 

wie der einzelne bei aller persönlichen Selbstbestimmung sich zu integrieren hat. 

Tatsächlich würde dieses Bild auch für den Staat gelten, wenn der Träger der 

Staatsgewalt ein solches Wissen um das gemeinsame Wohl mit Sicherheit 
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aufweisen könnte. Wie die Geschichte beweist, ist diese Bedingung, abgesehen 
von äußersten Krisenfällen und in Staatsgemeinschaften mit mehr oder weniger 
unmündigen Bürgern, nicht erfüllt. Um gegen Übergriffe der Staatsgewalt in die 
personale Selbstbestimmung geschützt zu sein, kann darum der Bürger die 
Garantie verlangen, rechtlich gegen die Staatsgewalt Einspruch erheben zu kön­
nen. Dies setzt eine Staatsverfassung voraus, in der bestimmte Individualrechte 
verbrieft sind in der Art, wie wir die Menschenrechtserklärung der UNO oder 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland kennen. Menschen- oder 
Grundrechte sind ihrem Wesen nach allgemeingültig, so daß Gleichbehandlung 
aller zugleich mitgarantiert ist. Ein so verfaßter Staat ist Rechtsstaat in einem 
speziellen Sinn, der inhaltlich mehr besagt als nur Staat. 

Sozialphilosophisch betrachtet ist der Rechtsstaat eine teilweise Konkretisie­
rung des Gemeinwohlbegriffes in Richtung auf die Entscheidungspriorität des 
Individuums vor der Staatsgewalt. Er bedeutet zuallererst die Entlassung der 
individuellen Freiheit aus der Staatsgewalt. Im Sinn tler individuellen Freiheit 
soll der einzelne alle eventuellen Beschränkungen rechtlich kontrollieren kön­
nen. Unter diesem Betracht ist der Rechtsstaat das Ergebnis der französischen 
Revolutionen des 18. und 19. Jahrhunderts. Sozialphilosophisch besehen ist 
aber das Gemeinwohl nicht nur in Richtung auf eine Liberalisierung des Selbst­
bestimmungsrechts des einzelnen zu konkretisieren. Zum Gemeinwohl gehört 
auch positiv die materielle Wohlfahrt des Staatsvolkes. Es war daher eine natür­
liche Konsequenz, daß der Bürger zu den Freiheitsrechten auch seine sozialen 
Rechte geltend machte. Nachdem 1791 durch die „Loi Le Chapelier" die Auf­
lösung der Zünfte besiegelt und somit das Recht „zu" arbeiten liberalisiert wor­
den war, forderte der Proletarier Marche in der Uniform eines Soldaten am 
25. Februar 1848 vor der Nationalversammlung das Recht „auf" Arbeit. Der 
Staat sollte nicht nur zur Gewerbefreiheit, sondern auch zur Politik der Voll­
beschäftigung angehalten werden. Nicht nur das Freiheitsrecht, sondern auch 
das soziale Recht gegenüber der Staatsgewalt ist damit geltend gemacht worden. 

Der Begriff des Rechtsstaates hat also zwei Seiten, eine formale, die Verwirk­
lichung individueller Freiheiten, und eine materiale, die soziale Integrierung des 
einzelnen in das Gesamtwohl betreffend. Sozialphilosophisch ist darum der 
Rechtsstaat zugleich auch Wohlfahrtsstaat. Doch ist in dieser Konkretisierung 
des Gemeinwohl- oder Wohlfahrtsbegriffes der soziale Anspruch der indivi­
duellen Freiheit untergeordnet. Dies heißt: der formale Rechtsstaat dominiert 
den Wohlfahrtsstaat. 

Die Diskussion der Juristen, Sozial- und Politikwissenschaftler, ob der 
Rechtsstaat mehr formal oder mehr material, d. h. mehr nach der Reglementie­
rung der Freiheiten oder mehr sozial orientiert verstanden werden müsse, ist 
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zugunsten des Freiheitsprinzips entschieden. Der Rechtsstaat im rein formalen 
Sinn ist nicht existenzfähig. Er ist auch theoretisch ein Torso. Ebensowenig ist 
die Konkretisierung des Gemeinwohlbegriffs in Richtung auf den engen, 
geschichtlich entwickelten Wohlfahrtsstaat unkorrekt im Hinblick auf das 
Überborden der Staatsmacht. Da das Ziel des Staates immer das Gemeinwohl 
sein muß, in der Konkretisierung aber das Gewicht nicht auf den sozialen 
Leistungen des Staates, sondern auf den Freiheitsgarantien liegt, kann man den 
Rechtsstaat nicht als „Wohlfahrtsstaat mit Freiheitsgarantien" definieren. Viel­
mehr steht nun als Oberbegriff der formal verstandene Rechtsstaat mit der 
Klausel, daß er sozial sei. Man muß darum vom sozialen Rechtsstaat sprechen, 
nicht vom rechtlich organisierten Wohlfahrtsstaat. 

Die Juristen und Politikwissenschafder beschäftigen sich weiterhin mit der 
rechtlichen Organisation eines solchen Staatsgebildes: Demokratische Ver­
fassung, Gewaltenteilung, Verfassungsgericht zur Kontrolle der Gesetzgebung 
usw. Diese Themen gehören in die politische Ordnung (Bd. V). 

Für die Gesellschafts-, Wirtschafts- und Sozialpolitik ergeben sich beachtliche 
Folgerungen aus der Definition des Rechtsstaates. Die Priorität der freiheitlichen 
Entscheidung des einzelnen bindet die Staatsgewalt an das Prinzip der Subsidia­
rität auf allen Ebenen gesellschaftlicher Kooperation. Dem Staat obliegt die 
Aufgabe, den Ordnungsrahmen abzustecken, um allen Chancengleichheit zu 
gewähren. Da die Chancengleichheit nicht nur einen negativen, sondern auch 
einen positiven, somit einen sozialen Aspekt hat, muß der Staat subsidiär 
umverteilend wirken im Sinn der Hilfe zur Selbsthilfe. 

Die Definition des Rechtsstaates, auch des sozialen Rechtsstaates darf nicht 
verwechselt werden mit der Definition des Staates überhaupt. Gegenüber dem 
Staat überhaupt beinhaltet der Rechtsstaat eine bestimmte Art der Organisation 
der im Staat, d.h. in der staatlich geeinten Gemeinschaft sich vollziehenden 
Handlungen, seien es die der Bürger, seien es die der Staatsmacht. Der Rechts­
staat ist eine Art der Verwirklichung der Idee des Staates. Während der Staat im 
allgemeinen eine Konsequenz der sozialen Natur des Menschen ist, impliziert 
die Idee des Rechtsstaates bereits empirische Elemente, die Erfahrung, daß die 
Staatsmacht das Leistungspotential und den Leistungswillen der Bürger und 
damit das konkrete Gemeinwohl nicht im vornhinein zu definieren vermag und 
außerdem selbst im berechtigten, geschichtlich bestätigten Verdacht steht, ihre 
Gewalt zu mißbrauchen. 

Man könnte vielleicht sagen, der soziale Rechtsstaat sei die ideale Verwirk­
lichung der Staatsidee, wie man von der Demokratie annimmt, daß sie die beste 
Staatsform sei. Die Verwirklichung dieses Ideals hängt aber von vielen realen 
Bedingungen ab. Wenn man die Bürger in die persönlichen Freiheiten entlassen 
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soll, dann muß man voraussetzen können, daß sie sich als dem Gemeinwohl 

verpflichtet betrachten. Die Geschichte hat es des öfteren bewiesen, daß dort, 

wo diese Gemeinwohlverantwortung fehlt, die Demokratie dem Untergang 

geweiht ist und von der Diktatur abgelöst wird. 

VIERTER ARTIKEL 

DIE AUFGABEN DES STAATES 

1. Die zwei Stufen der Betrachtung 

Da die Staatlichkeit eines gesellschaftlichen Gebildes soviel bedeutet wie die 

umfassende Organisation der Gesellschaft, ist die Aufgabe des Staates leicht zu 

definieren. Es ist das Gemeinwohl, das alle einzelnen Individuen und alle 

einzelnen Gruppen angeht. Dieses Objekt oder Ziel gilt für alle möglichen 

Staatsformen. „Gemeinwohl" macht allerdings den Eindruck eines rein for­

malen Begriffes, der recht wenig aussagt. Um ihn vom Verdacht der Leer­

formel zu befreien und so wenigstens in groben Umrissen die staatliche Aufgabe 

zu bestimmen, ist das Menschenbild zu definieren, von dem aus das Gemein­

wohl verstanden werden muß. Dies geschieht auf der obersten Ebene der Staats­

philosophie, auf der noch nicht die Rede davon ist, wie und durch wen im 

einzelnen das Gemeinwohl zu seiner konkreten Umschreibung geführt wird. 

Diese Frage, wie und durch wen die konkrete Bestimmung zu erfolgen hat, kann 

nur im Zusammenhang mit der konkret zu konstituierenden Staatsverfassung 

diskutiert werden. Das ist dann die zweite Stufe der Betrachtung. Wir werden 

uns hier vornehmlich mit dem sozialen Rechtsstaat befassen. 

2. Die Staatsaufgaben aus der Sicht der Staatsidee 

Die materialistische Auffassung vom Menschen, wie sie der marxistischen 
Staatsphilosophie zugrunde liegt, kann keine Rechte der Person anerkennen, die 
als vorstaatliche Menschenrechte den Staat binden. Das gesamte Leben der 
Bürger bis hinein in die Weltanschauung und Religion ist der konkreten staat­
lichen Organisation unterworfen, damit natürlich auch der Staatsgewalt. Die 
verfassungsrechtliche Garantie der Privatsphäre, also auch der Religion, 
erscheint als eine Begriffsverstümmelung. 

Weltanschauung ist in Wirklichkeit der tiefste Quellgrund verantwortungs­
vollen Handelns. Von der persönlichen Verantwortung kann das Tun innerhalb 
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der Gesellschaft nicht abgetrennt werden. Die Garantie für die Freiheit der 
religiösen Überzeugung und für die Gewissensfreiheit ist darum, wenn diese 
Freiheiten auf den Innenraum der Seele eingeschränkt werden, eine Täuschung. 
Die materialistische Weltanschauung ist ihrem Wesen nach gegen jede transzen­
dente, darum auch religiöse Lebensorientierung eingestellt. In ihrer Logik liegt 
es auch, wie es in allen sozialistischen Staaten der Fall ist, Menschenrechte nur 
vom sozialistischen Staat aus anzuerkennen. Vorstaatliche Rechte der Person 
gibt es dort nicht. 

Anders sieht es aus, wenn man den Menschen als von Natur autonomes 
personales Wesen versteht, das mit Rechten ausgestattet ist, die vor dem Staat 
bestehen, darum den Begriff des Gemeinwohls im vornhinein mit einem Inhalt 
befrachten. Mit dem Personbegriff verbinden sich naturnotwendig die Ehe als 
Gemeinschaft von Mann und Frau auf Lebenszeit sowie die Freiheit in der 
Kinderwahl, also die Konstitution der Familie. In der freiheitlichen Würde des 
Menschen ist ebenfalls die freie Vergesellschaftung inbegriffen. In weiterer Folge 
(unter Berücksichtigung empirischer anthropologische Erkenntnisse) ist an das 
Recht auf privates Eigentum einschließlich des Produktiveigentums zu denken 
usw. 

Der Mensch hat aber nicht nur Freiheitsrechte gegenüber der Gesellschaft 
geltend zu machen, als soziales Wesen hat er auch das Recht auf Hilfe vonseiten 
der Gesellschaft. Dies schließt zugleich die Pflicht zur Solidarität ein. Der Staat 
muß darum nicht nur die Freiheitsrechte, sondern auch die sozialen Ansprüche 
der Glieder berücksichtigen. Auf der höchsten Ebene der Staatsphilosophie ist 
das Prinzip der Solidarität das erste von allen gesellschaftlichen Prinzipien. Aus 
diesem Grund ist, wie dargestellt wurde, der Staat zugleich Rechtsstaat und 
Wohlfahrtsstaat. Die Staatsgewalt steht darum vor der schwierigen Aufgabe, das 
Spannungsverhältnis von Freiheitsrechten und sozialen Ansprüchen zu lösen. 
Das ist keine leichte Aufgabe, da er nicht weiß, in welchem Maß die Bürger ihre 
Grundpflicht der sozialen Leistung erfüllen. Es geht nicht an, die Leistungs­
freiheit zu proklamieren und darauf das Ergebnis der Leistungen sozial 
umzuverteilen. Eine solche Politik würde den Leistungsunwilligen honorieren. 
In einem auf marxistischer Weltanschauung organisierten Staat wird das Pro­
blem, wenigstens theoretisch, leicht gelöst, indem die Erfüllung der Leistungs­
pflicht erzwungen wird. Für einen Materialisten ist das Gemeinwohl nicht mehr 
als die allgemeine wirtschaftliche Wohlfahrt. Damit scheint sich für die sozia­
listischen Staaten die Wohlfahrtspolitik zu vereinfachen. Daß sie dies Problem 
dennoch nicht lösen können, hängt damit zusammen, daß sie in der Wirklich­
keit schließlich doch auf die Freiheit stoßen und den materialistischen Konsens 
trotz allem Bemühen nicht finden. So bleibt ihnen nur die Diktatur der Partei. 
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Schon Aristoteles hat mit Pluto gelehrt, daß das Gemeinwohl dem Eigenwohl 

vorgeht. Augustinus hat diesen Grundgedanken der Ethik in die Worte gefaßt, 

daß man die Vollkommenheit eines Menschen danach beurteilen könne, inwie­

fern er das Gemeinwohl dem Eigenwohl vorziehe. Die gesamte klassische 

Naturrechtslehre hat an diesem Wertvergleich festgehalten. Thomas von Aquin 

erklärte, daß der Mensch sein gesamtes sittliches Tun auf das Gemeinwohl aus­

zurichten habe. Aus diesem Grund sprach er der staatlichen Autorität das Recht 

zu, sittliche Forderungen in der Form von Gesetzen zu umschreiben. Er setzte 

hierbei allerdings eine weltanschaulich homogene, nämlich christliche Gesell­

schaft voraus, deren Autorität ebenfalls in diesem Konsens einbegriffen war. 

Zudem lebte er in einem Staat, dessen Autoritätsträger in sittlichen Dingen der 

Kirche untergeordnet war. Das alles haben wir nicht mehr. Wir leben im Plura­

lismus der Weltanschauungen und der sittlichen Auffassungen. Recht und 

Moral sind weithin getrennt. Die arbeitsteilige, allseitig vernetzte Wirtschaft 

hängt vom Leistungswillen des einzelnen ab. Die Kontrolle dieses Leistungswil­

lens ist nur durch das persönliche Risiko, das jeder einzelne durch das Ergebnis 

seines Einsatzes an sich selbst erfährt, kontrollierbar. Das Eigeninteresse, von 

dem auch Thomas von Aquin annahm, daß es stärker sei als die sittliche Forde­

rung, das Gemeinwohl über alles zu stellen, ist der wirksame Motor des Lei­

stungswillens. Auf einem anderen Weg als dem über das Eigeninteresse kann 

dem Gemeinwohl nicht wirksam gedient werden. Der heroische Einsatz für das 

Gemeinwohl über alle Eigeninteressen hinweg bleibt ein Sonderfall. 

Bei aller Anerkennung der Eigeninteressen bleibt für den Staat, d. h. für die 

staatlich organisierte Gesellschaft die Aufgabe, das Gemeinwohl als ihr Objekt 

zu betrachten. Der Staat, und zwar gerade der personalistisch orientierte Staat 

steht somit immer noch vor dem Dilemma, das Spannungsverhältnis von Frei­

heit und sozialer Bindung zu lösen. Wenn man in der Wirklichkeit einen wissen­

den, moralisch integren und zugleich effizienten Träger der Staatsgewalt voraus­

setzen könnte (auf welchem Weg auch immer er seine Gewalt legitimieren 

würde), wäre die Spannung aufzuheben. Die allgemeine Staatsphilosophie kann 

über die Voraussetzungen, die zur Lösung dieses Spannungsverhältnisses not­

wendig sind, nichts aussagen. Sie läßt die Frage offen, ob in der konkreten Wirk­

lichkeit die Monarchie, die Demokratie oder sonst irgendeine denkbare Staats­

form geeignet sei, das Problem zu lösen. 
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3. Die Aufgaben des Staates aus der Sicht der Rechtsstaatsidee 

Mit dem Begriff des Rechtsstaates wird, wie dargestellt, die allgemeine Idee 

des Staates in eine praktikable Norm umgeformt. Man weiß jetzt, wer der 

Ersthandelnde im Sinn des Gemeinwohls ist, nämlich das Individuum, das sein 

Eigeninteresse verfolgt. Es klingt zwar widersprüchlich, daß die Verfolgung des 

Eigeninteresses die Ursache des Gesamtwohls sein soll. Doch ist das Gemein­

wohl, wie gesagt, personalistisch verstanden, das kooperativ verwirklichte Wohl 

aller einzelnen. Die Freisetzung des Eigeninteresses soll den Leistungswillen 

stimulieren. Ohne diesen gibt es kein Gemeinwohl. Entscheidend ist nun, den 

von den Eigeninteressen motivierten Leistungswillen in den Kanal der Koopera­

tion zu lenken. In der Wirtschaft geschieht dies aufgrund des vom Staat geord­

neten Wettbewerbs. Der Rechtsstaat übernimmt in erster Linie die Ordnung der 

Freiheiten. 

Da jegliche Freiheit gesellschaftlich gebunden ist, also nicht rein formal 

verstanden werden darf, braucht der ordnende Staat eine, wenn auch nur in 

allgemeinen Umrissen faßbare, die Eigeninteressen übergreifende Gesellschafts-

konzeption. Es genügt nicht, nur Schranken gegen das Überborden der indivi­

duellen Freiheiten aufzustellen, um Freiheit gegen Freiheit abzugrenzen. Der 

Staat muß ein gesellschaftspolitisches Ziel vor Augen haben. Schon hier meldet 

sich an den sogenannten Rechtsstaat die Forderung, sozial zu denken, d.h. 

sozialer Rechtsstaat zu sein. 

Woher nun diese soziale Norm nehmen? In der kantschen Denkweise ent­

stammt ihr Inhalt der Erfahrung, gehört also nicht mehr zur philosophischen 

Erkenntnis der menschlichen Natur. Gemäß dieser Auffassung kann das Urteil, 

was gerecht und was ungerecht ist, nur aus dem in der Gesellschaft vorfindlichen 

Werturteil gewonnen werden. So wichtig es für den Träger der Staatsgewalt um 

der Effizienz seiner Gesetzgebung willen ist, um dieses lebendige Wert­

empfinden zu wissen, so ist er doch verpflichtet, weit in die Zukunft zu schauen. 

Gewiß ist dies in einigen Bereichen auch auf der Grundlage der empirischen 

Erkenntnisweise möglich (Reinerhaltung der Umwelt). Bezüglich der Gesell­

schaftsmoral, die einen nicht unerheblichen Einfluß auch auf den wirtschaft­

lichen Bereich ausübt, ist die rein empirische Erkenntnis sehr begrenzt. Der 

Träger der Staatsgewalt muß deshalb vordringlich um die letzten Grenzen 

wissen, d. h. um das, was vom Standpunkt der menschlichen Natur aus noch 

vertreten werden kann und was nicht26. 

Da der Träger der Autorität im Rechtsstaat zuerst der individuellen Freiheit 

aller verpflichtet ist, muß er die Handlungen, die vom objektiven Gemeinwohl 

Vgl. oben „Das Gemeinwohl des Staates - sein Wirklichkeitswert" S. 186. 
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gefordert sind, sofern es sich nicht um Verbote handelt, für den Leistungswillen 
attraktiv gestalten. Das heißt, er muß die bestehenden privaten Initiativen 
schützen (erste soziale Aufgabe des Rechtsstaates) und, wenn diese Initiativen 
nicht ausreichen sollten, unterstützen, sei es finanziell, sei es durch rechtliche 
Maßnahmen (zweite soziale Aufgabe des Rechtsstaates). Unter Umständen muß 
er nur potentiell vorhandene Privatinitiativen stimulieren und notfalls unter­
stützen (dritte soziale Aufgabe des Rechtsstaates). 

Die drei sozialen Aufgaben des Rechtsstaates, ohne die der Staat nur formal 
Rechtsstaat und somit ein Torso von Staatswesen wäre, beziehen sich auf alle 
Sektoren der Kooperation, auf Wirtschaft und Gesellschaft, einschließlich der 
Kultur. Im wirtschaftlichen Bereich gebraucht man dafür den Namen „Soziale 
Marktwirtschaft" (Bd. IV). 

Der (soziale) Rechtsstaat hat aber noch eine vierte soziale Aufgabe: Bedürf­
nisbefriedigung dort, wo keinerlei Eigenleistung erbracht werden kann: 
Behebung unverschuldeter Armut, krasser sozialer Unterschiede. Diese Hilfe­
leistung geschieht auf dem Weg der Umverteilung. Damit wird die als Korrektur 
verstandene Sozialpolitik angesprochen. Um die drei erstgenannten Aufgaben 
des Rechtsstaates aus dem Begriff „Sozialpolitik" nicht auszuklammern, sollte 
man diesen Begriff weiter fassen oder, was ratsamer wäre, die drei erstgenannten 
Tätigkeiten mit dem Namen „Gesellschaftspolitik" belegen. 

Wenn zur Deckung bestehender Bedürfnisse keine private Initiative vor­
handen, noch stimulierbar ist, oder wenn bestimmte Bedürfnisse nur durch 
staatliche Tätigkeit befriedigt werden können, muß der Staat selbst das ent­
sprechende soziale Anliegen vertreten (fünfte soziale Aufgabe des Rechts­
staates). Doch sollte der Staat auch hier weitgehend die Verwaltung abgeben an 
Selbstverwaltungskörperschaften des öffentlichen Rechts (z. B. soziale Renten­
versicherung). 

Die dargestellte Stufenordnung rechtstaadicher Tätigkeit wird mit dem 
Ausdruck „Subsidiaritätsprinzip" gekennzeichnet27. In der Nachkriegszeit und 
noch bis heute wurde von vielen Seiten dieses Prinzip als Stück der katholischen 
Soziallehre abgetan. Gewiß ist dieses Prinzip erstmals in der Enzyklika 
„Quadragesimo anno" von Pius XI. formuliert worden. Aber im Grunde ist es 
nichts anderes als ein Ausdruck für das normale Verhältnis der Staatsgewalt zu 
den Kräften in Wirtschaft und Gesellschaft in einem pluralistischen und freiheit­
lichen Staat. 

Das Subsidiaritätsprinzip ist das (rechtsstaadiche) Prinzip der Organisation 
der Freiheiten und zugleich der die Staatstätigkeit endastenden Stimulierung des 

27 Vgl. Bd. I, Kap. 9, V, S. 277 ff. 
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Leistungswillens des einzelnen Individuums und der einzelnen Gruppen. Zu 

beachten ist, daß das Subsidiaritätsprinzip sehr differenziert, d.h. analog 

anzuwenden ist. Es ist je nach dem Objekt verschieden. Diese Verschiedenheit 

wird deutlich erkennbar entsprechend dem Kontrollrecht, das dem Staat bei sei­

ner subsidiären Tätigkeit zusteht. Je nach dem zu stützenden oder zu unter­

stützenden Objekt wandelt sich das Kontrollrecht des Staates. Hinsichtlich der 

Religionsgemeinschaften hat er das geringste Kontrollrecht, stärker hinsichdich 

des Bildungs- oder Schulwesens und der Bevölkerungspolitik. Im folgenden 

sollen diese drei subsidiären Funktionen des Staates als Beispiele des analogen 

Charakters der staatlichen Subsidiarität dargestellt werden. Wenn Pius XII. 

erklärte, das Subsidiaritätsprinzip gelte auch für die Kirche, dann handelt es sich 

entsprechend der hierarchischen Struktur der römisch-katholischen Kirche um 

eine sehr reduzierte Anwendung dieses Prinzips. Doch davon soll hier nicht 

gesprochen werden. 

4. Beispiele der subsidiären Tätigkeit des Staates im sozialen Sektor 

Die Subsidiarität des Staates zugunsten von Religionsgemeinschaften 

Der Rechtsstaat im modernen Sinn ist wesentlich pluralistisch. Er ist kein 

Weltanschauungsstaat, steht darum dem religiösen Bekenntnis neutral gegen­

über. Neutral heißt hier ohne Zwangsgewalt hinsichtlich eines bestimmten reli­

giösen Bekenntnisses. Es heißt aber nicht gleichgültig, schon wegen seiner 

Pflicht, im Sinn des Rechtsstaates über die Weltanschauungs- und Religions­

freiheit zu wachen. Eine Religionsgemeinschaft, die sich auch mit Gewalt durch­

zusetzen und zu verbreiten versucht (bestimmte Richtungen des Islams) ist von 

der staadichen Autorität mit äußerster Wachsamkeit im Auge zu behalten. Die 

eigene Gerichtsbarkeit, die sich mohammedanische Gruppen von Gastarbeitern 

(zum Teil sogar mit Todesstrafe) angemaßt haben, verstößt gegen die Maximen 

des Rechtsstaates. 

Über die Sorge um die Religionsfreiheit der Bürger hinaus muß der Staat die 

Bedingungen schaffen, daß die Religion sich entfalten kann. Denn eine tiefere 

Wurzel gewissenhafter persönlicher Verantwortung, der Grundbedingung der 

Demokratie, als die Religion gibt es nicht. Der religiöse Eid scheint der Justiz 

immer noch wertvoller zu sein als der neutrale der bloßen Bekräftigung der 

Wahrheitsaussage. Ohne eine letzte Fundierung seiner Lebensauffassung 

kommt der Mensch, wenigstens im allgemeinen, nicht aus. Soziologisch ist 

nachgewiesen, daß dort, wo das christliche Bekenntnis bei uns im Westen 

abnimmt, die asiatischen Ideologien und Pseudoreligionen mit all ihren 

abnormen sektiererischen Störelementen nur so aus dem Boden schießen. Der 
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Staat kann um der Wahrung seiner geschichtlich gewordenen Struktur willen 

nicht darauf verzichten, die sein geistiges Fundament ausmachenden Bekennt­

nisse als öffentlich-rechtliche Institutionen anzuerkennen. Dies bedeutet keine 

Benachteiligung anderer Religionsgemeinschaften. Es geht lediglich um die 

Wahrung des geistigen Einflusses jener Bekenntnisse, welche die abendländische 

Kultur geprägt haben. 

In die inneren Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften hat sich der Staat 

nicht einzumischen. Eine kirchliche Anstalt (z.B. ein konfessionell gebundenes 

Krankenhaus) kann moralische und religiöse Bedingungen für die Anstellung 

von Mitarbeitern setzen. Der Staat hat natürlich ein gewisses, äußeres Kontroll­

recht, wenn er bestimmte Anlässe (z. B. Bildungskurse) subventioniert. 

Die Schulpolitik 

Beispiele für die nur-subsidiäre Tätigkeit des Staates gibt es viele. Die wirt­

schaftlichen Probleme werden in Bd. IV behandelt. In der sozialen Ordnung 

sind besonders aktuell die Krankenversicherung, die Invaliden- und Renten­

versicherung und die Kultur- und Bildungspolitik. Aus der Bildungspolitik 

greifen wir das Schulwesen heraus, weil darin alle Gesichtspunkte, die mate­

riellen, kulturellen und moralischen, zur Sprache kommen. 

In einem Staat, in dem die gesamte Gesellschaft weltanschaulich uniform und 

diese Weltanschauung staatstragend ist, wäre es unter Umständen verständlich, 

daß der Staat selbst das Schulwesen in die Hand nimmt, wobei er es einer öffent­

lich-rechtlichen Selbstverwaltungskörperschaft überlassen sollte. Allerdings 

müßte auch in diesem Extremfall des Weltanschauungsstaates die Möglichkeit 

von Ersatzschulen auf freier Trägerschaft offen stehen. Diese hätten sogar ein 

Recht auf staadiche Subventionierung. Dies ergibt sich aus der Gewissensfreiheit 

und dem Elternrecht bezüglich der Erziehung und der Bildung ihrer Kinder. 

Im pluralistischen demokratischen, weltanschaulich neutralen Staat ist die 

Problematik hinsichtlich des Schulwesens sehr komplex. Die Schule soll nicht 

nur staatsbürgerliche Kenntnisse und Verhaltensweisen vermitteln, auch nicht 

nur Fachwissen, sondern auch grundsätzliche Lebensweisheit im Sinn der 

Eltern. Ein weltanschaulich neutraler Staat hat keine Kompetenz, solche tief in 

den Lebenssinn hinein reichende Bildung zu vermitteln. Demokratische Gesin­

nung samt ihrer Toleranz gehört in das Kapitel des Anstandsunterrichts. Das 

tragende Element solcher Gesinnung, nämlich die Verwurzelung in Werten, die 

über der Demokratie und dem gesellschaftlichen Zusammenleben überhaupt 

stehen, besitzt die staatliche Behörde nicht. 

In manchen Demokratien hat man sich an die öffentlichen Schulen gewöhnt 

und man hat damit im allgemeinen gute Erfahrungen gemacht. Daß in diesen 
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Schulen keine wesentlichen Mängel auftraten, ist nicht etwa der typisch demo­

kratischen Grundverfassung dieser Schulen zuzuschreiben. Denn die Lehr­

kräfte waren bislang noch mit der kulturellen Tradition und dem entsprechen­

den Wertdenken verbunden; sie schöpften also noch aus dem Fundus bewährter 

Wertvorstellungen. Die moderne Demokratie entwickelt sich aber immer mehr 

entsprechend dem Modell vollkommener Wertneutralität. Die modellierte 

Wertneutralität ist in Wirklichkeit Wertnihilismus, eine besondere Art von 

Weltanschauung, mit der Folge, daß jede beliebige Weltanschauung sich im 

Sozialkörper und in der Schule einnisten kann. In der heutigen Demokratie 

kann jede Gruppe für welches Ziel auch immer öffentlich demonstrieren, an die 

Massenmedien gelangen und in die Schulen eindringen, ohne daß deren Direk­

tion dagegen angehen kann, solange der betreffende Lehrer „demokratisch" 

denkt und lehrt. Wir nähern uns einer wertentleerten Demokratie und damit 

auch einer wertentleerten, sinnlosen Schule. 

Über die Schule ist dem Staat die Oberaufsicht insofern zu überlassen, als er 

über das Niveau der schulischen Bildung zu urteilen hat. Er ist aber als freiheit­

licher Rechtsstaat nicht bevollmächtigt, die weltanschaulichen Grundlagen der 

Bildung zu bestimmen. Einerseits braucht der Staat die Schulen, andererseits ist 

er unfähig, die internen Angelegenheiten der Schule vollgültig zu regeln. Grund­

sätzlich besitzt darum im demokratischen Rechtsstaat nicht die öffentliche, 

sondern die private Schule die Priorität. Gewiß ist damit ein finanzielles Problem 

verbunden. Es erscheint dem Staat billiger, eine einzige öffentliche Schule zu 

unterhalten als eine Mehrzahl von privaten Schulen mitzufinanzieren und dem 

Anliegen der religiösen Erziehung dadurch entgegenzukommen, daß er (übri­

gens erst in neuerer Zeit und auch nicht überall) die Erteilung des Religions­

unterrichtes durch Vertreter verschiedener Konfessionen in den öffentlichen 

Schulen gestattet. 

Zugunsten der öffentlichen Schule als erstberechtigte, ja überhaupt als die 

„normale" Schule wird außer auf die Staatsfinanzen noch auf die Einstellung der 

Eltern hingewiesen. Viele Eltern wünschten keine private Schule für ihre Kinder. 

Der Grund hierfür ist mehrfach: geringeres Schulgeld oder überhaupt Unent­

geltlichkeit, (scheinbare) Freiheit von Weltanschauung und (angeblich) höheres 

Niveau. Im ersten Grund liegt gerade die Kernfrage. Der zweite Grund ist von 

den Eltern aus verständlich und soll auch berücksichtigt werden. Der dritte 

Grund gilt dort, wo die privaten Schulen nicht so dotiert sind wie die öffent­

lichen, daher für hervorragende Lehrkräfte weniger attraktiv wirken oder sich 

die Lehrmittel nicht in dem Ausmaß wie die öffentlichen leisten können. Der 

erste und der dritte Grund betreffen den gleichen Mißstand, daß nämlich von 

der Staatsgewalt die private Schule gegenüber der öffendichen Einrichtung als 
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zweitrangig, eben als privates Sonderunternehmen und damit auch nicht als 

staatlich unterstützungswürdig betrachtet wird. Es ist ein grundsätzliches 

Mißverständnis, zu meinen, den Staat und seine Kasse gingen nur staadiche 

Institutionen an, wer also vom Staat etwas wünsche, müsse sich verstaatlichen 

lassen. Aus dieser Position ergab sich bei den Staatsbürgern die Tendenz, 

möglichst alle sozialen Anliegen zu staatlichen zu machen, handle es sich nun um 

die Alters- und Invalidenversicherung, Krankenkasse, Wohlfahrtspflege, kari­

tative Tätigkeit, Entwicklungshilfe und anderes mehr. Der Bürger sieht sich 

dadurch entlastet und der Staat seinerseits betrachtet sich nur noch als Hüter 

und Verwalter staadicher Institutionen. Die Bürger wundern sich aber dann 

über die Steuerlast, vor allem auch über die Tatsache, daß sie mit ihrem Steuer­

geld Dinge unterstützen müssen, die sie im Gewissen nicht verantworten 

können, wie z. B. die durch die Krankenkassen zu bezahlenden Millionen 

Abtreibungen. 

Daß es eine staadiche Schule geben muß, soll nicht abgestritten werden. Dafür 

aber darf die private Schule nicht auf den zweiten Rang hinuntergesetzt werden. 

Das Recht der Eltern, die schulische Bildung der Kinder zu bestimmen, gehört 

zu den Grundrechten. Es ist darum abwegig, die privaten Schulen als „Ersatz­

schulen" zu bezeichnen. Die privaten Schulen erfüllen mindestens genau so 

eine öffendiche Aufgabe wie die staatlichen Institutionen. Wenn die privaten 

Schulen vom Staat subventioniert werden, dann ist dies zum kulturellen Vorteil 

des Staatswesens, und nicht nur das, auch finanziell wird der Staat auf anderem 

Gebiet seine Subvention wieder hereinholen. Die weltanschaulich, besonders 

religiös orientierte Erziehung sichert verantwortungsbewußte Bürger. Der Staat 

erspart sich manche späteren Ausgaben wie z. B. in der Rehabilitierung von 

Drogensüchtigen, in der Prävention gegen Kriminalität usw. 

Natürlich bringt die Gleichstellung der privaten Schule mit der öffentlichen 

praktische Probleme mit sich. Aber man sollte nicht den kurzfristig leichteren 

Weg wählen in Dingen, die von weittragender Bedeutung sind. Das anscheinend 

Billigere ist in Wirklichkeit auf weite Sicht oft das Teurere. Die private Initiative 

schafft erfahrungsgemäß in den meisten Fällen produktiver als die staatlichen 

Institutionen. 

Der besprochene Gedankenkomplex wurde von verschiedenen Autoren 

selbst bis zu den Hochschulen ausgeweitet. In privaten Universitäten wäre es 

mit Sicherheit nicht zu den kostspieligen und sozial verhängnisvollen Stu­

dentenrevolten gekommen. Die privaten Hochschulen ständen, so wird erklärt, 

in einem echten Wettbewerb um die Anerkennung ihrer Leistungen. Die Gesell­

schaft könnte den Wert eines Diploms besser einschätzen, als es aufgrund eines 

einheitlichen staatlichen Diploms der Fall ist. Es ist kein Geheimnis, daß das 
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wissenschaftliche Engagement der Studenten an den staatlichen Hochschulen 

im Laufe weniger Jahre rapid abgenommen hat. 

Das Thema braucht hier nicht weiter verfolgt zu werden. Es wurde nur 

gewählt, um zu zeigen, daß es echte öffentliche Aufgaben gibt, die nicht unmit­

telbar vom Staat in die Hand genommen werden sollten, daß der Staat vielmehr 

die Privatinitiative als einen Wert erkennen muß, der für ihn unentbehrlich ist 

und den er selbst nicht zu ersetzen imstande ist, für dessen Verwirklichung er 

stützend und helfend tätig werden soll. Das nennt man Verwirklichung des 

Subsidiaritätsprinzips in der Gesellschaftspolitik. 

Die Bevölkerungspolitik als Aufgabe des Staates 

In der Bevölkerungspolitik ist die Wirkkraft des Subsidiaritätsprinzips wohl 

am schwächsten, d. h. die Bevölkerungspolitik geht den Staat unmittelbar an. 

Ohne Volk und sogar ohne Volk mit einem bestimmten Charakter gibt es keinen 

Staat. Und mit zuviel und mit zuwenig Volk kann der Staat auch nicht bestehen. 

Die Bevölkerungspolitik hat, wie man sieht, zwei Aspekte: einen qualitativen 

und einen quantitativen. 

Qualitative Bevölkerungspolitik. - Der Staat ist nicht nur eine juristische, 

sondern auch und vor allem eine gesellschaftliche Einheit. Diese drückt sich aus 

in dem Ziel der gemeinsamen Bewältigung der Lebensaufgaben aller Glieder. 

Voraussetzung einer solchen umfassenden Gemeinschaft ist die geistige Disposi­

tion eines jeden Gliedes zu aktivem friedlichem Zusammenleben mit den 

anderen. Wie man aus Erfahrung weiß, ist diese Voraussetzung in beträcht­

lichem Maß abhängig von somatischen, näherhin ethnischen Elementen. 

Bevölkerungspolitik ist zwar keine Rassenpolitik. Der Staat kann aber über die 

Verschiedenheit der Rassen nur hinwegsehen, wenn alle verschiedenen 

ethnischen Gruppen sich dem übergeordneten staatlichen Zusammenleben voll 

und ganz integrieren. Ein untrügliches Zeichen dieses Integrationswillens ist 

dann gegeben, wenn Eheschließungen zwischen Angehörigen verschiedener 

ethnischer Gruppen als Selbstverständlichkeit, jedenfalls soziologisch als völlig 

störungsfrei empfunden werden. Der Gedanke des Aristoteles, daß der Staat die 

ausgeweitete Familiengemeinschaft sei, hat seine praktische Bedeutung nicht 

verloren. Je kleiner der Staat ist, um so stärker wird das Element der Akzeptanz 

einer gewachsenen und gefestigten Tradition als Voraussetzung der geistigen 

Integration empfunden. Daraus erklärt sich z. B. die peinliche Vorsicht, mit der 

in der Schweiz Ausländer eingebürgert werden. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hat im Zuge der politischen Wirren eine 

Völkerwanderung von Flüchtlingen eingesetzt. Einzelne Staaten sind überflutet 

von fremden Völkern und Rassen. Dadurch wurde das Problem der staatlichen 
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Integrität verschärft. Wenn die Flüchtlinge nur vorübergehend in einem Land 

Aufnahme finden, haben sie das Recht, sich im Sinn ihrer Kultur und Tradition 

als eigene Gruppe zu fühlen und, soweit dies möglich ist, ihre eigenen Insti­

tutionen wie z. B. die Schule zu unterhalten. Wenn sie aber ansässig werden 

wollen, dann bleibt ihnen nur die Integration in die neue Staatsgemeinschaft, mit 

den entsprechenden Konsequenzen bezüglich Schul- und Bildungswesen. Sonst 

verlöre der Staat, der sie aufnimmt, seine Identität. Der Verzicht der Flüchtlinge 

auf die liebgewonnenen Traditionen mag hart sein. Er ist aber erträglicher -

gerade auch für die Flüchtlinge selber - als der dauernde Unfriede, der durch die 

Verweigerung der Integration entstehen würde. Die staatliche Gewalt muß um 

so mehr auf diese totale Integration achten, wenn die Einwandernden die Alt­

eingesessenen hinsichtlich der Kinderzahl übertreffen. 

Zur qualitativen Bevölkerungspolitik gehört auch die Eugenik, d. h. die Sorge 

für einen erbgesunden Nachwuchs. Daß der Staat kein Recht hat, zur Verhin­

derung lebensuntüchtigen Nachwuchses die Sterilisierung gesetzlich vorzu­

schreiben oder durch geldliche Honorierung attraktiv zu machen, müßte klar 

sein. Die verschiedenen von der Wissenschaft vorgeschlagenen positiven 

Methoden, nämlich der Züchtung lebenstüchtigen Nachwuchses, brauchen hier 

nicht besprochen zu werden. Ganz abgesehen davon, daß diese Methoden erst 

noch mindestens die Jahrhundertprobe bestehen müßten, sind sie wegen ihrer 

Zielsetzung grundsätzlich in Frage zu stellen. Wird die kommende Generation 

glücklicher sein, wenn sie vornehmlich aus Intelligenzen besteht? Das Glück 

besteht nicht im Wissen, noch im Reichtum, sondern in der sittlichen Voll­

kommenheit. Diese zu züchten, wird der Genforschung nie gelingen. Das 

Entscheidende ist die Familienpolitik samt den damit verbundenen sozialpoli­

tischen Maßnahmen wie z. B. die Wohnungsbaupolitik. 

Quantitative Bevölkerungspolitik. - Daß ein Staat wegen zu starken Gebur­

tenrückgangs in seiner Existenz gefährdet wäre, ist nicht zu befürchten, da der 

Zuzug von auswärts automatisch einsetzt. Es ergibt sich aus dieser Einwande­

rung nur das bereits besprochene qualitative Problem der Identität des Staats­

volkes. Gravierend ist die gegensätzliche Erscheinung, nämlich die Bevölke­

rungsexplosion. Die Methode der Sterilisierung, wie immer sie angewandt wird, 

auf gesetzliche Vorschrift oder durch verlockende Motivation der Freiwilligkeit, 

hat sich bereits als naturwidrig erwiesen. In den neuesten Besprechungen auf der 

Ebene der U N O hat man davon Abstand genommen. Man hat heute mehr 

Vertrauen auf die Hebung des Lebensstandards, weil damit erfahrungsgemäß 

eine Abnahme der Geburten verbunden ist. Doch wird auch auf diese Weise das 

Problem nicht gelöst sein, ganz abgesehen davon, daß der Prozeß der Hebung 

des Lebensstandards auf weltweiter Ebene nicht in Jahrhunderten ans Ende 
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kommen wird. In der Zwischenzeit ist die Weltbevölkerung gigantisch ge­

wachsen. Im Grunde ist das Problem, wenn überhaupt, nur lösbar, wenn sich 

alle Menschen 1. generativ in Verantwortung für die gesamte Menschheit 

verhalten und 2. in der Empfängnisverhütung entsprechend der Natur verhalten, 

d. h. unter Vermeidung künsdicher Eingriffe. Die moralische Seite der Familien­

planung ist nicht zu unterschätzen, da die Nicht-Respektierung natürlicher sitt­

licher Normen Schäden physischer, psychischer und in der Folge sozialer Natur 

zur Folge hat. Wer möchte aber begründeterweise annehmen, daß diese beiden 

grundlegenden Bedingungen je erfüllt werden? Mit anderen Worten: das 

Problem der Bevölkerungsexplosion wird nie gelöst werden. 

Wie soll der ausgesprochen stärkste Trieb des Menschen durch den Willen des 

einzelnen auf das Gemeinwohl und dazu das der ganzen Menschheit ausge­

richtet werden? Es ist schon ein schwieriges Unternehmen, einen Menschen 

zur Zähmung seiner Konsumleidenschaften zu bringen, obwohl man ihm klar 

macht, daß er sonst schwerste gesundheidiche Schäden in Kauf nehmen müsse. 

Das Motiv, daß er zudem der Gemeinschaft (Krankenkasse) finanzielle Opfer 

auferlegt, hätte ebensowenig eine Chance, angenommen zu werden. 

FÜNFTER ARTIKEL 

DER HAUSHALT DES STAATES 

Der Steuerstaat 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben braucht der Staat Finanzen. Es fragt sich 

hierbei, welche Aufgaben der Staat finanziell decken muß und woher er die 

Mittel bezieht, d.h. wen er belastet. Die erste Frage ist mit dem Problem 

identisch, inwieweit der Staat für die Verwirklichung des Gemeinwohls enga­

giert sein muß. Die zweite Frage berührt die Verteilung der Steuerlast. 

Wie man leicht erkennt, ist die gesamte Fragestellung nur möglich aufgrund 

der Annahme, daß der Staat als politische Ordnung gefaßt wird, die von der 

Wirtschaft und von der Gesellschaft unterschieden ist. Wie früher dargelegt, ist 

diese Unterscheidung nicht dem Gemeinwohlbegriff als solchem, d.h. dem 

Gesamtwert oder Gesamtziel der Gesellschaft zu entnehmen. Sie ergibt sich 

vielmehr erst auf der zweiten Erkenntnisebene, wo es um die Verwirklichung 

des Gemeinwohls als obersten Wertes geht. Will man keinem logischen, in der 

Folge verhängnisvollen Fehler erliegen, dann hat man die Frage nach der Finan­

zierung der Staatsausgaben ganz oben anzusetzen, nämlich beim Staat, der sich 
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unbesehen einer etwaigen Unterscheidung von Staat, Wirtschaft und Gesell­

schaft um das Gemeinwohl kümmert. Dies mag sehr nach reiner Theorie 

aussehen. Ohne sie aber würde der Maßstab fehlen für die Beurteilung der 

verschiedenen Auffassungen über Sinn und Zweck der Steuern, vor allem auch 

über die Steuermoral, sei es die des Staates oder des Individuums. 

In der Diskussion über die Steuern wird durchweg davon ausgegangen, daß 

die Verschiedenheit des Staates von der Gesellschaft und der Wirtschaft natur­

rechtlicher Art sei. Wenn dem so wäre, dann müßten die drei Ordnungen in der 

Praxis voneinander hermetisch abgetrennt werden. Es gäbe dann keine Inter-

dependenz der Ordnungen. Tatsächlich folgen jene Ökonomen, die rein ökono­

misch denken, dieser Logik im Sinn der theoretisch (formal) gefaßten Produk­

tivität. Die Wirtschaft um des Gemeinwohls willen mit Steuern zu belasten, 

wird darum, wie von liberaler Seite zurecht betont wird, theoretisch und rein 

formal ein Widerspruch. 

Wenngleich man diese liberale Begründung der Unterscheidung von Wirt­

schaft, Gesellschaft und Staat realistisch nicht nachvollziehen kann, so gilt doch 

trotz aller Interdependenz für den Rechtsstaat eine möglichst klare Unter­

scheidung der drei Ordnungen. Der Staat in der Supposition der Dreiteilung 

(Wirtschaft, Gesellschaft, Staat) ist ein anderer als derjenige der höheren 

Erkenntnisebene, auf der diese Dreiteilung noch nicht gedacht ist, d. h. in der 

höchsten sozialethischen Wertanalyse der Gesellschaft. Privateigentum gibt es 

noch nicht auf dieser Ebene. Es ist allerdings auch nicht positiv ausgeschlossen. 

Die Vertreter des Naturrechts sprachen daher von einem „negativen Kommu­

nismus". 

Von Steuern im eigendichen Sinn kann hier keine Rede sein, denn mit dem 

Begriff der Steuer verbindet sich der Gedanke, daß der einzelne für sich etwas als 

sein Eigentum erworben hat, von dem er einen Teil dem Staat für seine 

Aufgaben abtreten muß. 

K. Marx hat diese philosophischen Wertüberlegungen unvermittelt auf die 

Wirklichkeit übertragen und aus dem negativen den positiven Kommunismus 

gemacht. Da alles dem Staat gehört, braucht er keine Steuern zu erheben. Viel­

mehr verteilt er die Arbeit und nimmt den gesamten Ertrag an sich, um daraus 

einem jeden das zuzuteilen, was seiner Leistung und seinem Bedürfnis 

entspricht. Der Übersichtlichkeit halber teilt er den Gesamtertrag in verschie­

dene Fonds auf. 

Nachdem auf der empirischen Ebene die private Initiative und mit ihr das 

Privateigentum als der wirkungsvollste Weg zur Sicherstellung von Leistung 

und Ertrag erkannt worden ist, sieht die Verantwortung des Staates für das 

Gemeinwohl ganz anders aus. Nicht mehr der Arbeitszwang, sondern die 
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Mobilisierung des Eigeninteresses steht im Vordergrund, weil davon die sozial­

wirtschaftliche, durch das Eigeninteresse bewirkte Produktivität abhängt. 

Damit steht der Staat vor der verwickelten Frage, in welcher Weise das Eigen-

interesse mit der durch den Gemeinwohlbegriff bestimmten allgemeinen Wohl­

fahrt in Einklang zu bringen ist. Wir erleben dieses Problem spürbar auf einem 

anderen Gebiet, dem Spannungsfeld zwischen Ökologie und Technologie. 

Analog sieht sich die Finanzwirtschaft hinsichdich der Steuern einem Knäuel 

von Problemen gegenübergestellt. Ohne sozialwirtschaftlichen Ertrag gibt es 

keine allgemeine Wohlfahrt. Der sozialwirtschaftliche Ertrag hängt aber ent­

scheidend von den aus Eigeninteresse erbrachten Leistungen ab. Anderer­

seits garantieren diese allein noch nicht jenen Ertrag, der dem Gesamtwohl der 

Gesellschaft entspricht. Nicht zuletzt geht es um die Abwägung von Kultur und 

technischem Fortschritt. 

Die wirtschaftspolitischen Voraussetzungen des Steuerstaates 

Die erste Aufgabe des Staates, der Steuern erheben will, besteht in der Sorge 

um eine Wirtschaftsordnung, die nicht nur materiell produktiv ist, sondern auch 

die soziale Komponente berücksichtigt: Vollbeschäftigung, Strukturpolitik 

(selbständiges Gewerbe, Agrarwirtschaft, Regionalpolitik), Konjunkturlenkung 

zur Sicherung und Steigerung des Lebensstandards. Eine Reihe von sozialen 

Problemen, die verschiedentlich der Steuerpolitik zugeschrieben werden, gehört 

zur Wirtschaftspolitik. Allerdings müssen die Kosten der staatlichen Admini­

stration in der Erfüllung dieser Aufgaben aus Steuergeldern bestritten werden 

(reine Fiskalsteuer). Daß diese Steuer der Wirtschaft angelastet wird, ist gemäß 

dem Kausalprinzip selbstverständlich. 

Die sozialpolitischen Voraussetzungen des Steuerstaates 

In dem Maße, wie die sozial geordnete Wirtschaft den Anforderungen des 

Gemeinwohls nicht zu entsprechen vermag, tritt der Steuerstaat als Umverteiler 

in Aktion, sofern nicht vorgängig Selbstverwaltungskörperschaften die Um­

verteilungsprobleme lösen können. Daß zunächst in Eigenverantwortung 

handelnde Selbstverwaltungskörperschaften in die Pflicht genommen werden 

müssen, entspricht dem Gesetz der Eigenvorsorge und Eigenverantwortung, 

dem Subsidiaritätsprinzip, das nicht nur für die Wirtschaft, sondern auch für die 

soziale Ordnung gilt. Der Steuerstaat ist demnach der Letztverantwortliche. 

Das Leistungsprinzip des freiheitlichen Rechtsstaates ist - darin haben die 

Liberalen recht - zunächst ein individualistisches Nutzenprinzip. Es hat aber 

zugleich eine soziale Note. Denn das Gemeinwohl ist identisch mit dem perso­

nalen Wohl aller. Es kommt dann nur darauf an, daß auch wirklich alle ihr Wohl 
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finden. Aber ohne das Motiv des individuellen Nutzens wird nun einmal nichts 

geleistet. Als Folge des Kausalprinzips verlangt das Leistungsprinzip, daß der­

jenige, der von anderen eine Leistung erwartet, sie auch bezahlt. Der Ruf nach 

dem Steuerstaat ist also solange nicht gerechtfertigt, als diese Regel im gesell­

schaftlichen Raum nicht erfüllt ist. Die Autobahn z. B. ist von denen zu bezah­

len, die sie benutzen. Würde im Bereich der Krankenkassen das Kausalprinzip 

befolgt, dann würden die übertriebenen technischen Investitionen von Kran­

kenhäusern und Ärzten heruntergeschraubt und würde der unverhältnismäßige 

Andrang von Studenten zum medizinischen Studium durch den numerus clau­

sus gedämpft, wo es noch nicht geschehen ist. Das Kausalprinzip, auf den 

Gesamtbereich des Gesundheitswesens angewandt, schließt die Möglichkeit der 

Umverteilung innerhalb des Kreises der Versicherten nicht aus. Jede Versiche­

rung ist wesentlich ein Organismus der Umverteilung von Risiken. Gleiches gilt 

auch von der Alters- und Invalidenversicherung. 

Der Steuerstaat als Helfer in der Not 

Es lassen sich natürlich bei weitem nicht alle sozialen Aufgaben durch Selbst­

verwaltungskörperschaften erledigen. Die Linderung von unvorhergesehenen 

und unvorhersehbaren Notfällen, die Entwicklungshilfe (wenigstens teilweise), 

vor allem auch die kulturellen Leistungen und die Ausbildung, die wirtschaftlich 

nicht honoriert werden, die wirtschaftlichen Krisen erfordern staatliche Hilfs­

maßnahmen. Nutzenempfänger dieser staatlichen Mittel sind nicht allein die 

einzelnen Gruppen in Wirtschaft und Gesellschaft, sondern alle. Auch die Wirt­

schaft zieht daraus ihren Nutzen. Ohne ausgebildete und vor allem mit einem 

hohen Leistungsethos und Verantwortungsbewußtsein für das Gemeinwohl 

ausgestattete Kräfte wäre sie, besonders im Zeitalter der Technologie, gegenüber 

der Konkurrenz machtlos. Die Wirtschaft ist darum auch dem nicht-wirtschaft­

lichen Sektor verpflichtet. Hier versagen alle liberalen Steuertheorien, die unter 

dem Namen der Nutzenmaximierung und Opferminimierung kursieren. Ent­

scheidend ist, daß der Staat einzig die wirtschaftlich nicht abwägbaren und mit 

dem individuellen Nutzen- und Kausalprinzip nicht faßbaren Gemeinwohl­

werte mit Steuergeldern unterstützt. 

Die Verteilung der Steuerlast 

Ein besonders schweres Kapitel in der Ethik der Steuerpolitik ist die Frage, 

wen der Staat belasten darf oder soll und in welchem Maß er die einzelnen 

belastet28. 

28 Vgl. hierzu: KLAUS HERMANN OSSENBÜHL: Die gerechte Steuerlast, Prinzipien der Steuer­
verteilung unter staatsphilosophischem Aspekt, Sammlung Politeia XXVII, Heidelberg - Löwen 
1972. 
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Das Thema ist von grundlegender Bedeutung für die Steuermoral. Es ist 
wirkungslos, die Hebung der Steuermoral zu predigen und mit rechtlichen 
Mitteln gegen Steuerhinterziehung anzugehen, wenn der Staat Aufgaben an sich 
gezogen hat (wenngleich unter dem Druck verschiedener Gruppen), die ihm 
eigentlich nicht zustehen, und eine Steuerpolitik betreibt, die das Leistungs­
prinzip ignoriert. 

Die Steuer ist erstens die Bezahlung der administrativen Tätigkeit des Staates, 
des Hüters der Freiheit und der ordnenden Kraft des Staatswesens (Fiskal­
steuer). Sie ist zweitens eine Abgabe an den Staat von Seiten aller derjenigen, die 
aus der Wirtschaft Erträge gewinnen, im Interesse der Gemeinwohlaufgaben des 
Staates (Sozialsteuer). Der Ökonom fragt sich, wie bereits erwähnt, ob man der 
Wirtschaft zusätzlich zu der der Konkurrenzwirtschaft eigenen sozialen 
Leistung noch typisch soziale Lasten aufbürden kann, da sich dadurch die 
ureigene Leistungskraft der Konkurrenzwirtschaft vermindert. Andererseits 
ist, worauf ebenfalls bereits hingewiesen wurde, gerade die Wirtschaft von einer 
ausgewogenen und allseits befriedeten Gesellschaft abhängig. Sie muß darum 
gemäß ihrer Leistungskraft ihren Tribut für die gesellschaftlichen Aufgaben 
leisten. 

Wir stoßen hier auf den in der Finanzwissenschaft für die Verteilung der 
Steuerlast angerufenen Begriff der „Leistungsfähigkeit". Gemäß dem Grundsatz 
der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit soll derjenige, der etwas besitzt und 
von diesem seinem Besitz etwas an das Gemeinwohl abgeben kann, im Maß 
dieser Abgabefähigkeit (= Leistungsfähigkeit) besteuert werden. Wie man deut­
lich sieht, schillert dieser Begriff der Leistungsfähigkeit nach zwei Seiten hin: 
leistungsfähig, etwas zu tun, und leistungsfähig, etwas abzugeben von dem, was 
man erworben hat. Da der Staat das von ihm benötigte Geld nur dort holen 
kann, wo es liegt, wo also etwas geleistet worden ist, bedeutet Leistungsfähigkeit 
für ihn als Steuereinnehmer einzig Abgabefähigkeit. Wo bleibt dann der 
Leistungsunwillige? Er lebt unter Umständen von der Abgabefähigkeit seiner 
Mitmenschen. In der freien Gesellschaft kann man ihn nicht zur Arbeit zwingen. 
Hier begegnen wir einem der Grundübel eines Sozialstaates, der es nicht 
versteht, Eigentum und Leistung zu honorieren. Es mag gerecht sein, daß 
jemand, der noch Eigentum besitzt, zunächst auf dieses zurückgreift, bevor er 
Sozialhilfe in Anspruch nimmt. Man weiß aber, daß alte Leute, die mit viel Fleiß 
und Verzicht ein kleines Eigenheim erworben und schuldenfrei erhalten haben, 
die steigende Immobiliensteuer nicht mehr verkraften und so unter Umständen 
zum Verkauf ihres Heimes gezwungen sind. Es war schon vorher eine kaum zu 
rechtfertigende Belastung, daß die Eigennutzung ihres Eigenheims als Miet­
einnahme versteuert werden mußte. Hingegen kann der, der bei gleichem 



Der Haushalt des Staates 215 

Einkommen nicht gespart und nicht verzichtet und alles verzehrt hat, im Alter 

sich sorglos auf den Staat verlassen. Der Arbeiter, der seine mit viel Verzicht 

gesammelte Ersparnis auf ein Sparbuch legt und sie damit der Wirtschaft und 

dem Gemeinwohl zur Verfügung stellt, muß in verschiedenen Ländern dieses 

sozial wirksame Vermögen versteuern, unbesehen der Tatsache, daß der geringe 

Zins die durch die schleichende Inflation verursachte Wertminderung nicht 

aufwiegt. Die Beispiele sollen nur zeigen, daß der Grundsatz der Besteuerung 

gemäß der Leistungsfähigkeit mit dem Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit 

nicht identisch sein kann. Nun braucht allerdings der Staat für die Aufgaben, die 

er zu erfüllen hat, sein Geld. Er kann es aber nur beim Leistungswilligen holen. 

Dieser zahlt dann seinen Tribut an die freie Gesellschaft. 

Heißt dies nun, daß die steuerrechtliche Leistungs-, also Abgabefähigkeit mit 

dem Einkommen steigt ? Verschiedene Autoren verwerfen die Steuerprogres­

sion, weil diese dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit widerspricht. Andererseits ist 

zu bedenken, daß der Reichtum seine Existenz nicht einzig der Eigenleistung, 

sondern auch der gesamten sozialwirtschaftlichen Ordnung verdankt. Das 

Problem ist nicht ohne Kompromiß zu lösen, der nun einmal zur freiheidichen 

Ordnung gehört. Bei krassen Klassenunterschieden zwischen arm und reich ist 

die Umverteilung und damit die maßvolle Progression eine unabwendbare Not­

wendigkeit. Der Friede in einer freien Gesellschaft hat seinen eigenen Preis. 

Streng nach ökonomischem Gesichtspunkt kann eigentlich nur der in den 

privaten Konsum wandernde Teil besteuert werden. Nur ist zu bedenken, daß 

bereits die natürlichen Ressourcen sozial belastet sind. Diese haben ihren Preis. 

Wer Grund und Boden besitzt, muß damit für die Gesamtheit etwas leisten. Im 

Konsumsektor bedeutet allerdings der Eigenbesitz des einzelnen für die 

Gesamtheit eine Entlastung. Wer für sich selbst sorgt, erfüllt bereits einen Teil 

der Gemeinwohlforderung. Andererseits braucht es einen Maßstab, um zu 

bestimmen, welcher Besitz im Sinn der Eigenvorsorge noch sozial zu recht­

fertigen ist. 

Im Produktivsektor gilt ähnliches. Die soziale Belastung der natürlichen 

Ressourcen erfordert eine Nutzung, die dem Gemeinwohl dient. Dieses besteht 

aber nicht nur in der Gütermenge. Die Produktivität allein ist dafür kein 

Maßstab (vgl. Ökologie). 

Vom Steuerpolitiker ist ein gerütteltes Maß an Lebensweisheit gefordert, 

damit er in klugem Ermessensurteil die Spannung von privatem Eigentum und 

wirtschaftlicher Produktivität einerseits und durch Privateigentum und private 

Disposition nicht zu erfüllenden Gemeinwohlforderungen andererseits aufhebt, 

eine Aufgabe, die mehr moralisches Empfinden für die Lebenswerte als ratio­

nales Kalkül voraussetzt. 
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Im einzelnen kann hier auf die verschiedenen, die Wirtschaft betreffenden 

Steuern nicht eingegangen werden (z.B. Körperschaftssteuer, Kapital- und 

Kapitalertragsteuer, Lohnsummensteuer usw.). Es wird vor allem darauf zu 

achten sein, daß nicht nur die rein ökonomische Produktivität ins Auge zu fassen 

ist, sondern ebenfalls die vielgefächerte Struktur der Wirtschaft. Zu denken ist 

hierbei an die gewerbliche Wirtschaft, die sogenannten mittelständischen Unter­

nehmen, die zum großen Teil arbeitsintensiv sind. 

Die Steuermoral 

Die vielen ethischen Überlegungen, die für eine gerechte Zielsetzung der 
Steuerpolitik und erst recht für eine gerechte Verteilung der Steuerlast not­
wendig sind, übersteigen die geistige Kraft eines einzelnen und auch einer ganzen 
Gruppe. Das Problem der gerechten Steuer scheint somit unlösbar. Dazu 
kommt in der Wirklichkeit das unersättliche Bedürfnis des Staates und die Eile, 
mit der das nötige Geld eingetrieben werden muß. Wenn schon rein theoretisch 
die gerechte Steuer Gegenstand trügerischer Hoffnung ist, dann ist sie in der 
Wirklichkeit völlig illusorisch. Was kann demnach die Staatsgewalt anderes tun, 
als die Bürger zur Hebung der Steuermoral hinsichtlich des von ihr ersonnenen 
Steuersystems zu ermuntern, gegebenenfalls diese Moral auch mit rechtlichen 
Mitteln zu erzwingen? Damit wird das sozial ethische Problem der Steuermoral, 
d. h. der gerechten Steuer, auf die Ebene der Individualmoral verlagert, indem 
man an den Gehorsam des Bürgers appelliert. 

Der Ruf nach Hebung der individualethischen Einstellung zu den vom Staat 
geforderten Steuern kann nur unter folgenden Bedingungen Gehör finden: daß 
der Staat erstens nur für jene sozialen Aufgaben Steuern erhebt (abgesehen von 
den reinen Fiskalsteuern), die allein er zu erfüllen imstande ist bei möglichster 
Anerkennung des Kausalprinzips und der eigenverantwortlichen Körper­
schaften, daß er zweitens höchst sparsam mit den Steuergeldern umgeht und 
drittens bei der Verteilung der Steuerlast die Leistungsfähigkeit mit dem 
Leistungswillen ins Gleichgewicht bringt. 

Die Moralisten erklären allgemein, der einzelne könne aus eigener Erkenntnis 
die Erfüllung dieser Bedingungen nicht beurteilen. Und selbst dann, wenn er 
dazu fähig wäre, sei es ihm nicht gestattet, seine Steuererklärung zu fälschen. Es 
stände ihm nur die Mitbeteiligung an den Bemühungen um eine Steuerreform 
offen. 

Das so vorgetragene Argument reicht allein nicht aus, um den „Wissenden" 
von der Steuerhinterziehung moralisch abzuhalten. Es handelt sich vielmehr im 
Grund um ein Anliegen der distributiven Gerechtigkeit. Der Großteil der 
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Bürger - und das sind die abhängig Arbeitenden - ist vollständig kontrollierbar. 
Diesen schadet derjenige, dem es möglich ist, die Steuererklärung zu fälschen. 

Der Umstand, daß der Staat seine sozialethische Verpflichtung für ein 
gerechtes Steuersystem durch die Forderung an die individuelle Steuermoral des 
leistungsfreudigen und sparsamen Bürgers zu ersetzen geneigt ist, wird immer 
ein Hemmnis bleiben für das Vertrauen, das der Bürger braucht, um bereitwillig 
seine Steuern zu bezahlen. Wie sehr sich der Staat oft nicht nur über die Forde­
rung nach Gerechtigkeit in der Verteilung der Steuerlast, sondern auch über 
fundamentale Moralforderungen hinwegsetzt, zeigt sich dort, wo er die im 
sogenannten eheähnlichen Verhältnis (Konkubinat) lebenden Partner, die beide 
ihr eigenes Vermögen und Einkommen haben, weit geringer belastet als ein 
Ehepaar mit Einkommen von Mann und Frau. Das Ehesplitting ist bei weitem 
nicht die Regel (momentan nicht einmal in der Schweiz)29. Die kinderreiche 
Familie ist in vielen Ländern steuerrechtlich benachteiligt. Nicht ausgeschlossen 
ist, daß dies sogar aus Bevölkerungsgründen erwünscht ist, so daß (wie in 
China) die Sonderbesteuerung der kinderreichen Familie einer Strafe gleich­
kommt. 

Betrachtet man die Steuerpolitik gesamtheitlich unter ethischem Aspekt, 
dann macht sie, wie überhaupt die bürokratische Gesellschaftspolitik, den 
Eindruck eines prinzipienlosen Pragmatismus, dessen Mängel dem hilflosen 
„leistungsfähigen" Steuerzahler aufgelastet werden. 

Unter all diesen Umständen wird es schwer, sogar unmöglich sein, das 
Gewissen des Steuerzahlers zu mobilisieren. 

Zum Familiensplitting siehe 4. Kap., 3 (Familienlastenausgleich) S. 126f. 
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Vorbemerkung 

Die Einteilung der Bibliographie entspricht der von mir herausgegebenen 

„Bibliographie der Sozialethik" unter Ziffer III. Die „Bibliographie der Sozial­

ethik", die in elf Bänden erschienen ist, umfaßt die Literatur von 1956-1979 

(Editions Valores, CH-1783 PENSIER/FRIBOURG). 

Die Bibliographie dieses (III.) Bandes enthält nur die unmittelbar zu diesem 

Teil gehörigen grundsätzlichen Veröffentlichungen. Zur Vervollständigung 

müssen die bibliographischen Angaben der anderen Teile miteingesehen 

werden. Jene Werke, welche Themen aller fünf Teile der Sozialethik beinhalten, 

sind hier nicht nochmals aufgeführt, auch wenn sie in den einzelnen Kapiteln 

Themen des III. Teiles enthalten. Gleiches gilt für die verschiedenen Lexika. Sie 

müssen im ersten Teil gesucht werden. Auch ist zu beachten, daß sehr viele Titel 

aus Teil III sich mit solchen anderer Teile kreuzen. So sind z. B. Veröffent­

lichungen über den Staat nicht nur staatsphilosophischer, sondern zugleich und 

mehr rechtsphilosophischer (IL Teil) und politischer Natur (V. Teil). Die 

gesamte marxistische Literatur, auch wenn sie teilweise in den III. Teil fällt, steht 

in Teil I, 11.7.2. Die Titel betreffend „Unterentwickelte Länder" gehören nur 

teilweise zum III. Teil. Da sie in der Hauptsache wirtschaftlicher Natur sind, 

werden sie auch in Teil IV aufgeführt. Gleiches gilt für Nationalität/Nationa­

lismus (hauptsächlich im V. Teil). Die Kulturfragen, wozu auch die gesellschaft­

lichen Probleme der Technologie gehören, stehen auch in Teil I, 10.6. Das 

Arbeitsrecht verteilt sich je nach dem Schwerpunkt auf III, 16.3.3.3 und IV, 10.4 

usw. 

Die gesamte Literatur von 1956-1979, die bereits in die „Bibliographie der 

Sozialethik" aufgenommen worden ist, wird hier nicht wieder abgedruckt, weil 

dieser Band um mehrere hundert Seiten zusätzlich belastet würde. Der Leser ist 

darum gebeten, die Bibliographie der Sozialethik zur Hand zu nehmen. Was dort 

für das Jahr 1979 fehlt, wurde zusammen mit den Publikationen bis (etwa Mitte) 

1985 hier aufgenommen. In Bd. VII. der „Bibliographie der Sozialethik" 

befindet sich übrigens ein alphabetisches Register zur Auffindung des systema­

tischen Ortes der in der Bibliographie vorkommenden Begriffe. 
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